
This is a digital copy of a book that was preserved for generations on library shelves before it was carefully scanned by Google as part of a project 
to make the world's books discoverable online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 
to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 
are our gateways to the past, representing a wealth of history, culture and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other marginalia present in the original volume will appear in this file - a reminder of this book's long journey from the 
publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prevent abuse by commercial parties, including placing technical restrictions on automated querying. 

We also ask that you: 

+ Make non-commercial use of the file s We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these flies for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain from automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machine 
translation, optical character recognition or other areas where access to a large amount of text is helpful, please contact us. We encourage the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attribution The Google "watermark" you see on each file is essential for informing people about this project and helping them find 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are responsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can't off er guidance on whether any specific use of 
any specific book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search means it can be used in any manner 
any where in the world. Copyright infringement liability can be quite severe. 

About Google Book Search 

Google's mission is to organize the world's Information and to make it universally accessible and useful. Google Book Search helps readers 
discover the world's books while helping authors and publishers reach new audiences. You can search through the füll text of this book on the web 



at jhttp : //books . qooqle . com/ 




Über dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Regalen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfügbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 

Das Buch hat das Urheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in partnerschaftlicher Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nichtsdestotrotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu verhindern. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 

Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche für Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials für diese Zwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google -Markenelementen Das "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser Welt zu entdecken, und unterstützt Autoren und Verleger dabei, neue Zielgruppen zu erreichen. 



Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter http : //books . google . com durchsuchen. 



X 



tv 



L90 







Staats- und sozialwissenschaftliche 
Forschungen 



herausgegeben 



von 



Gustav Schmoller und Max Sering. 



Heft 131. 

Rudolf Claus, Das russische Bankwesen. 




Leipzig. 

Verlag von Duncker und Humblot. 

• * 1908. * 



Das 



russische Bankwesen. 



Von 



Rudolf Claus. 





"N" 



Leipzig, 



Verlag von Duncker & Humblot.* 

• 1908. 



Wf 



Alle Rechte vorbehalten. 




Vorwort. 



Rußland begann mit dem staatlichen Bankwesen; bis zur 
Bankreform im Jahre 1860 kannte es neben einigen städtischen 
Banken fast nur staatliche Anstalten für kurzfristigen sowohl 
wie für langfristigen Kredit. Auch nach der Reform, welche 
die Bankorganisation von Grund aus umgestaltete, hat die 
Regierung durch die Staatsbank auf dem Gebiete des kurz- 
fristigen Kredits eine hervorragende Bedeutung behalten und 
sie durch die staatliche Bauern- und Adelsbank auf dem Ge- 
biete des langfristigen Kredites wieder erlangt. Nach der 
Reform erst begann das Privatbankwesen sich auszubreiten. 
Vorher hätte es keine Entwicklungsmöglichkeit gehabt: der 
Staat nahm das Notenrecht, durch das die Banken sich die 
nötigen Mittel hätten verschaffen können, für sich allein in 
Anspruch, und die Kapitalansammlung und Mobilisierung des 
Kapitals war in Rußland damals noch gering. Ein großer 
Teil der Banken in Westeuropa, besonders die bis zu den 
1850 er Jahren entstanden, suchten ihre Mittel aus der Noten- 
ausgabe zu gewinnen. Auch im Westen sind die modernen 
Banken erst Kinder der letzten Hälfte des vorigen Jahr- 
hunderts, erst nach der Credit mobilier-, der Perei're-Periode 
entstanden. Kreditanstalten auf Grundlage der Gegenseitigkeit 
fanden nach der Reform zuerst in größerem Maße Eingang 
in Rußland; vorher waren nur 4 derartige Anstalten für den 
Bodenkredit und zwar in den nichtrussischen Gebieten, in 
den Ostseeprovinzen und in Polen, entstanden. Es folgten in 
den 60 er und 70 er Jahren die Aktienbanken. Entsprechend 
diesem Entwicklungsgange sind in der vorliegenden Arbeit 
zuerst die Kreditanstalten Jpis zur Bankreform behandelt, dann 
die staatlichen und städtischen Institute und schließlich die 
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Gegenseitigkeits- und die Aktienbanken. Die Kleinkredit- 
anstalten, die eine Gruppe für sich bilden, sind in einem be- 
sonderen Abschnitt dargestellt. Der zweite Teil der Arbeit 
soll zeigen, in wie weit die einzelnen Bankarten für die ein- 
zelnen Geschäfte in Betracht kommen. 

Die Arbeit war als Gegenstück zu dem Werk Jaffas über 
das englische Bankwesen (Jaff£, Edgar: Das englische 
Bankwesen. [Staats- und sozialwissenschaftliche Forschungen. 
Band 23, Heft 4] Leipzig 1904) gedacht. Bei der gewaltigen 
Bedeutung des Agrarkredits und des Kleinkredits für Ruß- 
land konnten diese bei einer Darstellung nicht übergangen 
werden. Die ganze Verschiedenartigkeit der Volkswirtschaft 
und der Entwicklung des Bankwesens in England und Ruß- 
land erforderte eine andere Behandlung. In Rußland entstand 
— im Gegensatz besonders zu England — im Bankwesen so 
ziemlich alles „von oben herunter" ; deshalb mußten die 
Regierungserlasse, die übersichtlich in der „Vollständigen 
Sammmlung der Gesetze des Russischen Reiches" enthalten 
sind , als die wesentlichste Grundlage dienen , und deshalb 
muß hier die Gesetzesgeschichte einen breiten Raum ein- 
nehmen. Dies ist der eine wesentliche Unterschied in der 
Darstellung gegenüber Jaffa. Der andere besteht in d#r 
weniger ausführlichen Schilderung der tatsächlichen Geschäfts- 
übung. Jaffa konnte sich auf eine hundertjährige große und 
hervorragende, z. T. klassische Spezialliteratur, auf ein lang- 
jähriges, vorzügliches Zeitschriftenwesen stützen. Derartige 
Hilfsmittel stehen bei einer Darstellung des russischen Bank- 
wesens nur in geringem Ausmaß zur Verfügung, und die 
mangelhafte Organisation des Buchhandels in Rußland oder 
besser das Fehlen einer Organisation erschwert die Beschaffung 
des Vorhandnen ganz ungemein und macht sie oft — be- 
sonders wenn es sich um Broschüren handelt — unmöglich. 
Diese Lücke kann nur durch eigne Erfahrung und An- 
schauung ausgefüllt werden, was aber bei der Ausdehnung 
des russischen Reiches sehr viel schwieriger ist als anderswo. 
Sehr förderlich in dieser Richtung war mir meine frühere 
Tätigkeit in einem Moskauer Bankgeschäft, nachdem ich vor- 
her in einer deutschen Kreditanstalt 3Va Jahre gearbeitet hatte. 
Aber eine so eingehende Darstellung der Arbeitsteilung im 
Bankwesen, wie sie Jaflfö bietet, wäre nur nach Jahrzehnte- 
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langer Tätigkeit in russischen Banken möglich. Die Kennt- 
nis der russischen Sprache war ein anderes wesentliches Hilfs- 
mittel; sie ermöglichte mir, überall auf die Quellen zurück- 
I zugehen. Leider wird so viel über Rußland geschrieben, 

} ohne Kenntnis der Eigenart des russischen Volkes, die man 

erst durch die Sprache richtig verstehen kann. Ich möchte 
I auch hierauf manche Abweichung in meiner Auffassung der 

russischen Verhältnisse von der wie sie in der letzten Zeit, 
' besonders während des russisch-japanischen Krieges, vertreten 

worden ist, zurückführen. Ich sehe dabei von tendenziösen 
Schriften ab, die aus politischen Gründen — besonders von 
i sozialistischer Seite — schlecht über den Zarenstaat urteilen, 

und den von der Regierung lanzierten Nachrichten, die alles 
' im rosigsten Licht spiegeln. Politische Interessen beeinflußen 

übrigens vielfach auch die Ansichten der Russen selbst über 
das Bankwesen; fast jede Maßnahme der Regierung, auch die 
auf dem Gebiete des Bankwesens, ruft bei der Opposition 
I eine scharfe und häufig unberechtigte Kritik hervor. Die 

! russische Intelligenz, besonders auch die journalistisch tätige, 

} rekrutiert sich zum großen Teil aus Kreisen, die von Haus 

! aus unvermögend sind und deshalb weniger Verständnis für 

das Bankwesen und das praktische Wirtschaftswesen über- 
haupt mitbringen. 
I Durch einige Anmerkungen habe ich darauf hingewiesen, 

daß die eine oder andere Erscheinung auch im Westen zu 
finden ist; man neigt ja leicht dazu, vieles, was man von 
Rußland hört, für spezifisch russisch zu halten, während es 
bei uns auch vorkommt. 

Zum Schluß möchte ich nicht versäumen, Herrn Prof. 
Schmoller zu danken, in dessen Seminar die Arbeit ent- 
stand, und der ihr durch Aufnahme in seinen Forschungen 
den Weg in die Öffentlichkeit ermöglichte, sowie Herrn Arthur 
) Spiethoff für die Anregung zur vorliegenden Arbeit und 

;• die vielseitige, wertvolle Unterstützung derselben meinen herz- 

lichsten Dank auszusprechen. 

Berlin, März 1908. 

Rudolf Claus. 
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Erstes Kapitel. 
Die staatlichen Kreditanstalten. 



1. Die Kreditanstalten bis zur Bankreform (1860). 

Die Kasse des Münzkontors. In Rußland hatte 
während der Regierung Peters d. Gr. und seiner Nachfolger 
das Kupfergeld das Silber aus dem Umlauf verdrängt, das 
nach dem Staatsbankerott von 1663 zum Währungsmetall ge- 
macht war. Den großen Anforderungen, die die Kriege und 
die Umwälzungen der petrinischen Zeit stellten, konnte im 
unentwickelten Agrarstaat durch Steuern nicht entsprochen 
werden. So fand man, wie in Westeuropa, so auch in Ruß- 
land in der Prägung und Ausgabe unterwertiger Münzen eine 
Einnahmequelle. Dazu wurde von Privatleuten so viel falsches 
Geld in Verkehr gebracht, daß sich im Jahre 1733 in den 
Staatskassen allein 403 Pud * falsches Kupfergeld befand. Die 
Schwerfälligkeit der Zahlungsmittel war natürlich ein großes 
Hindernis für den Handel; ein weiteres bildete die Höhe des 
Zinsfußes. Am Wucher beteiligten sich selbst die Mönche 
mit dem reichen Besitz ihrer Klöster. 

Der erste Versuch, den damals üblichen Zinsfuß von 
12 — 20 °/o herabzusetzen und dem Wucher damit Abbruch zu 
tun, wurde von der Kaiserin Anna (1730 — 40) gemacht. Sie 
befahl 2 im Jahre 1733, eine Kasse in Verbindung mit dem 
Mtinzkontor zu errichten, die kurzfristige Vorschüsse auf 
Gold und Silber bis zu 75 °/o des Wertes gegen 8 °/o Zinsen 
geben sollte. Dörfer und Höfe, auch Edelsteine, waren von 
der Beleihung ausgeschlossen; Depositen wurden nicht ge- 
nommen. Trotz des niedrigen Zinssatzes scheinen die Ge- 
schäfte keinen größeren Umfang angenommen zu haben ; man 
findet wenigstens nichts darüber. 



1 Pud = 40 Pfd. russ. = 16,6 kg. 

2 Vollständige Sammlung der Gesetze (im folgenden als V. S. d. Gr. 
zitiert) I, Nr. 6300. 
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Der nächste Versuch ging von der Kaiserin Elisabeth 
(1741 — 62) aus. Generalbergdirektor Graf Minich schlug die 
Ausgabe von Assignaten 1 vor , die aber vom Senat mit 
der Begründung verworfen wurde, daß sie für Rußland 
ungewöhnlich sei, auch schädlich, da die Umwechselung 
Kosten und Verluste verursache, und gefährlich, da sie eine 
fristlose Schuld hervorrufen könne. Durch Ukas vom 13. Mai 
1754 a ordnete die Kaiserin Elisabeth die Gründung einer 
Adels-Leihbank in St. Petersburg und Moskau in 
Verbindung mit dem Senat und die Errichtung einer Handels- 
Lei h b a n k in St. Petersburg in Verbindung mit den Kommerz- 
Kollegien 8 , die von Peter d. Gr. errichtet waren, an. 

Die Adels-Leihbank erstreckte ihre Tätigkeit nur 
auf den großrussischen Adel; 1766 dehnte sie diese auch auf 
die Ostseeprovinzen , 1776 auf Weißrußland, 1883 auch auf 
das Gouvernement Smolensk und Kleinrußland aus. 

Die Bank, deren ursprüngliches Kapital von 750 000 Rub. 
von Katharina IL (1762—96) auf 6000000 Rub. erhöht wurde, 
durfte Edelmetalle und Edelsteine bis zu l U des Wertes, 
aber auch Güter und Dörfer und von 1754 an auch Stein- 
häuser gegen 6 °/o beleihen. Maßstab für die Taxe der 
Güter war die Anzahl der dazugehörigen Bauern; zuerst 
wurden nur 10 Rub. pro Seele gegeben; durch Ukas vom 
11. Dezember 1766 4 wurde die Summe auf 20 Rub. hinauf- 
gesetzt. Die Vorschüsse wurden erst nur auf ein Jahr ge- 
geben, konnten aber zweimal auf je ein Jahr verlängert 
werden; nach dieser dreijährigen Frist sollte das nicht ein- 
gelöste Gut verkauft werden , und dabei die nächsten Ver- 
wandten des Schuldners das Vorkaufsrecht haben. 

Die Bank wurde reichlich in Anspruch genommen, hatte 
aber dennoch wenig Erfolge. Noch mehr als später wurde 
damals der Kredit von den Gutsbesitzern zu Konsumtiv- 
zwecken verwendet und nicht zu Meliorationen, wodurch die 
Sicherheit der Pfandobjekte stark beeinträchtigt wurde. Die 
Schuldner zahlten weder die Zinsen noch das Kapital zurück, 
so daß die Frist der Rückzahlung 1759 auf vier Jahre, 1761 
auf sieben Jahre verlängert werden mußte. Die Bank 
wurde dazu so schlecht verwaltet — eine ordentliche Buch- 



1 Unter Assignaten ist hier und im folgenden nicht die bekannte 
französische , auf Grund von konfiszierten Gutern ausgegebene Art zu 
verstehen, sondern anfanglich nur Trassierungen des Staates auf den 
Metaltfonds staatlicher Banken. 

2 V. S. d. G. I, Nr. 10235. 

3 Die Kommerz-Kollegien, die zuerst von Peter d. Gr. geschaffen 
wurden, setzten sich aus Kaufleuten und Beamten zusammen und 
hatten die Aufgabe, den Handel zu fordern; sie waren also eine Art 
Handelsministerium. 

* V. S. d. G. I, Nr. 12800. 
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ftihrung fehlte — daß sie 1779 von der Assignatenbank 
300000 Rub. Kupfer leihen mußte. 

Die Bestimmung über den öffentlichen Verkauf verfallener 
Güter trat niemals in Kraft und wurde 1761 ganz zurück- 
gezogen. Derartige Güter wurden, entsprechend dem Ukas 
vom 25. Oktober 1761 x , unter die Verwaltung der Kon- 
fiskationskanzlei gestellt; 10 % der Reineinnahmen erhielt 
der Besitzer, 90 °/o wurden zur Tilgung der Schuld verwendet.- 

Im Jahre 1786 wurde die Moskauer Abteilung der Adels- 
Leihbank aufgehoben und die Petersburger von der neu- 
gegründeten Staats-Leihbank übernommen. 

Die Handels-Leihbank gab Kredite auf 1—6 Monate 
an russische Kaufleute, die am Petersburger Handel beteiligt 
waren, unter Verpfandung von Waren bis zur Höhe von 
8 /4 des Wertes. Die Kaufleute mußten Bürgschaft leisten, 
und die Kommerz-Kollegien mußten dem Darlehnnehmer ein 
Zeugnis ausstellen. Von 1764 an war ein Verpfänden nicht 
mehr nötig, es genügte eine Bürgschaft des Magistrates und 
Rates. Groß wurde auch der Geschäftskreis dieser Bank 
nicht; 1770 stellte sie die Beleihungen ein, 1782 wurde sie 
ganz geschlossen. Sie ging erst auf die Adels-Leihbank und 
mit dieser an die Staats-Leihbank über. 

Nach dam Muster der Petersburger Handels-Leihbank 
wurde eine solche in Astrachan im Jahre 1764 gegründet, 
die Wechsel auf Moskau diskontierte. 

Die Kupferbanken. Um eine Erleichterung im Ver- 
kehr der unförmigen Kupfermünzen zu schaffen, wurden auf 
den Rat des Grafen Schuwalow durch Ukas vom 21. Juli 
1758 8 zwei Kupferbanken in Petersburg und Moskau ge- 
gründet mit einem Kapital von je einer Million Rub. Kupfer. 
Sie diskontierten Wechsel und vermittelten den Giroverkehr 
zwischen den beiden Hauptstädten. ' 

Mit Hilfe dieser Institute wurde ebenfalls auf Veranlassung 
des Grafen Schuwalow im Jahre 1760 die Bank des 
Artillerie- und Ingenieurkorps gegründet, deren Kapital 
aus dem Umschmelzen und Prägen von Kupferkanonen ge- 
wonnen wurde. 

Alle diese Ba nken entsprachen nicht den Erwartungen, 
meist infolge ihrer ungen ügend en Organisation und miß- 
bräuchlichen Benutzung seitens der Kunden. "Deshalb wurde 
unter Peter III. (1762) ein großzügiger Plan einer Staats- 
zettelbank ausgearbeitet. Diese sollte ein Grundkapital von 
2 Millionen Rub. aus der Staatskasse erhalten, das auf 
5 Millionen Rub. zu bringen war; dagegen sollte sie Banknoten 
bis zur Höhe von 5 Millionen Rub. in Stückelung von 10, 



1 V. S. d. G. I, Nr. 11344. 
8 V. S. d. G. I, Nr. 10863. 
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50, 100, 500 und 1000 Rub. ausgeben, die zu allen Zahlungen 
an die Staatskasse dienen konnten. Der betreffende Ukas 
vom 25. Mai 1762 * blieb infolge der Ermordung Peters III. 
unausgeführt. 

Die Assignatenbanken. Katharina IL (1762 — 96) 
nahm den Plan der Errichtung einer Bank wieder auf; der 
Entwurf Peters III. war aber gänzlich verändert worden. Das 
Manifest vom 29. Dezember 1768 2 befahl die Errichtung von 
2 Assignatenbanken in Petersburg und Moskau mit einem 
Einlösungsfonds von V2 Million Rub. Kupfer. Dagegen 
setzte die Regierung auf jede der Banken 1 lz Million Rub. 
Assignaten in Umlauf, die jederzeit gegen klingende Münze 
an den Banken umgetauscht werden konnten und von allen 
Staatskassen al pari in Zahlung genommen wurden. Die 
Assignaten waren also keine Banknoten; die Banken betrieben 
keine eigentlichen Bankgeschäfte, sondern dienten lediglich als 
Ausgabe- und Einlösungsstelle. Die Stückelung war erst zu 
25, 50, 75 und 100 Rub. in gleichen Beträgen zu je l U Million 
Rub. Im Jahre 1771 wurden die 75 Rubelassignaten wieder 
eingezogen, da sie zuviel aus 25 Rubelscheinen gefälscht 
wurden. Von 1771 an wechselten die beiden Banken ihre 
Assignaten gegenseitig ein. Um das Publikum an den Gebrauch 
des ihm fremden Zahlungsmittels zu gewöhnen, wurde befohlen, 
daß bei allen Abgaben an die Krone in den beiden Haupt- 
städten in Höhe von 500 Rub. mindestens 25 Rub. in Assignaten 
eingeliefert werden sollten; ferner wurden die Provinzial- 
behörden angewiesen, bei Zahlungen an die Regierung 
Assignaten miteinzusenden. Durch ihre große Bequemlichkeit 
dem Kupfergeld gegenüber, vor allem beim Versand, wurden 
die Assignaten bald sehr beliebt. In einer der ersten Wochen 
wurden 100000 Rub. aus den Banken genommen, bald konnten 
sie V4— Vb °/o Provision für das Umwechseln von Metall in 
Assignaten nehmen. Der glückliche Anfang führte zur Er- 
richtung von Bankkontoren mit Einlösungsfonds und Assignaten- 
ausgabe von 100000 — 300000 Rub. in verschiedenen Städten, 
von denen die meisten jedoch bald wieder geschlossen wurden. 

Dem Wortlaut des Manifestes nach sollten die Assignaten 
voll metallisch gedeckt sein. Als aber die glänzende Hof- 
haltung, der erste Türkenkrieg und die Niederwerfung des 
Pugatschowschen Aufstandes große Geldanforderungen stellten, 
eine entsprechende Vermehrung der Staatseinkünfte bei den 
unentwickelten Verhältnissen des Landes aber nicht möglich 
war, wurde zur Emission ohne Deckung geschritten. Im 
Jahre 1771 erhielten die Banken die Befugnis, Depositen 
anzunehmen und mit 5°/o zu verzinsen. Die Einlösung der 



1 V. S. d. GL I, Nr. 11550. 

2 V. S. d. G. I, Nr. 13219 u. 13220. 
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Assignaten erfolgte seit 1777 nur noch in Kupfer; dadurch 
erhielt das Silber ein Agio. 

Nach Beendigung des ersten Türkenkrieges im Jahre 1774 
wurde durch ein Manifest die Summe der umlaufenden 
Assignaten für immer auf 20 Millionen Rub. beschränkt und 
^ festgelegt; ihr Kurs hob sich dadurch zur Parität mit dem 

Silber. Trotzdem steigerte sich der Assignatenumlauf, sodaß 
I er 1786 eine Höhe von fast 50 Millionen Rub. erreichte bei 

einem gesamten Zahlungsmittelumlauf von ca. 180 Millionen 
Rub. Dennoch wurde der Kurs nur um 2— 3°/o unter Pari 
Silber gedrückt, da wegen der großen Bequemlichkeit der Scheine 
gegenüber den Münzen die Nachfrage im Ausland, in das 
Rußland viel exportierte, groß war. 

Inzwischen waren aber eine ganze Reihe anderer Kredit- 
anstalten ins Leben gerufen worden. Nach dem Entwurf 
Betzkis, der das Findelhaus in Moskau gegründet hatte, befahl 
Katharina durch Ukas vom 20. November 1772 * die Ein- 
I richtung von Witwen- und Depositenkassen in beiden 

! Hauptstädten unter Aufsicht der kaiserlichen Waisenräte. Die 

! Witwenkassen nahmen einmalige Kapitalzahlungen und 

zahlten nach dem Tode des Mannes an die Witwe jährliche 
Renten. Die Einrichtung blieb bedeutungslos. 
) Die beiden Depositenkassen nahmen terminierte und 

^ unterminierte Einlagen an gegen Ausgabe von Depositen- 

scheinen, die durch Indossament unter dem Publikum wie 
bares Geld umliefen. Auch konnten bei ihnen Summen über 
500 Rub. und verschlossene Packete mit Bestimmungen hinter- 
legt werden. Sie vermittelten den Giroverkehr zwischen den 
beiden Hauptstädten gegen 1 U °/o Provision und beliehen Güter 
auf 1 — 5 Jahre mit 1000 — 5000 Rub., wobei die Revisions- 
seele 2 mit 10 Rub. bewertet wurde. Fabriken und Steinhäuser 
beliehen sie mit I /a — 2 /s des Schätzungswertes. Anfänglich 
war ihr Geschäftskreis gering; als aber die Kaiserin Maria 
Feodorowna mit den Findelhäusern auch sie unter ihr Protektorat 
nahm, dehnten sie sich rasch aus. 

Durch den gleichen Ukas wurden auch 2 Leihkassen 
in Petersburg und Moskau geschaffen, die die Geschäfte von 
Leihhäusern betrieben und ebenso wie die Witwen- und 
Depositenkassen unter der Aufsicht der kaiserlichen Waisen- 
räte standen. 
** Bei der Neueinteilung Rußlands in 50 Gouvernements 

wurde bei jedem durch Ukas vom 7. November 1775 8 ein 

1 V. S. d. G. I, Nr. 13909. 

9 Bei den Prüfungen der Volkszahl wurden die steuerpflichtigen 
männlichen Personen in Listen eingetragen, die bei jeder Revision 
ergänzt wurden. 

2 V. S. d. G. I, Nr. 14392. 
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Kollegium der allgemeinen Fürsorge eingerichtet, 
dem die Gründung von Volksschulen, Waisen-, Kranken-, 
Arbeits- und Armenhäusern, Irrenanstalten und Apotheken 
obliegen sollte. Alle für diese Zwecke bestimmten Gelder des 
Staates und Privater wurden den Kollegien überwiesen, die 
sie gemäß den Bestimmungen der Adels-Leihbank gegen Ver- 
pfändung von Gütern auf ein Jahr ausliehen. Die Kollegien 
der allgemeinen Fürsorge, die zuerst lediglich für Wohl- 
tätigkeitszwecke gegründet worden waren, erlangten als 
Hypothekenbanken große Bedeutung. Ihre Beleihungs- 
bedingungen, sowie die der Depositen kassen, wurden später 
mit denen der Staats- Leihbank in Übereinstimmung gebracht. 
Die Kollegien und die Depositenkassen durften aber 10 Rub. 
pro Revisionsseele über die Norm hinausgehende Darlehne 
gewähren und für verfallene Zins- und Amortisationszahlungen 
Aufschub gewähren, wenn der Darlehnsempfänger durch 
Feuersbrunst, Hagelschlag, Mißernte oder Krankheit geschädigt 
worden war. Einige Kollegien beliehen unbewohnte Güter 
bis zur Hälfte ihres Wertes. Die Taxation der Güter ge- 
schah durch benachbarte Gutsbesitzer, die für die Richtigkeit 
ihrer Schätzung mit ihrem Vermögen hafteten. 

Einen temporären Charakter trug eine 1779 * in Astrachan 
errichtete Leihbank zur Unterstützung der Armenier, 
die durch den Überfall der Kalmücken Schaden erlitten hatten. 

Alle diese Banken genügten aber nicht, um den An- 
forderungen gerecht zu werden, die der Staat und der grund- 
besitzende Adel, der meist auch die schwach entwickelte 
Industrie in seinen Händen hatte, an sie stellte. 

Der Assignatenumlauf hatte im Jahre 1786 eine Höhe 
von 50 Millionen Rub. erreicht. Vor einer weiteren Emission 
warnte Fürst Wyasemski vergeblich. Durch das Manifest vom 
28. Juni 1786 2 ordnete die Kaiserin auf das Gutachten einer 
Kommission hin , die den Betrag der umlaufenden Zahlungs- 
mittel ungenügend gefunden hatte, eine Assignatenausgabe von 
100 Millionen Rub. an und versprach abermals feierlich, daß 
nie und niemals mehr emittiert werden sollte. Bei dieser neuen 
Emission sollten 10% in 5 und 10 Rubelscheinen ausgegeben 
werden, um sie auch unter die unteren Schichten der Be- 
völkerung zu bringen. Hiervon waren 50 Millionen Rub. zum 
Umtausch der alten Assignaten bestimmt, die wegen ihrer 
Einfachheit selbst von Bauern und Tataren viel gefälscht 
wurden. An die Staatsleihbank waren 33 Millionen Rub. ab- 
zuführen, den Rest nahm der Staat für sich in Anspruch. 
Die beiden Assignatenbanken wurden zu einer Staats- 
Assignatenbank zusammengefaßt. Diese wurde mit der 

1 V. S. d. G. I, Nr. 14853. 

2 V. S. d. G. I, Nr. 16407. 
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Regulierung des Wechselkurses durch Kupferverkäufe und 
Gold- und Silberankäufe im Ausland betraut; auch sollte sie 
eine Münze in Petersburg anlegen und Münzen prägen lassen. 
Schließlich bekam sie noch die Erlaubnis, 9 Monatswechsel 
gegen 6 °/o p. a. und 1 °/o Prov. pro Semester zu diskontieren. 
Zur Durchführung der Umwechselungsoperation erhielt Graf 
Schuwalow, der Direktor der Assignatenbank, die Erlaubnis, 
eine Hilfsbank zu eröffnen. 

Durch Ukas vom 18. Dezember 1797 * wurden die kauf- 
männischen Geschäfte der Assignatenbank zu besonderen 
Kontoren abgetrennt unter der Bezeichnung Diskont- und 
Versicherungskontore. Sie sollten zur Belebung von 
Handel und Handwerk Wechsel ankaufen und Waren 
russischer Herkunft lombardieren. Diese wurden in Lager- 
häusern untergebracht und mußten vor der Beleihung beim 
Versicherungskontor versichert sein. Derartige Kontore wurden 
noch 5 errichtet, ohne daß sie größere Bedeutung gewonnen 
hätten. 

Durch das Manifest vom 28. Juni 1786 2 wurde auch die 
Staats-Leihbank geschaffen, die die Bestände der Adels- 
Leihbank übernahm. Das Kapital für ihre Operationen erhielt 
sie aus Einlagen, die sie mit 4 V2 °/o verzinste, sowie von der 
Assignatenbank, die ihr 33 Millionen Rub. tiberwies. Hiervon 
sollte sie 11 Millionen Rub. auf in Städten gelegene steinerne 
Häuser und Fabriken gegen 4°/o Zinsen und 3°/o jährliche 
Amortisation auf 22 Jahre, 22 Millionen Rub. an den Adel 
gegen 5 °/o Zinsen und 3 % jährliche Amortisation auf 20 Jahre 
unter Verpfändung von Gütern ausleihen. Die Beleihungstaxe 
lieferte die Zahl der Leibeigenen; für jede Revisionsseele 
wurden 40 Rub. gegeben; jedoch durften nicht weniger als 
25 und nicht mehr als 2500 Bauern von einer Hand ver- 
pfändet werden. Am 1. Januar 1830 8 wurden zugleich mit 
der Zinsherabsetzung von 5% auf 4% die Beleihungs- 
bedingungen geändert. Darlehne auf Häuser, die auf 15 Jahre, 
und auf Güter, die auf 26 Jahre gewährt wurden, kosteten 
nun 5% Zinsen, 2 °/o Amortisation und 1 °/o einmalige Provision, 
Darlehen auf 37 Jahre auf Güter 5 °/o Zinsen, 1 °/o Amortisation 
und 1 1 / , 2 °/o Provision, Der Maßstab für die Höhe der Be- 
leihung bildete für Güter und Gutsfabriken die Revisionsseele, 
für die 30 — 75 Rub. gegeben wurden. Häuser wurden bis 8 /± 
ihres Schätzwertes, dem der Roh- und Reinertrag der letzten 
8 Jahre zu Grunde gelegt wurde, beliehen. Die Bank sollte 
in ganz Rußland tätig sein mit Ausnahme von Taurien, für 
das Fürst Potemkin, der Günstling der Kaiserin, 3 Millionen 



1 V. S. d. G. I, Nr. 18275 u. 18281. 

8 V. S. d. G. I, Nr. 16407, 16408 u. 16409. 

3 V. S. d. G. If, Nr. 3399. 
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Rub. zur geeigneten Verleihung bekam. Sie hatte auch die 
Versicherung von steinernen Häusern und Fabriken gegen 
Feuer für 1 Va °/o Prämie zu tibernehmen. Die Verwaltung 
der Bank war teilweise in recht schlechten Händen. In den 
Jahren 1794/5 entwendete die Frau des Kassierers die für die 
damalige Zeit riesige Summe von 600000 Rub. Der Direktor 
der Bank, Graf Sabadowski entnahm, obgleich er von der 
Kaiserin, deren Günstling er war, große Einkünfte und 
Besitzungen geschenkt erhalten hatte, beträchtliche Summen 
aus der Bank. Statt der vorgeschriebenen Zinsen wurden 12 
und 15 °/o erhoben. Die Kreditsuchenden wurden an die 
Kaufleute verwiesen, die sie zur Einlage von Depositen in der 
Bank veranlassen sollten ; bei einer derartigen Führung flössen 
natürlich keine Einlagen zu, und so blieben die Mittel und 
damit auch die Geschäfte der Bank sehr gering 1 . 

Paul I. (1796—1801) ordnete daher durch Ukas vom 
18. Dezember 1797 die Eröffnung einer Staats-Hülfsbank 
für den Adel 2 an. Diese belieh Güter zu 6% auf 25 Jahre 
und gab dagegen 5 °/o ige Pfandbriefe mit 25 jähriger Lauf- 
zeit aus, die mit Zwangskurs versehen, wie Assignaten ge- 
nommen werden mußten. Pro Leibeigenen wurden 40 — 75 Rub. 
gegeben, je nach der Klasse, der das Gouvernement, in dem 
das Gut lag, nach seiner Bodenbeschaffenheit zugeteilt war. 
Außer den Zinsen hatten die Schuldner im ersten Jahr 8°/o, 
in den fünf folgenden Jahren je 6 °/o der ganzen Schuld- 
summe, dann pro anno 6°/o des restierenden Betrages Amorti- 
sation zu zahlen. Die Güter der mit Zahlungen in Verzug 
geratenen Schuldner wurden von der Bank selbst verwaltet. 
Nach .IV2 jähriger Tätigkeit, am 7. Mai 1799, wurde diese 
Hülfsbank wieder geschlossen, sie hatte die für die damalige 
Zeit bedeutende Summe von 6l) Millionen Rub. ausgeliehen. 
Die Pfandbriefe hatten geringen Absatz gefunden; zum größten 
Teil waren sie an die Staatskassen gekommen. Zur Ab- 
wickelung der Geschäfte der Hülfsbank wurde bei der Staats- 
leihbank die 25jährige Liquida tionskasse geschaffen. 

Im Vordergrund des Staatsinteresses und der Volks- 
wirtschaft standen aber die Assignaten und ihre Kurs- 
entwickelung. Der 2. Türkenkrieg, die Kriege mit Schweden 
und Persien veranlaßten neue Emissionen, die den Kurs mehr 
und mehr drückten, sodaß er 1795 bis auf 68 V2 °/o fiel, bei 
einem Umlauf von 150 Millionen Rub. Die Assignaten waren 
nicht in irgendeinem Umfang bar gedeckt, sondern ruhten lediglich 
auf dem Staatskredit; die Einlösung konnte nicht aufrecht er- 
halten werden und wurde 1793 eingestellt. Da aber ausländische 



1 Karpo witsch: Große Vermögen in Rußland. Petersburg 1874. 
S. 320 (russ.). 

» V. S. d. G. I, Nr. 18274. 
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Kapitalisten ihr Geld in Rußland anlegten, das sie während 
der Stürme der Revolution für sicher hielten, so stiegen die 
Wechselkurse und mit ihnen der Assignatenkurs, der sich 
1797 auf 79 1 /8°/o stellte, obgleich die Assignaten um ungefähr 
12 Millionen Rub. vermehrt worden waren. Pauls I. Sorge 
galt mehr der äußern Schuld, die er bei Hope & Co., 
Amsterdam durch eine 5 °/oige Obligation über 88,3 Millionen 
Gulden unifizierte; in dieser Summe waren auch die über- 
nommenen polnischen Schulden enthalten. Er erkannte die 
Assignaten als Staatsschuld an,, zu welchem Zwecke sie auch 
emittiert seien. Im Lande begann das Silbergeld aus dem 
Verkehr zu verschwinden; vielfach wurden die Münzen ein- 
geschmolzen und zu Hausgeräten verarbeitet, deren Gebrauch 
in Rußland seit Katharina IL in Aufnahme gekommen war. 
Ein Versuch Pauls, den Kurs der Assignaten zu fixieren, 
schlug fehl. Durch Ukas vom 18. Dezember 1797 * befahl er 
der Assignatenbank, Silber mit 30°/o Agio gegen Assignaten 
abzugeben. Da der Börsenpreis des Silbers höher war, wurden 
so viel Assignaten angeboten, daß die Bank sie nicht einlösen 
konnte. Am 21. Juli 1798 2 wurde das Agio auf 40°/o fest- 
gesetzt. Die Kosten des italienischen Feldzuges und der steten 
Kriegsbereitschaft, zu der die europäische Lage Rußland zwang, 
riefen neue Emissionen hervor. Auch wurde auf die Bitte der 
Moskauer Kaufmannschaft, die die Geschäftsstockung und die 
Unzuträglichkeiten der Kursschwankungen auf den Mangel an 
Zahlungsmitteln schob, eine neue Ausgabe von 70 Millionen 
Rub. beschlossen, aber erst von Pauls Nachfolger, Alexander I. 
(1801 — 1825), ausgeführt. Das Fallen des Assignatenkurses 
infolge der Vermehrung wurde noch durch die ungünstige 
Gestaltung der Wechselkurse beschleunigt; die Kontinental- 
sperre lähmte die russische Ausfuhr; der 3. Türkenkrieg, die 
Kriege mit Persien und Schweden wirkten in gleicher Richtung. 
Die Kursschwankungen machten jedes reelle Geschäft un- 
möglich; es kam auf den Stand des Rubels am Erfüllungstag 
an, ob mit Gewinn oder Verlust gearbeitet war; so wurde 
alles in die Sphäre der Spekulation gedrängt. Am meisten 
litten darunter die Landwirte, deren Güter verschuldet waren, 
und die nun das 2- und 3 fache an Zinsen zu zahlen hatten, f 

während die Preise der Produkte nicht entsprechend stiegen.? **'W>vi>4i£t(,4 

Nachdem man erkannt hatte, daß nicht der Mangel, sondern ^ 

der Überfluß an Assignaten die schädlichen Kursschwankungen 
hervorrief, suchte man den Umlauf einzuschränken; durch 
Manifest vom 2. Februar 1810 8 wurden die Assignaten von 
neuem als Staatsschuld anerkannt. Zugleich wurde verkündet, 



1 V. S. d. Gr. I, Nr. 18278. 
8 V. S. d. G. I, Nr. 18594. 
» V. 8. d. G. I, Nr. 24116. 



10 131. 

daß keine neuen Ausgaben erfolgen sollten. Der Ukas vom 
13. April 1810 1 setzte die Höchstsumme des Umlaufs auf 
577 Millionen Rub. fest und bestimmte, daß der darüber 
hinausgehende Betrag vernichtet werden sollte. Auch wurde 
nach dem PlanSperanskis durch Manifest vom 27. Mai 1810 2 
die Schuldentilgungskommission geschaffen, die neben 
dem 1802 entstandenen Finanzministerium bestehend, durch 
Verkauf von Staatsgütern und durch innere Anleihen Mittel 
für die Einziehung von Assignaten aus dem Verkehr schaffen 
sollte. Die Regierung wollte den Staatskredit nicht durch 
eine gesetzliche Devalvation schädigen; man wollte durch 
Verminderung den Kurs auf Pari bringen 8 . Die Anleihen 
wurden in zwei Formen angeboten; 4V2 °/o unterminiert, wobei 
IV2 Rub. Assignaten = 1 Rub. Silber genommen wurde, 
6°/o 1817 rückzahlbar, 2 Rub. Assignaten = 1 Rub. Silber. 
Die dabei eingehenden Assignaten sollten verbrannt werden. 
Die Bedingungen waren so überaus günstig, daß die 20 Millionen 
der 1. Auflage gleich vergriffen waren. Da das Publikum die 
Kapitalien, die es in den neuen Anleihen anlegen wollte, den 
Staatskreditanstalten entzog, so hätten diese die Depositen- 
rückforderungen nur mit Hülfe von neuen Assignaten emissionen 
befriedigen können. Man nahm deshalb Depositenbillete in 
Zahlung, wodurch natürlich der eigentliche Zweck der Operation 
nicht erreicht wurde. Im ganzen sind nur 5 Millionen Rub. 
Assignaten vernichtet worden. Der Verkauf der Staatsgüter 
hatte auch nicht den gewünschten Erfolg; es konnten im 
ersten Jahr für kaum 2 Millionen Rub. veräußert werden. 

Zur Besserung der Handelsbilanz wurde die Anzahl der 
Einfuhrhäfen und damit die Einfuhr selbst beschränkt, die 
Ausfuhr durch Aufhebung der Ausfuhrzölle gefördert; man 
hoffte, dadurch auch den Assignatenkurs zu steigern. 

Zugleich wurde durch das Manifest vom 20. Juni 1810 4 
die Silberwährung eingeführt. Der Münzumlauf war recht 
bunt. In den Ostseeprovinzen, in denen man dem Mangel an 
kleinen Zahlungsmitteln mit Stadt- und Klubmarken abzuhelfen 
suchte, zirkulierten noch preußische und polnische Scheide- 
münzen, im Südwesten türkische, im Zentrum selbst waren 
viele fremde Goldmünzen zu finden, die zu höherem Kurs 
umliefen als ihrem Metallgehalt entsprach. Die 1810 ge- 
schaffenen kleinen vollwichtigen Silbermünzen wurden sehr 

1 V. S. d. G. r, Nr. 24197. 

2 V. S. d. G. I, Nr. 24244. 

8 Im gleichen Jahr erschien von David Ricardo „High price of 
bullion , a proof of the depreciation of bank notes ; London 1810" ; in 
dieser Schrift beschäftigte er sich mit der Untersuchung der Frage, 
wie die Noten der Bank of England , die seit 1797 uneinlöslich waren, 
auf pari zu bringen seien. 

* V. S. d. G. I, Nr. 24264. 
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bald exportiert, und unter wertige fremde Scheidemünzen ein- 
geführt. Alle Verbote waren fruchtlos. 

Die Zeit zu diesen Reformen war ungünstig; im „Vater- 
ländischen Krieg" (Napoleons Zug nach Moskau) konnte keine 
aufrecht erhalten werden. Am 9. April 1812 * wurde die 
Papierwährung eingeführt. Jetzt wurden die Assignaten 
gesetzliches Zahlungsmittel, sie waren also jetzt Papiergeld. 
Ferner wurde bestimmt, daß bei allen Abgaben und Steuern 
Assignaten zum Tageskurs berechnet würden, während sie bis 
dahin zu pari angenommen wurden. Während des Krieges 
wurden von neuem Assignaten emittiert, deren Summe durch 
die Fälschungen der Franzosen noch vermehrt wurde-, ein 
Warschauer Bankier soll allein 20 Millionen Rub. falsche 
Assignaten in Umlauf gesetzt haben. Ihr Kurs sank ent- 
sprechend, bis er 1815 seinen tiefsten Stand mit 24 1 /ö°/o 
(nach Kaschkarow 20°/o) bei einem Gesamtassignatenumlauf 
von 826 Millionen Rub. erreichte. 

Die Bankprojekte N. C. Mordwinos. Es seien 
hier noch einige Bankprojekte erwähnt, die von dem Admiral 
Grafen N. C. Mordwinow ausgingen, der zu dem geheimen 
Komitee gehörte, mit dem Alexander I. die wichtigsten Fragen 
beriet, und das sich aus seinen Freunden zusammensetzte. 
Ein Plan einer „Bank zur Förderung der Arbeit" 
wurde im Dezember 1801 von Mordwinow dem Kaiser vor- 
gelegt. Die Bank sollte mit allen möglichen Mitteln die „Lust 
und Liebe zur Arbeit fördern, dieser Quelle, aus der Reich- 
tum, Überfluß, Kraft und Volkswohlstand fließt; deshalb soll 
sie jedem, der ordentlich wirtschaften kann, aber nicht die 
nötigen Mittel besitzt, seine Kenntnisse zu verwerten", unter- 
stützen. Die natürlichen Reichtümer des Landes soll sie er- 
schließen, z. B. Sümpfe entwässern und nutzbar machen, den 
Boden verbessern usw. , aber nicht Luxusindustrien hervor- 
rufen. Nach der voraussichtlichen Rentabilität des Unter- 
nehmens, für das das Geld entliehen würde, sollte sich die 
Höhe des Zinsfußes richten. Landwirtschaftliche Betriebe 
sollten die ersten vier Jahre keine Zinsen zahlen, da sich bei 
ihnen in der ersten Zeit die Anlagen nicht verzinsen. Auch 
erzieherische Zwecke wollte Mordwinow mit der Bank ver- 
binden ; pro Seele konnte nach dem Plan 30 Rub. mehr Dar- 
lehn gegeben werden, wenn während der letzten drei Jahre 
auf dem Gute geimpft worden war; Leute, die ohne Unter- 
pfand Geld bekamen, mußten Handwerker anlernen. Er- 
findungen bekanntmachen , selbständig Untersuchungen an- 
stellen, Handwerker beschaffen, Farmen und Schulen anlegen, 
alle diese Aufgaben waren der Bank zugedacht. Um stets 
mit den Fortschritten des Auslandes in Fühlung zu bleiben, 

1 V. 8. d. G. I, Nr. 25080. 
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hatte die Bank sechs Schüler in England, vier in den andern 
Ländern zu unterhalten. Jährlich sollte sie 100000 Rub. als 
Prämien verteilen und 2 Millionen ausleihen, die die Assig- 
natenbank vorschießen sollte. Die Prämien waren für alle 
möglichen Verbesserungen und Erfindungen, besonders auch 
für die Hebung der Landwirtschaft durch Einführung guten 
Zuchtviehs bestimmt; es sollte auch der eine Prämie erhalten, 
welcher zuerst im Dorf seine Kinder impfen ließe und auch 
der, welcher mehr als sechs lebende eigene Kinder erziehe, 
sobald das jüngste mindestens sechs Jahre alt sei. Die Vor- 
lage Mordwinows wurde im Ministerrat verlesen , geriet dann 
aber in Vergessenheit. Im Jahre 1809 trat Mordwinow mit 
dem Projekt einer „Freien russischen Bank" auf. Er 
hielt den Staat nicht für geeignet, alle Bedürfnisse des Volkes 
zu befriedigen und wollte deshalb eine Privatbank nach dem 
Muster der Bank von England schaffen. Die Bank sollte 
Güter beleihen und als Darlehn eigene Noten ausgeben, die 
durch die Hypotheken sicher gestellt sein sollten. Mordwinow 
erwartete, daß die Noten der Bank ein viel größeres Ver- 
trauen genießen würden als die Noten der Bank von England, 
da die russischen Noten durch Güter, die englischen nur durch 
Gold und Silber sicher gestellt seien. Er hoffte auch, daß 
durch eine derartige Bank die Unruhen im Lande beseitigt 
würden. -Teilhaber der Bank sollten die Hypothekenschuldner 
sein, die auch bare Einlagen machen sollten. Der Kaiser sollte 
Ländereien verpfänden, mit den dadurch erhaltenen Bankassig- 
naten wollte Mordwinow Reichsassignaten kaufen und diese 
vernichten und so die Schuld der Regierung vermindern. 
^ In den Jahren 1811 und 1812 erschien ein Projekt über 
„P r i vat- S tad tb ank en". Mordwinow wollte durch 
Gründung von privaten Banken in allen größern Städten die 
Vorteile einer Bank auch der Provinz zugängig machen. Die 
Diskont- und Versicherungskontore und die Kollegien der 
allgemeinen Fürsorge sollten den Banken übergeben werden. 
Die für die Hungersnot bestimmten Getreidevorräte sollten 
verkauft, der Erlös den Banken gegeben werden, die ihn in 
Notjahren wieder herausgeben sollten. Es kam Mordwinow 
darauf an, Silber anzuziehen; deshalb sollten die Banken 
durch hohe Zinsen, die nach der Länge der Kündigungsfrist 
abgestuft waren, besonders auch von kleinen Leuten Kapital 
anlocken. Sie sollten auch jederzeit einlösbare Banknoten 
ausgeben, wenn sie aber die Noten nicht einlösen könnten, so 
sollten sie eine Bescheinigung geben, wann sie dazu imstande 
seien, und für diese Zeit Vs °/o pro Monat Zinsen zahlen. 
Mordwinow macht hier einen Unterschied zwischen lang- und 
kurzfristigen Einlagen und will danach das Kapital auf kurze 
oder lange Zeit angelegt wissen. Sein Entwurf lag dem Reichs- 
rat vor, wurde aber mit 13 gegen 9 Stimmen abgelehnt. 
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Interessanter ist ein anderes Projekt, das Mordwinow in 
drei Auflagen im Druck veröffentlichte, und das eine lebhafte 
Diskussion hervorrief, da der Begriff einer Bank in weiten 
Kreisen völlig unbekannt war. Es sollte in England eine 
6 °/oige Anleihe von 24 Millionen j£ aufgenommen werden, 
die zum Kurse von 16 Rub. 384 Millionen Rub. ergeben sollte. 
Von diesen sollte eine „Tilgungsbank" 240 Millionen Rub. 
an „Privat-G ouvernementsbanken" ausleihen. Durch 
deren Tätigkeit erwartete er eine Steigerung des Kurses auf 
6 Rub., so daß dann die zurückbehaltenen 144 Millionen Rub. 
zur Rückzahlung der 24 Millionen jg* reichen würden. Es 
sollten die Adeligen pro Revisionsseele 15 Kopeken, ebenso die 
Krons- und Apanagen bauern jährlich 25 Kopeken zahlen. Diese 
Summen sollten das Grundkapital der Gouvernementsbanken 
bilden, und diese Einlagen mit 4 °/o verzinst werden. Außer- 
dem sollten die Banken Depositen annehmen und Handwerker 
durch Sparprämien anlocken. Weiter sollten sie eigene Billete 
ausgeben. Durch Diskont, Lombard und Hypotheken sollte 
Handel, Industrie, Handwerk und Landwirtschaft gefördert 
und die Reichsassignaten vermindert werden. Dadurch hoffte 
Mordwinow allmählich den Kurs der Assignaten zu heben, so 
daß an der englischen Anleihe 240 Millionen Rub. gewonnen 
würden. Ausführliche Berechnungen hatte er dem Plane bei- 
gefügt. ^ 

Was Mordwinow vorschlug, kam einer inneren Zwangs- 
anleihe zur Hebung des Assignatenkurses — das war der 
Hauptzweck — eigentlich ziemlich nahe. 

Obgleich das Projekt lange die Öffentlichkeit beschäftigte, 
— die III. Auflage erschien 1829 — hat es doch keine 
praktische Bedeutung erlangt. 

Nach Beendigung des Krieges gegen Napoleon wendete 
man sich wieder der Finanzreform zu. Die äußere Schuld 
war auf 56 Millionen fl. gesunken, da England und Holland 
am 7. Mai 1815 je 25 Millionen fl. übernommen hatten. . Zur 
Regelung der inneren Schuld wurde durch das Manifest vom 
7. Mai 1817 1 das Aufsichtsamt der Staatskreditanstalten 
geschaffen, dem die Schulden tilgungskommission, die Assignaten-, 
Leih- und die neuzugrtindende Kommerzbank unterstellt 
wurde. Der Konseil setzte sich aus dem Vorsitzenden des 
Reichsrates, dem Finanzminister, dem Staatskontrolleur und 
je 6 Vertretern des Adels und der Kaufmannschaft zusammen. 
Er hatte die jährlichen Rechenschaftsberichte der Banken zu 
prüfen und dem Kaiser Bericht darüber zu erstatten. 

Ferner wurde durch Manifest vom gleichen Tage die 
Staatskommerzbank geschaffen. Die Bank wurde von 



i V. S. d. Gr. I, Nr. 26834. 
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einem Präsidenten und 7 Direktoren, die die Regierung er- 
nannte, und 4 Direktoren, die von den beiden ersten Gilden 
gewählt wurden, verwaltet. Sie erhielt das Kapital der 1797 
bei der Assignatenbank gegründeten Diskontkontore, die wegen 
ungenügender Betriebsmittel wenig geleistet hatten. Weiter 
sollte die 25jährige Liquidationskasse, die im Jahre 
1799 zur Abwickelung der Geschäfte der Staatshülfsbank für 
den Adel errichtet worden war, eine jährliche Zahlung von 
4 Millionen Rub. Assignaten leisten, bis mit dem Gewinn aus 
dem Unternehmen das Kapital auf 30 Millionen Rub. gebracht 
sei. Die Kommerzbank nahm Einlagen zur Aufbewahrung, 
zur Überweisung nach andern Städten gegen 1 U °/o Provision 
und zur Verzinsung gegen Ausgabe von 5°/o Billets, die pro 
Semester */* °/o Provision kosteten und giriert werden konnten. 
Dagegen sollte sie Solawechsel und Tratten von russischen 
und fremden Kaufleuten und Bankers diskontieren. Die 
Wechsel durften nicht über 6 Monate laufen und mußten 
zwei gute Unterschriften tragen; ein Wechselverpflichteter 
mußte in Petersburg wohnen. Den Diskontsatz gab der 
Finanzminister alle 15 Tage bekannt. Ferner belieh die Bank 
Waren russischen Ursprungs zu denselben Bedingungen, wie 
es die Diskontkontore getan hatten. Im Jahre 1818 wurde 
eine Filiale in Moskau eröffnet, der bald solche in Archangelsk, 
Odessa, Nischni-Nowgorod zur Jahrmarktszeit, Riga und 
Astrachan folgten. Von 1820 an belieh sie auch die Billete 
der Depositenkassen. 

Um den Transithandel zwischen Persien und Westeuropa 
über Rußland zu leiten und ihn von der türkischen Linie 
Trapezunt — Erzerum abzulenken, erhielten die Filialen in 
Odessa und Astrachan besondere Befugnisse. Letztere durfte 
auch asiatische Produkte beleihen, erstere kaufte auch fremde 
Gold- und Silbermünzen von den Kaufleuten an. 

Das Warenlombardgeschäft hielt sich in den engsten 
Grenzen; während der ganzen Zeit des Bestehens zeigte es 
meist einen kleineren Jahresumsatz als 1 Million Rub. Der 
Wechseldiskont entwickelte sich im Anfang sehr rasch, 
sodaß schon 1820 über 38 Millionen Rub. angekauft wurden; 
später nahm er wieder ab. Die verzinslichen Einlagen 
wuchsen stetig; 1825 waren es 28,07 Millionen ; 1850 175 Millionen 
Rub. Die Depositenbillets , die die Bank als Quittungen für 
die Einlagen ausgab, erfreuten sich großer Beliebtheit beim 
Publikum; auf den Messen wurde eine beträchtliche Menge 
Geschäfte durch sie ausgeglichen. Der größte Teil der Ein- 
lagen wurde aber der Leihbank überwiesen, die 1850 der 
Kommerzbank 170,87 Millionen Rub. schuldete. Großen 
Umfang nahm auch der Giroverkehr an. 

Der Assignaten wurde ebenfalls im Jahre 1817 gedacht. 
Finanzminister Gurjew (1810 — 1823) wollte durch Verminderung 
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den Kurs auf pari bringen, obgleich er damals 25 Ve °/o war. 
Der Umlauf war durch Neuausgaben auf 836 Millionen Rub. 
gestiegen, die zum Umtausch gegen neue aufgerufen wurden. 
Dabei wurden 11 Millionen nicht vorgebracht. 6,8 Millionen 
Rub. gefälschte Assignaten ersetzte aber die Regierung, um das 
Vertrauen des Publikums zu den Papierrubeln nicht noch mehr zu 
erschüttern. Zur Kapitalbeschaffung gab die Schuldentilgungs- 
kommission 6°/oige ewige Rentenbillets heraus. Außerdem 
wurde am 16. August 1820 1 der Abschluß einer 5°/oigen 
Anleihe von 40 Millionen Rub. Silber mit Baring Brothers & Co., 
London, und Hope & Co., Amsterdam, am 23. Juni 1822 2 der 
Abschluß der 5 °/o igen russisch - englischen Anleihe von 
43 Millionen Rub. Silber mit N. M. Rotschild & Sons, London, 
vom Kaiser genehmigt. Bis 1823 war die Summe der um- 
laufenden Assignaten auf 595776310 Rub. vermindert. Der 
Kurs hob sich infolge dieser Operation nur um l°/o, von 
25 Ve (1817) auf 26 V« (1822). 

Ein Wechsel im Finanzministerium brachte einen Wechsel 
im System mit sich. Graf E. F. Kankrin, ein Deutscher 
von Geburt, der am 22. April 1823 Graf Gurjews Nachfolger 
wurde, hielt es für „wild", eine unverzinsliche Schuld in eine 
verzinsliche zu verwandeln, die große Verpflichtungen an das 
Ausland zur Folge habe. Er wollte nicht die nun seit einem 
Jahrzehnt entwerteten Assignaten vermindern, um sie dadurch 
auf pari mit dem Silber zu bringen, wobei alle Kurs- 
schwankungen und damit alle Preisumwälzungen in rück- 
laufender Linie wieder durchzumachen gewesen wären. Alle 
Schuldner, die in Assignaten kontrahiert, wären dadurch um 
den Betrag der Kurssteigerung geschädigt worden, allen 
Gläubigern wäre dieser als unverdienter Gewinn zugefallen. 
Kankrin wollte den Kurs der Assignaten fixieren; so hoffte 
er eine Einheit in das Geldsystem bringen zu können. Die 
Regierung selbst hatte bei der Annahme der Zoll-, Paß- und 
anderen Abgaben 3 verschiedene feste Kurse eingeführt; 
außerdem gab es den Börsenkurs und den Volkskurs — die 
Hoffnung, daß die Assignaten mit der Zeit al pari eingelöst 
werden würden, und dadurch ein Gewinn zu machen sei, 
verlieh ihnen beim einfachen Volk ein Agio, das bis 27°/o 
ging, dessen Beseitigung trotz aller Maßregeln nicht gelang. 
Erst 1839, durch das Manifest yom 1. Juli 8 wurde die Münz- 
reform durchgeführt. Der Silberrubel wurde wieder zum 
legalen Zahlungsmittel erklärt; alle Abmachungen mußten 
vom 1. Januar 1840 an auf Silber lauten. 3 1 / 2 Rub. Assignaten 
wurden gleich 1 Rub. Silber gesetzt; zu diesem Kurs mußten 



1 V. S. d. G. I, Nr. 28381. 

2 V. S. d. G. I, Nr. 29073. 

3 V. S. d. G. II, Nr. 12497 u. 12498. 
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sie tiberall genommen und auch von den Reichsrenteien ein- 
getauscht werden. Das Kupfergeld wurde in dasselbe Ver- 
hältnis zum Silber wie die Assignaten gestellt; Goldmünzen 
behielten 3°/o Agio gegenüber dem Silber. Alle anderen 
Kurse und Rechnungen wurden verboten; somit war allen 
Kursschwankungen ein Ende gemacht. 

Rechtlich konnte Kankrin sich bei dieser Reform darauf 
stützen, daß den Assignaten banken bei ihrer Gründung ein 
Einlösungsfonds in Kupfer gegeben worden war, daß der 
Staat mithin nur verpflichtet sei, die Assignaten dem Kupfer 
gleich zu stellen, wie es denn auch geschah. Das Manifest 
vom 29. Dezember 1768 bezeichnet auch nicht das Metall, in 
dem die Assignaten eingelöst werden sollten; es spricht nur 
ganz allgemein von: „Geld, klingender Münze". 
^ Den Kreditanstalten waren unterdessen neue Bestimmungen 
gegeben worden. Am 1. Januar 1830 x wurde zugleich mit 
der Änderung der Beleihungsbedingungen der Zinsfuß für alle 
Einlagen von 5°/o auf 4°/o herabgesetzt. Trotz der Zins- 
herabsetzung flössen Depositen ein, so daß der Staat alle 
Budgetdefizite durch Anleihen aus den Anstalten decken konnte. 

Das Jahr 1839 brachte für Rußland eine Mißernte durch 
Trockenheit; die Not wurde noch durch die durch die Dürre 
veranlaßten Feuersbrünste und durch die Choleraepidemie ver- 
größert. Infolgedessen wurden die Depositen in starkem Maße 
zurückgefordert, ohne daß in den Staatskreditanstalten genügend 
Barmittel zur Rückzahlung vorhanden gewesen wären. Die 
Staatskassen, die Schuldentilgungskommission, der Kriegsfonds 
wurden zur Aushülfe herangezogen, schließlich wurde die 
Rückzahlung verzögert. Da entwarf Kaiser Nikolaus I. einen 
Plan für die Ausgabe von Kreditbilleten, den er durch 
das Manifest vom 1. Juli 1841 2 veröffentlichte. Die Leihbank 
und die Depositenkassen wurden dadurch ermächtigt bis 
30 Millionen Rub, Kreditbillete in Stücken zu 50 Rub., die 
wie Silbergeld genommen werden mußten, auszugeben. Diese 
Billete sollten jederzeit an den Kassen einlösbar sein; bis 
100 Rub. sollten auch die Renteien sie eintauschen, V« des 
umlaufenden Betrages mußte in bar gedeckt sein. Diese 
Billete waren also auf Grund von Hypotheken aus- 
gegebene Banknoten. Bis 1843 hatte 

die Leihbank nur . 1958960 Rub. 
die Depositenkassen 4551300 „ 

zusammen 6510260 Rub. ausgegeben. 

Die Emission dieser Kreditbillete wurde 1843 wieder ein- 
gestellt, da Graf Kankrin eine neue Art herausgeben wollte. 



1 V. S. d. G. II, Nr. 3399. 

2 V. S. d. G. n, Nr. 14700. 
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Um das Publikum an Papierzahlungsmittel zu gewöhnen, das 
durch die bösen Erfahrungen mit den Assignaten mißtrauisch 
geworden war, war durch Ukas vom 1. Juli 1839 * in Ver- 
bindung mit der Valutareform eine Depositenkasse bei 
der Kommerzbank errichtet worden, die gegen Hinter- 
legung von russischen Silbermünzen Depositen billete zu 1, 3, 
10, 25, 50 und 100 Rub. ausgab , die wie Silber genommen 
werden mußten und jederzeit einlösbar waren. Der Metall- 
schatz dieser Kasse sollte getrennt von den Beständen der 
Kommerzbank gehalten werden und lediglich zur Einlösung 
der Depositenbillete dienen. Von 1841 an wurde auch Gold 
und Silber in Barren genommen. Am Ende des ersten Jahres 
waren bereits 24,16 Millionen Rub., 1843 schon 43,97 Millionen 
Rub. dieser Depositenbillete in Umlauf gesetzt. Aber nur 
l U war von Privaten, *U vom Staat genommen worden. Durch 
Ukas vom 1. Juni 1843 a wurde diese Kasse in die Verwaltung 
(Expedition) der Staatskred'itbillets unter Aufsicht des 
Konseils der Staatskreditanstalten umgewandelt, der der Umtausch 
der Assignaten und Depositenbillete in eine neue Art Kredit- 
bill e t e übertragen wurde. Im Umlauf waren 595 776 310 Rub. 
Assignaten, zu deren Einlösung dem festen Kurs von 3 Va : 1 
entsprechend 170221802 Rub. Kreditbillete nötig waren, 
welcher Betrag auf 170 210 800 Rub. abgerundet wurde. Zum 
Eintausch der 49,13 Millionen Rub. Depositenbillete wurden 
weitere 17 Millionen Rub. in Anschlag gebracht, da nur die 
vom Publikum vorgebrachten Billete eingetauscht, die im 
Staatsschatz befindlichen aber gegen Metall eingelöst werden 
Bollten. Der gesamte Betrag der Kreditbillete für diese Operation 
wurde auf 187021550 Rub. festgesetzt. Ve dieser Summe 
sollte in bar hinterlegt, über diesen Betrag hinausgehende 
Emissionen sollten Rubel für Rubel in Metall gedeckt sein. 
Jeder Betrag mußte bei der Verwaltung in Petersburg sofort, 
in Moskau bis 3000 Rub., in den Kreisstädten von den 
Renteien bis 100 Rub. von einer Person eingelöst werden. 
Diese Kreditbillete waren keine Banknoten, sondern Papier- 
geld. Die Kreditbillete hatten Zwangskurs zur Parität mit 
Silber; Verträge in Silber abgeschlossen, konnten in Billeten 
erfüllt werden. Die Leihbank und die Depositenkassen be- 
hielten von den ihnen 1841 überwiesenen 30 Millionen Rub. 
Kreditbilleten 10 Millionen Rub., die anderen 20 Millionen 
Rub. sollten sie in Reserve halten und nur mit Genehmigung 
ausgeben. Der Umtausch der Assignaten in Kreditbillete 
sollte am 1. Januar 1848, an welchem Tage die Assignaten- 
bank geschlossen wurde, beendet sein; es waren aber noch 
10 Millionen Rub. Assignaten in Umlauf, deren Umtausch der 



1 V. S. d. G. II, Nr. 12498. 

8 V. S. d. G. II, Nr. 16903 u. 16904. 
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Verwaltung der Staatskreditbillete übertragen wurde. Erst 
1852 war diese Operation beendet. 

Dem Einlösungsfonds der Verwaltung der Kreditbillete 
wurden 14,5 Millionen Rub. Silber im Jahre 1843 aus dem 
Staatsschatz überwiesen; ferner wurde ihm der Gegenwert der 
dem Staatsschatz gehörigen 14 Millionen Rub. Depositenbillete 
zugeführt. Man erwartete, daß die im Verkehr sich befindenden 
Depositenbillete nicht alle zur Bareinlösung präsentiert, sondern 
in Kreditbillete umgetauscht werden würden, sodaß von den 
35 Millionen Rub., die die Depositenkasse noch als Einlösungs- 
fonds besaß, ein Teil dem Einlösungsfonds der Verwaltung der 
Kreditbillete zufließen würde. 

Die Kreditbillete wurden in Abschnitten von 1, 3, 5, 10, 
25, 50 und 100 Rub. ausgegeben. 

Eine derartige Ve Deckung, bei der die übrigen 5 /e 
lediglich auf dem Kredit des Staates ruhen, war durch das 
in Westeuropa geltende Dogma von der Vs Deckung hervor- 
gerufen worden. Bei dem langsameren Umlauf der Zahlungs- 
mittel in Rußland hielt man die Ve Deckung für genügend; 
die Versuche mit den Kreditbilleten der 1841 er Ausgabe und 
mit den Depositenbilleten hatten einen sehr geringen Rückfluß 
gezeigt. 

Die Gefahren, denen die neuen Kreditbillete durch die 
geringe, nicht bankmäßige Deckung ausgesetzt waren, sind 
sicher auch Graf Kankrin *, dem Schöpfer der Reform, nicht 
entgangen; es war dies aber alles, was er bei dem damaligen 
Stand der Finanzen erreichen konnte. Hätte er eine stärkere 
Deckung durchführen wollen, so hätte er mit Rücksicht auf 
den Metallvorrat Billete einziehen müssen; bei der geringen 
Entwicklung der metallsparenden Zahlungsmethoden in Ruß- 
land (Schecks, Giro) wäre eine Einschränkung der Umlaufs- 
mittel bei der zunehmenden Bevölkerung wirtschaftlich sehr 
hinderlich gewesen. 

Im Anfang bot dieses System der Ve Deckung keinerlei 
Besorgnis. Zu dieser Zeit stand Rußlands Ansehen in Europa 



-s 



1 Kankrins Reform ist auf das heftigste angegriffen worden. 
Somary bezeichnet sie in einem Aufsatz: Geschichte der Staats- * 

bankerotte (Plutus, 3. Jahrg. Nr. 15) als „Betrug, teuflische Arglist j 

und den schmählichsten aller Bankerotte". Daß Kankrin die einmal 
entwerteten Assignaten ohne die schwerste Schädigung der Volkswirt- ! 

schaft nicht auf Pari bringen konnte, ist oben schon hervorgehoben. 
Wenn Somarj behauptet, daß den Inhabern der Depositenbillete das 
Recht der Einlösung genommen worden sei, so irrt er. Der Umtausch 
der Depositenbillete in Kreditbillete war 1848 bis auf einen geringen 
Betrag vollzogen. Diese Kreditbillete waren aber bis 1854 unbeschränkt 
einlösbar, also doch auch die Depositenbillete. 

Die Kankrinsche Reform war keine Devalvation der Assignaten; 
diese war vielmehr bereits durch die Kriege am Anfang des Jahr- 
hunderts hervorgerufen und durch den Ukas vom 9. April 1812 (V. S. 
d. G. I, Nr. 25080) mit Einführung der Papierwährung ausgesprochen. 
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sehr hoch. Kaiser Nikolaus sah sich nach dem persischen 
Kriege (1826/8), dem 4. Türkenkrieg (1828/9), nach der Nieder- 
werfung des polnischen Aufstandes (1830/1) als Beschützer des 
europäischen Friedens an. Als solcher kam er den Türken 
gegen die aufständischen Ägypter, den Österreichern gegen die 
Ungarn (1849) zu Hilfe. Die Handelsbilanz war für Rußland 
günstig, und die Goldausbeute der Bergwerke hatte sich ge- 
steigert. Die Budgetdefizite hörten aber nicht auf, besonders 
wegen der Eisenbahnbauten unter Graf Kankrins Nachfolgern, 
unter Graf F. P. Wronschenko (1845—52) und P. F. Brok 
(1853/8). Man deckte die Defizite durch Anleihen aus den 
Kreditanstalten und durch Kreditbilletausgaben. Bald war 
der über das Kontingent hinausgehende Betrag der Billete 
nicht mehr voll gedeckt, und außerdem erschienen seit 1847 
Staatspapiere im Einlösungsfonds, obgleich er gesetzlich nur 
Metall enthalten sollte. Bis zum Ausbruch des Krimkrieges 
(1853/6) hielt sich der Kurs nur wenig unter pari, obgleich 
über 300 Millionen Rub. in Umlauf gesetzt waren. Um 
ohne neue Steuern die Kosten des Krieges zu decken, sollten 
alle Mehrausgaben durch Kreditbillete bestritten werden, die 
zu Ve in bar gedeckt, als „zeitweilige" Ausgabe bezeichnet 
wurden. Zur Verstärkung des Metallfonds sollte die sechste 
5°/oige 50 Millionen Rub. Silber- Anleihe von 1855 dienen. 
Bis zum Januar 1857 waren 689,27 Millionen Rub. Kredit- 
billete in Umlauf gesetzt, während es zur selben Zeit 1854 
333,41 Millionen Rub. waren. Der Einlösungsfonds besaß 
1857 nur 146,55 Millionen Rub., davon 122,83 Millionen Rub. 
in Metall. Die Deckung betrug also 21,2 °/o, die metallische 
17,8 °/o, während sie 1854 noch 39,4 °/o gewesen war. Der 
Kurs schwankte in den Kriegsjahren zwischen 94 V* und 98 V* ; 
in Anbetracht der geringen Deckung und des unglücklichen 
Verlaufs des Feldzuges ein sehr geringes Disagio. Vom 
Jahre 1854 an war die Einlösung der Billete beschränkt und 
erschwert worden, 1857 wurde sie ganz eingestellt, der russische 
Kredit im Ausland wurde dadurch schwer geschädigt. 

Zur allmählichen Einziehung der mehr ausgegebenen 
Kreditbillete, wie sie der Ukas vom 10. Januar 1855 x bis zum 
dritten Jahr nach dem Friedensschluß vorsah, wurden erst am 
18. April 1858 60 Millionen Rub. aus Kronfonds bestimmt. 

Die gewaltige Menge Kreditbillete, die in den Kriegs- 
jahren emittiert waren, flössen zum großen Teil als Depositen 
in die Kreditanstalten, aus denen der Staat sie zu billigem 
Satz lieh. Über die Hälfte der über 1 Milliarde betragenden 
Einlagen hatte der Staat für sich verwendet 2 . Es lagen auch 



i V. 8. d. G. II, Nr. 28908. 

2 Daß der Staat die Depositen der Kreditanstalten für sich ver- 
wendete, kam auch in Westeuropa vor. Es sei hier nur daran erinnert, 

2* 
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große Barvorräte in den Anstalten nutzlos; 1857 waren sie 
auf über 140 Millionen Rub. angewachsen. Finanzminister 
Brok fand, daß die Depositen für den Staat zu teuer seien, 
daß auch die Anleihen aus den Banken zu teuer kämen. 
Durch Ukas vom 20. Juli 1857 * wurde deshalb der Zinsfuß 
für Privatdepositen von 4°/o auf 3%, für Depositen öffent- 
licher Körperschaften auf 1 x k °/o herabgesetzt. Die Regierung 
vergütete für ihre Darlehen 4 °/o neben x k °/o Amortisation 
auf 56 Jahre, während Private bei Darlehen auf 28 Jahre 
2 °/o Amortisation, auf 33 Jahre 1 V2 °/o Amortisation und auch 
nur 4°/o Zinsen zahlten. 

Da das Kapital aber eine bessere Verwertung als zu 3 °/o 
finden konnte, wurden den Kreditanstalten die Depositen so 
stark entzogen, — im Jahre 1857 wurden allein 239 Millionen 
Rub. zurückverlangt — daß die Regierung für 88 V2 Millionen 
Rub. Kreditbillete ausgeben mußte, um die Banken in den 
Stand zu setzen, den Anforderungen gerecht zu werden. 

Ein Anlaß zu dieser Zinsreduktion war mit die Absicht, 
den Bau von Eisenbahnen zu fördern, deren Notwendigkeit 
der Krimkrieg gezeigt hatte, dessen Mißerfolge zum großen 
Teil auf den Mangel an guten Verkehrsmitteln zurückgeführt 
wurden. Man wollte durch diese „Austreibung" der Depositen 
aus den Staatsanstalten den privaten Eisenbahngesellschaften 
— den Staatsbahnbau der ersten Periode hatte man auf- 
gegeben — Geld zuführen. Die große russische Eisenbahn- 
gesellschaft, die 1857 von Pereire, Hope, Baring Brothers und 
Stieglitz gegründet war, brachte allein im selben Jahre noch 
75 Millionen Rub. Aktien und im folgenden 35 Millionen 
Obligationen an den Markt. Durch das durch die Zins- 
herabsetzung so plötzlich freiwerdende Geld wurde ein 
Grtindungsfieber hervorgerufen, das sehr rasch zu einem 
großen Krach führte. Broks Maßnahme erwies sich als 
vollkommen verfehlt. Man verwandelte eine leicht fundier- 
bare Schuld in eine schwer fundierbare Billetschuld. Broks 
Nachfolger, A. M. Knyaschewitsch (1858/62), versuchte eine 
Fundierung der Depositen. Durch Ukas vom 13. März 1859 2 
wurde den Inhabern der Depositenscheine der Umtausch in 

daß in Bayern eine Königliche Verordnung von 1823 den Gemeinde- 
sparkassen gestattete, überschüssige Kapitalien bei der Staatsschulden- 
tilgungskasse verzinslich anzulegen. Als nach 20 Jahren mehr als die 
Hälfte der gesamten Sparkassengelder dem Staate geliehen war, wurde 
die fernere Annahme eingestellt. Die Unruhen im Jahre 1848 ver- 
ursachten eine massenhafte Rückforderung der Spareinlagen, die den 
Staat in Schwierigkeiten versetzte. Durch Erhöhung des Zinssatzes 
von 8 V2 auf 4 % im Juni 1848 und durch Rückdatierung dieser Er- 
höhung auf den 1. April 1848 wurde der Rückfluß der Sparkassengelder 
aufzuhalten gesucht. (Vgl. Röscher, Postsparkassen und Lokalspar- 
kassen in Deutschland. Dresden 1885. S. 72.) 

1 V. S. d. G. II, Nr. 32082. 

2 V. S. d. G. n, Nr. 34243. 
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( 

4°/oige ewige Rentenbillete angeböten, die mit großen Vorzügen 

ausgestattet waren. Von jeder Steuer befreit, konnten sie in 

I große oder kleine Stücke unentgeltlich umgetauscht und nach 

I Wunsch als Inhaber- oder Namenspapiere ausgestellt werden. 

I Der Erfolg war gering; die 4°/oigen Depositenscheine hatten 

L keinen Kursschwankungen unterlegen, die 4,32 °/o igen Serien 

gaben mehr Zinsen und liefen wie bares Geld um, boten also 
mehr Vorzüge. So wurden nur gegen 22 Millionen Rub. 
Depositen in dieser Anleihe fundiert. Nun wendete man sich 
wieder zum auswärtigen Markt. Durch Ukas vom 20. März 1859 * 
wurde eine 3°/oige Anleihe von 12 Millionen j£ mit Tomson, 
Bonar & Co., London-Petersburg, und F. M. Magnus, Berlin, 
genehmigt, die aber wegen der schwierigen Lage des Geld- 
marktes zur Zeit des italienischen Krieges schwer zu realisieren 
war ; es wurden nur 7 Millionen SS untergebracht. Der Ertrag 
war zur Stärkung des Einlösungsfonds bestimmt, wurde aber 
zu Depotrückzahlungen verwendet, ohne damit einen Stillstand 
im Rückfluß zu erreichen. 

Landbeleihungen waren aus Mangel an Mitteln nicht mehr 
möglich; ein am 26. Dezember 1858 Allerhöchst bestätigtes 
Gutachten des Finanzkomitees empfahl, die Gewährung von 
Hypotheken so viel als möglich einzuschränken und die Be- 
stätigung neuer Aktien - Gesellschaften zu verzögern , da die 
zurückgeforderten Summen gerade zur Erwerbung von Aktien 
verwendet würden. Am 16. April 1859 wurden die Land- 
beleihungen ganz eingestellt, was mit dem Vorwande der 
Statutenänderung bemäntelt wurde. 

Die Kreditanstalten konnten so nicht aufrecht erhalten 
werden. Der Fehler aller Institute, so mannigfach sie gewesen, 
war das Mißverhältnis zwischen Aktiv- und Passivgeschäft: 
sie nahmen kurzfristige Einlage und liehen sie auf lange 
Termine aus. Bei jedem „run" mußte dieses System ins 
Wanken geraten. Die Banken waren rein staatlich, ohne 
Selbständigkeit und hingen mit ihrem Kredit lediglich von 
dem des Staates ab, dessen flüssige Mittel ihre einzige Reserve 
bildeten. Zur Untersuchung der Bankfrage wurde im Mai 1859 
eine Kommission eingesetzt, die diese Gefahr richtig erkannte. 
In der Zeit der Bauernbefreiung richtete sie naturgemäß ihre 
Aufmerksamkeit mehr auf den Boden- als auf den Handels- 
kredit. Der Bericht der Kommission wurde einem Ausschuß 
zur weiteren Prüfung überwiesen, dessen Gutachten am 
10. Juli 1859 Allerhöchst bestätigt wurde. Der Ausschuß 
empfahl die Liquidation der bestehenden Kreditanstalten, die 
Umwandlung der Depositenschuld dieser Anstalten in eine 
5°/oige Anleihe, die Einsetzung einer neuen Kommission zur 
Beratung der Frage einer neuen Regelung des Agrarkredits. 

1 V. S. d. G. II, Nr. 34263 u. 34379. 
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In Verfolgung dieses Vorschlages wurden im September 1859 
die 5 °/o igen Bankbillete zum Umtausch gegen Depositenscheine 
aufgelegt. Diese Billete sollten in 37 Jahren durch Verlosung 
getilgt werden und waren durch alle Staatsgüter sichergestellt. 
Sie hatten großen Erfolg; es wurden 277 Millionen Rub. in 
ihnen plaziert und die Rückzahlungen damit etwas zum Still- 
stand gebracht, 

Das Finanzministerium benutzte die Zeit zu einer durch- 
greifenden Umgestaltung des Kreditwesens. Am Schluß dieser 
Periode bestanden folgende rein staatliche Kreditanstalten: 

1. Die Staatsleihbank, die 1786 gegründet war, Hypotheken 
gewährte und Darlehen entgegen nahm, 

2. die Staatskommerzbank, die 1817 gegründet war und 
das reguläre Bankgeschäft betrieb, 

3. die Verwaltung der Staatskreditbillete, 

4. die Depositenkassen der beiden Hauptstädte, die De- 
positen annahmen und sie auf Hypotheken ausliehen, 

5. Die Kollegien der allgemeinen Fürsorge, die ebenfalls 
Geld auf Hypotheken auslifchen, 

6. die Witwenkassen und 

7. die Leihkassen in Petersburg und Moskau, die Mobilien 
beliehen. 

Die ersten fünf Anstalten unterstanden dem Finanz- 
minister, — die Depositenkassen und die Kollegien der all- 
gemeinen Fürsorge waren ihm erst im Jahre 1859 * unter- 
geordnet worden — die übrigen, die alle von Katharina IL im 
Jahre 1772 gegründet waren, den kaiserlichen Waisenräten. 

Der liberalen Strömung der Zeit entsprechend wurde die 
Aufgabe des Staatsmonopols für den Bankbetrieb befürwortet 
und die Zulassung einer privaten Notenbank empfohlen. 
Alexander IL (1855 — 81) entschied sich aber für eine Staats- 
bank, deren Errichtung er durch Ukas vom 31. Mai 1860 2 
anordnete. 



1 V. S. d. G. II, Nr. 34730. 

2 V. S. d. G. II, Nr. 35847. 






Zweites Kapitel, 
Die Staatsbank. 



Organisation. Die neubegründete Staatsbank sollte zur 
Belebung des Handels und zur Sicherung des Geldsystems 
dienen. Sie ging aus der Vereinigung der Staatskommerz- 
bank mit der Verwaltung der Staatskreditbillets hervor. Die 
Liquidation der Leihbank wurde der Petersburger Depositen- 
kasse tibertragen, der die Annahme von Einlagen ebenso wie 
der Moskauer Depositenkasse und den Kollegien der all- 
gemeinen Fürsorge verboten wurde. Alle diese Anstalten 
wurden unter die Aufsicht des Finanzministers gestellt. Alle 
Hypothekengeschäfte mußten abgewickelt und die Erträge der 
Staatsbank überwiesen werden. Alle Depositen übernahm die 
Staatsbank zur Zurückzahlung; alle einzelnen Schulden der 
Regierung an die früheren Anstalten gingen im gesamt auf 
sie über. 

Die Verwaltung der Bank wurde einem Präsidenten und 
dessen Gehülfen übertragen, die vom Kaiser ernannt wurden. 
Sechs Direktoren bestimmte der Finanzminister auf Vorschlag 
des Präsidenten und drei Vertreter, je einen aus dem Adel, 
der Kaufmannschaft und der Staatskontrolle berief das Aufsichts- 
amt der Staatskreditanstalten. Der erste Präsident war Baron 
Stieglitz, aus der Petersburger Bankfirma Stieglitz & Co. Die 
oberste Leitung der Staatsbank lag dem Finanzminister ob, 
dessen Genehmigung bei Emissionen, bei An- und Verkauf 
von Staatspapieren, von Gold und Silber, sowie bei Personal- 
Veränderungen in den höheren Stellen eingeholt werden mußte. 
Der Finanzminister erhielt wöchentlich Bericht und monatlich 
eine Bilanz. Die Kontrolle übte das Aufsichtsamt der Staats- 
kreditanstalten aus. Einmal jährlich berief er eine Versammlung, 
in der der Präsident Rechenschaftsbericht ablegte und in der 
auf Vorschlag des Finanzministers über die Verteilung des 
Reingewinns beschlossen wurde. 
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Entsprechend ihrer Bestimmung und Entstehung aus der 
Verwaltung der Staatskreditbillets und der Kommerzbank hatte 
die Staatsbank einerseits die Ausführung der Staatsaufträge, 
besonders die Verwaltung der Notenschuld, zu übernehmen 
und anderseits Handelsoperationen auszuführen. 

Aus den Beständen der Kommerz- und Leihbank wurden 
der Staatsbank 15 Millionen Rub. als Grund- und 1 Million Rub. 
als Reservekapital überwiesen, letzteres sollte durch Hinzu- 
fügung bis zu Vs des jährlichen Reingewinns auf 3 Millionen 
Rub. gebracht werden. Bei etwaigen Verlusten, die einen 
Teil des Grundkapitals verzehren würden, sollte dieses vom 
Staate ergänzt werden. Für alle Geschäfte der Bank haftete 
der Staat mit seinem ganzen Besitz. Sie ist also als ein rein 
staatliches Institut, ohne jede Beteiligung von privater Seite 
gegründet. 

Der Bank wurde die Zins- und Rückzahlung der De- 
positen der alten Kreditanstalten und der 5 °/o igen I. Bank- 
billets sowie deren Verlosung übertragen und ebenso der 
i Umtausch von großen Kreditbillets in kleine und umgekehrt, 
von alten in neue , sowie deren Ausgabe gegen Münzen und 
Barren. 

Sie nahm Depositen von Regierung und Privaten, die 
keinerlei Beschlagnahmung unterlagen, auflaufende Rechnung. 
Die Verzinsung richtete sich nach den Einlagebedingungen, 
ob das Geld ohne, nach kurzer oder langer Kündigung zurück- 
genommen werden konnte. Zur Aufbewahrung übernahm sie 
| jede Art Wertpapiere und Dokumente, Gold und Silber in 
Barren, Geräten und Münzen und verschlossenen Kästen. 

Der Bank wurde erlaubt, Wechsel, die nicht länger als 
neun Monate liefen, sowie sonstige befristete Schuldurkunden 1 
zu diskontieren und zur Einziehung zu übernehmen, Gold und 
Silber in Barren und Münzen anzukaufen und Anweisungen 
der Goldbergwerke, Wertpapieren und Waren russischen Ur- 
sprungs zu beleihen. Sie besorgte ferner Geldüberweisungen 
und konnte Gold, Silber und Staatspapiere für eigene und 
fremde Rechnung, andre Wertpapiere nur für fremde Rech- 
nung an- und verkaufen. 

Ein richtiges Verhältnis zwischen Aktiv- und Passiv- 
geschäft war hierdurch gegeben. Durch den veränderlichen 
Zinsfuß, wie er nun vorgesehen war, konnte sich die Bank 
leichter den Umständen anpassen, als dies den alten Kredit- 
anstalten möglich gewesen war. Die völlige Abhängigkeit vom 
Staat blieb aber bestehen. 

Zwei Jahre nach der Gründung der Staatsbank empfahl 
ihr damaliger Präsident Lamanskyin Verbindung mit seinem 



1 Kupons, ausgeloste, noch nicht zahlbare Wertpapiere usw. 
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Projekt zur Wiederherstellung der Einlösbarkeit der Kredit- 
billete eine vollständige Reorganisation. Er forderte Un- 
abhängigkeit der Bank vom Finanzministerium, Unterstellung 
unter den Eonseil der Staatskreditanstalten und Hinzuziehung 
des privaten Kapitals. Es sollte eine Aktiengesellschaft mit 
einem Kapital von 20 Millionen Rub. die Bank übernehmen, 
die Regierung sollte mit dem von ihr gegebenen Grundkapital 
beteiligt bleiben. Der Präsident, sein Gehtilfe und sechs Direk- 
toren sollten von der Regierung aus der Zahl der Aktionäre, 
sechs weitere von diesen selbst ernannt werden. Die Re- 
gierung, der Adel und die Kaufmannschaft sollten durch je 
zwei Direktoren vertreten werden. Das Projekt wurde jedoch 
verworfen. .„ r 

Durch Ukas vom 3. Juni 1885 l nahm die Staatsbank f#k$-< i? 
die Polnische Bank mit 8 Millionen Rub. Grund- und 
x k Million Reservekapital auf. Diese Bank war 1828 mit 
30 Millionen pol. fl. (1 fl. pol = Ve Tlr. preuß.) zur Förde- 
rung von Kredit, Handel und Industrie gegründet worden. 
Das Kapital wurde 1834 auf 42 Millionen pol. Gulden, 1841 
„zum Gedächtnis der Vermählungsfeier des Großfürsten 
Thronfolgers" auf 53 Va Millionen pol. Gulden (= 8 Millionen 
Rub. Silber) erhöht. Sie nahm Einlagen zur Aufbewahrung, 
zur Überweisung und zur Verzinsung von Korporationen 
und Privaten an, diskontierte Wechsel, kaufte, verkaufte 
und belieh Wertpapiere, Produkte, Fabriken und Güter, be- 
teiligte sich an industriellen Unternehmungen und verwaltete 
die Lotterie des Königtums Polen sowie dessen Schuld. Sie 
hatte auch das Recht, bis zur Höhe ihres Kapitals Noten aus- 
zugeben, die an allen . Staatskassen wie bares Geld genommen 
wurden ; im Jahre 1845 erhielt sie die Genehmigung, weitere 
2 Millionen Rub. Noten auszugeben und diesen Betrag auf 
Güter auszuleihen. Bei ihrer Gründung hatte sie auch die 
polnischen Kassenscheine, die bis dahin das Finanzministerium 
ausgegeben hatte,, zur Emission und Verwaltung überwiesen 
erhalten; von 1830 an sollte die Bank diese Scheine gegen 
ihre Noten einlösen. Sie betrieb also alle nur denkbaren 
Bankgeschäfte; diese Vielseitigkeit der Polnischen Bank 
schwebte Louis Blanc als Ideal vor. 
I Bis zur Revolution machte die Bank gute Geschäfte, dann 

j beteiligte sie sich aber an Spekulationen und Gründungen. 
I So hatte sie unter anderm eine Papierfabrik, mehrere Lager- 
? häuser, eine Dampfschneidemühle, Waldungen, eine Maschinen- 
fabrik und eine Salzsiederei. Im Jahre 1846 wurde ein Teil 
der Betriebe von der Krone übernommen. Seit 1842 betrieb sie 
die Kohlen- und Eisenwerke Jfuta Bankowa. 1876 wurden diese 
Werke, nachdem sie acht Jahre stillgelegen, an zwei ver- 
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schied ene Gesellschaften verkauft, die jetzt die Kohlen- und 
Eisengruben getrennt ausbeuten 1 . 

Durch Ukas vom 26. März 1869 2 wurde die Bank der 
Aufsicht des Finanzministers unterstellt und am 24. Januar 
1870 die Liquidation der Geschäfte angeordnet, die der 
russischen Staatsbank verboten sind; es waren dies haupt- 
sächlich die Industrieunternehmungen und die hochverzins- 
lichen Depositen, die besonders der römisch-katholische Klerus 
unterhalten hatte. Von den 10 Millionen Rub. Noten, die die 
Bank ausgegeben hatte, wurden 9,6 Millionen in Kreditbillete 
umgetauscht; diese Operation war 1882 ganz beendet. 1885 
wurde die Warschauer Niederlassung und die zehn Filialen in 
Kontore und Abteilungen der Staatsbank umgewandelt. Für 
die Geschäfte, deren Liquidation mit Verlust verknüpft sein 
konnte, wurde eine besondere Rechnung geführt. 

fEine gänzliche Veränderung des Bank- und Geldwesens 
wurde vom Finanzminister Sergius Julewitsch Witte (1892 bis 
1903) durchgeführt. Gleich nach der Übernahme des Porte- 
S feuilles berief er eine Kommission zur Revision der Satzungen 
( der Bank. Der Staatsbank wurde die Annahme von zwölf 
/ Monatswechseln gestattet, was besonders dem asiatischen 
Handel zugute kam, der durch die glückliche äußere Politik 
und den Bau der Sibirischen Bahn sehr gefördert wurde. Die 
Mittel der Staatsbank vermehrte er dadurch, daß er die 
Barbestände der Eisenbahnen auf laufende Rechnung ein- 
\ | zahlen ließ. 

Am 6. Juni 1894 8 wurden die neuen Satzungen der 
Staatsbank vom Kaiser bestätigt. Diese sollte nun ihr Haupt- 
augenmerk auf die Erleichterung des Geldumlaufes, Unter- 
stützung des vaterländischen Handels, der Industrie und 
Landwirtschaft durch kurzfristigen Kredit und auf die Ver- 
besserung des Kreditsystems richten. Das Kapital sollte von 
25 Millionen Rub. auf 50 Millionen Rub., der Reservefonds 
auf 5 Millionen Rub. erhöht werden. Bis zu dieser Grenze ' 
sollten jährlich 10 °/o des Reingewinns zum Kapital, 5 °/o zum 
Reservefonds geschlagen werden. Aber bereits durch Ukas 
vom 6 Februar 1895 4 wurden der Staatsbank 24,33 Millionen 
Rub. tiberwiesen, und so die gesetzliche Höhe des Grund- 
kapitals erreicht. Etwaige Verluste sollten weiter nach Ver- 
brauch des Reservefonds aus den Staatskassen ersetzt 
werden. Die oberste Leitung der Staatsbank blieb in den 
Händen des Finanzministers. An die Spitze der Verwaltung 



1 Brandt: Ausländische Kapitalien. Ihr Einfluß auf die wirt- 
schaftliehe Entwicklung der Länder. Petersburg 1899. Bd. II, S. 24 
(russisch). 

2 V. S. d. G. II, Nr. 46900. 

3 V. S. d. G. III, Nr. 10767. 
* V. S. d. G. III, Nr. 11351. 
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wurde der Präsident gestellt, der vom Kaiser ernannt 
wird; ihm stehen zwei Gehülfen zur Seite. Der Aufsichts- 
rat unter Führung des Präsidenten setzt sich aus dem 
Direktor der besonderen Kanzlei für Kreditangelegenheiten, 
einem Mitglied der Staatskontrolle, den beiden Gehülfen des 
Präsidenten, dem Direktor des Petersburger Kontors, aus 
Mitgliedern des Finanzministeriums , die auf Vorschlag des 
Finanzministers vom Kaiser ernannt werden , sowie aus je 
einem Vertreter des Adels und der Kaufmannschaft zusammen. 
Die beiden Vertreter werden vom Kaiser aus dem Kreis der 
Leute ausgewählt, die von dem Petersburger und Moskauer 
Adel bzw. von der Kaufmannschaft vorgeschlagen werden. Das 
Aufsichtsamt der Staatskreditanstalten, die frühere Aufsichts- 
behörde, wurde aufgehoben und seine Funktionen dem Staats- 
rat übertragen. 

Für die Handelsabteilung wurde der Geschäftskreis auf 
folgende Operationen festgelegt: 1.. Diskont von Wechseln 
und andern befristeten Schuldverschreibungen, 2. Gewährung 
von Darlehen und Eröffnung von Krediten, 3. Annahme von 
Einlagen zur Verzinsung und zur Verwahrung , 4. An- und 
Verkauf von Wertpapieren, 5. Überweisungen und andre 
Kommissionsgeschäfte. 

Mit der Währungsreform wurde durch Ukas vom 
29. August 1897 l die Kreditbilletausgabe der Staatsbank über- 
tragen, die sie den Bedürfnissen der Volkswirtschaft und nicht 
denen der Staatskasse entsprechend ausgeben soll. 

Dadurch ist die Bank in den Stand gesetzt, wie die west- 
europäischen Notenbanken zu wirken. 

Filialen. Die Kommerzbank, die Vorgängerin der 
Staatsbank, war vor ihrer Schließung nur in sieben Städten 2 
tätig. Die Staatsbank vermehrte die Zahl der Kontore und 
Abteilungen ständig. Im Jahre 1885 besaß sie 8 Kontore 
(Moskau, Archangelsk, Odessa, Riga, Kiew, Charkow, Jekaterin- 
burg und Rostow a. Don), 63 ständige und 4 zeitweilige Ab- 
teilungen. Archangelsk wurde später wieder zur Abteilung 
verkleinert. Bei der Übernahme der Polnischen Bank wurde 
deren Hauptstelle in Warschau in ein Kontor, deren 10 Filialen 
in Abteilungen umgewandelt. 

Die Witte'sche Bankreform sah die Errichtung von Agen- 
turen vor, die von einem Agenten, der auch Beamter sein 
konnte, verwaltet werden und nur einfache Geschäfte aus- 
führen sollten. Dieser Plan kam nicht zur Ausführung, da 
mit der Überführung der Barbestände der Staatskassen auf 



1 V. S. d. G. III, Nr. 14504. 

8 Vgl. Bericht von E. Lamansky in der Sitzung der Sociöte" 
d'economie politique vom 25. Oktober 1881. Journal des Economistes. 
Bd. 16, S. 141. 
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die Staatsbank durch den Ukas vom 29. April 1896 1 die 
Kreisrenteien dieser angegliedert und mit der Ausführung 
einiger einfacher Geschäfte, wie Auszahlung verloster Wert- 
papiere, An- und Verkauf von Serien, Inkasso, Scheck- und 
telegraphischem Zahlungsverkehr, betraut wurden. 

Im Jahre 1905 standen der Staatsbank 8 Kontore (mit 
Petersburg), 108 ständige und 7 zeitweilige Abteilungen und 
735 Renteien zur Verfügung. 

Bilanz. Die Staatsbank trennte früher in der Bilanz 
nach dem Muster der Bank of England die Rechnungen für 
die Kreditbilletausgabe (Issue department) und für die sonstigen 
Bankgeschäfte (Banking department). Auf der Passivseite des 
Ausweises der Abteilung für die Kreditbilletausgabe stand der 
Betrag der in Umlauf gesetzten Kreditbillete, die Aktivseite wies 
den Einlösungsfonds für die Billete und die Schuld der Regierung 
für dieselben nach. Die Bankabteilung trennte die Rechnungen 
für die Petersburger Hauptstelle und die Kontore und Ab- 
teilungen, die alle gesonderte Bilanzen aufstellten. Ein dritter 
Teil der Bilanz umfaßte die Liquidation der alten Kredit- 
anstalten, ebenfalls getrennt nach Hauptstelle und Filialen, da 
diese Geschäfte nicht in den Rahmen der neuen Bank hinein- 
paßten. Aus demselben Grunde wurde die Liquidation der 
den gesetzlichen Bestimmungen für die russische Staatsbank 
widersprechenden Geschäfte der polnischen Bank in besonderer 
Rechnung geführt. 

Durch den Ukas vom 29. August 1897 2 wurde mit der 
Übertragung der Kreditbillete auf die Staatsbank die Trennung 
der beiden Abteilungen aufgehoben; alle Geschäfte werden 
nun in einer Bilanz zusammengefaßt, die für die Hauptstelle, 
die Filialen und die seit 1896 in den Geschäftsbereich der 
Staatsbank einbezogenen Renteien gesondert veröffentlicht wird. 

Die Wochenausweise der Staatsbank sind außerordentlich 
ausführlich. Während der Ausweis der Bank of England 13, 
der der deutschen Reichsbank 12 Posten umfaßt, weist der der 
russischen Staatsbank 39 auf, ein Beweis des viel größeren 
Aufgabenkreises der russischen Bank. 

Eine Besprechung der einzelnen Posten eines Ausweises 
wird am leichtesten die Tätigkeit der Staatsbank beleuchten. 
Als Beispiel ist auf S. 30 u. 31 der Ausweis vom 23. März/5. April 
1905 wiedergegeben. 

Liquidation der alten Kreditanstalten. — Ehe 
wir zur Besprechung der einzelnen Posten des Ausweises über- 
gehen, sei ein Konto erwähnt, das bis 1887 auf der Aktivseite 
der Bilanz erschien, nämlich: Liquidation der alten Kredit- 



1 V. S. d. G. III, Nr. 12852. 
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anstalten, die die Bank für Rechnung des Staates besorgte. 
Die Staatsbank stellte für diese Operation eine besondere 
Bilanz auf, deren Saldo in den Ausweis der Bankabteilung 
eingesetzt wurde und hier als die Summe erschien, die der 
Bank durch die Liquidation entzogen wurde. 

Am 1. Januar 1859 waren in allen Kreditanstalten 
967,1 Millionen Rub. Depositen, davon 725,07 Millionen Rub. 
von Privaten, vorhanden. Im Laufe des Jahres wurden 
638 1 h Millionen Rub. durch auswärtige Anleihen , durch 
Kreditbillet- und Schatzschein- (Serien) Emission, sowie durch 
Umwandlung in 4°/oige Rente und 5°/oige Bankbillets getilgt; 
am Schluß des Jahres blieben also noch 328 l k Millionen Rub. 
Depositen, von denen die Hälfte öffentlichen Verbänden ge- 
hörte. Zur rascheren Abwickelung des Geschäfts wurde der 
Zinsfuß am 1. Januar 1860 auf 2°/o herabgesetzt. Für die 
weitere Rückzahlung wurde 1860 anstatt der 1859 nicht 
realisierten 5 Millionen j£ der 3°/oigen englischen Anleihe 
eine 4 Va ft /o ige Anleihe von 8 Millionen $£ mit Baring 
Brothers & Co., London, und Hope & Co., Amsterdam, kon- 
trahiert. Der Erlös, im ganzen 39,39 Millionen Rub., wurde 
nur zum Teil zu Rückzahlungen verwendet: 14 8 /4 Millionen 
Rub. dienten zur Deckung des Budgetdefizits. Durch Ukas 
vom 16. Dezember 1860 1 wurde die Staatsbank zur Ausgabe 
von 100 Millionen Rub. 4°/oiger Metallbillets in 300 Rubel- 
stücken ermächtigt, die in 41 Jahren durch Verlosung getilgt 
und wie Serien bei Zahlungen an den Staat genommen werden 
sollten. Man glaubte durch sie auch dem Mangel an klingender 
Münze abhelfen zu können. Im Jahre 1861 wurden 36 Millionen 
Rub. realisiert, im folgenden Jahre weitere 24 Millionen Rub., 
im ganzen also 60 Millionen Rub. Am 1. Januar 1862 blieben 
noch 181,6 Millionen Rub. alte Depositen, denen eine Forderung 
der Bank an die Regierung, für deren Rechnung die Liquidation 
stattfand, von 160 Millionen Rub. gegenüberstand. Mit Hilfe 
der neu in die Staatsbank einfließenden Einlagen und der 
Rückzahlung der Regierungsschuld wurden bis 1865 die alten 
Depositen auf 29,7 Millionen Rub. reduziert. Die Regierungs- 
schuld hatte bis 1865 nur um 19 Millionen Rub. abgenommen. 
Der Erlös der I. 5°/oigen Prämienanleihe von 1864 wurde 
mit 98 V2 Millionen Rub. zur Rückzahlung verwendet. Die 
Liquidation nahm bedeutende Mittel der Bank in Anspruch, 
1864 stand sie mit 165,3 Millionen Rub. in der Bilanz, am 
1. Januar 1885 noch mit 75,5 Millionen Rub., während sie 
vorübergehend zu Beginn der 80 er Jahre auf 53 Millionen 
gesunken war. Im Jahre 1885 erhielt die Bank für Rechnung 
der Staatskasse 75,3 Millionen Rub. nominal in Wertpapieren, 
die bei der Liquidation an Zahlungsstatt eingegangen waren. 
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Aktiva. 





- 


Übrige 








Petersburg 


Kontoreu. 
Abteilgn. * 


Renteien * 


Zusammen 


1. Kasse: Kreditbillete. 


23849 771.— 


11 691 000 


38657 000 


74 197 771,— 


Gold 


904080,- 


86410 000 


48201000 


134515 080,— 


Vollwertiges Silber 


8 170 187,80 


14764000 


21295000 


44229187,80 


Scheidemünze . . . 


3 634 567,27 V* 


9 816 000 


10 659000 


24 109 567,27 Vi 


Insgesamt 


36 558 606,07 Vi 


122 681000 


117 812000 


277 051 606,07 Vi 


2. Gold in Barren, An- 










weisungen der Berg- 










werksverwaltungen . 
3. Gold im Ausland 9 . . 


681438992,34 8 /4 


83096000 


— 


764534992,34 8 /4 


125 218 132,93 Vi 


— 


— 


125 218 132,93 Vi 


4. Tratten u. Anweisun- 










gen auf ausl. Plätze im 
Besitz d, Bank . . . 










264810,20 


— 


— 


264810,20 


5. Diskontierte Wechsel 










u. befristete Papiere . 


13568 505,26 


126 949000 


21783000 


162 300505,26 


6. Spezial-Kto.-Krt. geg. 
Wechsel 










1 145 678,79 


4356 000 


— 


5 501 678,79 


7. Süezial-Kto.-Krt. geg. 
Wertpapiere 

8. Darlenne auf Wert- 










20 369 910,36 8 /4 


52322 000 


— 


72691910,36 8/4 










papiere 

9. Darlehne auf Waren 


7 416 476,21 V4 


23677 000 


— 


31 093 476,21 V4 


412025,82 


41245 000 


— 


41657025*82 


10. Darlehne auf Waren- 








)/ 


dokumente 


— 


4373000 


— 


4373000,— ' 


11. Darlehne an Land- 








n * 


wirte 


1 017 549,39 


7239 000 


— 


8256549,39 


12. Darlehne an industr. 










Unternehmungen . . 


34951825,71 


5 965000 


— 


40916825,71 [ 


13. Darlehne an Hand- 










werker und Haus- 


— 


196 000 


— 


196000,— 


gewerbetreibende . . 
14. Barlehne zum Ankauf 


















von landw. Maschinen 





772000 


— 


772000,— 


15. Vorschüsse durch Ver- 










mittelung 


14281,— 


161000 


— 


175 281,— 


16. Vorschüsse an Städte 










u. Semstwos 


— 


14000 


— 


14000,— 


17. Schuld d. Petersb. u. 










Moskauer Leihkassen 


6113 629,38 


2025 000 


— 


8138629,38- 


18. Protestierte Wechsel 


42 795,90 


649 000 


— 


691 795,90 


19. Verfallene Schulden 










durch Immob. sedeckt 
20. Wertpapiere, d. Bank 


257,97 


1095 000 


— 


1 095 257,97 










gehörig 

21. Wertpapiere, in Kom- 


12 668 738,18 V« 


31558 000 


10945 000 


55 171 788,18 .Vi 


mission erworben . . 


1593 591,90 


— 


— 


1593 591,90 


22. Abrechnung m. Adeis- 










u. Bauernbk. u. andern 


4077 908,40 


— 


— 


4077 980,40 


Staatsanstalten . . . 










23. Unkosten d. Bank u. 










verschiedene Konten. 


44 908 228,13 8 /4 


5821000 


— 


50 729228,138/4 


24. Konto der Kontore u. 










Abteilungen 


349 311 617,53 V4 


— 


— 


349 311 617,53 V4 


25. Konto der Renteien . 


— 


21236000 


61250000 


82486 000.— 


Insgesamt 


1341093 561,51 


535 430000 


|211790000 


2088313 561,51 



1 Laut telegraphischer Berichte (in 1000 Rubel). 
* Dieser Posten weist nur das der Staatsbank im 
itskasse im Ausland gehöriges Gold ist hierin 



Ausland g 
nicht ento 



g>e Gold nach; 



Passiva« 







Übrige 


! ■ 




Petersburg 


Kontoreu. 
Abteilgn. 


Renteien 


Zusammen 


1. Kreditbill, im Umlauf 


970000000 — 








970000000,— 


2. Tratten a. Ausl. aus- 










gegeben 

3. Grundkapital .... 


2 513 124,77 V4 


— 


— 


2 513 124,77 Vi 


50000000,— 


— 


— 


50000000,— 


4. Reservekapital . . . 


5 000000,- 


— 


— 


5000000,— 


5. Hausbaukapital für die 










Filialen 


36 590,59 Va 


— 


— 


36 590,59 V« 


6. Einlagen mit Kündi- 










gungsfrist 

7. Einlagen ohne Kündi- 


764837,— 


15167 000 


— 


15 931 837,— 


gungsfrist 

8. Kontokorrent: 


5 316 269,78 8 /4 


34 573000 


— 


39 889 269,78 Vi 


a) des Departements d. 
Staatskasse .... 










122242 769,22 


— 


— 


122 242769,22 


b) der Spezialmittel u. 










Depositen 


— 


— 


200247 000 


200247 000.— 


c) von Staats- u. Kom- 










munal-Instituten . 


104117 026,— 


5820000 


— 


109 937 026,— 


d) Privater, Kredit- 










anstalten, Handels- 










häuser 


3 290 064,22 V4 


7 605 000 


11543 000 


22 438 064,22 V4 


e) bedingte 


11 226 570,12 8 /4 


53602000 


— 


64 828 570,12 V4 


9. Abrechnungskonto 










zw. den Eisenbahnen 


29 939 633,91 Va 


— 


— 


29 939633,91V» 


10. Außenstehende Über- 










weisungen 


1 480 996,17 


6 395000 


— 


7 875 996,17 


11. Zinsen 


1451 478,44 *k 


6 012 000 


— 


7 463 478,44 8 /4 


12. Zinsen auf Einlagen u. 










verschiedene Summen 


9 344 917,33 Vi 


6 701000 


— 


16 045 917,33 V» 


13. Kontokorrent d. Fili- 










alen mit der Bank . 





399 555 000 


— 


399 555 000,— 


14. Kontokorrent d. Ren- 










teien 


24 369 283,91 *U 


— 


— 


24 369 283,91 8 /4 


Insgesamt 


1 341 093 561,51 


535 430000 


211790 000 


2088313561,51 



Außerdem hat die Staatsbank zur Verwahrung : Depots verschiedener Personen 
und Anstalten: 

a) Wertpapiere und Dokumente 4 159 782 162,69 V» 

b) Gold und Silber, nach Schätzung der Depotinhaber 

(am 1. März) 3760000,— 

Die Staatsbank berechnet: 



beim Diskont von Wechseln 

mit 3 monatlicher Laufzeit 5 V» ° o 

n 6 . 6V«o/o 

„- 9 „ 7Va% 

. 12 . 8Va% 

auf Spez-Kto-Krt. geg. Wechsel 6 Va— 7 °/o 

auf Darlehne gegen Waren 5 Va — 7 Va °/o 

„ „ an Industrielle . 6— 8°/o 

„ „ geg. Wertpapiere: 

gegen 4% ige Rente. . . 6% 
gegen andere Staats- und 
vom Staate garantierte 
Papiere, Obligationen d. 
städt. Kreditgesellschftn. 
u. Pfandbriefen v. Hypo- 
thekenbanken 6Va°/o 



auf Darlehne gegen andere zur 
Beleihg. zugelassene Wert- 
papiere 7Va°/o 

auf Spezialkontokorrent gegen 
W( 



ertpapiere : 
gegen 4% ige Rente ... 6°/o 
gegen andere Staats- und 
vom Staate garantierte 
Papiere, Obligationen d. 
städt. Kreditgesellschftn. 
u. Pfandbriefen v. Hypo- 
thekenbanken öVa^/o 

gegen andere zur Be- 
leihg. zugelassene Wert- 
papiere 7Va% 

Die Staatsbank vergütet: 
auf Einlagen m. Kündiggsfrist 2— 3Va°/o | auf Einlagen ohne Kündigungfrist 1 °/o 
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Durch Ukas vom 19. Dezember 1886 * wurde die Liquidations- 
bilanz aufgehoben; mit der Zahlung der Zinsen und der 
Tilgung der 5°/oigen 1. Bankbillete und der Depositen der 
alten Kreditanstalten wurde die Staatskasse beauftragt, der 
auch die Eingänge auf die Außenstände der alten Kredit- 
anstalten zugleich mit den Gewinnen der Handelsabteilung der 
Staatsbank überwiesen wurden. 

Grund- und Reservekapital. Aus den Beständen 
der Kommerz- und der Leihbank erhielt die Staatsbank bei 
ihrer Gründung 15 Millionen Rub. als Grund- und 1 Million 
Rub. als Reservekapital. Von dem Grundkapital überwies die 
Bank den Filialen eine Summe, die in den Bilanzen der 
einzelnen Filialen als Grundkapital erscheint. Diese Summe 
schwankte für die Kontore zwischen 0,3—4,0 Millionen Rub. 
und betrug für die Abteilungen 50000 Rub. Von den 
15 Millionen Rub. Grundkapital entfielen bei Beginn 7,4 Millionen 
auf die Filialen. 

Durch Überweisung eines Drittels des Reingewinnes sollte 
der Reservefonds satzungsgemäß auf 3 Millionen Rub. gebracht 
werden. Bereits 1863 hatte er diese Höhe erreicht. Da die 
notwendige Vermehrung der Filialen das Grundkapital der 
Bank schmälerte, wurde es 1865 um 2 Millionen, 1867 abermals 
um 2 Millionen, 1868 um 1 Million Rub. erhöht, die dem Reserve- 
fonds entnommen wurden, der durch die Überweisungen aus dem 
Reingewinn seit 1869 die satzungsmäßige Höhe mit geringen 
Abweichungen beibehalten hat. Von den 20 Millionen Grund- 
kapital entfielen 1869 auf die 43 Filialen 9,85 Millionen Rub. 

Die Übernahme der Polnischen Bank machte abermals 
eine Vermehrung des Grundkapitals nötig. Im Jahre 1875 
wurde es um 2 Millionen, 1876 um 1 Million, 1878 um 
weitere 2 Millionen Rub. erhöht. Durch den Ukas vom 
6. Juni 1894 a wurde im Zusammenhang mit der Witte'schen" 
Bankreform die Erhöhung des Grundkapitals von 25 auf 
50 Millionen Rub., die des Reservefonds von 3 auf 5 Millionen 
Rub. angeordnet. Es sollten jährlich 10°/o des Reingewinnes 
zum Kapital, 5 °/o zum Reservefonds geschlagen werden. Aber 
schon im folgenden Jahre wurden durch Ukas vom 6. Februar 
1895 8 der Bank 24,33 Millionen Rub. überwiesen und so die 
gesetzliche Höhe des Grundkapitals erreicht. Der Reserve- 
fonds weist seit 1901 die statutenmäßige Höhe von 5 Millionen 
Rub. auf. 

Kreditbillete und Barbestände. Eng zusammen 
gehören in der Bilanz die Posten 1, 2 und 3 der Aktivseite, 
nämlich Kasse , Gold in Barren , und Anweisungen und Gold 

1 V. S. d. G. nr, Nr. 4108. 

2 V. S. d. G. III, Nr. 10767. 
8 V. S. d. G. III, Nr. 11351. 
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im Ausland, und Posten 1 der Passivseite: Kreditbillete im 
Umlauf. Diese Zusammenfassung entspricht ungefehr dem 
Geschäftskreis der früheren Abteilung der Kreditbilletausgabe, 
es fehlt dabei die unverzinsliche Schuld der Regierung für 
die Kreditbillete, die seit 1900 ganz aus der Bilanz ver- 
schwunden ist ; es ist dagegen in dieser Zusammenfassung auch 
der Kassenbestand der früheren Bankabteilung enthalten. 

Um den Betrag der wirklich in Umlauf sich befindenden 
Noten zu erhalten, muß man in der alten Bilanz vom ersten 
Passivposten der Abteilung für die Kreditbilletausgabe: 
nämlich Kreditbillete im Umlauf, den Betrag der in der Bank- 
abteilung auf der Aktivseite nachgewiesenen Billete absetzen; 
in der jetzigen Bilanz entspricht der Umlauf der Differenz 
der ersten Posten der Aktiv- und Passivseite ; er beträgt also 
in unserer Bilanz 970 Millionen Rub. abzüglich 74197771 
= 895802229 Rut>. 

Bei Gründung der Staatsbank waren die ihr übertragenen 
Kreditbillete uneinlöslich. Im Jahre 1858 waren 60 Millionen 
vernichtet worden, dann aber wieder zur Depositenrückzahlung 
88 Va Millionen neu begeben worden; am 1. Januar 1862 
erreichte ihr Umlauf eine Höhe von 713 Millionen Rub. bei 
einem Einlösungsfonds von 98 Millionen Rub. Ihr Kurs fiel 
mit dem Wechselkurs. Der Krimkrieg hatte das Vertrauen 
zum russischen Kredit schwer geschädigt, so daß die Wert- 
papiere aus dem Ausland nach Rußland zurückflössen; die 
ausländischen Depositen wurden nach der Zinsherabsetzung 
zurückgezogen. Auch die großen Materialbestellungen für 
Eisenbahnbauten im Ausland trugen beim liberalen Zolltarif 
zur Verschlechterung der Zahlungsbilanz bei. 

Nach dem Plan Lamanskys, des Präsidenten der Staats- 
bank, sollte der Kurs der Kreditbillete durch Einlösung gegen 
Gold und Silber zu allmählich sich erhöhendem Kurse auf 
pari gebracht werden. Kreditbillete sollte nur die Bank selbst 
ausgeben und zwar gegen volle Deckung. Dem Einlösungs- 
fonds sollte die Regierung 200 Millionen Rub. 5°/oiger Rente 
zum Verkauf, ferner 200 Millionen Rub. in einer l°/oigen, 
innerhalb 100 Jahren zu tilgenden Schuldverschreibung und 
weitere 200 Millionen Rub. in Hypotheken auf Domänen, 
Staatsforste und Staatsbahnen übergeben. Dadurch hoffte 
Lamansky das Vertrauen zu der Einlösungsfähigkeit der 
Bank zu heben. Nur ein kleiner Teil seines Planes wurde 
angenommen. 

Im Umlauf befanden sich zu Beginn des Jahres 1862 
722 Millionen Rub., denen ein Einlösungsfonds von 79 Millionen 
Rub. gegenüberstand ; die Deckung betrug also 10,9 °/o. Durch 
die 8. 5 °/o ige 15 Millionen j£ Anleihe bei den beiden Häusern 
Rotschild in London und Paris wurde der Fonds auf 25,4 °/o 
des Kreditbilletumlaufes gebracht. Am 1. Mai 1862 wurde 

Forschungen 181. — Claus. 3 



\ 



U 131. 

die Einlösung aufgenommen. Anfangs wurden wenig Billete 
eingetauscht, dann aber schmolz der Metall vorrat rasch zu- 
sammen; in manchen Monaten wurden der Bank über 
10 Millionen Rub. entzogen, da die Spekulation sich die Ein- 
lösung zu Nutze machte. Man brauchte nur Kreditbillete zu 
kaufen, sie einige Zeit zu behalten und dann an die Staats- 
bank zu verkaufen um den Kursgewinn einzustreichen. Der 
Polenaufstand, der im Januar 18(53 ausbrach, trug hauptsächlich 
mit zum Mißlingen der Einlösungsöperation bei. Auch war die 
Goldproduktion infolge der Bauernbefreiung erheblich zurück- 
gegangen; die Bauern verließen, als sie nicht mehr zur Arbeit 
gezwungen werden konnten, in Scharen die verhaßten Berg- 
werke. Das Gerücht, die polnischen Aufständigen hätten 
Kreditbillete in großen Mengen hergestellt und in Umlauf 
gesetzt, trug viel dazu bei, das Vertrauen zu den Billeten zu 
erschüttern 1 . Als in den ersten 3 Tagen des August allein 
4,4 Millionen Rub. Metall der Bank entzogen wurden, stellte 
sie am 6. August die Einlösung gegen Gold ein. f 

Der Kurs der Kreditbillete war von 93,1 °/o im Januar 1863 
auf 98,2 °/o im Oktober 1863 gestiegen. Durch das Versteifen 
der westeuropäischen Geldmärkte war die Bank gezwungen, 
durch Gold Versendungen die Wechselkurse zu halten; dies 
erweckte die Befürchtung, daß die Bank die Einlösung nicht 
fortsetzen könne und veranlaßte einen neuen Sturm auf ihren 
Metallschatz, dem sie nicht gewachsen war. Am 5. November 1863 
stellte sie auch die Einlösung gegen Silber ein. 

Dieses Fehlschlagen der Einlösungsoperation drückte die 
Billete unter den früheren Kurs; im November 1863 standen 
sie auf 92,3 °/o, im Oktober 1864 auf 77,3 °/o. Im Verkehr 
waren im Jahre 1863 am 1. Dezember 642 Millionen Rub., 
denen ein Barfonds von 68 Millionen Rub. gegenüberstand. 
Vernichtet waren 45 Millionen Rub. Kreditbillete, die den 
Staat 107 Millionen Rub. gekostet hatten. 

Die Summe der Billete vermehrte sich nun von Jahr zu 
Jahr. Seit 1864 war die Regelung dieser Schuld auf- 
gegeben. Die Staatsbank war mit dem künstlichen Halten 
der Wechselkurse, der Prämienanleihen, mit der Unterstützung 
des Privatbankwesens, das nach dem Reformplan der 1860 er 

1 In Wirklichkeit waren bis zum 1. Januar 1864 nur 0,57 Millionen 
Rub. falsche Kreditbillete bei den Kassen der Bank vorgekommen; im 
ganzen sind bis zum 1. Januar 1872 nur 1,9 Millionen Rub. Falsifikate 
von der Bank eingezogen worden. 

Die Schädigung des Staatskredits ist in Rußland ein beliebtes 
Mittel der Revolutionäre zur Bekämpfung der Regierung. Im Jahre 
1905 veranlaßten sie das Publikum, den Sparkassen in Massen die Ein- 
lagen zu entziehen. — Im Herbst 1906 forderte das Exekutivkomitee 
des internationalen sozialistischen Bureaus die Presse und die Ab- 
geordneten auf, den Kredit Rußlands in jeder möglichen Weise zu 
schädigen. 
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Jahre geschaffen werden sollte, mit der Realisation der Staats- 
anleihen vollauf beschäftigt. Für ihre Handelsoperationen 
hatte sie nur wenig Mittel übrig. Ihr Diskontsatz war 
8 1 /* — 9V2°/o; durch diesen hohen Satz .wurde die Zurück- 
zahlung der Depositen angeregt. Im Jahre 1867 wurde ihr 
die „zeitweilige" Ausgabe von 35 Millionen Rub. Kredit- 
billeten, zu deren Deckung sie Schatzscheine (Serien) empfing, 
zur Verbilligung der Diskontosätze erlaubt und gleichzeitig 
die Erwerbung von Gold und Silber in Barren und Münzen 
gegen Kreditbillete gestattet. Zweck dieser Maßnahme war 
die Ansammlung eines Goldschatzes. Der Erlös der 3. 5 °/o igen 
Bankbillete wurde ebenfalls dem Fonds zugeführt. Bis zum 
1, Januar 1876 war dieser auf 229,3 Millionen Rub. gebracht 
und stellte so bei einem Kreditbilletumlauf von 797,3 Millionen 
eine Deckung von 28,8 °/o dar. 

Diese ifetallanhäufung führte ein allmähliches Steigen des 
Kurses der Kreditbillete herbei, der sich von 1870—1875 von 
79,9 °/o auf 92 °/o hob. Bei ruhiger Weiterentwickelung wäre 
ohne Zweifel die Parität erreicht worden. Als aber 1875 
infolge der amerikanischen Konkurrenz die Getreidepreise stark 
fielen, und die Handelsbilanz Rußlands sich damit wesentlich 
verschlechterte, sanken auch die Wechselkurse. Der Finanz- 
minister, Graf M. Ch. Reutern (1862 — 78), wollte sie halten, 
obgleich diese Operation 1862/3 bereits gänzlich fehlgeschlagen 
war. Am 26. Januar 1876 wurde der Staatsbank die Abgabe 
von Goldwechseln auf das Ausland gegen Kreditbillete zum 
Tageskurs befohlen. Die eingehenden Billete sollten vernichtet 
werden. Im Anfang wurden wenig Wechsel gekauft. Dann 
aber entzog eine Finanzgruppe der Bank das Gold systematisch. 
Sie kaufte russische Wertpapiere im Ausland, lombardierte sie 
bei der Staatsbank und verwendete die dabei erhaltenen 
Kreditbillete zum Ankauf von Goldwechseln, mit denen wieder 
russische Fonds erworben und der Kreislauf von vorne be- 
gonnen wurde. 

Um diese Spekulation zu verhindern, erhöhte die Staats- 
bank den Diskontsatz von 6 Vs °/o auf 8 V2 °/o, den Lombard- 
zins von 7 Va °/o auf 9 1 /a °/o , wies dann weitere Beleihungen 
zurück und Ibaderie die Auslösung der alten Pfänder. Dadurch 
kamen die russischen Banken und Bankers, die sich an der 
Goldentziehung beteiligt hatten, in große Verlegenheit. Der 
Einlösungsfonds war aber im Laufe des Jahres von 231,2 
Millionen auf 180,5 Millionen Rub. zusammengeschmolzen. Da 
die Bank auch die von England auf den Markt geworfenen 
Papiere aufnehmen mußte, so zeigten sich im Einlösungsfonds 
am 1. Januar 1877 31 V2 Millionen Rub. Wertpapiere, während 
im Jahre vorher nur 1,8 Millionen Rub. vorhanden waren. 
Der Goldvorrat hatte sich also um 80 Millionen Rub. ver- 
ringert. Der Kreditbilletumlauf betrug 735,2 Millionen Rub. ; die 
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Gesamtdeckung machte demnach 24 1 /a°/o, die metallische 
20,2% aus. Bei den politischen Verwickelungen der zweiten 
Hälfte der 1870 er Jahre war dieser Mißerfolg für Rußland 
doppelt empfindlich. Graf Reutern ließ, um den Metallschatz 
wieder zu stärken, vom 1. Januar 1877 an die Zollabgaben 
in Gold erheben. 

Zur Deckung der Kosten des 6. Türkenkrieges (1877/8) 
wurde der Staatsbank erlaubt, Kreditbillete zu emittieren, um 
mit den Erträgen der Staatskasse Darlehen machen zu können. 
Diese Kreditbillete gab also nicht der Staat, sondern die 
Bank aus ; sie wurden auch nicht in der Abteilung für Kredit- 
billetausgabe, sondern in der Bankabteilung verrechnet. Nach 
dem Kriege konnten die Vorschüsse nicht gleich eingestellt 
oder zurückgezahlt werden. Die drohende Haltung Rußlands 
gegen Deutschland, die vielen Attentate, denen schließlich 
auch Kaiser Alexander IL (1855 — 81) am 13. März 1881 zum 
Opfer fiel, waren Finanzreformen nicht günstig; erst 1881 
wurde die Neuausgabe von Kreditbilleten eingestellt. Die 
Darlehen an die Regierung waren am 1. Januar 1881 auf 
419 Va Millionen Rub. angelaufen, während die „zeitweilige" 
Kreditbilletausgabe am 1. Januar 1880 446 Millionen, am 

I. Januar 1881 417 Millionen betrug. Der Kurs sank bis auf 
63— 64°/o. 

Von Finanzminister A. A. Abasa (1880/1), dem Nach- 
folger S. A. Greigs (1878/80), wurde ein Plan zur Verminderung 
der Kreditbillete aufgestellt. Die Schuld der Regierung sollte 
zunächst auf 400 Millionen Rub. herabgebracht werden, von 
denen dann jährlich 50 Millionen Rub. getilgt werden sollten. 
Für den gleichen Betrag sollten dann Billete eingezogen und 
vernichtet werden. Aus dem regulären Etat konnte diese 
Summe nicht genommen werden, da die Staatseinnahmen sich 
infolge der Aufhebung der Salzsteuer und der Mißernte von 
1880, durch die die Zolleinnahmen sich verringerten, ver- 
mindert hatten. Die erste Ratenzahlung von 69 V2 Millionen 
Rub. wurde, da eine äußere Anleihe wegen des Versteifens 
des Geldmarktes nicht möglich war, durch den Erlös der 
5. 5°/oigen 100 Millionen Rub. Bankbilletanleihe, die günstig 
untergebracht wurde, gedeckt. 

Der neue Finanzminister N. Ch. Bunge (1882/7), früher 
Professor in Kiew, suchte vorerst die Staatsausgaben zu ver- 
ringern, ohne jedoch die Defizite aus dem Budget beseitigen zu 
können. Im Jahre 1882 erfolgte die zweite Zahlung von 
50 Millionen Rub. durch Gutschrift auf laufender Rechnung. 
Die dritte Zahlung wurde aus dem Erlös der 6% igen ewigen 
steuerfreien 50 Millionen Goldrente, die durch Ukas vom 

II. November 1883 1 genehmigt war, geleistet. Um „keine 

1 V. S. d. G. III, Nr. 1827. 
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plötzliche Bedrückung des Geldmarktes u hervorzurufen, wich 
man 1884 von der durch Ukas vom 1. Januar 1881 x be- 
fohlenen Barzahlung ab und übergab der Staatsbank 5 °/o ige 
Goldrente zur Realisation. ' 

Hatte Bunge in mäßiger Weise die Ansammlung eines 
Goldschatzes angestrebt, so tat dies sein Nachfolger J.A. Wysch- 
negradski (1888/92) mit aller Energie. Um die Zahlungs- 
bilanz zu bessern, suchte er durch seine Fracht- und Tarif- 
politik die Ausfuhr zu forcieren, die Einfuhr durch Zoll- 
erhöhung zu beschränken, die Schuldzinszahlung an das 
Ausland durch Konvertierung zu vermindern. Seine Kon- 
versionspläne wurden durch die Verstimmung zwischen Rußland 
und Deutschland Ende der 1880er Jahre vereitelt. Im Jahre 1887 
war der deutschen Reichsbank und der preußischen Seehandlung 
die Lombardierung russischer Wertpapiere untersagt worden; 
dies Verbot wurde erst 1894 wieder aufgehoben. Durch 
rücksichtsloses Eintreiben der Steuern vermehrte Wyschne- 
gradski zwar die Einnahmen des Staates, zwang aber die 
Bauern zum Getreidemehrverkauf; durch diese Politik, das 
berüchtigte „System Wyschnegradski" , waren die Defizite 
zwar aus dem Budget verschwunden, die Bauern aber waren 
im Hungerjahr 1891 ohne Vorräte, und die Regierung mußte 
viel für ihre Unterhaltung aufwenden. 

Bunges und Wyschnegradskis Ziel war die Währungsreform 
gestützt auf einen großen Goldschatz. Am 10. Juli 1887 2 
wurde der Bank befohlen, 40 Millionen Rub. Gold aus der 
Bankabteilung in den Einlösungsfonds überzuführen, also aus 
der Bankabteilung diese Summe an die Abteilung für Kredit- 
billetausgabe abzugeben. Dieser Fonds wurde dadurch auf 
211,47 Millionen Rub. gebracht, bei einem Kreditbilletumlauf 
von 1046,29 Millionen Rub. Im folgenden Jahre wurde dem 
Einlösungsfonds aus dem Erlös der 4°/oigen äußeren Gold- 
anleihe und aus dem Budgettiberschuß 37,64 Millionen Gold 
überwiesen. Wegen der stärkeren Ausfuhr war größere 
Nachfrage nach Kreditbilleten , und so wurde die Staatsbank 
am 8. Juli 1888 8 ermächtigt, zur Befriedigung der Handels- 
bedürfnisse Kreditbillete auszugeben, die Rubel für Rubel in 
Gold gedeckt sein und wieder aus dem Verkehr gezogen 
werden sollten, wenn sie sich für den Umlauf nicht mehr nötig 
erwiesen. Am 7. und 28. September gab die Staatsbank je 
15 Millionen Rub. Kreditbillete aus, zu deren Deckung aus 
den Reichsrenteien 15 Millionen Rub. Gold und aus den 
Kassen der Bank, also der Bankabteilung, die gleiche Summe 
dem Einlösungsfonds zugeführt wurde. Der Rubelkurs war 

1 V. S. d. G. II, Nr. 61730. 

2 V. S. d. GL III, Nr. 4639. 
8 V. S. d. GL III, Nr. 5396. 
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seit 1888 in stetem Steigen begriffen, von 1888—1890 war er 
von 55,7 °/o auf 72,6% gestiegen. Da man aber aufgegeben 
hatte , die Parität zu erreichen und den Kurs auf 66 *ls % 
fixieren wollte, so brachte der Vertauf von Kreditbilleten zu 
höheren Kursen Gewinn. Am 16. August 1890 erhielt 
Wyschnegradski die Genehmigung, ausländische Gold Wechsel 
anzukaufen, was er in ausgedehntem Maße tat, auch als der 
Kurs unter 66 2 /8°/u gefallen war. So wurde die „zeitweilige" 
Ausgabe um 150 Millionen Rub. erhöht und betrug nun im 
ganzen 416,26 Millionen Rub. 

Der Nachfolger Wyschnegradskis, S. J. Witte, erwarb 
sich ein großes Verdienst durch die glückliche Durchführung 
der Währungsreform, die Bunge bereits begonnen hatte. An 
Kreditbilleten waren im Umlauf 716 Millionen Rub., ferner 
75 Millionen Rub. „zeitweilige" Ausgabe für die Bedürfnisse 
des Handels entsprechend dem Ukas vom 8. Juli 1888 \ die 
Rubel für Rubel in Gold gedeckt waren, und 330 Millionen 
Rub. „zeitweilige" Ausgabe während des Türkenkrieges, die 
im zweiten Teil der Bilanz, in der Bankabteilung verrechne^ 
(waren. Der Ukas vom 9. Dezember 1894 a vereinigte die 
beiden Ausgaben von 716 und 330 Millionen Rub. zu einer 
ständigen Ausgabe von 1046 Millionen Rub., während der 
Einlösungsfonds auf 277 Millionen Rub. gebracht wurde. 
Durch Ukas vom 3. März 1895 8 wurden dem Fonds weitere 
98 Millionen Rub. aus dem Staatsschatz überwiesen, wodurch 
er auf 375 Millionen Rub. Gold gebracht wurde, außer den 
75 Millionen Rub., die als Spezialdeckung für den gleichen 
Billetbetrag der „zeitweiligen" Ausgabe galten. Am 1. Januar 
1896 wurden dem Fonds abermals aus dem Staatsschatz 
50 Millionen Rub. Gold zugeführt. Die beiden Kreditbillet- 
Emissionen wurden nun vereinigt und um 52 V2 Millionen 
Rub. verringert, so daß sich der gesamte Betrag auf 1068 
Millionen Rub. belief. Auch die beiden Fonds wurden zu- 
sammengeschlagen und auf 500 Millionen Rub. Gold erhöht. 
Durch die durch Ukas vom 8. Juli 1896 4 genehmigte 3 °/o ige 
steuerfreie 100 Millionen Rub. Gold-Anleihe und durch Zu- 
zahlung aus den Staatskassen wurde der Fonds auf 600 Millionen 
Rub. Gold gebracht. 

Durch das Schwanken des Rubelkurses war für Ex- und 
Importeure eine sichere Kalkulation erschwert; der Kurs am 
Erfüllungstag entschied erst, ob mit Gewinn oder Verlust ge- 
arbeitet war. Deshalb waren sie genötigt, sich durch Termin- 
geschäfte in Kreditbilleten zu sichern. Der Hauptrubelmarkt, 



* V. S. d. G. III, Nr. 5396. 

■ V. S d. G. III, Nr. 11114. 
8 V. S. d. G. III, Nr. 11421. 

* V. S. d. G. III, Nr. 13 147. 
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der Ort der Preisbildung für russische Werte überhaupt, war 
Berlin ; d as war ganz _ natürli ch, denn 4 er deutsch-russ ische, 
Handel machte "ungefShr Va Hes gesam ten^^rtt^fnliafKlels 
Rußlands kus7' uTrth (fei größte Teil der mssi^^eh^AtrStands- 
^gihegj lvai 1 diü ' üh Dellillüln 5an^h'TOs ^l ,, UüK?rgübTäc4rt : Als 
MiTira^ig8tref?S hiu dei Rnhclkim tUfl l' k fiel, m Öff nete die 
russische Presse leidenschaftliche Angriffe gegen die Berliner 
Börse, daß sie systematisch den Kurs zu drücken suche. 
Als dann der Kurs wieder stieg, konnte dies nicht mehr be- 
hauptet werden, und man warf nun den Berliner Spekulanten 
vor, daß sie die Kurse zum Schaden Rußlands bald steigen, 
bald fallen ließen. Die Bedeutung der Berliner Rubelbörse 
ist hier offensichtlich überschätzt. Rubel wurden gleichzeitig 
in Paris und London gehandelt; die Arbitrage hätte Kurs- 
veränderungen, die nicht durch die Kreditwürdigkeit Rußlands 
begründet gewesen wären, sich sehr bald zum Schaden der 
Berliner Spekulanten zu Nutzen gemacht. Eine einseitige 
Senkung des Kurses, wie es anfänglich den Berliner Spe- 
kulanten vorgeworfen wurde, lag gar nicht im Interesse der- 
selben ; sie wollten natürlich verdienen, und das ist sowohl bei 
steigenden wie bei fallenden Kursen möglich. Es waren 
politische und nationale Gründe, besonders das Gefühl der 
Abhängigkeit von Berlin, die die Angriffe veranlaßten, und 
die preisausgleichende, vermittelnde Tätigkeit der Berliner 
Börse in Rußland verkennen ließen. Während die Finanz- 
minister Bunge und Wyschnegradski in der richtigen Er- 
kenntnis, daß die Rubelbörse durch die Papierwährung Rußlands 
bedingt sei, nicht gegen die Börse einschritten, wie es von 
ihnen verlangt wurde, gab Witte dem Drängen nach. Die 
bevorstehende Einführung der Goldwährung nahm der Rubel- 
börse auch einen der Hauptgründe ihrer Existenzberechtigung. 
In einem Erlaß vom 16. Januar 1893 warnte er die russischen 
Banken und Bankers vor der Beteiligung und Begünstigung 
der Rubelspekulation und bedrohte die Firmen, die der 
Warnung entgegen handeln würden, mit Entziehung ihres 
Kredits bei der Staatsbank. Ein Reichsratsgutachten vom 
8. Juli 1893 verbot die Differenzgeschäfte in Valuta ganz. 
Die russischen Börsenkreise wurden abgeschreckt, besonders 
als einigen Häusern der Kredit gekündigt wurde. Um auch 
dem Ausland diese Spekulation zu verleiden, legte Witte einen 
Ausfuhrzoll auf Papierrubel. Dann gelang es ihm, Ultimo 
Oktober 1894 die Baissepartei einzuklemmen, indem er per 
Ultimo durch die russischen Finanzagenten Kreditbillet.e auf- 
kaufen und dann effektive Lieferung verlangen ließ, nachdem 
er vorher die Ausfuhr von Billeten verboten hatte. Am 
27. Oktober notierten Billetc 5 l h °/o höher als Auszahlung 
Petersburg. Um das Dekouvert decken zu können, mußten 
sich die Spekulanten an den russischen Finanzminister selbst 



.40 181. 7 

wenden, der Billete nur zu höchsten Kursen abgab. Die 
empfindlichen Verluste, die die Baissepartei dadurch erlitt, 
machten der Rubelspekulation ein Ende. 

Durch die Ansammlung eines so beträchtlichen Gold- 
schatzes von 600 Millionen Rub. und durch die Festigung des 
Rubelkurses hatte Witte die Vorbereitung zur Durchführung S 

der Währungsreform beendet. Durch das am 8. Mai 1895 * ^ 

Allerhöchst bestätigte Gutachten des Reichsrates wurde die 
Berechnung in Goldvaluta zugelassen. Das Verhältnis zwischen 
Gold- und Kreditbilleten wurde angeblich der bequemeren 
Rechnung wegen wie 2:3, also 1 Rub. Gold= IV2 Rub. Kredit 
festgesetzt, obgleich damals der Kurs etwas höher war; denn 
mit dem Wachsen des Goldschatzes war er gestiegen. Der * 

Ukas vom 8. August 1896 2 behielt diesen Kurs bei, zu dem 
die Staatsbank nun Gold gegen Kreditbillete abgab. 

Im Jahre 1895 noch überreichte Witte seinen Reformplan 
dem Reichsrat. Witte wollte die Goldwährung einführen; 
einen neuen Goldrubel im Werte eines Kreditrubels wollte er 
schaffen, um so äußerlich eine Devalvation zu vermeiden. 
Kreditbillete sollte fernerhin nur die Staatsbank nach den 
Bedürfnissen des Handels und der Industrie ausgeben; diese 
Billete sollten jederzeit einlösbar sein und bis 800 Millionen 
Rub. zur Hälfte, darüber hinaus voll in Gold gedeckt sein. 

Für eine derartige Regelung der Einlösung sprachen die- , 

selben Gründe wie s. Z. für die Kankrinsche Reform; der . 

Kreditrubel war seit langem entwertet, die Inlandpreise waren ' 

dementsprechend gestiegen, wenn sie auch den Wechselkursen 
etwas nachhinkten. Eine allmähliche Steigerung des Kurses 
hätte die Schuldner, besonders die Landwirte, schwer ge- 
schädigt und das Gelingen der Reform von einer ununter- 
brochenen Reihe günstiger Jahre abhängig gemacht. Die 
Einführung der Goldwährung erschien für Rußland bei seiner 
starken Auslandverschuldung, die zum überwiegenden Teil 
auf Metall lautete, geboten. Die Zeit für die Durchführung 
der Reform war auch sehr günstig, denn Rußland stand hoch 
in Kredit. 

Die Durchführung dieses großen Programms lehnte der 
Reichsrat jedoch ab. Witte setzte aber durch einzelne Ukase 
des Kaisers die hauptsächlichsten Punkte durch. Der Ukas * 

vom 3. Januar 1897 8 schuf einen neuen Goldrubel, der in 
demselben Wertverhältnis zum alten Goldrubel stand, wie die j 

Kreditbillete, nämlich wie 1 V2 : 1. Die alten 10- und 5 Rubel- 
stticke (Imperial und Halbimperial) galten also jetzt 15 bezw. 
7V2 Rubel. Zu diesem Kurs, also zu 66 2 /s °/o ihres früheren 



1 V. S. d. GL III, Nr. 11644. 

2 V. S. d. Gr. III, Nr. 13194. 

8 V. S. d. G. III, 13611 u. 13612. 
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Wertes, löst nun seit 1897 die Staatsbank die Kreditbillete 
wieder ein. 

Durch den Ukas vom 29. August 1 1897 wurde der Staats- 
bank die Kreditbilletausgabe übertragen, die sie nach den Be- 
dürfnissen der Volkswirtschaft und nicht mehr nach denen 
der Staatskasse ausgeben und einziehen soll. Die Trennung 
der Abteilung für die Kreditbilletausgabe von der Bank- 
abteilung wurde zugleich aufgehoben und alle Posten in einer 
Bilanz vereinigt. Die Kreditbillete müssen bis 600 Millionen 
Rub. (nicht 800 Millionen Rub., wie Witte gefordert hatte) 
zur Hälfte, darüber hinaus Rubel für Rubel in Gold gedeckt 
sein; das freie Kontingent beträgt also 300 Millionen Rub. 
Die Kreditbillete sind also Banknoten, die gesetzliches Zahlungs- 
mittel sind. Die Billete behielten ihre frühere Benennung 
„Staats-Kreditbillete" bei, obgleich sie nun „Staatsbankbillete" 
sind. Ihre Einlösbarkeit ist außer durch die Aktiva der Bank 
noch durch den Staat garantiert. Jetzt war die Bank durch 
das Recht der Billetausgabe nach den Bedürfnissen der Volks- 
wirtschaft -in die Lage versetzt, wie die westeuropäischen 
Notenbanken zu wirken. 

Seit 1897 werden Goldmünzen zu 5 Rub., seit 1898 auch 
lO^Rubelstücke geprägt und in den Verkehr gebracht. Dadurch 
hat sich der Kreditbilletumlauf verringert; vom 1. Januar 1898 
bis zum Ende des Jahres sank er von 901,2 Millionen auf 
683,2 Millionen Rub., die mit 151,6 °/o metallisch gedeckt waren. 

Beim Ausbruch des russisch-japanischen Krieges verstärkte 
die Bank den Notenumlauf, der am 1. Januar 1904 578,7 
Millionen Rub. betragen hatte, von Monat zu Monat, so daß 
am 1. Januar 1905 856,1 Millionen Rub. in Zirkulation waren. 
Es erhöhte sich aber auch beständig der Metallbestand, der 
im Laufe des Jahres 1904 von 981,8 auf 1093,1 Millionen 
Rub. stieg und eine Notendeckung von 127,6 °/o ausmachte. 
Da der Verkehr lieber die bequemen Billete nimmt, konnte 
die Bank ohne besondere Kunstgriffe den Notenumlauf so 
stark vermehren, indem sie ihre Zahlungen in Billeten leistete, 
wenn nicht ausdrücklich Metall verlangt wurde. Seit 1897 
hatte sie es mit den Goldmünzen so gemacht, die anfänglich 
ungern genommen wurden, sich dann aber doch durch die 
Bemühungen der Bank im Verkehr hielten. . 

Schon bei Beginn der Einlösung und besonders zur 
Kriegszeit tauchte das unkontrollierbare Gerücht auf, daß 
Billete ausgegeben seien, die nicht gebucht wären. Diese Aus- 
gaben seien mit Hilfe des Erneuerungsfonds gemacht worden, 
aus dem neue Noten zum Ersatz der alten, beschmutzten ent- 
nommen werden. Die außerordentliche Schwierigkeit einer 
derartigen Fälschung in größerem Maßstabe — und größere 

1 V. S. d. Gk III, Nr. 14504. 
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Summen nur hätten ja für die Staatskasse Zweck — läßt sie 
höchst unwahrscheinlich erscheinen. 

Das Gold, das sich in der Bank befindet, stellt sowohl 
deren Besitz als auch den der Regierung dar ; der Regierung 
gehöriges Gold im Ausland ist nicht in dieser Summe ent- 
halten, wie die Anmerkung 2 zum Ausweis angibt. Die 
Regierung läßt aber zuweilen den Erlös der ausländischen 
Anleihen nicht auf das Konto der Kreditkanzlei, sondern auf 
das der Staatsbank einzahlen und sich gutschreiben. Dann 
erscheint dieses Gold doch in der Bilanz; auf der Passivseite 
ist das Guthaben der Regierung um diesen Betrag dann höher. 

Die Staatsbank hält also die einzige Metallreserve für das 
ganze Land. Dieser Goldschatz war 1897 der größte, der 
jemals bestanden hat. 

Die Existenz dieses Goldschatzes und seine Höhe ist 
vielfach angezweifelt worden , z. B. von Cyon. Noch im 
März 1905 tat dies ein Korrespondent der Times, Lucian 
Wolf, indem er den Goldschatz als „Humbert-Safe" bezeichnete. 
Finanzminister Kokowzew bot der Zeitung an, sie solle sich 
durch einen Vertreter vom Vorhandensein des Goldes über- 
zeugen 5 diese lehnte jedoch das Anerbieten ab. 

Wechsel. Der wichtigste Posten unter den Handels- 
operationen ist der Posten Nr. 5 der Aktiva: Diskontierte 
Wechsel und andere befristete Papiere. Die Bank nimmt 
zum Diskont Wechsel, die zwei gute Unterschriften tragen 
und auf einen Ort gezogen sind, in dem sich eine Filiale der 
Bank befindet. Die Laufzeit darf 6 Monate nicht über- 
schreiten, mit Rücksicht auf die große Ausdehnung des 
Landes, den langsamen Verkehr und die Verkehrsstockungen 
im Winter durch Eis, im Frühjahr und Herbst durch Regen, 
ist diese längere Laufzeit durchaus am Platze. Witte ließ für 
einige Filialen sogar die Annahme von 12 Monats wechseln zu ; 
dies kommt besonders dem asiatischen Handel zugute, der 
durch die anfänglich glückliche äußere Politik und den Bau 
der Sibirischen Bahn sehr gefördert wurde. Seit der Neu- 
regelung der Satzungen nimmt die Bank nicht nur Waren- 
wechsel, durch deren Einlösung ein Geschäft seinen Abschluß 
findet, sondern auch Finanzwechsel, die zur Kapitalbeschaffung, 
für Handel und Industrie dienen. Um auch kleineren Leuten 
Kredit zu gewähren, soll die Staatsbank Wechsel auf niedrige 
Beträge annehmen. 

Die Staatsbank bestimmt nach eingehender Prüfung der 
Kreditwürdigkeit eines Kunden die Höhe des ihm zu ge- 
währenden Wechselkredits. Die zum Diskont eingereichten 
Wechsel werden dem Kunden auf seinem Konto (Posten 8 c 
bedingte Kontokorrente) gutgeschrieben, über das er durch 
Scheck verfügen kann. Alle 3 Monate werden die Wechsel- 
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kredite darauf geprüft, ob ihre Höhe noch der Kreditwürdig- 
keit des Kunden entspricht. 

Über die Annahme oder Ablehnung der angebotenen 
Wechsel entscheidet ein Diskontkomitee, daß sich aus dem 
Präsidenten, seinem Gehtilfen, 2 Direktoren und 4 — 8 Ver- 
tretern zusammensetzt, die von der Kaufmannschaft gewählt 
und vom Finanzminister bestätigt werden. 

Da die von der Kaufmannschaft gewählten Vertreter 
meist Großkaufleute sind, so wird ihnen häufig der Vorwurf 
gemacht, daß sie nur die Interessen ihres engeren Kreises und 
nicht auch die der kleineren Leute vertreten. 

Die starke Inanspruchnahme der Mittel der Bank durch 
den Staat und besonders in der ersten Zeit durch die Liquida- 
tion der alten Kreditanstalten machte sich bei diesem Posten 
besonders bemerkbar. Im zweiten Geschäftsjahr diskontierte 
die Hauptstelle in Petersburg 32,03 Millionen Rub., die 
Filialen 55,23 Millionen Rub. Wechsel; im folgenden Jahr 
aber sank der Petersburger Diskontbetrag auf 18,65 Millionen, 
1864 sogar auf 12,88 Millionen Rub. Dieser Rückgang, den 
alle Aktivgeschäfte der ßank im Jahre 1862/3 zeigen, fällt 
mit dem verfehlten Versuch Graf Reuterns, die Kreditbillete 
zu allmählich steigenden Kursen einzulösen, zusammen. Die 
Mittel der Bank wurden zum Stützen der Wechselkurse und 
der Prämienanleihen verwendet; mit hohen Diskontsätzen, die 
zwischen 8V2 und 9V2 °/o schwankten, wurden die Handels- 
operationen eingeschränkt. Die „zeitweilige" Ausgabe von' 
35 Millionen Rub. Kreditbillete vom Jahre 1867, die das Geld 
verbilligen sollte, trug etwas zur Hebung des Diskontbetrages 
bei. Die Summe der an die Hauptstelle und die Filialen 
verkauften Wechsel stieg mit Ausnahme der Jahre 1871/2 bis 
zum Jahre 1876, in dem sie trotz des zweiten verunglückten 
Versuches, die Kreditbillete einzulösen, 243,59 Millionen Rub. 
betrug. Infolge des Türkenkrieges (1877/8) ging das Diskont- 
geschäft etwas zurück; im Jahre 1880 wurden aber bereits 
wieder 200,8 Millionen Rub. Wechsel angekauft. 

Das Diskontgeschäft nahm unter Witte bedeutend zu; 
während 1892 für 158 Millionen Wechsel angekauft wurden, 
stieg diese Summe jährlich, bis sie 1896 ihren Höhepunkt mit 
552 Millionen Rub. erreichte. 

Die Übertragung der Kreditbilletausgabe auf die Staats- 
bank durch den Ukas vom 29. August 1897 x gab dieser 
größeren Spielraum für ihre Handelsoperationen. Der Wechsel- 
diskont stieg trotz der Krise, die im Jahre 1898 begann, bis 
auf 1205 Millionen Rub. in 1901 ; in der Bilanz erschien am 
1. Januar 1902 ein Bestand von 252 Millionen Rub. Wechsel. 



1 V. S. d. G. III, Nr. U504. 
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Beim Ausbruch des russisch -japanischen Krieges im 
Februar 1904 erhöhte die Bank den Diskont auf 5 l k °/o und 
6Va °/o für 3 bzw. 6 Monatswechsel, während er sich seit 
1902 auf 4 1 /» °/o bzw. 5 Va °/o gehalten hatte. Trotz der Er- 
klärung, daß die Kredite auch während des Krieges un- 
beschränkt aufrecht erhalten werden würden, weist das 
Wechselkonto am 1. Januar 1905 in der Bilanz 78,6 Millionen 
Rub. Bestand weniger auf als im Vorjahr. 

Die Bank stützte während des Krieges den Devisenkurs, 
indem sie Gold Wechsel auf das Ausland abgab. Diese wurden 
aber nur von der Zentrale ausgestellt, nicht auch von den 
Filialen, um diese Operation einheitlich und für die Bank 
tibersichtlicher zu gestalten. 

Früher hatten die Filialen verschiedene Diskont- und 
Lombardsätze. Sie berechneten Vs — 1 °/o mehr als die Haupt- 
stelle und die Kontore in Moskau und Odessa. Die starken 
Unterschiede in der wirtschaftlichen Entwicklung der ver- 
schiedenen Gegenden des Reiches lassen diese Differenz be- 
rechtigt erscheinen 1 . Da alle Zinssätze sich nach denen des 
Zentralinstituts zu richten, pflegen, so war auch darauf Rück- 
sicht zu nehmen, daß wegen der bestehenden Schuldverhält- 
nisse keine schroffen Umwälzungen durch starken Rückgang 
der Leihsätze hervorgerufen wurden. Jetzt sind die Zinssätze 
für Zentrale und Filialen dieselben; diese Gleichheit trägt 
viel zum wirtschaftlichen Ausgleich der verschiedenen Ge- 
biete bei. 

Um lange Kreditgewährungen im Handel möglichst ein- 
zuschränken, erhebt die Bank verschieden hohe Sätze je nach 
der Laufzeit der Wechsel. Das Publikum begegnet dieser 
Maßnahme nicht selten dadurch, daß es die Stücke zerlegt, 
z. B. ein 6 Monatspapier in 2 ä 3 Monate. 

Der Posten Nr. 5 enthält außer den diskontierten Wechseln 
noch „andere befristete Papiere". Dies sind zum größten 
Teil Koupons, die noch nicht fällig sind, und verloste Wert- 
papiere. Wie früher auch in Deutschland, so laufen jetzt 
noch in Rußland später fällige Koupons als Zahlungsmittel um 
und werden von den Banken diskontiert. 

Im engen Zusammenhang mit diesem Posten Nr. 5 steht 
der Posten Nr. 18: Protestierte Wechsel. Die Höhe dieses 
Kontos hängt naturgemäß mit der Konjunktur zusammen. Die 
Krise, in der Rußland sich seit 1898 befindet, hat die Proteste 
stark anschwellen lassen; während 1897 für 9,22 Millionen 
Rub. protestiert wurden, waren es 1902 17,92 Millionen Rub., 



1 Auch an die deutsche Reichsbank ist mehrfach die Forderung 
gestellt worden, daß sie zwischen dem industriell entwickelten Westen 
und dem agrarischen Osten einen Unterschied in der Zinsrate machen 
solle. 
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1904 32 Millionen Rub. Im folgenden Jahre wurden nur für 
16,2 Millionen Rub. Wechsel protestiert, da durch die Aus- 
stände der Post- und Telegraphenbeamten die Aufnahme der 
Proteste erschwert war. ^ 

Die Höhe dieses Kontos spricht dafür, daß die Güte der( 
Wechsel nicht durchgängig einwandfrei ist. / 

Die Geschäfte, die diö Posten 6 und 7: Spezial-Konto- 
korrent gegen Wechsel und Wertpapiere, nachweisen, 
sind für die Börsenspekulanten von besonderer Bedeutung; 
d ajiie rus sische Effektenbörse das Terming eschäft nicht ke nnt * 
\s>\ das Tuttilttmr— auf- "den"XasöaKauf unter gleichzeitiger 
Lombardierung der gekauften Papiere angewiesen. Vom ge- \ 
wohnlichen Lombard weichen diese Vorschüsse, die sog. „on / 
call a -Darlehne dadurch ab, daß sie einer Kündigungsfrist von 
nur 7 Tagen unterliegen. Daß sie nicht wie die Lombarde 
für das breite Publikum bestimmt sind, geht auch schon 
daraus hervor, daß die Staatsbank diese Kredite nur Leuten 
einräumt, die des Lesens und Schreibens mächtig sind. 

Früher wurden diese Kredite auch gegen Waren und 
Immobilien gegeben. 

Die gegen Hinterlegung von Wertpapieren gegebenen 
Darlehne unterliegen einer Staatssteuer von 0,216 °/o pro anno. 

Die Umsätze auf diesen Konten stiegen beträchtlich ; 1897 
wurden gegen Hinterlegung von Wechseln 134,5 Millionen, 
von Wertpapieren 144,8 Millionen ausgeliehen, 1903 aber 
426,7 bzw. 205,2 Millionen Rub. Beide Posten zusammen 
standen mit 31,7 Millionen am 1. Januar 1893, am gleichen 
Tage 1902 mit 118,8 Millionen Rub. in der Bilanz. Seitdem 
sind sie etwas zurückgegangen. 

Darlehne auf Wertpapiere. Bei der Beleihung von 
Wertpapieren, Posten 8 der Aktivseite unseres Ausweises, 
scheidet die Bank bei der Berechnung der Zinsen gewöhnlich 
zwischen 1) 4°/oiger Rente, 2) sonstigen Staats- und vom 
Staate garantierten Wertpapieren, Obligationen von städtischen 
Kreditgesellschaften und Pfandbriefen der Hypothekenbanken 
und 3) sonstigen zur Beleihung zugelassenen Wertpapieren. 
Für die zweite Gruppe ist der Lombardsatz Va °/o, für die 
dritte 1 Va °/o höher als für die erste. Über die Zulassung 
von Wertpapieren, die nicht vom Staat garantiert sind — die 
garantierten sind alle zugelassen — entscheidet der Aufsichts- 
rat der Bank. Die Darlehne werden höchstens auf 6 Monate 
gegeben, können dann aber 3 Monate verlängert werden. 
Staats- und vom Staate garantierte Wertpapiere beleiht die 
Bank bis 85 °/o, andere Wertpapiere bis 50 °/o. Auf Quittungen 
über Einlagen mit Kündigungsfrist gibt sie 90 °/o. 

Oft hat die Bank, um Emissionen zu erleichtern, die 
neuen Papiere hoch beliehen ; dies geschah z. B. bei der Aus- 
gabe der 1. Prämienanleihe von 1864 und der Prämienpfand- 
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briefe der Adelsbank. Die Höhe des Postens ist deshalb 
starken Schwankungen unterworfen. Bei Beginn der Krise 
im Jahre 1898 wurden viele Papiere zur Beleihung neu zu- 
gelassen. Die Bank kam auch einzelnen Gesellschaften durch 
Beleihung ihrer Papiere zu Hülfe; so belieh sie 8 Millionen Rub. 
4 V2 °/o ige Obligationen der Briansker Stahlwerke, die diese nicht 
emittieren konnten. Die Summe der Neubeleihungen stieg 
von 35,4 Millionen Rub. in 1898 auf 41,0 Millionen in 1900; 
dann sank sie wieder auf 23,2 Millionen in 1903. In der 
Bilanz erreichte sie am 1. Januar 1904 mit 22,7 Millionen 
ihren tiefsten Stand. 

Darlehne auf Waren und Warendokumente. 
Dauerhafte Waren russischen Ursprungs beleiht die Bank bis 
zu 2 /8 des Wertes; sie kann bis 75 °/o des Wertes geben, 
wenn der Darlehnnehmer der Bank als kreditfähig bekannt, 
oder wenn er einen Bürgen stellt und der Bank einen Sola- 
wechsel übergibt Wenn der Preis der beliehenen Waren 
sinkt, so daß das Darlehn nur mit 25 °/o bzw. 15 °/o überdeckt 
ist, so kann die Bank eine Zuzahlung fordern, und wenn dieser 
Forderung nicht innerhalb 6 Tagen nachgekommen ist, die 
Waren versteigern. Unter ausnahmsweisen Umständfen kann 
die Bank davon Abstand nehmen. Bei Krisen hat sie häufig 
die Zuzahlungen nicht eingetrieben und dann beim Verkauf 
Verluste erlitten. 

Die verpfändeten Waren verwahrt die Bank selbst oder 
nimmt sie unter Siegel. Aus Mangel an geeigneten Silos 
wurde beliehenes Getreide häufig bei Privaten untergebracht, 
wodurch die Überwachung sehr erschwert und der Betrug er- 
leichtert wird. 

Anfangs hielt sich dieses Geschäft in den engsten 
Grenzen. In den 60 er Jahren wurden durchschnittlich nur für 
5 — 8 Millionen Rub. Waren beliehen, zwischen 1871 und 1875 
sogar nur für 1 Va — 3 Millionen. Am 11. Dezember 1885 
wurde allen Filialen die Beleihung von Zucker erlaubt, um 
die Zuckerfabrikanten zu unterstützen. Größeren Umfang 
gewann dieses Geschäft jedoch erst, als durch Witte 1894 die 
Beleihung auf 9 — 15 Monate ausgedehnt wurde, während 
vorher die Darlehne nur auf 1 — 6 Monate gegeben wurden. 
Während am 1. Januar 1893 die Bilanz nur 5,06 Millionen 
auf Waren ausgeliehen aufwies, war dieser Posten 1894 schon 
auf 24,7 Millionen, 1896 auf 47,1 Millionen Rub. gestiegen. 
Die folgenden Jahre zeigt das Konto einen scharfen Rückgang, 
der erst 1902 wieder eingeholt wurde. Im Laufe des Jahres 
1903 lombardierte die Bank für 101,1 Millionen Rub. Waren; 
am 1. Januar 1904 stand der Posten mit 45,4 Millionen in 
der Bilanz. 

Warendokumente wie Warrants, Konnossemente beleiht 
die Bank bis zu 80 °/o des Wertes auf 9 — 15 Monate. Erst 
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1899 nahm dieses Geschäft größeren Umfang an; 1903 wurden 
für 33,5 Millionen Dokumente lombardiert, am Schluß des 
Jahres erschienen 6,8 Millionen in der Bilanz. 

Darlehne an Landwirte. Seit 1885 erscheint in der 
Bilanz der Posten Nr. 11: Darlehne an Landwirte. Diese 
Vorschüsse gewährt die Staatsbank gemäß den am 28. Mai 1883 
und am 24. Januar 1884 Allerhöchst bestätigten Reichsrats- 
gutachten gegen Hinterlegung von Solawechseln und gleich- 
zeitiger Verpfändung von Immobilien. In die Bilanz trat der 
Posten 1886 bereits mit 3,1 Millionen Rub., 1897 war er auf 
22,1 Millionen Rub. angewachsen. Am 1. September 1897 
wurde jedoch die Kreditgewährung so erschwert, daß der Posten 
am Schluß des Jahres 1898 auf 9,5 Millionen Rub. gefallen 
war. Ausgeliehen wurden im Jahre 1903 14,7 Millionen Rub. 

Darlehne an industrielle Unternehmungen. Ein 
Posten, über dessen Höhe häufig Vorwürfe gegen die Staats- 
bank erhoben worden sind, ist Nr. 12, Darlehne an industrielle 
Unternehmungen. Bei 50 Millionen Grundkapital scheint eine 
Festlegung von 40,9 Millionen, wie sie der Ausweis zeigt, 
nicht unbedenklich. Die Gewährung von Krediten aus Staats- 
mitteln an einzelne Unternehmer zur Errichtung und zum 
Betriebe von Fabriken ist seit Peter dem Großen ständig vor- 
gekommen. Früher wurde die Kommerzbank mit dieser 
Aufgabe betraut, später die Staatsbank. Aber erst unter Witte 
sind größere Summen in industriellen Unternehmungen fest- 
gelegt worden. 

Die Bank gewährt ihre industriellen Kredite gegen Sola- 
wechsel unter Verpfändung von Immobilien und Inventar 
russischer Herkunft oder unter Bürgschaft. Die Darlehne 
müssen so verwertet werden, daß sie den wirtschaftlichen 
Interessen des Landes dienen; der Empfänger muß sich ver- 
pflichten, sie nur zu dem Zwecke zu verwenden, zu dem er 
sie erhalten hat. Er muß auch Sorge tragen, daß der Wert 
des Pfandobjekts nicht vermindert wird. Der Maximalkredit, 
der einem Industriellen gewährt wird, ist auf 1 h Million Rub., 
für einen Kleingewerbetreibenden auf 600 Rub. festgesetzt, die 
jedesmal auf ein Jahr gegeben werden, dann aber verlängert 
werden können. 

Diese Darlehne waren mit vielen Formalitäten verbunden, 
so daß sie anfänglich wenig verlangt wurden. Die Krise, die 
1898 begann, erweiterte die Aufgaben der Bank auf diesem 
Gebiet. Die westlichen Geldmärkte hatten sich durch das 
Aufhören des Kapitalzuflusses aus Amerika und durch den 
Abfluß nach Afrika und Asien versteift. Auf sie war aber 
Rußland zur Beschaffung der Kapitalien durch sein Streben, 
eine Großindustrie im eigenen Lande ins Leben zu rufen, an- 
gewiesen. Viele industrielle Gründungen, die in den letzten 
Jahren, besonders im Süden , entstanden waren , gerieten in 
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Schwierigkeiten, nicht wenige auch durch ihre schlechte Ver- 
waltung. Die Staatsbank wurde mit der Sanierung der ge- 
fährdeten Unternehmungen, die meist der Metallindustrie 
gehörten, betraut. Die Zahl dieser Unternehmungen war 
beträchtlich. Scherzweise sagte man, daß für diese Aufgabe 
ein besonderes Ministerium errichtet werden könne. Die 
Summen , die die Bank in einzelnen Unternehmungen fest- 
legte, waren recht bedeutend; so war sie z.B. bei Kertsch, 
einer Tochtergesellschaft der Briansker Werke, obgleich nach 
den Satzungen der Höchstkredit V2 Million Rub. nicht über- 
schreiten darf, mit 6 Millionen Rub. beteiligt 1 . 

Bis zum 1. Januar 1895 weisen die Bilanzen nur 3 — 4 
Millionen Rub. Darlehne an industrielle Unternehmungen auf; 
im folgenden Jahr war der Posten bereits auf 16,74 Millionen 
Rub. gestiegen. Er ging zwischen 1897 — 99 etwas zurück, 
nahm dann aber wieder sehr rasch zu und stand am 1. Januar 
1903 mit 39,23 Millionen Rub. in der Bilanz. Neu ausgeliehen 
wurden im «Jahre 1903 64,14 Millionen Rub., von denen allein 
59,68 Millionen auf das Petersburger Kontor entfallen. 

Darlehne an Handwerker und Hausgewerbe- 
treibende. Um auch die Handwerker und Hausgewerbe- 
treibenden die Vorteile eines billigen Kredites genießen zu 
lassen, gibt die Staatsbank seit 1895 an sie Kredite (Posten 
Nr. 13 der Aktivseite). Zur Hebung des Schiffbaues wurde 
auch die Beleihung von Fluß- und Kaspischen Meerschiffen, die 
aus russischem Material auf russischen Werften gebaut sind, 
bis zu 2 /s des Wertes zugelassen. r 

Diese Kreditgewährungen sind stets in engem Rahmen 
geblieben und haben V2 Million Rub. im Jahr seit 1898 nicht 
überschritten. 

Darlehne zum Ankauf von landwirtschaftlichen 
Maschinen. Um den Übergang von den rückständigen 
Arbeitsmethoden, wie sie in Rußland in der Landwirtschaft 
vorwiegen, zu rationellen Betrieben zu fördern, gewährt die 
Staatsbank Darlehne zum Ankauf von landwirtschaftlichen 
Maschinen (Posten Nr. 14 der Aktivseite). Auclh dieses Geschäft 
ist unbedeutend geblieben. Nur 1896 erschien dieser Posten 
in der Bilanz mit 2,3 Millionen Rub. Im Jahre 1903 wurden 
0,57 Millionen Rub. für diesen Zweck ausgeliehen. 

Darlehne durch Vermittelung. Die Darlehnsge- 
währungen, die die Posten Nr. 11, 13 und 14 aufweisen, sind 
für die Bank sehr beschwerlich, weil den Kreditnehmern 
häufig das richtige Verständnis für die Darlehne fehlt, die sie 
für staatliche Geschenke halten. Deshalb wurde 1896 die 



1 Die Preußische Seehandlung war bei den Nordischen Elektrizitäts- 
und Stahlwerken, die in Konkurs gerieten, mit 2 Millionen Mark be- 
teiligt. 
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Gewährung von Krediten durch Vermittelung von Ver- 
bänden, wie Semstwos, Artele, Eisenbahn£esellschaften, 
die dann der Bank gegenüber haften, eingeführt. Auf diese 
Weise sollte den kleinen Landwirten, den Hausgewerbe- 
treibenden und Handwerkern unter Verpfändung von Produkten 
Kapital zur Erwerbung von Inventar, sowie Betriebsmittel zu 
billigem Zinssatz zugängig gemacht werden. Ein großer 
Umsatz ist bis jetzt auch auf diesem Konto nicht erzielt 
worden; seit 1900 erst haben die jährlichen Kreditgewährungen 
1 Million Rub. erreicht, 1903 betrugen sie 1,6 Million; am 
1. Januar 1904 standen sie mit 0,2 Million in der Bilanz. 
Zumeist haben sich die Eisenbahngesellschaften, um Getreide 
zu beleihen, und die Semstwos, um an die Bauern Dar- 
lehne geben zu können, diese Art der Kredite der Staatsbank 
zunutze gemacht. 

Bedeutungslos ist der Posten Nr. 16, Darlehne an 
Städte und Semstwos. 

Schuld der Leihkassen. Den beiden staatlichen Leih- 
häusern in Petersburg und Moskau schießt die Staatsbank die 
nötigen Mittel für ihre Operationen vor, nachdem ihnen mit der 
Bankreform im Jahre 1860 die Befugnis zur Annahme von 
Depositen entzogen worden ist. Das Konto lautete früher: 
Darlehne auf Faustpfand durch Vermittelung der Leihhäuser. 
Seit Gründung der Staatsbank ist die an die Leihhäuser aus- 
geliehene Summe ziemlich auf derselben Höhe geblieben, die 
auch unser Ausweis aufweist, nämlich 8 Millionen Rub., von 
denen 6 Millionen auf Petersburg und 2 auf Moskau entfallen, 

Wertpapiere. Die Bank übernimmt russische Staats- 
anleihen und sucht deren Kurse durch Käufe und Verkäufe 
zu regeln. Sie muß bei ihren Filialen und bei den Renteien 
stets einen starken Besitz an Staatspapieren vorrätig halten, 
um der Nachfrage genügen zu können, da die Banken in 
Rußland ja noch dünn gesät sind. Sie hat auch den Vertrieb 
der staatlich garantierten Wertpapiere, besonders den der 
Eisenbahnobligationen in die Hand genommen , da die Ge- 
sellschaften sich auf dem Geldmarkt gegenseitig bekämpften 
und dadurch die Kurse der Staatsanleihen schädigten. Sie 
realisierte auch den größten Teil der Pfandbriefe der Bauern- 
bank und der Adelsagrarbank. Um die Gründung von Aktien- 
gesellschaften zu fördern, zeichnet sie Aktien und Obligationen ; 
so übernahm sie 1864 1 Million Rub. Aktien der St. Peters- 
burger Privathandelsbank. Die bei der Liquidation der alten 
Kreditanstalten an Zahlungsstatt eingehenden Wertpapiere 
erhielt sie ebenfalls zur Veräußerung, die natürlich nur all- 
mählich vor sich gehen konnte. In Krisenzeiten suchte sie 
die Kurse der Aktien und Obligationen durch Käufe zu 
schützen. Dieser Posten ist deshalb starken Schwankungen 
unterworfen. Anfang 1885 wies er 73,9 Millionen, am Schluß 
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des Jahres 198,6 Millionen Rub. auf. In der Zeit der Kon- 
version der Staatsanleihen stieg der Effektenbestand beträchtlich; 
am 1. Januar 1894 besaß die Bank für 228,3 Millionen Rub. 
Wertpapiere, im folgenden Jahr nur 44,8 Millionen, und 1897 
war der Posten auf 24,3 Millionen zurückgegangen. Die An- 
käufe während der Krise erhöhten den Bestand wieder auf 
51,5 Millionen im Jahre 1900. Der Effektenbesitz besteht 
zum größten Teil aus Staatsanleihen und garantierten Wert- 
papieren, zum Teil aber auch aus Industriewerten, wie 
Obligationen der Orientgesellschaft für Warenlager usw. 

Über Posten Nr. 22: Kontokorrent der Adelsagrar- 
und Bauernbank und anderer Staatsanstalten, werden 
die Beträge geführt, die die Staatsbank durch den Verkauf 
der Pfandbriefe der beiden staatlichen Agrarbanken, denen 
sie die bei ihrer Errichtung nötigen Summen vorgeschossen 
hatte, erhält. 

Unkosten und verschiedene Konten. Ein Posten, 
der in der letzten Zeit die Aufmerksamkeit sehr auf sich ge- 
zogen hat, ist Posten Nr. 23, Handlungsunkosten und ver- 
schiedene Konten. Es ist ohne weiteres einleuchtend, daß das 
Handlungsunkostenkonto bei der riesigen Ausdehnung der Bank 
sehr hoch sein muß. Indessen hat die Höhe dieses Kontos, 
das in unserem Ausweis mit 50,72 Millionen Rub. — also 
mehr als das Grundkapital der Bank — auftritt, den Verdacht 
erregt, daß dieser Posten benutzt wird, um einzelne Geschäfte 
der Bank zu verdecken. Da das Konto im Frühjahr 1906 
vor der Anleihe stark anstieg — bis auf 131,5 Millionen 
Rub. im Mai 1906 — , nach Beginn der Einzahlungen aber 
rasch fiel, liegt der Gedanke nahe, daß hier Entnahmen der 
Regierung gebucht waren. 

Kontokorrent der Regierung. Außer der unverzins- 
lichen Schuld der Staatskasse für die Kreditbillete, die erst 
1901 ganz aus der Bilanz verschwunden ist und im Zusammen- 
hang mit den Kreditbilleten und dem Einlösungsfonds schon 
behandelt ist, finden sich drei Posten, die ihrer Natur nach 
zusammengehören , nämlich Nr. 25 der Aktivseite und 14 der 
Passivseite: Konto der Renteien und Posten 8a der Passiva: 
Kontokorrent der Staatskasse. Sie weisen die Geschäfte nach, 
die die Bank für Rechnung des Staates ausführt, wie die Ver- 
waltung der Schuld, der Einnahmen und Ausgaben. Die durch 
Ukas vom 29. April 1896 * angeordnete Überführung alier 
Barbestände der Staatskassen an die Bank vermehrten deren 
Mittel beträchtlich. — Die Höhe dieser Konten wechselt 
ständig entsprechend dem Bedarf der Regierung. Der Umsatz 
für Rechnung des Staates betrug im Jahre 1903 4,85 Milliarden 



* V. S. d. G. III, Nr. 12852. 
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Rub.,- bei einem Gesamtumsatz der Bank von 123,54 Milliarden 
Rubel. 

Depositen. Außer dem Grund- und Reservekapital be- 
stehen die Betriebsmittel der Bank aus den Summen, die die 
Posten Nr. 6 — 9 der Passivseite nachweisen. 

Die Bank nimmt Depositen, Posten 6 und 7, von Privaten 
entgegen, deren Verzinsung sich nach den Einlagebedingungen 
richtet, ob das Geld ohne, nach kurzer oder langer Kündigungs- 
frist zurückgenommen werden kann. 

Beide Posten sind in ständiger Abnahme begriffen. Am 
1. Januar 1895 waren noch 128,74 Millionen Depositen vor- 
handen, am gleichen Tage 1904 nur noch 52,66 Millionen Rub. 

Posten 8b der Passiva: Spezialmittel und Depositen 
enthält die Summen, die von Behörden eingezahlt und für 
besondere Zwecke, wie z.B. für Bauten usw. bestimmt sind, 
sowie Kautionen aller Art. 

Posten 8d und e des Ausweises bringen die Kontokorrent- 
Guthaben von Privaten, Banken und Handelshäusern. 
Bis 1899 vergütete die Bank Zinsen auf diese Guthaben. Um 
den Privatbanken, die durch die Krise in Mitleidenschaft 
gezogen waren, Mittel zuzuführen, hörte die Staatsbank am 
22. November 1899 auf, Zinsen auf Kontokorrent zu zahlen; 
dadurch wurden diese Einlagen natürlich den Banken zu- 
getrieben, die meist 3 °/o vergüten. In der Bilanz von 1899 
erschienen auf diesem Konto noch 75,3 Millionen Rub., am 
1. Januar 1904 waren es nur noch 17,3 Millionen Rub. Die 
„bedingten* 4 Kontokorrente sind die Girokonten, auf die auch 
die Gegenwerte der diskontierten Wechsel gutgeschrieben 
werden. Die Guthaben dürfen nicht unter 300 Rub. sinken ; für 
Banken ist dieser Betrag ihrem Umsatz entsprechend höher. Die 
Erleichterung des Giroverkehrs im Jahre 1901, den Witte erst 
eingeführt hatte, ließ den Umsatz auf diesem Konto beträcht- 
lich steigen ; während 1898 nur 470 Millionen Rub. umgesetzt 
wurden, waren es 1902 13,04 Milliarden Rub. Der Bestand 
auf diesem Konto, der mit 64,82 Millionen Rub. in unserer 
Bilanz erscheint, liefert der Bank erhebliche Mittel für ihre 
Geschäfte und zwar Mittel, die ziemlich beständig sind, da 
das Guthaben der Kontoinhaber unter eine gewisse Summe 
nicht sinken darf; bei Geldklemmen bleiben der Bank auch 
diese Mittel , während die übrigen rasch abgezogen werden 
können. Dieses Konto macht die Bank auch etwas un- 
abhängiger vom Staat, von dem sie den größten Teil ihrer 
Betriebsmittel bezieht, und der bei Geldnot leicht durch 
Zurückziehung seiner Einlagen den Geschäftsgang der Bank 
in Gefahr bringen kann. Posten 8a, b, c, die in unserer 
Bilanz einen Bestand von zusammen 422,42 Millionen Rub. 
aufweisen, hängen vom Staat ab, während nur 143,08 Millionen 

4* 
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Rub. (Posten 6, 7, 8d und e) von Privaten stammen (außer 
Posten 9, Abrechnungskonto der Eisenbahnen). 

Man hat in Rußland auch gefordert, daß die Staatsbank 
keine Zinsen auf Depositen zahlen solle. Wenn in der 
letzten Zeit in Deutschland die Annahme verzinslicher Depositen 
durch die Reichsbank empfohlen wurde, um dadurch der Geld- 
knappheit zu begegnen, so wird hiergegen richtig eingewendet, 
daß durch die Zinsaussichten keine verborgenen Kapitalien 
hervorgelockt und keine Umlaufsmittel gespart würden 1 ; es 
wird auch mit Recht darauf hingewiesen, daß Depositen „un- 
getreue Freunde" sind, die in Krisenzeiten leicht abfließen, 
und daß die Rückforderung der Depositen die Preußische 
Bank im Jahre 1806 zu Fall gebracht habe. Für Rußland 
ist die Zinszahlung aber durchaus gerechtfertigt, da die eigenen 
Mittel der Staatsbank sehr gering sind, und sie demgemäß 
Kapitalien heranziehen muß, um ihrem vielseitigen Aufgaben- 
kreis gerecht werden zu können. Da sie eine Reihe lang- 
fristiger Aktivgeschäfte laufen hat, die sie teilweise den be- 
sonderen Verhältnissen verdankt, und die sie ohne durch* 
greifende Umgestaltung nicht fallen lassen kann, so ist ein 
Gegengewicht in Gestalt eines langfristigen Passivpostens — 
eben der verzinslichen Depositen durchaus am Platz. 

Abrechnungskonto der Eisenbahnen. Um die Mittel 
der Staatsbank zu stärken und unnötige Barzahlungen zu 
vermeiden, ließ Witte seit 1893 alle Barbestände der Eisen- 
bahnen bei ihr einzahlen und die Abrechnungen der Eisen- 
bahnen untereinander über dieses Konto (Posten Nr. 9 der 
Passiva) führen. Im Oktober 1899 wurden von diesen Eisen- 
bahndepositen 9 Millionen Rub., im November abermals 
15 Millionen Rub. den Privatbanken überwiesen, um diesen 
flüssige Mittel zu schaffen. In der Bilanz erschien der Posten 
am 1. Januar 1898 mit 32,66 Millionen, am 1. Januar 1900 
mit 22,96 Millionen Rub.*, am 1. Januar 1904 war er auf 
45,93 Millionen gestiegen. 

Überweisungen. Besondere Bedeutung haben für Ruß- 
land die Geschäfte, die Posten Nr. 10: Außenstehende Über- 
weisungen andeutet. Die Bank gibt Überweisungsschecks auf 
jede Filiale und Rentei aus, die auf den Namen lauten und 
giriert werden können. Ihren Kunden berechnet sie hierfür 
keine Gebühr, Fremden nur eine geringe. Bei der großen 
Ausdehnung des Reiches und der Langsamkeit des Verkehrs 
haben sich telegraphische Überweisungen sehr eingebürgert. 

Seit dem 1. Januar 1904 gibt die Staatsbank auch Kredit* 
briefe aus, auf die innerhalb 6 Monaten bei sämtlichen Kontoren, 
Abteilungen und Renteien Beträge erhoben werden können, 

1 Bankarchiv VI. Jahrg. Nr. 19. Heyn, Das Projekt der An- 
nahme verzinslicher Depositen seitens der Keichsbank. 
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während sie vorher nur auf wenig Plätze ausgestellt 
wurden. 

Die Überweisungen sind in den letzten Jahren zurück- 
gegangen; im Jahre 1897 wurden 1 7 7 Milliarden Rub., 1903 
die noch immer beträchtliche Summe von 0,92 Milliarden Rub. 
durch Billete oder Telegraph überwiesen. Diese Überweisungen 
taufen sich naturgemäß an den Quartalen, besonders am 
1. Januar; es erscheint daher dieser Posten Nr. 10 in der 
Bilanz zum Jahresschluß bedeutend höher als in unserm Aus- 
weis; so wies dieses Konto am 1. Januar 1904 einen Bestand 
von 24,19 Millionen, in unserm Ausweis nur einen solchen 
yon 7,87 Millionen Rub. auf. Die Überweisungen ersparen 
eine erhebliche Menge Metall, das ohne sie der Verkehr 
brauchen würde; bei der verhältnismäßig geringen Entwick- 
lung der sonstigen metallsparenden Zahlungsarten gewinnen 
die Überweisungen in dieser Hinsicht erhöhte Bedeutung. 

Die Ausstellung von Kreditbriefen hat keinen großen 
Umfang angenommen; im Jahre 1903 wurden nur für 
( 2,05 Millionen Rub. ausgegeben. 

\ Besondere Aufgaben. Eine ganze Reihe besonderer 

\ Aufgaben erwachsen der russischen Staatsbank aus ihrer Ab- 
\ hängigkeit von der Regierung bei dem Einfluß, den diese auf 
\ die Entwicklung von Handel und Industrie ausübt. Bei der 
XGründung der ersten Handelsbank auf Aktien mußte sie 
pelfen; der Bauern-Agrarbank und der Reichs- Adels- Agrar- 
bank schoß sie die Mittel zum Beginn der Geschäfte vor und 
besorgte den Verkauf ihrer Pfandbriefe. Durch Ukas vom 
10. April 1890 * wurde ihr die Liquidation der Alexander- 
bank in Tula 2 übertragen, die sie mit einem Verlust von 
über 1 Million Rub. durchführte. Die Förderung des länd- 
lichen Kreditgenossenschaftswesens war hauptsächlich in ihre 
Hand gelegt. 

Während der Krise gewährte die Staatsbank den Privat- 
banken Kredite, damit sie kleinen Leuten Wechsel zu 10% 
abnehmen konnten. Die Verluste aus diesen Geschäften 
sollten Staats- und Privatbanken gemeinsam tragen. Als am 
23. September 1899 die Petersburger Börse einen „schwarzen 

1 V. S. d. G. III, Nr. 6705. 

2 Die Gründung der Alexanderbank in Tula war am 23. Dezember 
1845 (V. S. d. G. II, Nr. 19 546) genehmigt worden. Sie nahm Depositen, 
diskontierte Wechsel und belien Immobilien. Das Kapital in Hone von 
20000 ßub. wurde Fonds, die für wohltätige Zwecke bestimmt waren, 
entnommen; die Gewinne sollten wieder für wohltätige Zwecke ver- 
wendet werden. Die Bank stand unter dem Protektorat der Kaiserin 
Maria. Im Jahre 1885 konnte sie die Depositengläubiger nicht be- 
friedigen und wurde als selbständiges Institut dem Finanzminister 
unterstellt (Ukas vom 12. Dezember 1885. V. S. d. G. III, Nr. 3420). 
Im Jahre 1887 bekam sie von der Staatsbank 2 Millionen ßub. vor- 
geschossen, ohne daß ihr dadurch geholfen war. 
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Tag-" zu verzeichnen hatte, wurde unter Führung der Staats- 
bank ein Syndikat von Banken und Bankers gebildet, zum 
Ankauf von Effekten, um allzuheftigen Kursrückgängen ent- 
gegen zu wirken 1 . 

Einzelnen in Schwierigkeiten geratenen Banken half die 
Staatsbank durch große Darlehen. So schoß sie der Charkower 
Agrarbank, die durch den Zusammenbruch der Charkower 
Handelsbank schwer geschädigt war, 6 Millionen Rub. vor. 
Die Alexandrowsky-Stahlwerke wurden 1900 durch das Ein- 
greifen der Staatsbank vor der Liquidation bewahrt. 

Abrechnungsstelle. Im Jahre 1898 wurde bei der 
Staatsbank in Petersburg eine Abrechnungsstelle eingerichtet, 
der im Jahre 1905 12 Aktienhandelsbanken, 4 Bankhäuser 
und eine gegenseitige Kreditgeseilschaft angehörten. In 
Moskau, Warschau, Kiew und Odessa sind gleichfalls Ab- 
rechnungsstellen eröffnet worden. Im Jahre 1901 wurden 
3370,63 Millionen Rub. Zahlungen durch sie ausgeglichen. 
Ihr Umsatz erweitert sich beständig; 1905 betrug er 6336,94 
Millionen Rub. , von denen allerdings 4376,81 Millionen auf 
Petersburg, 1526,12 Millionen auf Moskau entfallen, während 
Warschau 202,55 Millionen, Odessa 147,87 Millionen und Kiew 
nur 83,58 Millionen ausglich. 

Gewinne. Der Ukas vom 31. Mai 1860 2 bestimmte, 
daß Vs des jährlichen Reingewinns zur Bildung eines Reserve- 
fonds in Höhe von 3 Millionen Rub., der Rest zur Tilgung 
der 5°/oigen Bankbillete und der Schuld der Staatskasse an 
die alten Kreditanstalten verwendet würden. Die Verteilung des 
Reingewinns geschah durch das Aufsichtsamt der Staatskredit- 
anstalten nach Prüfung der Jahresbilanz im Einvernehmen mit 
dem Pinanzminister. Durch Ukas vom 19. Dezember 1886 8 
wurden die Gewinne der Bank zugleich mit der Aufhebung 
der gesonderten Liquidationsbilanz der Staatskasse überwiesen. 
Auch die neuen Satzungen der Bank sehen die Überweisung 
des Reingewinns nach Abzug von 10°/o für Gratifikationen 
an die Beamten und an die Unterstützungskasse der An- 
gestellten — so lange der Reservefonds die gesetzliche Höhe 
hat — an die Staatskasse vor. Verluste sind aus dem Reserve- 
fonds zu decken, und, falls dieser erschöpft ist, von der Staats- 
kasse zu tragen. 

Die Höhe der Reingewinne stieg mit der Zunahme des 
Betriebskapitals und schwankte seit 1876 meist zwischen 5 
und 10 Millionen Rub. jährlich, seit 1899 betrugen sie mehr 



1 Beim Zusammenbruch von Baring Brothers im Jahre 1890 leitete 
die Bank of England ein gemeinsames Vorgehen der Banken und 
Bankers. 

2 V. S. d. G. ir, Nr. 35847. 
8 V. S. d. G. III, Nr. 4108. 
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als 10 Millionen Rub. Auf die 50 Millionen Rub. Grund- 
und 5 Millionen Rub. Reservekapital betrug der Rohgewinn 
des Jahres 1902 mit 36,14 Millionen Rub. (35,7 °/o, der Rein- 
gewinn mit 11,63 Millionen Rub. = 21,1 °/o. Dem Staats- 
säckel fließen also nicht unbeträchtliche Einnahmen aus dem 
Gewinn der Staatsbank zu. 

Beurteilung:. Hat nun die Staatsbank ihre Aufgabe 
erfüllt, und ist sie den Anforderungen, die an sie gestellt 
werden, gerecht geworden? 

Sie wird von den verschiedensten Seiten stark angegriffen; 
besonders sind es die Kredite, die sie an industrielle Unter- 
nehmungen gab, die man rügt. Allerdings ist es nicht Sache 
einer Notenbank, ihre Mittel in dieser Weise festzulegen. Die 
Unternehmungen, die mit vieler Mühe und vielen Kosten ge- 
schaffen waren, um den landarmen Bauern Arbeit zu schaffen, 
um Rußland unabhängig vom Ausland zu machen und duijph 
Verminderung der Einfuhr Handels- und Zahlungsbilanz zu 
bessern, diese Unternehmen konnte der Staat in der Krise 
nicht fallen lassen. Es wären noch mehr Arbeiter brotlos 
geworden, als es schon durch die Geschäftsstockung waren. 
Andere Institute, die der bedrängten Industrie tatkräftig zu Hilfe 
kommen konnten, gab es nicht; es blieb also nur die Staats- 
bank übrig. 

Eine gänzliche Unabhängigkeit der Bank von der Re- 
gierung wird von vielen als Sicherung gegen Übergriffe des 
Staates in Finanznöten gefordert, doch dürfte diese wenig 
Zweck haben. Die Regierung würde in Rußland, wie wohl 
ebenso in Westeuropa, auch beim Widerstand der Bank- 
verwaltung eine Vermehrung der Noten erzwingen und ihnen 
nötigenfalls Zwangskurs beilegen. Im kritischen Augenblick 
würde dieses Mittel also versagen. 

Öfters ist auch empfohlen worden, die Staatsbank in eine 
Privatbank umzuwandeln, damit ihre Bestände im Falle eines 
Krieges nicht der Konfiskation unterlägen. In Wirklichkeit 
würde auch das wenig Zweck haben Bei der geschützten 
Lage Rußlands ist eine Überraschung schwer auszudenken, und 
die Barbestände der Filialen an der Grenze, auf die es doch 
allein ankäme, pflegen nicht allzugroß zu sein. 

Für den riesigen Aufgabenkreis, tien das Protektions- 
system der Staatsbank zuweist, scheint das eigene Kapital der 
Bank (50 Millioäeü Grund- und 5 Millionen Reservekapital) 
zu gering, besonders da ein Teil des Kapitals in unveräußer- 
lichen Papieren und industriellen Unternehmungen festgelegt 
ist. Durch Einbehaltung eines Teiles des Reingewinns ließe 
sich diese Stärkung der eigenen Mittel ohne schwere Opfer 
für die Staatskasse durchführen. Sie wäre dann auch in der 
Lage, ihre Kredite der Handelswelt unbeschränkter zur Ver- 
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fügung zu stellen, aus der jetzt mannigfache Klagen erhoben 
werden, daß die Staatsbank nicht genügend freigebig sei. 

Einige Geschäfte, wie die Darlehne an Landwirte, an 
Handwerker und Hausgewerbetreibende, zum Ankauf von 
landwirtschaftlichen Maschinen (Posten 11, 13, 14 der Aktiv- 
seite), widersprechen dem Prinzip einer Notenbank. Diese 
Kredite haben sich, obgleich sie die besten Dienste leisten 
können, in engem Rahmen gehalten. Sie ließen sich vielleicht 
einem neu zu errichtenden Institut, ähnlich der Preußischen 
Zentralgenossenschaftskasse \ tibertragen, dem dann auch die 
Pflege des Kreditgenossenschaftswesens obliegen müßte. 

Die Hauptaufgabe einer Notenbank ist es, die Währung 
zu regeln und sie in Zeiten der Not zu stützen. Hat eine 
Bank dieses in schweren Zeiten durchzuführen verstanden, so 
kann man ihr ein Verdienst nicht aberkennen. Anläßlich der 
Diskussion über die Erneuerung des Notenprivilegiums der 
deutschen Reichsbank schrieb Lexis 2 : „aber man darf sich 
keine Illusion darüber machen, daß nicht auch die Reichs- 
banknoten in einem unglücklichen Kriege Zwangskurs erhalten 
würden" und Stroell 8 (Direktor der Bayerischen Notenbank) 
schrieb bei derselben Gelegenheit: „Heute scheint mir, daß 
überhaupt kein Festlandstaat einen größeren europäischen 
Krieg ohne vorübergehend eingeführtes Zwangsgeld wird 
durchführen können." Einen unglücklichen Krieg hat Rußland 
gegen Japan geführt, innere Unruhen haben Handel und 
Industrie und damit den Kredit schwer geschädigt, aber dennoch 
hat die Bank die Währung gehalten und die Billete unbeschränkt 
eingelöst, trotzdem von einem Ausweis zum andern von den 
verschiedensten Seiten der Zusammenbruch prophezeit wurde. 
Ihre Hauptaufgabe hat sie also erfüllt. 

1 Die Preußische Zentralgenossenschaftskasse (Preußenkasse) soll 
den Personal kredit der zu Genossenschaften zusammengeschlossenen 
produktiven Klasse des Mittelstandes in Stadt und Land auf billigem 
Wege befriedigen; sie steht mit der Börse direkt in Verbindung und 
übermittelt das dort erhaltene billige Geld den Genossenschaften, be- 
wirkt also einen Ausgleich des Zinsunterschiedes der Kredite für den 
Handel und für die Landwirtschaft. 

2 Bankarchiv VI. Jahrg., Nr. 23, S. 309. 

3 Ebenda, S. 314. 



Drittes Kapitel. 
Die Bauern-Agrarbank. 



Die Veranlassung zur Gründung. Die staatliche 
Bauern-Agrarbank, deren Gründung durch Ukas vom 18. Mai 
1882 1 angeordnet wurde, ist im Grunde genommen eine Weiter- 
führung der Bauernbefreiung; es soll hier deshalb kurz auf 
sie eingegangen werden. Der Zusammenbruch des ancien 
regime im Krimkrieg brachte Reformen und Umwälzungen 
auf allen Gebieten mit sich ; Justiz, Verwaltung, Militärdienst, 
Kreditsystem wurden neu organisiert; durch das Manifest vom 
19. Februar 1861 2 wurde die Leibeigenschaft abgeschafft, der 
freigewordenen Landbevölkerung die Selbstverwaltung gegeben 
und die Ablösung der von den Bauern benützten gutsherrlichen 
Ländereien angestrebt. 

Den Gutsbesitzern wurde als Vergütung für die Abtretung 
des Landes 5°/o Ablösungszertifikate, die auf Namen lauteten, 
und 5°/o IL Bankbillete, die in 37 Jahren durch Verlosung 
zu pari getilgt werden sollten, gegeben, Die 5% Zertifikate 
wurden später in Bankbillete umgewandelt. Für die Ablösung 
der froh n dienstpflichtigen Bauern erhielten die Gutsbesitzer 
5 l /2°/o Rente. Der Staat zahlt die Zinsen und Amortisation 
dieser Papiere und treibt von den Bauern zugleich mit den 
Steuern 6 °/o der Ablösungssumme ein, wovon 5 °/o für Zinsen, 
V2 /o für Amortisation, 1 /2°/o für Deckung der Unkosten ge- 
rechnet werden. In 49 Jahren mußte nach diesem Plan die 
Tilgung beendet sein. Der Staat spielt dabei die Rolle einer 
Abrechnungsstelle. 

Vielfach erhielten die Bauern aber nicht genügend Land, 
um sich und ihre Familien durclf dessen Bearbeitung zu er- 
nähren. Das Bauernland war häufig auch ungeschickt aus 
dem Gutsland ausgeschieden worden, so daß es an einzelnen 
Landarten fehlte ; besonders entbehrten die Bauern die Weide, 

1 V. S. d. G. III, Nr. 894. 

2 V. S. d. G. II, Nr. 36650. ' 
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da sie nach der Ablösung nicht mehr auf dem gutsherrlichen 
Land hüten durften. Den durch die lange drückende Leib- 
eigenschaft vollkommen unselbständig gemachten Bauern 
konnte ein Ukas nicht zu intensiver Wirtschaft bringen, die 
.ihm das fehlende Land durch bessere Ausnutzung des vor- 
handenen ersetzt hätte. Eine günstige Entwicklung erschwerte 
( ferner die russische Agrarverfassung, der Mir. * Bei den Um- 
x J;eilungen hat kein Bauer ein Interesse daran, sein Land zu 
verbessern oder auch nur im Stand zu halten , da er es ja 
kaum wiederbekommt. Der Flurzwang und die Gemenglage 
waren weitere Hindernisse für einen Übergang zu besseren 
Betriebsmethoden. Mit jeder Umteilung wurde aber der ein- 
zelne Landteil kleiner, da die Zahl derer, die sich in das Ge- 
meindeland teilen mußten, größer wurde ; nur intensivere Wirt- 
schaft hätte die Abnahme des Landes ersetzen können. 

Von allen Seiten erschollen bald Klagen der Bauern über 
Mangel an Land; die Rückstände der Ablösungszahlungen 
wuchsen rasch an. Abgesehen von Ermäßigungen, die den 
polnischen Bauern nach dem Aufstand des Jahres 1863 ge- 
währt wurden, um den dortigen Adel zu schwächen, erreichte 
erst Finanzminister Bunge eine Herabsetzung der Loskaufs- 
zahlungen und teilweise Erlassung der Rückstände. Der Bei- 
trag zu den Verwaltungskosten, den die Bauern in Höhe von 
1 /2°/o jährlich mit der Ablösungszahlung entrichteten, war zu 
hoch bemessen und wurde für diesen Zweck nicht verbraucht -, 
aus dem Überschuß wurden die Ermäßigungen bestritten. 



1 Das Wort Mir bedeutet zugleich Welt und Gemeinde. Es wird 
darunter die Form des bäuerlichen Grundbesitzes verstanden. Nicht 
der Einzelne besitzt den Grund und Boden, sondern die Gemeinde; das 
einzelne Gemeindemitglied hat nur ein Nutzungsrecht am Land, das 
nach einer Reihe von Jahren unter die männlichen Seelen durch Los 
neu verteilt wird. 

Die Slavophilen sahen die regelmäßigen Umteilungen als ein 
Zeichen eines besonderen Gerechtigkeitssinnes des großrussischen Volkes 
an. Die Verhandlungen des „Geheimen Komitees" zu Zeiten Alexanders I. 
zeigen deutlich, daß den Mitgliedern desselben die Eigenheiten der 
bäuerlichen Verfassung, an deren Besserung sie arbeiteten, nicht be- 
kannt waren. Der Mir wird als eine Folge der Einführung der Schollen- 
pflichtigkeit und der Kopfsteuer angesehen. Für die Verpflichtungen 
der Gemeinde dem Staate und den Gutsbesitzern gegenüber haften alle 
Gemeindemitglieder solidarisch. Der einzelne Bauer kann seinen Ver- 
pflichtungen nur nachkommen, wenn er eine Möglichkeit zur Arbeit 
tat; diese gibt ihm das Feld, das er bestellen kann. Das Recht auf 
Land, das jedes Gemeindemitglied hat, schließt die Pflicht in sich, die 
Lasten der Gemeinde mitzutragen. Der Bauer, der nach der Stadt zieht, 
um dort sein Brot zu verdienen, muß aber immer noch zu den Lasten 
der Gemeinde beitragen, während er keinen Nutzen vom Land hat. 
Merkwürdig ist, daß ein Teil der deutschen Kolonisten, die in Ruß- 
land angesiedelt wurden, aus freien Stücken die periodischen Um- 
teilungen einführten (Lavelaye: Das Ureigentum. Deutsch von 
K. Bücher. Leipzig. 1879. S. 18). 
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De m M Landhun gftr" dfnv Bauern abzuhelfen, gab es drei 
MittetXlßinmal die Auswanderung zu fördern, dann das Pachten 
uncT den Erwerb von Land durch die Bauern zu erleichtern. 
Vor der Bauernbefreiung hatte der Staat sowohl wie die Guts- 
herrn sobald durch die natürliche Volksvermehrung ein Mangel 
an Land eingetreten war, die in einem Dorf überschüssigen 
Leibeigenen auf dünn- oder unbevölkerten Ländereien an- 
gesiedelt. Mit der Aufhebung der Leibeigenschaft hatten die 
Gutsherrn kein Recht mehr, diese Aussiedelung vorzunehmen. 
Die Regierung suchte sie in den 60er und 70er Jahren zu 
hindern, um den Gutsbesitzern nicht durch Abwandern der 
Bevölkerung die Arbeitskräfte zu nehmen oder zu verteuern. 
Die Bauern wanderten aber trotzdem aus, teils um sich 
vorübergehend — selbst im Sommer — Arbeit zu suchen, 
teils um sich in Gegenden anzusiedeln, in denen Land noch 
billig zu haben war. Erst zu Beginn der 80 er Jahre er- 
leichterte der Staat wieder die Auswanderung, später förderte 
er sie und lenkte sie nach Asien, um die Strecken in der 
Nähe der Sibirischen Bahn zu besiedeln. Gleichzeitig würde 
auch der Kautionszwang und einige andere Vorschriften, die 
das Pachten von Domänenland erschwerten, aufgehoben. Da 
die Bauern selten in der Lage waren, die Kaution zu stellen, 
so pachteten Zwischenhändler das Land und verpachteten es 
dann an die Bauern — natürlich mit großem Gewinn — 
weiter. Infolge dieser Erleichterungen wurde bald doppelt so 



Die Altrussen, wie Katkow, hofften vom Mir, daß er eine Ver- 
armung des Einzelnen verhüten könne, da ja bei jeder neuen Umteilung 
i'eder arbeitsfähige Bauer ein Stück Land erhalte. Diese Erwartung 
lat sich ganz und gar nicht erfüllt. Sehr bald sammelten sich mehrere 
Landan teile in den Händen einzelner Bauern, die dann die übrigen 
aussaugen; der Volksmund gab diesen, die durch ihr gutes Ansehen 
von den anderen schlecht ernährten Bauern abstechen, den Namen „Ge- 
meindefresser". 

Die Gemeinde konnte früher mit 2 /s Stimmenmehrheit die Auf- 
teilung des Gemeindelandes beschließen; der Gemeindebesitz ist aber 
noch in ganz Kußland vorherrschend mit Ausnahme der baltischen 
Provinzen, Polens und einiger Teile Südrußlands. 

Stolypins Keförm im Jahre 1906, der Gegenstoß gegen dasAgrtfr- 
programm der Opposition, die Enteignung der Privatländereien forderte, 
wollte den Mir beseitigen. Ein Ukas vom 5. Oktober schränkte die 
Strafbefugnisse des Mir ein und machte den Bauern frei von dem Recht 
des Mir, den Paß zu verweigern, dessen er bedarf, um nach einem 
anderen Ort zu wandern. Ein Ukas vom 9. November gab jedem 
Bauern das Recht, zu verlangen, daß sein Anteil am Gemeindeland ihm 
als Privatbesitz ausgeschieden werde, daß er aber zur Benutzung der 
gemeinsamen Weide berechtigt bleibe. Ein Ukas vom 15. November 
1906 gestattete den Bauern, ihr Land hypothekarisch zu belasten. 
(Raffalovich. Le marche financier 1906/7, S. 606.) 

Die oppositionelle Presse hat die Reform Stolypins heftig ange- 
griffen, weil sie eine Klasse kleiner Grundbesitzer schaffe, auf die die 
Regierung sich stützen könne, ihr aber einen Teil der unzufriedenen 
Leute entziehe. 
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viel Domänenland an Bauern verpachtet wie früher. Die Er- 
werbung von Land suchten die Semstwos 1 durch Gewährung 
von Darlehen zu fördern ; so beschloß z. B. das Semstwo des 
Gouvernements Twer bereits 1875, den Bauern zum Land- 
ankauf aus seinen Mitteln Vorschüsse zu gewähren, und das 
Semstwo des Gouvernements Taurien stellte 50000 Rubel für 
diesen Zweck zur Verfügung und leistete bis zur Höhe von 
im ganzen 150000 Rubel Bürgschaft für rechtzeitige Zahlungen 
der Bauern für die erworbenen Ländereien. 

Organisation. Tn grafl^rem TVf i|fistfl.h--anlltft fii" ft staat- 
liche Bank den Bauern Jmjjanzen Reich bei der Erwerbung 

1 Die Semstwos lassen sich am besten mit den Kreistagen und 
Kreisausschüssen und den Provinziallandtagen und Provinzialausschüssen 
vergleichen. 

Die Bauernbefreiung (1861) hatte der Bevormundung des Volkes 
durch die Verwaltung, die auf dem Gouvernementsstatut vom Jahre 1775 
(V. S. d. G. I, Nr. 14392) beruhte, den letzten Rest einer Berechtigung 
genommen. Durch die „Ordnung der Gouvernements- und Kreis- 
Semstwoinstitutionen", die am 1. Januar 1864 (V. S. d. G. II, Nr. 40457) 
in Kraft trat, sollte der Bevölkerung die örtliche Selbstverwaltung ver- 
liehen werden. Diese Selbstverwaltung sollte die Semstwoversamm- 
lung (sobranie) ausüben, der das bemstwoamt (uprawa) als aus- 
führendes Organ zur Seite steht; jedes Gouvernement hat diese Ein- 
richtung und ebenso jeder Kreis (ujäst), von denen mehrere ein Gouverne- 
ment bilden. Nach der Verordnung von 1864 wählten drei Klassen 
(Kollegien) Wähler nach einem Vermögenszensus die Abgeordneten für die 
Kreis-Semstwoversammlungen, nämlich 1. die Privatgrundbesitzer, 2. die 
städtischen Gemeinden, 3. die Bauerngemeinden. Die Mitglieder der 
Gouvernements-Semstwoversammlung werden von der Kreis-Semstwo- 
versammlung gewählt. Den Vorsitz fuhrt der Adelsmarschall des Kreises 
bezw. Gouvernements. Die Mitglieder der Semstwoämter werden von 
den Versammlungen, die meist im Herbst zusammentreten, gewählt; 
der Vorsitzende und seit 1890 auch die übrigen Mitglieder der Ämter 
bedürfen der Bestätigung seitens der Regierung. Den Semstwos liegt 
die Befriedigung der wirtschaftlichen örtlichen Bedürfnisse ob (z. B. 
Straßenbauten, Förderung von Landwirtschaft, Industrie und Handel, 
Versicherungen, Gesundheitspflege usw.); zur Durchführung ihrer Auf- 
gaben erheben sie Steuern. 

Diese Gewährung der Selbstverwaltung wurde von der Bevölkerung 
mit Begeisterung aufgenommen; die besten Männer arbeiteten in den 
Semstwos, die sich rasch das Vertrauen erwarben; z. B. werden ihnen 
bei Hungersnöten usw. am sichersten und liebsten die zur Verteilung 
bestimmten Gelder und Vorräte überwiesen. Die Reaktion, die der Be- 
freiungszeit folgte, suchte die Befugnisse der Semstwos mehr und mehr 
herabzudrücken; infolgedessen zogen sich die besseren Elemente von 
den Semstwos zurück. Durch den Ukas vom 12. Juli 1889 (V. S. d. 
G. III, Nr. 6196) wurden den Kreisen die Landeshauptleute beigegeben, 
die dem Minister des Innern unterstehen und die Bedeutung der 
Semstwos dadurch, daß ihnen einige Funktionen übertragen wurden, 
verminderten. Der Ukas vom 12. Juni 1890 (V. S. d. G. ift, Nr. 6922) 
brachte eine Neuordnung der Semstwos. Es wurde durch sie der 
Standesunterschied stärker hervorgehoben, und dem Adel ein noch 
größeres Übergewicht verliehen, als er es bereits besaß. Die Semstwos 
wurden noch dadurch in ihrer Selbständigkeit beschränkt, daß fast alle 
ihre Beschlüsse der Bestätigung des Gouverneurs oder des Ministers 
des Innern bedürfen. 
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von Lana^Jaehilflich sei».- Am 20. Mai 1881 wurde die Aus- 
arbeitung des Entwurfes einer derartigen Bank angeordnet, 
der am 18. Mai 1882 * bestätigt wurde. Die neue Bauern- 
Agrarbank konnte ihre Tätigkeit erst, im folgenden Jahr be- 
ginnen, da vorher zwei Gesetze erlassen werden mußten, die 
die Eigentumsübertragung von mit Hilfe der Bank erworbenen 
Landes (22. März 1883 2 ) und die Versteigerung von Grund- 
stücken, die der Bank verpfändet sind, regeln. 

„Pie_J3auftrn - Agrar bank un tersteht dem F in an zminister, 
der' den Direktor und die dreTVerwaltungsmitglleder ernennt. 
Für jede Filiale, die selbständig oder in Verbindung mit den 
Kontoren und Abteilungen der Staatsbank oder den Renteien 
errichtet werden, ernennt ebenfalls der Finanzminister einen 
Direktor, während von drei Verwaltungsmitgliedern eins 
der Gouverneur bestimmt, und zwei von dem Semstwo des 
Gouvernements gewählt werden, JDje. Aufgabe der Bank sollte 
-es afii.n, Hiirr,h^J£rj^di!gS3^ Art, den 

I^u£-voB--G*4»d--imd-J^ Be- 

sitzer ihn verjlußern, die_Bauern ihn, .er.wj^en,wjQllen. Die 
Bailk_§alltß alsQ.dJQ-^Qlle einer Vermittlerin'- wisehea^ Guts- 
besitzern und Bauern spielen und Fehler, die bei der Aus-] 
führung des Bauernbefreiungsgesetzes durch unzweckmäßigem 
Abgrenzung un<d zu geringe Zumessung des Landes begangen) 1 
waren, wieder gutmachen. Ihr Zweck unterscheidet die Bauern* J • 
bank von sonstigen Bodenkreditanstalten also dadurch, daß / 
diese an Grundbesitzer unter Verpfändung ihres Besitzes Dar- 
lehen geben, während jene erst die Mittel zum Erwerb von 
Land liefern soll. 

Die Bank bekam von der Staatsbank zum Beginn ihrer 
Operationen 1 h Million Rubel vorgeschossen. Die weiteren 
Mittel sollte sie durch Ausgabe von 5 1 /2°/oigen vom Staat 
garantierten Zertifikaten der Bauern -Agrarbank erwerben, die 
in Abschnitten zu 100, 500 und 1000 Rubel ausgegeben wurden. 
Jährlich sollten bis 5 Millionen Rubel dieser Papiere mit Ge- 
nehmigung des Finanzministers emittiert werden, darüber 
hinausgehende Beträge nur mit Allerhöchster Erlaubnis. Die 
Realisation dieser Papiere übernahm die Staatsbank, die sie 
bis zur Unterbringung zum Nennwert gegen 5V2 ü /o Zinsen 
belieh. Ihre Darlehen gibt die Bank in bar ohne Rücksicht 
auf den "Emissionskurs der Zertifikate, sodaß Gewinn und 
Verlust aus der Realisation ihr zufallen. Den Kredit der 
Bank können ländliche Gemeinden, Genossenschaften von 
mindestens drei Bauern, die Land unter solidarischer Haftung t 
erwerben, und auch einzelne Bauern in Anspruch nehmen. 
Beim Gemeindebesitz durfte nicht mehr wie 125 Rubel pro 



i V. S. d. G. III, Nr. 894. 
9 V. S. d. G. HL, Nr. 1453. 
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männliche Seele der Gemeinde oder Genossenschaft, bei Privat- 
besitz bis 500 Rubel pro Hofbesitzer gegeben werden. Es 
/ soll jedem Bauern nur zu soviel Land verholfen werden, wie 
( er ohne fremde Kräfte selbst bewirtschaften kann und wie 
\ zur ordentlichen Führung der Wirtschaft nötig ist. Für jede 
^Gegend wurde ein Normalsatz, der 75°/o des Wertes ent- 
sprach, für das pro Deßjatine zu gewährende Darlehen fest- 
gesetzt; besonders wertvolle Grundstücke wie z. B. Garten- 
t land , Flußwiesen waren bis 75 °/o des Schätzungswertes be- 
^leihbar. Infolge dieser Beschränkung konnten nur die Bauern 
Land erwerben, die etwas Vermögen besassen, oder sie mußten 
die fehlenden 25% von Privathand borgen; das war aber 
meist nur zu Wucherzinsen möglich. Die Bank sollte im 
europäischen Rußland mit Ausschluß von Finnland, Polen und 
der Ostseeprovinzen, in denen die Entwicklung eine andere 
war, und in denen Kreditanstalten bestanden, ihre Tätigkeit 
entfalten. Für Polen wurde sie 1888 mit geringen Ände- 
rungen ihrer Bestimmungen 1 zugelassen; dort gibt sie bis 
90°/o des Schätzungswertes. 

Die Schuldner hatten 5 l l2°lo Zinsen, 1% zur Bildung 
eines Reservefonds und zur Unterhaltung der Bank, und bei 
24 ^jähriger Frist 2°/o, bei 34V2Jähriger l°/o Amortisation 
postnumerando in halbjährlichen Raten zu zahlen. Im ganzen 
waren es also 7 1 /sn*-8 1 /2°/o; dies war zwar bedeutend niedriger 
als der Satz, zu dem die Bauern sonst Geld erhalten konnten, 
für Landhypothek war es aber immerhin noch hoch genug. 
Für Rückstände wurden 1 /a°/o Verzugszinsen monatlich be- 
rechnet ; wenn der Darlehennehmer aber durch unverschuldetes 
\JJnglück, wie Hagelschlag, Mißernte, Viehseuche usw. in eine 
Notlage gekommen war, so konnten ihm die Verzugszinsen 
erlassen und die Rückstände auf 2 — 3 Jahre gestundet werden. 
Erfolgte dann keine Regelung, so sollte das Grundstück ver- 
steigert werden, wenn der Schuldner nicht den Nachweis er- 
bringt, daß sein sonstiger Besitz seine Verpflichtungen deckt. 
Tätigkeit bis zur Reform. Die Bank begann ihre 
Tätigkeit am 10. April 1883. Im ersten Jahr eröffnete sie 
11 Filialen, die sich im Laufe des nächsten um 7 vermehrten ; 
1886 waren bereits 34, 1892 43 in Wirksamkeit. Durch ihre 
Vermittelung wurden im Jahre 1883 bereits 60529 Deßjatinen 
von Bauern erworben ; 1886 hatte sie beim Ankauf von 
883226 Deßjatinen, 1892 im ganzen von 1 89Ö350 Deßjatinen die 
Mittel geliehen. Insgesamt hatte sie in dem Jahrzehnt 1883 
bis 1892 öStll^Milliafien Rubel vorgeschossen, von denen^Hie 
Bauern 1892 noch 49,74 Millionen schuldeten. Den größten 
Teil des Landes, nämlich 1,02 Millionen Deßjatinen hatten 
Bauerngenossenschaften erworben, nur 25994 Deßjatinen ein- 

1 V. S. d. G. III, Nr. 5131. 
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zelne Bauern, den Rest ganze Gemeinden. An dem Land- 
erwerb waren 268499 Hofwirte oder 866698 männliche Seelen 
beteiligt. 

Im 2. Jahre gelang es der Staatsbank, 6,1 Millionen Rubel 
b 1 !^ ^ Zertifikate für Rechnung der Bauernagrarb%nk ab- 
zustoßen, im dritten Jahre weitere 14 Millionen Rubel. 188$ 
waren 28,9 Millionen untergebracht, ein Betrag, der sich unter 
Wyschnegradski auf 51 Millionen vermehrte. Die beiden ersten 
Jahre hatten Verluste gebracht, da die Zertifikate unter pari 
begeben werden mußten. Mitte der 80 er Jahre stiegen aber 
alle russischen Fonds, mit ihnen die Zertifikate, deren Realisa- 
sion nun Gewinn brachte, da vom b l l2°lo Zinsfuß nicht ab- 
gewichen wurde. Aus diesen Gewinnen und den Zahlungen 
der Bauern wurde ein Reservefonds gebildet, der im Jahre 
1889 eine Höhe von 0,8 Millionen Rubel erreichte, in dem 
Hungerjahr 1891/92 aber fast ganz aufgezehrt wurde, da die 
Bank viele Erleichterungen gewähren mußte. 

N. Ch. Bunge sah in der Bank ein geeignetes Mittel, den 
Bauern zu helfen; er suchte Leute, die der Bauernfrage reges 
Interesse entgegenbrachten, an die Spitze dieses eigenartigen 
Unternehmens zu stellen. Bei seiner Fürsorge für den Bauern- 
stand begegnete er dem Widerstand des Ministers des Innern, 
des Grafen D. A. Tolstoi, der die Interessen des Adels über- 
mäßig in den Vordergrund schob. 1 

Es stellten sich aber wesentliche Mängel der Bank heraus. 
Sie überließ es den Bauern, sich über die erworbenen Lände- 
reien auseinanderzusetzen; das führte zu Streitigkeiten, die 
manchmal selbst zur Wiederaufgabe des neu erworbenen Gutes 
führten. Wo Gemeindebesitz herrschte, wurde auch das neue 
Land nach der Güte des Bodens eingeteilt, und von jedem 
dieser Teile erhielten die einzelnen Mitglieder wieder ein 
Stück, so daß ganz kleine Parzellen herauskamen, die weniger 
rentabel sind. Viele Klagen wurden auch über die Langsam- 
keit des Verfahrens erhoben ; oft hatten die Bauern das Land 
schon lange in Benutzung genommen, ehe alle Formalitäten 
erledigt waren. Da sich die Bank nicht genügend um die 
Kaufbedingungen kümmerte, wurden die Bauern, die der 
Landhunger unvorsichtig gemacht hatte, haüfig~übervorteilt. 



1 Derartig verschiedene Kurse zweier Ministerien begegnen uns 
häufiger. So versuchte das Ministerium des Innern die Fabrikinspektion 
vom Finanzministerium zu trennen und sich anzugliedern; die Tätig- 
keit der Fabrikinspektion würde das Ministerium des Innern, dessen 
Aufgabe es in erster Linie ist, die Ordnung aufrecht zu erhalten, auf 
dieses Ziel gerichtet (Protokoll der Sitzung des Ministerrats am 28., 
29. und 31. Januar 1905) und seiner eigentlichen Bestimmung entfremdet 
haben. — Auch im Schulwesen vertritt das Finanzministerium die fort- 
schrittlichere Richtung; die von ihm eingerichteten und unterhaltenen 
Schulen (Polytechnikum, Kommerzschulen), sind durchweg besser und 
moderner als die Anstalten, die dem Ministerium des Innern unterstehn. 



64 131. 

Gewerbsmäßige Güterschlächter brachten mit Hilfe von Wodka 
die Bauern zum Abschluß des Kaufvertrages. Die Bauern 
(konnten dann bei einem zu hohen Kaufpreis die Zinsen, die 
i/mitunter den Bodenertrag überstiegen, nicht aufbringen und 
gerieten mit ihren Zahlungen an die Bank in Verzug. Diese 
Rückstände waren bereits unter Bunges liberaler Leitung an- 
gewachsen ; daß sie unter Wyschnegradski abnahmen, ist neben 
der guten Ernte auf die strenge Eintreibung zurückzuführen, 
durch die er allerdings mehr schadete als nützte. Die Bank 
mußte auch Güter selbst übernehmen, deren Bewirtschaftung 
durch Inspektoren und Pächter sie teuer zu stehen kam. 

Sie besaß 1891 für 7,04 Millionen Rubel Land; das waren 
15,2 °/o von den 46,39 Millionen Rubel betragenden Pariehen, 

Manchmal nahmen die Bauern auch Strohmänner in die 
Gemeinde oder Genossenschaft auf, um möglichst hohen Kredit 
bei der Bank zu bekommen, da diese nach der Zahl der 
männlichen Seelen die Höchstsumme des Darlehns berechnete. 
Besonders hinderlich aber war der hohe Zinsfuß, der den 
^Bauern berechnet wurde; sie hatten 5 3 /2 /o Zinsen, mit 
Amortisation und Unkostenbeitrag 7- 1 /« — 8V2 °/q_J£U zahlen, 
während die Schuldner der Adelsbank damals nur_4 % Zinsen 
entrichteten. 

Die Bank vermittelte während des Jahrzehnts 1883/1892 
den Erwerb von 1,89 Millionen Deßjatinen Land durch die 
Bauern. Diese Zahl erscheint gering, wenn man sie mit der 
ganzen, in Nutzung der Bauern stehenden Fläche vergleicht. 
Es erhielten nämlich bei der Emanzipation die Bauern 
110 Millionen Deßjatinen Anteilsland, 11 Millionen pachteten 
sie hinzu, und 5V2 Million hatten sie bis 1892 ohne Ver- 
mittelung der Bank erworben. Die Tätigkeit der Bank ge- 
winnt aber etwas größere Bedeutung, wenn man berück- 
sichtigt, daß 60 — 70 °/o der durch sie erworbenen Grundstücke 
unmittelbar an das Bauernland angrenzen, und daß durch die 
Abrundung und Ergänzung des früheren Besitzes eine bessere 
Ausnutzung desselben ermöglicht wird. 

Reform. Eine durchgreifende Reform ging von Finanz- 
minister S. J, Witte aus, der reges Interesse am Wohl und 
Weh des Bauernstandes nahm, der für Rußland, dessen 
städtische Bevölkerung jQjirJ.2*4i/a^der gesagten Einwphner- 
zaKT5usmacFt T "so wichtig ist; wichtig nicht nur, weil er die 
Mehrzahl darstellt, sondern auch, weil er der Hauptsteuer- 
zahler ist. Zuerst suchte Witte die Mittel zu erhalten, den 
Zinsfuß zu ermäßigen durch Konversion der Zertifikate. Durch 
Ukas vom 23. März 1893 1 wurden die 5V2 °/o igen Zertifikate, 
von denen 51,07 Millionen Rubel im Umlauf waren, gekündigt 
und den Besitzern 4 1 /2°/o Zertifikate zum Kurs von 99% an- 
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geboten. Es wurden 43,78 Millionen Rubel konvertiert, der 
Rest zu 98% begeben; am 1. Januar 1894 befanden sich 
54,02 Millionen Rubel 4 x /2°/oige Zertifikate im Verkehr; 
außerdem schuldete die Bank der Staatsbank 6V2 Millionen 
Rubel. Die Zuzahlungen bei der Konversion und die Ver- 
luste bei der Realisation der nicht eingetauschten Stücke, im 
ganzen 0,58 Millionen Rubel, wurden aus dem „Kapital für 
gemeinnützige Zwecke im Königreich Polen", das der Bank 
tiberwiesen war, bestritten. Durch Manifest vom 14. November 
1894 * wurde ferner der Bank vom Jahre 1895 an ein Teil 
der Ablösungsgelder tiberwiesen. Die Bank erhält l°/o der 
im Jahre eingehenden Ablösungszahlungen, so lange diese 9 /io 
des Sollbetrags nicht übersteigen; fließen mehr ein, so erhält 
die Bank weiter Va des letzten Zehntels des Sollbetrages und 
die Hälfte der über diesen hinausgehenden Summe. Das Ver- 
mögen der Bank soll aber nicht über 50 Millionen Rubel 
steigen. Durch die Konversion der Zertifikate und die aus 
den Ablösungszahlungen fließenden Beträge war die Bank in 
den Stand gesetzt, 1894 den Zinsfuß für die Darlehen von 
5V2 auf 4V2 °/o herabzusetzen und die Beleihungsfristen von 
24V2 und 34V2 Jahren auf 26 x /2 bezw. 38V2 Jahre zu ver- 
längern. 

/^ Die Bank selbst wurde durch Ukas vom 27. November 
/1895 2 umgestaltet. Sie soll nun aus ihrer passiven Rolle 
( heraustreten; sie wurde ermächtigt, im Betrag ihres eigenen 
\j£apitals selbst Güter anzukaufen, sie den Bedürfnissen ent- 
sprechend aufzuteilen und an Bauern weiter zu veräußern. 
/ Das eigene Kapital der Bank setzt sich aus den Beträgen, die 
/ ihr nach dem Manifest vom 14. November 1894 zufallen, aus 
\ dem „Kapital für gemeinnützige Zwecke im Königreich Polen" 
\und aus den Gewinnen zusammen. Die Erlaubnis zum An- 
jkauf von Land wurde der Bank erst auf fünf Jahre erteilt, 
nach Ablauf dieser Frist aber auf weitere zehn Jahre ver- 
längert. Den Ankauf, welcher der Genehmigung des Finanz- 
ministers bedarf, beschließt der Verwaltungsrat der Bauern- 
und der Adelsagrarbank gemeinsam. Die Bank teilt einzelne 
Parzellen ab und veräußert sie; sie kann sie auch verpachten, 
jedoch auf nicht länger als 9 Jahre. Sie stundet dem Käufer 
90°/o, in besonderen Fällen die ganze Kaufsumme. Sie schießt, 
wie früher, den Bauern Geld zum Ankauf von Land vor und 
beleiht nun auch Grundstücke, die nicht durch ihre Ver- 
mittelung erworben sind; Beleihungsgrenze ist hier ebenfalls 
90°/o, in besonderen Fällen 100 °/o des Wertes. Sie darf bis 
zu 90 °/o des Wertes, auch für die von ihr verkauften Grund- 
stücke, Zertifikate ausgeben; wenn sie bis 100 °/o ausleiht, 
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2 V.S. d. G. III, Nr. 12195. 

Forschungen 131. — Claus. 



66 131. 

muß sie die 10°/o aus ihren eigenen Mitteln decken, aus denen 
sie auch die Landankäufe bestreiten muß, da sie für den 
Gegenwert der in ihrem Besitz befindlichen Grundstücke keine 
Pfandbriefe ausgeben darf. Als Darlehennehmer können nun 
außer Gemeinden, Genossenschaften und einzelnen Bauern 
auch Kleinbürger, wenn sie auf einem Dorfe wohnen und 
Ackerbau betreiben, auftreten. Der Leihfrist wurde eine 
größere Mannigfaltigkeit verliehen; sie wurde auf 13, 18, 28, 
41 und 55V2 Jahre zugelassen, wobei vorzeitige Tilgung in 
bar gestattet wurde. Die Beleihungen wurden auch auf den 
Kaukasus, Sibirien und die Ostseeprovinzen ausgedehnt. Die 
Stundung der Rückstände und laufenden Zahlungen wurde bei 
Unglücksfällen wie Hagelschlag usw. auf drei Jahre aus- 
gedehnt, bei wiederholten Unfällen auf sechs Jahre. Um die 
früheren Mißbräuche zu vermeiden, wurd_£ de r Ba nk zur 
Pflicht gemacht , die Bauern beim Ankauf zu beraten, Kosten- 
ans chläg e- aufauotollon und die Kaufvo iU ä ge zu prüfen. Die 
Bank blieb dem Finanzministerium unterstellt; sie wird ge- 
leitet von einem vom Finanzminister ernannten Direktor, dem 
ein zweiter Direktor zur Seite steht, und einem fünfgliederigen 
Verwaltungsrat , bestehend aus dem Direktor und vier Mit- 
gliedern, die ebenfalls vom Finanzminister auf Vorschlag des 
Direktors, des Vertreters des Ministeriums des Innern, Ab- 
teilung für Aussiedlung, und der Staatskontrolle bestimmt 
wird. Zur Verbilligung der Verwaltung wird die Direktor- 
stelle der Bauernbank vom Direktor der Adelsbank mit ver- 
sehen. Diese enge Verbindung der beiden ständischen Kredit- 
anstalten hat vielfach zu der Klage Anlaß gegeben, die 
Bauernbank nehme hauptsächlich die Interessen der Adligen 
wahr und ermögliche diesen die Abstoßung selbst des schlech- 
testen Landes zu übertrieben hohen Preisen. 

Zertifikate. Von den Zertifikaten wurden 1894 
10 Millionen Rubel realisiert; der Erlös wurde zum größten 
Teil zur Rückzahlung der Schuld an die Staatsbank ver- 
wendet. Der Kredit derselben wurde aber im folgenden Jahr 
wieder in Anspruch genommen, um die Darlehnsbedürfnisse 
zu befriedigen, ohne Zertifikate auszugeben. Am 2. Juni 1895 1 
wurde die Emission von 10 Millionen Rubel 4°/o Zertifikaten 
genehmigt, denen 1897 zwei Anleihen zu 15 und 10 Millionen 
und 1898 eine weitere zu 50 Millionen 4°/o Papiere folgten. 
Am 27. Februar 1898 2 wurde die Konversion der 4 1 /2°/o 
Zertifikate, von denen noch 57,06 Millionen im Verkehr waren, 
in 4°/o befohlen, und 1899 diese Operation glücklich durch- 
geführt. Nun konnte auch der Zins für die Darlehen von 
4V2 °/o auf 4 °/o , sowie die Provision von 1 °/o auf 9 U °/o er- 
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mäßigt werden. Bis 1901 steigerte die Bank den Pfandbrief- 
umlauf auf 213,34 Millionen Rubel und brachte ihr eigenes 
Kapital auf 16 Va Millionen Rubel. Das Reservekapital wurde 
aber durch die Verluste bei der Realisation der Anleihe fast 
ganz aufgezehrt. Mit der Versteifung des Geldmarktes wurde 
der Absatz der Zertifikate erschwert; die IX. 50 Millionen 
Rubel Anleihe mußte von den Sparkassen übernommen werden, 
die sie mit Verlusten abstießen. Auch die X. und XI. 
Emission brachte Verluste, so daß das eigene Kapital an- 
gegriffen werden mußte. Im ganzen hatte die Bank am 
1. Januar 1904 376,35 Millionen Rubel Zertifikate im Um- 
lauf. Infolge des Anziehens der Zinssätze sah sich die Bank 
genötigt im Jahre 1905 zum 4 1 /2°/oigen Zinsfuß zurück- 
zukehren. Sie hatte am 1. Januar 1906 6 Millionen Rubel 
4 1 /2°/oiger und 443,48 Millionen Rubel 4°/oiger Pfandbriefe 
im Verkehr. 

Darlehen zum Ankauf von Land durch Ver- 
mittelung der Bank. Mit dieser Vermehrung der Mittel 
konnte die Bank ihre Darlehnsgewährung von Jahr zu Jahr 
steigern. Mit der Verbilligung des Zinssatzes wuchs auch die 
Nachfrage. Während bis 1896 durchschnittlich jährlich 5 bis 
7 Millionen Rubel Darlehen gegeben wurden, stieg diese 
Summe von 21,08 Millionen im Jahre 1897 auf 60,04 Millionen 
im Jahre 1903. Der größte Teil der Darlehen wurde Ge- 
nossenschaften gegeben (1903: 50,63 Millionen), nur ein ge- 
ringer Teil Gemeinden und einzelnen Bauern (1903 : 7,99 bez. 
1,42 Millionen). Die meisten Darlehen waren auf 55V2 Jahre 
(1903: 53,39 Millionen) abgeschlossen. 

Mit dem Ausbruch des russisch-japanischen Krieges wurden 
die Geschäfte der Bauernbank eingeschränkt. Durch Ukas 
vom -26. März 1904 * wurde die Beleihungshöhe auf 60°/o des 
Schätzungswertes, wenn das Darlehn von einem einzelnen 
Hofbesitzer, auf 75°/o, wenn es von einer Gemeinde oder 
Bauerngenossenschaft gefordert wird, herabgesetzt. Die Agrar- 
unruhen trugen auch dazu bei, die Geschäfte der Bank zu- 
rückgehen zu lassen. Bei der Bank gingen in den Jahren 
1904 und 1905 nur halb soviel Gesuche um Beleihungen zum 
Ankauf von Gütern wie in den frühern Jahren ein (1903: 
7041, 1905: 3754). 

Der größte Teil des Landes, zu dessen Ankauf die Bank 
Darlehen gibt, ist von Adligen erworben (1905: 54°/o), ein 
nicht geringer Teil von Bauern (1905: 13,2 °/o), z. T. waren 
auch Bauern gezwungen, Land, das sie selbst erst erworben 
hatten, aber nicht halten konnten, wieder zu veräußern. Die 
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Hälfte dieses Bauernlandes, stammte von den Baschkiren (Erb- 
besitzer) in den Gouvernements Ufa, Perm und Orenburg 1 . 
Seit die Bank selbst in größerm Maßstab für eigene Rechnung 
Güter erwirbt, also seit 1898 ist auch der Prozentsatz des 
Landes, den sie an Bauern abgibt, gestiegen; 1905 waren es 
19,6 °/o. Der größte Teil der Käufer sind Bauern, die nur 
ihren Anteil am Gemeindeland haben (1904: 62%, 1905: 
54°/o); nicht unbedeutend ist jedoch auch die Zahl der Käufer, 
die vor dem Erwerb kein Land besaßen, für die die Bank 
anfänglich überhaupt nur geplant war (1905 : 13 °/o). Bis zum 
1. Januar 1906 hat die Bauern bank in den 23 Jahren ihrer 
Tätigkeit 60185 Vorschüsse in Höhe von 492,33 Millionen 
Rubel zum Ankauf von 8,27 Millionen Deßjatinen Land ge- 
geben; der Kaufpreis betrug 644,73 Millionen Rubel; es be- 
nutzten den Kredit der Bank 1,28 Millionen Hofbesitzer oder 
4,06 Millionen männliche Seelen; am 1. Januar 1906 blieben 
der Bank 7,71 Millionen Deßjatinen mit 440,61 Millionen 
Rubel verpfändet. 

Darlehen auf Land, das ohne Vermittlung der 
Bank erworben ist, zu gewähren, war bei der Reform im 
Jahre 1895 der Bauernbank gestattet worden, ein Geschäft, 
wie es die sonstigen Bodenkreditanstalten betreiben. Großen 
Umfang hat es jedoch nicht angenommen; von 1896 bis zum 
1. Januar 1906 hatte die Bank in 1530 Fällen 142632 Deß- 

{'atinen mit 7,25 Millionen Rubel beliehen. Diese Darlehen 
genutzten 18674 Hofbesitzer mit 63661 männlichen Seelen. 
Die Kapitalschuld betrug am 1. Januar 1906 noch 6,82 Millionen 
Rubel, gegen die 141424 Deßjatinen der Bank verpfändet 
waren. 

Der Ankauf von Gütern für. eigene Rechnung, 
der ebenfalls durch Ukas vom 27. November 1895 genehmigt 
wurde , hat aber recht große Bedeutung erlangt; es wurden 
von 1896 bis zum 1. Januar 1906 im ganzen 504 Güter mit 
0,96 Millionen Deßjatinen Land von der Bank erworben und 
dafür 68,18 Millionen Rubel gezahlt. Gleichzeitig mit der 
Herabsetzung der Beleihungsgrenze wurde durch den Ukas 
vom 26. März 1904 der Bank der Ankauf von Gütern für 
eigene Rechnung verboten; es wurde ihr nur gestattet, 
Ländereien, die den Baschkiren im Gouvernement Ufa, Oren- 
burg und Samara gehören, in Höhe von l 1 /» Millionen Rubel 
jährlich zu erwerben. 



1 Die Baschkiren, denen die Kegierung einen Teil ihres früheren Be- 
sitzes als Reservat (Erbbesitzer) zugewiesen hat, ziehen z. T. die Wander- 
schaft dem Festsitzen vor ; sie verpachteten ihre Ländereien an russische 
Kolonisten und kamen häufig in die Lage, bei ihren Pächtern vorüber- 
gehend Lohnarbeit verrichten zu müssen. Die ßauernbank vermittelt 
nun den Übergang der Baschkirenländereien in die Hände der die Felder 
bereits bebauenden russischen Kolonisten. 
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Der Weiterverkauf ging nur langsam von statten, am 
1. Januar 1906 besaß die Bank noch 108 Güter mit 0,26 Milli- 
onen Deßjatinen im Werte von 16,52 Millionen Rubel. Der 
größte Teil dieses Landes war von Adligen erworben, ein er- 
heblicher Teil auch von der Adelsbank und in den letzten 
beiden Jahren auch von den Baschkiren. 

Die Zahlungen gingen ziemlich regelmäßig ein, am 
1. Januar 1904 waren der Bank nur 37673 Deßjatinen ver- 
blieben, die sie wegen Rückständen übernommen hatte, die 
Schuld hierauf belief sich auf 2,31 Millionen Rubel. Infolge 
des Krieges und der Unruhen konnten die Schuldner ihren 
Verpflichtungen schlecht nachkommen, es gingen im Jahre 1904 
nur 71,3 °/o, 1905 nur 59,9 °/o der fälligen Zahlungen ein. Die 
Bank gewährte im Jahre 1905 in 530 Fällen Stundungen, 
dennoch kamen 37 Güter zur Versteigerung, von denen 31 
.nicht verkauft wurden. Es blieben der Bank am 1. Januar 
1906 126 Güter mit 51514 Deßjatinen, auf denen ein Hypo- 
thekenrest von 3,15 Millionen Rubel lastete. 

Die Gewinne- der Bank waren beträchtlich; seit 1900 
haben sie mehr als 2 Millionen Rubel betragen; 1903 waren 
es 3,52 Millionen Rubel. Hauptsächlich stammten die Ge- 
winne aus den Zahlungen der Bauern zur Unterhaltung der 
Bank ( 8 /4°/o), die mit der gewaltigen Ausdehnung der Tätig- 
keit der Bank entsprechend wuchsen; die Unkosten stiegen 
aber durch die im Jahre 1895 herbeigeführte Verbilligung der 
Verwaltung nicht in ^demselben Maße. Trotz der Gewinne 
ist der Reservefonds gänzlich aufgebraucht worden, da 
aus ihm die Verluste aus der Realisation der Zertifikate ge- 
deckt wurden. Es wurde hierzu auch teilweise das eigene 
Kapital der Bank herangezogen, das am 1. Januar 1904 
24,87 Millionen Rubel betrug, nachdem ihm im Jahre 1903 
4,09 Millionen Rubel aus den Ablösungszahlungen zugeflossen 
waren. Am 1. Januar 1906 betrug infolge der Kursverluste 
das eigene Kapital der Bank nur noch 22,94 Millionen Rubel. 

Vom Jahre 1906 an, für das der Rechenschaftsbericht 
noch nicht vorliegt, hat sich die Tätigkeit der Bank stark 
ausgedehnt. Das Manifest vom 3. November 1905 x gab der 
Bank die Möglichkeit, wirksam die landarmen Bauern bei der 
Erweiterung ihres Besitzes durch Vermehrung der Mittel der 
Bank und durch günstige Bedingungen bei Gewährung von 
Darlehen zu unterstützen. Sie begann aber anfangs 1906 
aus Mangel an Barmitteln mit Pfandbriefen zu zahlen; die 
Gutsbesitzer erlitten beim Abstoßen der Papiere empfindliche 
Verluste, und eine Gruppe von ihnen wendete sich mit einer 
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Klage gegen die Bank an den Finanzminister. 1 Drei Ukase 
wiesen der Bank Ländereien zur Veräußerung an die Bauern 
zu. Der Ukas vom 12. August 1906 bestimmte 4 Millionen 
Deßjatinen Apanage -Ländereien, soweit sie für landwirt- 
schaftliche Zwecke nutzbar sind, der Ukas vom 27. August 
1906 5 Millionen Deßjatinen Domänenland und der Ukas 
vom 19 September Kabinetsländereien des Zaren (die etwa 
den Schatullgütern in Preußen entsprechen) in Sibirien am 
Altai zum Verkauf an die Bauern. 2 Die Aufmessung und 
Verteilung des Landes erfordert aber bei dem Mangel an 
geschulten Beamten geraume Zeit. 

Auf die Beurteilung der Wirksamkeit der Bauernagrar- 
bank ist später bei Besprechung des Hypothekarkredits näher 
eingegangen. 



1 Glaser: Wirtschaftspolitische Annalen. 1906. Berlin 1907. 
S 389. 

a Kaffalovich: Le marchä financier 1906—1907. Paris 1907. 
S. 606. 



Viertes Kapitel. 
Reichs-Adelsagrarbank. 



Organisation. Nachdem, gemäß dem Ukas vom 
16. April 1859, * die Leihbank, die Depositenkassen und die 
Kollegien der allgemeinen Fürsorge die Beleihungen eingestellt 
hatten, war den Gutsbesitzern die Möglichkeit eines billigen 
Hypothekenkredites genommen. Einige Jahre gab es gar 
keine Anstalten, die ihn gaben, und so waren die Gutebesitzer 
auf den feuer n Kred it von PriV^y^jm^wigag" Die zu An- 
fang defTOer JahnTlns Leben tretenden Hypothekenbanken 
nahmen 10°/o und mehr. Die Regierung hielt für die Guts- 
besitzer Kredite nicht für nötig, da diese infolge der Bauern- 
befreiung viele flüssige Mittel in die Hände bekommen hatten. 
Diese Gelder waren aber z. T. sehr rasch verschwendet, oder 
auch beim Börsenspiel verloren, wozu die vielen neuen Werte 
der Banken und der Eisenbahngesellschaften reichlich Ge- 
legenheit boten. 

So waren die Gutsbesitzer in eine schlimme Lage ge- 
kommen. Als sich im Jahre 1883 der Adel des Gouvernements 
Orel an Alexander III. mit der Bitte um Gewährung von 
langfristigen Krediten aus Staatsmitteln wendete, beschloß der 
Kaiser zum früheren Prinzip des Staatshypothekenkredites, 
das 1860 verlassen war, zurückzukehren und die Deckung 
des langfristigen Kreditbedtirfnisses nicht mehr allein der 
Privatinitiative zu überlassen. Unter Bunge wurde durch 
Ukas vom 3. Juni 1885 a die Gründung einer Reichs- Adels- 
agrarbank befohlen , .jdereiL.^iel _ ^e.Erialtung-Jes erblichen 
Adels f»if qftin^nfihitftni bild^ n fln lltg. 

^ — 'Die Verwaltung dieser Bank liegt einem Direktor und 
einem Rat ob, dessen Mitglieder vom Finanzmijuster auf Vor- 
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schlag des Adels ernannt werden. Ihre Kontore wurden bei 
denen der Bauernbank eröffnet, deren Personal ihre Geschäfte 
mit erledigen mußte, um möglichst wenig Handlungsunkosten 
zu haben, ^jäift-gibtj^ile]^ 

und im europäisch en JÜJußlftBd lLpgon {außer Finnland, Polen 
und den Ostseeprovinzen); diese waren anfänglich innerhalb 48 
Jahren, später innerhalb 66 Jahren. xu-iilgen. Sie nahm 5°/o 
Zinsen, x /a°/o Amortisation, "^i^/o zur Unterhaltung der Bank 
und zur Bildung eines Reservefonds und 1 U°lo einmalige 
Provision , im ganzem aahlte dej: Adel also J5®/* °io , abgesehen 
von der Provision, während die Bauern zuJ£aex_Zeit 7 1 /2°/o bis 
8V2°/o zahlen mußten. Die Darlehen wurden in barem Geld 
gegeben - , wobei etn fester Äbrechnungskurs vonlJB °/o für die 
Pfandbriefe, deren Realisation die Staatsbank iihßxiiahm , an- 
gesetzt wurde. Sie belieh die Güter bis 60°/o des^^Wertes, 
wenn sie aber bei privaten Hypothekenbanken bereits verpfändet 
waren und von der Adelsbank abgelöst werden sollten bis 
75%. Zur Ablösung der alten Hypotheken kaufte die Staats- 
bank für 26 Millionen Rubel Pfandbriefe privater Hypotheken- 
banken, die sie der Adelsbank übergab. ^ßie^Bank sollte 
nur- dein Stand dienen _, für den sie gegründet war ;~ deshalb 
mußte beim Verkauf eines Gutes äTT einen Mchtadfigen die Hypo- 
thek innerhalb fünf Jahren gelöscht werden ^s päter wur de diese 
Frisi^u£ zehn Jahre ausgedehnt. Zum Beginn der Geschäfte 
schoß die Staätibank~3 Millionen Rubel vor. ^JKeitöxfiJkUttel 
sollte^ die Bank sich dur ch P fanjdbriefaj tfgabo auf 4jrund der 
Keü — verschaffen" Diese— Pfandbriefe__wurd_ejx vom 
S taate g aTa^ig^ Die "ersten JjML3f illionen Rubel, dieser 5 °/o 
T^iereTwur3en der Staatsbank übergeben/ die sie entsprechend 
den von derAdetebank gewährten Darlehn verkaufen sollte. 
Den Emissionskurs setzte der Finanzminister im Verein mit 
dem Staatsbankpräsidenten und dem Adelsbankdirektor fest. 
Etwaige Gewinne bei der Realisation sollten der Adelsbank 
zufallen, Verluste dagegen die Staatsbank tragen. 

Tätigkeit. Sofort nach Betriebseröffnung setzten die 
Privathypothekenbanken ihren Zinsfuß von 10°/o auf 8°/o 
herab. Die günstigen Bedingungen lockten einen großen 
Kundenkreis an ; 1886 gab die Bank bereits 68,78 Millionen 
Rubel Darlehen, während nur 13,8 Millionen Rubel Pfand- 
briefe begeben wurden. Den Rest hatte die Staatsbank vor- 
geschossen. Während Wyschnegradski für die Bauern wenig 
Interesse zeigte, begünstigte er den Adel um so mehr. In 
den Jahren 1887 und 1888 wurden der Staatsbank weitere 
je 50 Millionen Rubel 5°/o Pfandbriefe zur Realisation über- 
geben, um die Forderungen an Darlehen befriedigen zu können, 
die in der Bilanz vom 1. Januar 1888 mit 138,61 Millionen 
Rubel figurieren. Die Begebung der Pfandbriefe gelang, da 
die Staatsbank sehr vorsichtig damit vorging, zu Kursen über 
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98°/o, dem Abrechnungskurs ; so konnte die Adelsbank einen 
, Reservefonds sammeln, da ihr die Gewinne zufielen. a 

Die erhaltenen Gelder wurden aber häufig nicht, wie es j 1 
'eigentlich im Sinne der Einrichtung lag, zur Verbesserung;] 
ina\ Ergänzung von Inventar und zur Bodenmelioration be-jj 
jutzt, sondern oft zur Anlage in Industrie- und Bankaktien j 
er/wendet, die mehr als 5V4°/o Zinsen brachten oder wenigstens / 
ybripigen sollten. If 

Trotz des geringen Prozentsatzes und der günstigen Ernte 
gingen die Zins- und Amortisationszahlungen im Jahre 1888 
schlecht ein; die Rückstände wuchsen mehr und mehr an. 
Dem Adel schien noch wenig geholfen. Um nun billiges 
Geld zu verschaffeu und damit dem* Adel Vergünstigungen 
gewähren zu können, wurde die Ausgabe von 80 Millionen 
Rubel 5% Prämienpfandbriefe durch Ukas vom 12. Oktober 
1889 * befohlen. Die glänzenden Erfolge der beiden ersten 
Prämienanleihen von 1864 und 1866 hatte diese Art Papiere 
günstig erscheinen lassen. Die Pfandbriefe wurden mit 215 °/o 
aufgelegt, die Zahlungen in jeder Weise erleichtert; so wurde 
die Anleihe stark überzeichnet. Buchmäßig erhielt die Bank 
dadurch 90 Millionen Rubel zinsloses Kapital. Der Erlös 
der Anleihe wurde zur Abtragung der Schuld der Adelsbank 
an die Staatsbank verwendet. 

Im selben Jahr wurde durch Ukas vom 12. Oktober 2 der 
Zinsfuß für Darlehen von 5°/o auf 4 V2°/o herabgesetzt, die 
Amortisation bei einer Frist von 51 8/ 4 Jahren auf V« /^» bei 
38 1 /* Jahr auf 1 °/o. Neue Darlehen wurden nun zum vollen 
Nennwert ausgezahlt, die Verluste bei der Realisation der 
Pfandbriefe von der Bank getragen. Den alten Darlehen- 
nehmern wurden die 2 °/o, die ihnen abgezogen waren, wieder 
vergütet. Die Strafen für die Rückstände wurden ermäßigt, 
die Rückstände selbst ohne Verzinsung zum Kapital ge- 
schlagen. Diese Rückstände hatten 1889 eine Höhe von 11 Mil- 
lionen Rubel erreicht, die durch die Vergütung von 2 °/o und 
die Kapitalisierung beseitigt wurden. Der Adel hoffte aber 
auf weitere Vergünstigungen und entrichtete deshalb seine 
Zahlungen nicht; die Rückstände wuchsen abermals an und 
machten im Jahre 1893 mit infolge der Mißernte (1891/2) 
IOV2 Millionen Rubel aus. 

Obgleich die Bank nur 4 1 /2°/o von ihren Debitoren er- 
hielt, emittierte sie weiter 5°,'o Pfandbriefe, von denen 1892 
147,82 Millionen Rubel im Verkehr waren, während von 4 1 /« °/o 
nur 10 Millionen Rubel ausgegeben waren. Erst 1893 wurde 
die Emission von 5 °/o Pfandbriefen eingestellt und die Summe 
der ausgegebenen durch verstärkte Tilgung bis zum April 1894 
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auf 111,62 Millionen vermindert. Diese wurden durch Ukas 
vom 13. Mai 1894 l gekündigt und den Inhabern 4 1 /2°/o Pfand- 
briefe angeboten. Zugleich wurden auch 27,69 Millionen 5°/o 
Pfandbriefe des Gegenseitigen Bodenkreditvereins und 2 Mil- 
lionen 5°/o VI. Bankbillete, die gegen 6°/o Pfandbriefe der 
Saratow-Simbirsk' sehen Agrarbank gegeben waren, zu 4 l /a°/o 
Adelsbank-Pfandbriefen konvertiert. Die Operation ging gut 
von statten; von 141,32 Millionen Rubel 4 1 /2°/o Papiere, die 
für die Konversion bestithmt waren, wurden 133,93 Millionen 
eingetauscht. Weitere Ausgaben von 4V2 % Pfandbriefen 
konnten z. T. nur zu Kursen unter Pari untergebracht werden ; 
die Darlehnnehmer wurden aber voll ausbezahlt. 

Das Gleichmaß im Zinsfuß der Darlehen und Pfandbriefe, 
das durch die Konversion herbeigeführt war, wurde durch 
das Manifest vom 14. November 1894 2 wieder aufgehoben. 
Den Darlehnnehmern wurden nicht mehr 4 1 /2°/o, sondern nur 
4°/o berechnet. Ferner wurden ihnen Vergünstigungen ge- 
währt für die Rückstände aus den Notjahren 1891/2. Im 
folgenden Jahr folgte der Prozentsatz der Pfandbriefe dem 
der Darlehen. Es wurde die Ausgabe von 40 Millionen 4°/o 
Pfandbriefe genehmigt, von denen 35 Millionen abgesetzt 
wurden. Von den 1896 zur Ausgabe bestimmten 100 Millionen 
4°/o Pfandbriefe konnten im laufenden und folgenden Jahr 
88 Millionen realisiert werden. 

Im Jahre 1897 8 wurden die Zinsen für die vor dem 
1. Mai 1897 gegebenen Darlehen von 4°/o auf 3^2 °/o herab- 
gesetzt und für Strafen und Rückstände abermals Vergünsti- 
gungen gewährt. Am 4. April 1897 4 war bereits die Aus- 
gabe von 100 Millionen 3V2°/o ewig steuerfreier Pfandbriefe 
mit vierteljährlichen Kupons genehmigt worden. Diese Pa- 
piere sollten bei Kautionsleistungen zum Parikurs angenommen 
werden, und wurden auch, um sie für den ausländischen 
Markt annehmbar zu machen, in fremder Valuta ausgestellt. 
Im Jahre darauf wurde in Verfolgung des Ukases vom 16. Ja- 
nuar 1898 5 unter Bonifikation von 2% von den 172,78 Mil- 
lionen Rubel 4 1 /2°/o Pfandbriefe 140,7 Millionen in S 1 /« /«* 
konvertiert; die nicht eingetauschten 32,08 Millionen Rubel 
3V2 °/o Papiere wurden begeben. Im selben Jahre folgte noch 
eine III. 100 Millionen 3 1 /2°/o Pfandbriefausgabe, 1899 eine IV. 
in gleicher Höhe, obgleich die Zinsen für Darlehen auf 4°/o 
(mit Amortisation und Kostenbeitrag 5°/o) erhöht worden 
waren, 1903 eine V. von 50 Millionen Rubel. Die letzten 
beiden Anleihen übernahm die Staatsbank teils auf den Fonds 
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der Sparkassen, teils suchte sie sie durch russische und aus- 
ländische Bankhäuser, besonders durch den Credit Lyonnais, 
abzusetzen. Die Verluste, die durch die Realisierung der 
niedrigverzinslichen Pfandbriefe entstanden, deckte sie aus 
dem Reservefonds, der dadurch fast ganz verzehrt wurde. 
Güter, die die Adelsbank bei der Versteigerung kaufen mußte, 
gingen an die Bauernbank über. Von den 26 Filialen waren 
23 in Verbindung mit der Bauernbank errichtet, mit der sie 
in enger Beziehung blieb. 

Seit 1894 leiht die Bank russischen erblichen Adligen die 
Mittel, um in den westlichen Gouvernements (Polen) Güter 
von Nichtrussen zu erwerben. Es wurden bis zum 1. Ja- 
nuar 1906 im ganzen durch die Vermittlung der Bank 184 
Güter mit 414735 Deßjatinen im Werte von 25,10 Millionen 
Rubel erworben, auf die die Bank 18,73 Million Rubel vor- 
gestreckt hat 1 . 

Trotz der Erleichterung der Bedingungen nahm die Zahl 
der zur Versteigerung gelangenden Güter zu; 1898 waren es 
30, 1900 waren es 40 Güter. Zur Herbstauktion 1903 waren 
im ganzen 2513 Güter zur Versteigerung angemeldet, das waren 
10,8 °/o aller verpfändeten Güter. Zur Versteigerung kamen 
nur 15, da die übrigen unter Hinterlegung oder Stundung der 
Rückstände zurückgezogen wurden. Meist waren die ver- 
kauften Güter stark überschuldet, im Durchschnitt bis 95,8 °/o 
des Taxationswertes. Oft wurde die Versteigerung freiwillig 
herbeigeführt um zu liquidieren, z. B. bei Erbteilung. 

Den durch die schlechten Ernten der Jahre 1905 und 1906 
und durch die Agrarunruhen geschädigten Gutbesitzern mußte 
die Bank in den letzten Jahren Stundungen und Vergünstig 
gungen gewähren. Ein am 28. Dezember 1907 2 allerhöchst 
bestätigtes Reichsratsgutachten gestattet der Bank, die Rück- 
stände auf 3 — 6 Jahre zu stunden. 

Im Jahre 1904 mußte die Adelsbank ebenso wie die 
Bauernbank infolge des Ukases vom 26. März ihre Tätigkeit 
einschränken. Sie hatte am 1. Januar 1904 i 

Rubel 428205 800 3 1 /2°/oige Pfandbriefe \ 
„ 146445900 4°/oige „ \ 

227100 4 l /i u. 5 °/o ige „ \ 

„ 65 820 000 5 °/o ige Präm ienpfandbrieje 

im ganzen also 640^9Ja£ÖO__RubeLPfandbriefe / 

^mUmlau^ Am 1. Januar 1906 war der Pfandbriefbetrag nur 
unP20 Millionen Rubel gestiegen. Die Kapitalschuld der Dar- 
lehnnehmer belief sich Ende 1905 auf 725,40 Millionen Rubel 
und die Rückstände auf 21,44 Millionen Rubel; der Sonder- 

1 Die Tätigkeit der Reichs- Adelsagrarbank im Jahre 1905. Finanz- 
bote, 1907. Nr. 26. 

* Zeitung: Ketsch. 10/28. Nov. 1907. 
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fonds von 90 Millionen Rubel, der von dem Agio auf die 
HI. Prämienanleihe von 1889 gebildet war, war durch die Ver- 
luste, die durch die dem Adel gewährten Vergünstigungen 
entstanden, auf 74,94 Millionen Rubel zusammengeschmolzen. 
Im ganzen waren auf 25461 Güter mit 17,55 Millionen Deßjatinen 
25621 Darlehne gewährt worden; davon gehörten 6041 Güter 
mit 1,98 Millionen Deßjatinen Nichtadligen, deren Schuld 
83,63 Millionen Rubel betrug. Der Schätzungswert der ver- 
pfändeten Güter war 1313,21 Millionen Rubel. Der größte 
Teil der Darlehen war auf 66V2 Jahr; 1905 waren 98 /o aller 
Hypotheken auf diese längste Frist abgeschlossen. 

Der Adelsbank waren in einer Sonderabteilung 2 Hypo- 
thekenbanken angegliedert, deren Liquidation sie zu führen 
hatte; es waren dies die Saratow-Simbirsksche Agrar- 
bank und der Gegenseitige Bodenkreditverein. Erstere war 
eine Aktiengesellschaft, die durch ihre schlechte Verwaltung 
(Juchanzew) in Schwierigkeiten geraten war. Die Pfandbriefe 
waren auf die einzelnen Güter ausgestellt; die Zinsen waren 
von den Darlehnnehmern an die Inhaber der Pfandbriefe zu 
entrichten ; waren die Pfandbriefe in mehreren Händen, so war 
dies oft nicht leicht. Bei unpünktlicher Zahlung konnten die 
Pfandbriefinhaber das belastete Gut zur Versteigerung bringen. 
Diese Schwierigkeiten, die das ganze Hypothekenbankwesen 
diskreditieren konnten, veranlaßten die Regierung im Jahre 
1884 l j die Liquidation der Bank in die Hand zu nehmen; sie 
setzte 2 Verwalter ein, die vom Finanz- und Justizminister 
ernannt wurden. Nach Gründung der Adelsbank bekam diese 
die Liquidation übertragen. Die 6°/o Papierpfandbriefe und 
5°/o Metallpfandbriefe wurden in 5°/o VI. Bankbillete um- 
getauscht, wobei für 100 Rubel Kreditpfandbriefe 80 Rubel 
in Billeten, für 125 Rubel Metallpfandbriefe 150 Rubel in 
Billeten verabfolgt wurden. Im ganzen wurden- 6,9 Millionen 
Rubel Billete zu diesem Zwecke ausgegeben. Bis 1894 waren 
4,9 Millionen Rubel Bankbillete getilgt, der Rest von 2 Millionen 
Rubel wurde in 4V2 °/o Adelsbankpfandbriefe konvertiert. Die 
Liquidation wickelte sich glatt ab; die Aktionäre erhielten 
50°/o. Am 1. Januar 1904 waren der Adelsbank aus der Liqui- 
dationsmasse noch 58 Güter mit 62 643 Deßjatinen verpfändet; 
der Kapitalrest, der darauf stand, betrug 1,10 Millionen Rubel. 
Weder der Staatsbank noch der Adelsbank erwuchsen aus 
der Liquidation Verluste. 

Der Gegenseitige Bodenkreditverein in Peters- 
burg wurde 1866 von einer Anzahl Großgrundbesitzer ins 
Leben gerufen; seine Satzungen wurden durch Ukas vom 
1. Juni 1866 2 unter Finanzminister Reutern genehmigt. Der 
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Verein sollte seine Tätigkeit auf ganz Rußland mit Ausnahme 
Polens, der Baltischen Provinzen und einiger Gouvernements 
im Süden erstrecken. Mitglieder des Vereins waren die Dar- 
lehn nehmenden Gutsbesitzer, die mit ihren Gütern solidarisch 
hafteten. Der Sitz der Hauptverwaltung war Petersburg, wo 
die Generalversammlungen abgehalten wurden. Provinzial- 
versammlungen hielten die Mitglieder der einzelnen Gouverne- 
ments ab. Außer durch die solidarische Haftung sollten die 
Pfandbriefe durch einen aus Überweisungen von 10°/o des 
Reingewinns zu bildenden Reservefonds, durch das Grund- 
kapital, das durch Einbehaltung von 5°/o des gewährten 
Darlehns geschaffen werden sollte, sowie durch das Kapital 
der „Gesellschaft für Landerwerb in den westlichen Provinzen" 
in Höhe von 5 Millionen Rubel, das dem Verein von der 
Regierung überwiesen wurde, sicher gestellt werden. Der 
Verein gab Darlehne bis 40°/o des Schätzungswertes auf 
56 1 /2 Jahre in Pfandbriefen und Ergänzungsdarlehne in Höhe 
von 10% auf kurze Frist, jedoch nicht unter 1 Jahr, in bar. 
Für die kurzfristigen Darlehne waren 6°/o Zinsen, für die 
langfristigen 6Vs °/o , davon 5 /s Amortisation und V2 °/o Ver- 
waltungskosten zu zahlen. Der Verein emittierte 5°/o durch 
Rückkauf zu tilgende Pfandbriefe, die in Metallvaluta aus- 
gestellt waren, da man auf den ausländischen Markt rechnete, 
der Papierpfandbriefen ungünstig war. Man erwartete auch 
bei dem steten Steigen des Kreditrubels, daß er siqh bald 
auf pari mit dem Metall stellen würde. Da die Pfandbriefe 
nicht durch Verlosung getilgt werden sollten, fanden sie wenig 
Anklang. Der Verein setzte dann seit 1868 durch Vermittlung 
von Rotschild-Paris und Bleichröder-Berlin 5°/o mit 125 °/o 
rückzahlbare Metallpfandbriefe in Umlauf, die durch halb- 
jährliche Auslosung getilgt werden sollten. Während der 
ersten 10 Jahre gingen die Geschäfte gut. Die Pfandbriefe 
waren im Ausland beliebt und fanden guten Absatz. Der 
Berliner Begebungskurs schwankte zwischen 76V2 (1868) und 
9P/2 (1872). Der Verein hatte in Rußland wenig Konkurrenz; 
die Landschaftsbank für das Gouvernement Cherson, die 1864 
gegründet war, hatte ein beschränktes Tätigkeitsfeld, und die 
zu Beginn der 70er Jahre aufschießenden Aktien-Hypotheken- 
banken mußten mit ihren Krediten teurer sein als der Verein, 
da sie für ihre Pfandbriefe viel niedrigere Kurse erzielten. 
Der Verein machte beträchtliche Gewinne, die 1874/75 mehr 
als 1 Million Rubel betrugen, und die ihn in den Stand setzten, 
seinen Schuldnern jährliche Zinsermäßigungen von V2— 1,12 
Rubel pro 100 Rubel Schuldsumme zu gewähren. Bis 1877 
hatte die Gesellschaft 130 Millionen Rubel Metallpfandbriefe 
und ebensoviel Darlehne ausgegeben. Da aber die Darlehne 
in Kreditbilleten gezahlt wurden, stellte sich die Verzinsung 
viel höher als die berechneten 6°/o. Beim Sinken des Rubel- 
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kurses zur Zeit des Türkenkrieges (1877/8) erforderte die 
Bezahlung der Metallkupons große Opfer von Seiten der 
Schuldner. Der Verein stellte die Ausgabe von Metallpfand- 
briefen ein und erhielt 1881 * die Genehmigung, 5°/o Pfand- 
briefe in Kreditvaluta zu emittieren. Die neuen Darlehnnehmer, 
für die Papierpfandbriefe ausgegeben waren, wurden nicht als 
Mitglieder betrachtet und teilten demgemäß auch nicht die 
Haftung für die Metallpfandbriefe; 5°/o des Darlehns wurden 
zugunsten eines Speziaireservefonds einbehalten und mit 5°/o 
jährlich verzinst Der Verein mußte aber doch die Zins- 
zahlungen der alten Schuldner erhöhen, um die Metall- 
verpflichtungen an das Ausland decken zu können. Da wendete 
er sich im Jahre 1884 an die Regierung mit der Bitte um 
Hilfe. Durch Ukas vom 22. Mai 1884 2 wurde der Verein 
zur Ausgabe von 3,8 Millionen Rubel 5°/o Obligationen er- 
mächtigt, zu deren Zinsendienst ihm die Regierung einen un- 
verzinslichen Vorschuß solange gewährte, bis er in der Lage 
sei, seinen Darlehnnehmern nicht mehr als 8°/o abzufordern. 
Im folgenden Jahr ging der Verein die Regierung abermals 
an, ihn bei der Konversion der Pfandbriefe zu unterstützen. 
Finanzminister Bunge lehnte jedoch jede weitere Hilfe ab; 
der Reichsrat aber, dem gerade das Projekt der Adelsagrar- 
bank vorlag, empfahl eine Reorganisation des Vereins mit 
Hilfe der Adelsagrarbank. Bunge schlug darauf vor, Aktiva 
und Passiva des Vereins auf die Adelsagrarbank übergehen 
zu lassen und von den Schuldnern 6,9 °/o (statt 8°/o) ein- 
zuziehen. Während der Verhandlungen wurde 1887 mit Hilfe 
der Häuser Bleichröder und Rotschild der größte Teil der 
5°/oigen, der Kuponsteuer unterliegenden, mit 125% rück- 
zahlbaren Metallpfandbriefe in 4 1 /2°/o Metallpfandbriefe, die 
von jeder Steuer befreit und vom Staate garantiert waren, 
unter Zuzahlung von 9,55 Rubel pro 100 Rubel umgetauscht; 
im Verkehr blieben 1888 nur 8,52 Millionen Rubel 5°/o Metall- 
pfandbriefe. Die Zinszahlungen wurden 1887 auf 7°/o herab- 
gesetzt. Es wurde aber immer lebhafter der Anschluß an die 
Adelsagrarbank gefordert. Mit großer Stimmenmehrheit sprach 
sich die Generalversammlung des Vereins dafür aus. Durch 
Ukas vom 12. Juni 1890 8 gingen Aktiva und Passiva des 
Vereins auf die Adelsbank über, die ihn in der Sonder- 
abteilung liquidierte. Bei seiner Schließung am 1. Juli 1890 
hatte der Verein 101,02 Millionen Rubel Metall und 
36,62 Millionen Rubel Kredit langfristig und 7,4 Millionen 
Rubel kurzfristig ausgeliehen; dagegen hatte er 6,61 Millionen 
Rubel 5% ige und 94,41 Millionen Rubel 4 1 /2°/oige Metall - 
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Pfandbriefe, sowie 36,62 Millionen Rubel 5% Kreditpfand- 
briefe im Umlauf. Neue Darlehne wurden nun nicht mehr 
gewährt; die Adelsbank gibt aber den Mitgliedern ergänzende 
Hypotheken bis zu 60 °/o des Wertes. Die Zinszahlung wurde 
für Adlige auf 6,9%, für Nichtadlige auf 7,15 °/o ermäßigt. 

Mit der Konversion der 5°/o Adelsbank-Pfandbriefe im 
Jahre 1894 wurden von den damals noch im Umlauf befind- 
lichen 27,69 Millionen Rubel 5 °/o Papierpfandbriefe 25,63 
Millionen Rubel in 4t 1 / 2 °/o Adelsbank-Pfandbriefe umgetauscht. 
Durch Ukas vom 6. Februar 1895 1 wurden 4,942,500.— 5 °/o 
und 79,743,200.— 4 1 /2°/o Metallpfandbriefe, im ganzen also 
84,685,700. — Rubel von der Regierung als Staatsschuld über- 
nommen. Der Betrag wurde der Reichsrentei gutgeschrieben 
und der Sonderabteilung der Adelsbank belastet; die Schuld 
wird mit 4 1 /a°/o verzinst und soll in 48V2 Jahren getilgt sein. 
Weiter wurden der Sonderabteilung 18 Millionen Rubel zur 
Deckung ihres Defizits vom Staat überwiesen. Im Jahre 1898 2 
konvertierte die Regierung die übernommenen 4V2°/o Metall- 
pfandbriefe des Vereins, von denen noch 78,36 Millionen Rubel 
Gold im Umlauf waren, in 3,8 °/o innerhalb 81 Jahren zu 
tilgende Konversionsobligationen und in 4 °/o der Kuponsteuer 
unterliegende Rente. Am 1. Januar 1905 waren noch 84,33 
Millionen Rubel 3,8 °/o Obligationen im Verkehr. Durch diese 
Konversion wurde die Schuld der Sonderabteilung an die 
Regierung um 11,8 Millionen Rubel vermindert. Die Liquida- 
tion ging rasch vor sich. Die Hypotheken der Sonderabteilung 
werden von der Adelsbank übernommen, die dafür ihre eigenen 
Pfandbriefe ausgibt und so die Schuld der Abteilung an die 
Regierung tilgt. 

Am 1. Januar 1904 waren der Sonderabteilung noch 
4887 Güter mit 2,47 Millionen Deßjatinen, die auf einen 
Wert von 127,17 Millionen Rubel geschätzt waren, verpfändet; 
die Darlehne, die darauf noch ausstanden, betrugen 67,55 
Millionen Rubel. Die Kapitalschuld der Darlehnnehmer der 
Adelsbank, der früheren Saratow-Simbirskschen Agrarbank 
und des Gegenseitigen Bodenkreditvereins betrug am 1. Januar 
1904 also 775,86 Millionen Rubel. 

Beurteilung. Ohne Zweifel hat die Reichs- Adelsagrar- 
bank durch ihren billigen Kredit vielen Nutzen gebracht. 
Der Adel, dem diese Bank dienen sollte, hat auf Kosten des , 
Staates durch sie außerordentliche Vergünstigungen erhalten. 
Die Staatsbank, deren Gewinne an die Staatskasse abgeführt 
werden, mußte die Verluste bei der Realisation der Pfand- 
briefe tragen und ihre Mittel anfänglich zu einem bedeutenden 
Teil hierbei festlegen. Die Emission der III. Prämienanleihe, . 

1 V. S. d. G. III, Nr. 11341. 
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die sie hoch lombardieren mußte, brachten ihr Verluste; die 
Kosten der Konversion von 1898 gingen z. T. auf ihre Rechnung. 
Der Staatskasse erwuchs auch ein Steuerausfall dadurch, 
daß die 3 1 /2°/oige Anleihe von jeder Steuer befreit wurde. 
DieGai^jilifi-^fisJSta^tes jnachtejliePfandbr^ 
noclü^durch^ die Hypotheken^ gesTcKeFTrröfdTzu erstklassigen 
i 'Papieren und 'ermöglichte den niedrigen Zinsfuß. Gewiß ver- 
dient in einem Staate 'wie Rttßhmd", in dem die Landwirt- 
schaft die größte Rolle spielt, der Agrarkredit die meiste 
Aufmerksamkeit und Unterstützung durch den Staat. Es ist 
auch eine Trennung der Kreditanstalten für größere Güter 
\ und für Bauernhöfe durchaus gerechtfertigt. Es hätten aber 
die Darlehnnehmer der Bauernbank und die der Adelsbank 
bei den Vergünstigungen gleich behandelt werden müssen, 
wenn auch die kleinen Hypotheken verhältnismäßig mehr Ver- 
waltungsunkosten verursachen als die großen. Es erscheint 
auch nicht angebracht, daß eine Bank, die sich derartiger 
Vergünstigung erfreut, ausschließlich für einen Stand be- 
stimmt ist. Wenn auch in Rußland die Standesverhältnisse 
/*bei weitem andere sind, und bei der Gründung der Bank 
i vielleicht diese Ausschließung berechtigt war, so läßt sie sich 
| jetzt kaum noch rechtfertigen, besonders nicht, wenn die 
■Schuldner Vergünstigungen auf Staatskosten erhalten. Die 
Vergünstigungen demoralisieren auch leicht, indem sie die 
Schuldner an Unpünktlichkeit gewöhnen. Daß dies durch 
/die Adelsbank teilweise geschehen ist, läßt sich aus dem An- 
j wachsen der Rückstände schließen. Im ganzen hat die Reichs- 
f Adelsagrarbank aber durch die Durchführung der Liquidation 
der Saratow-Simbirsker Agrarbank und des Gegenseitigen 
I Bodenkreditvereins, sowie durch die beträchtliche Menge 
\ von billigen Darlehen der russischen Landwirtschaft gute 
\ Dienste geleistet. 



Fünftes Kapitel. 
Sparkassen und Leihkassen* 



Sparkassen. 

Die ersten Sparkassen. Sparkassen im eigentlichen Sinn 
wurden in Rußland im Jahre 1841 bei den Depositenkassen in Mos» 
kau und Petersburg errichtet. Größere Einlagen nahmen die Korn- 
merzbank und die Depositenkassen schon lange entgegen. Diese 
Sparkassen gaben 4 °/o und nahmen Einlagen von 50 Kopeken 
bis 10 Rubel auf einmal, im ganzen höchstens 300 Rubel von 
einer Person. In zwei Jahren hatten sie nur 119129 Rubel 
gesammelt. Im Jahre 1845 wurde die Maximalgrenze für 
den Gesamtbestand auf 750 Rubel, für einmalige Einzahlungen 
auf 25 Rubel, 1853 auf 50 Rubel erhöht. Bis 1854 hatten die 
Kassen es auf 2V2 Millionen Rubel Bestand gebracht Sie 
nahmen jetzt auch an manchen Werktagen Geld an, während 
sie in der ersten Zeit nur Sonntags von 9 bis 2 Uhr geöffnet 
waren. Als 1860 der Zinsfuß in allen Staatsanstalten von 3°/o 
auf 2 °/o herabgesetzt wurde, erhielten sie einen stärkeren Zu- 
fluß, da sie den 1857 eingeführten Prozentsatz von 3°/o bei- 
behielten. Am 1. Januar 1880 hatten sie 3,89 Millionen Rubel 
Einlagen. 

Seit Mitte der 40 er Jahre wurden Sparkassen auch bei 
den Kollegien der allgemeinen Fürsorge eröffnet, bis 1860 im 
ganzen 46, die mit der Liquidation dieser Anstalten eingingen ; 
am 1. Januar 1880 war ihr Bestand noch 123549 Rubel. 
Durch Ukas vom 16. Oktober 1862 * war es den Städten er- 
laubt worden, Sparkassen zu errichten, die der Oberaufsicht 
der Staatsbank unterstanden; diese zeigten am 1. Januar 1880 
8,07 Millionen Rubel Einlagen. Die durch Ukas vom 30. Mai 
1870 2 dem Finanzministerium unterstellten 18 Sparkassen des 
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Zartums Polen wiesen am 1. Januar 1880 einen Bestand von 
1,35 Millionen Rubel nach. Alle Einlagen in den Sparkassen 
dieser vier Arten betrugen also 13,4 Millionen Rubel. 

Die Gesetzgebung. Durch Ukas vom 27. März 1864 1 war 
die Staatsbank ermächtigt worden, bei ihren Filialen Sparkassen 
zu errichten. Bis zum 1. Januar 1884 waren von ihr 94 Kassen er- 
öffnet worden. Unter Bunge, der dieser Frage größeres Inter- 
esse entgegenbrachte, wurden durch Ukas vom 21. Februar 1884 2 
Sparkassen auch bei den Renteien in den Kreis- und Gouver- 
nementsstädten und in den Industriezentren errichtet. Es ver- 
mehrten sich unter ihm die Einlagen auf 44 Millionen Rubel, 
die Zahl der Kassen auf 557. Eine größere Bedeutung er- 
langten sie, als durch Ukas vom 26. Juni 1889 8 bei den Post- 
telegräphenämtern Kassen errichtet wurden. Diese nahmen 
selbständig bis 10 Rubel Einlagen an, wofür sie Sparmarken 
klebten, Beträge über 10 Rubel schickten sie mit den Büchern 
an die Staatsbank. Seit 1899 nehmen sie selbständig an und 
zahlen zurück bis 25 Rubel, einige bis 100 Rubel. Diese Kassen 
begannen ihre Tätigkeit am 1. November 1889 ; nach 2 Monaten 
wären 167 im Betrieb, in den drei folgenden Jahren stieg ihre 
Zahl auf 1760. Mit dieser raschen Vermehrung der Kassen 
wuchsen auch die Einlagen, die 1892 auf 250,52 Millionen 
Rubel gestiegen waren. Der Ukas vom 4. April 1893 4 er- 
mächtigte die Staatsbank bei den Zollämtern Sparkassen zu 
errichten. 

Unter Witte wurde durch Ukas vom 1. Juni 1895 5 das 
Sparkassenwesen umgestaltet. Die Sparkassen blieben der 
Staatsbank unterstellt ; erst durch Ukas vom 4. Juni 1901 6 
wurden sie etwas selbständiger gemacht; der Direktor der 
Sparkassen untersteht dem Präsidenten der Staatsbank. Ein 
besonderes Komitee unter dem Vorsitz des Direktors der Spar- 
kassen überwacht die Geschäfte; in dieses Komitee entsenden 
Vertreter: die Staatsbank, Staatskasse, Zollverwaltung, Kredit- 
kanzlei, Abteilung für Industrie (im Finanzministerium, jetzt 
selbständiges Ministerium für Handel und Industrie), Haupt- 
verwaltung des Post- und Telegraphenwesens, Eisenbahnver- 
waltung und Staatskontrolle (Oberrechnungskammer). 

Durch das Gesetz von 1895 garantierte der Staat für die 
Einlagen. (In England garantiert ebenfalls der Staat mit seinem 
ganzen Besitz- und Steuereinkommen die Einlagen ; in Frank- 
reich ebenfalls.) Die Kassen führen seit der Zeit den Namen 
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Reichssparkassen. Sie nehmen auf einmal von einer Person 
höchstens 50 Rubel, im ganzen bis 1000 Rubel, von Anstalten 
und Unternehmungen bis 3000 Rubel entgegen. Für kleinere 
Beträge können Sparmarken geklebt werden, die zu 1, 5 und 
10 Kopeken ausgegeben werden. Für eine Person darf nur 
ein Buch ausgestellt werden; es sollte dadurch verhindert 
werden, daß Leute ihre Einlagen den Banken entziehen und 
auf mehrere Bücher einzahlen, um die höheren Zinsen der 
Sparkassen zu genießen. Die Einlagen kann der Sparer nach 
anderen Kassen überweisen lassen, sogar auf telegraphischem 
Wege. Beträge von 1 Rubel an werden verzinst. Bis zum 
22. Juli 1894 zahlten die Kassen 4 °/o, jetzt nur noch 3,6 °/o. 
Die Zinsen werden am Jahresschluß zum Kapital geschlagen 
und mitverzinst. 

Wenn der Bestand 1000 bzw. 3000 Rubel überschreitet, 
wird der Inhaber benachrichtigt und, falls er keinen Wider- 
spruch erhebt, ein Teil seines Guthabens in Staatspapieren 
angelegt. Diese Papiere heben die Kassen auf; sie be- 
sorgen die Einziehung der Kupons und sehen die Verlosung 
nach K Den Kassen sind große Vorteile gewährt worden. Ihre 
Geschäfte unterliegen nicht der Stempelsteuer, die Einlagen 
sind von der Kapitalrentensteuer befreit und müssen geheim 
gehalten werden. Während früher bedingte Einlagen nur für 
Beerdigungszwecke angenommen wurden, sind jetzt alle Be- 
dingungen zulässig, die den Gesetzen nicht zuwiderlaufen und 
ausführbar sind; eine Person darf nur ein Buch für Einlagen 
mit besonderer Bestimmung neben einem für gewöhnliche Ein- 
lagen haben. 

Der Finanzminister wurde ermächtigt, dort wo er es für 
geeignet findet, im Einvernehmen mit den betreffenden Be- 
hörden, Sparkassen zu errichten. Seit 1900 wurden Kassen 
an den Stationen der Eisenbahnen, seit 1902 auch bei den 
staatlichen Branntweinniederlagen eröffnet, sowie eine bei der 
Filiale der Russisch-Chinesischen Bank in Port Arthur und 
auf im Ausland stationierten Kriegsschiffen. Schließlich wurden 
noch Schulsparkassen geschaffen. Gerade diese letzten wurden 
auf das heftigste, auch von vielen Pädagogen verurteilt, weil 
sie den Kindern unnötig früh die Gegensätze zwischen Arm 
und Reich vor Augen führen und sie zu einem kleinlichen 
Geiz erzögen. Den Unterschied zwischen Arm und Reich, 
der unter den Kindern derselben Schule ja wohl kaum über- 
mäßig ist, sehen sie sonst auch genug, und ein Volk, das 
so wenig an Fürsorge gewöhnt ist wie das russische, kann 
nicht früh genug zum Sparen angehalten werden. Vielleicht 
ließen sich hier Sparautomaten gut verwenden. 



1 Auch in Frankreich legen die Sparkassen die Einlagen in Staats* 
rente an, wenn der Höchstbetrag erreicht ist. 

6* 
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Tätigkeit. Die Sparkassen nahmen seit 1895 stark 
zu; es gab damals 3876, 9 Jahre später 6417. Von diesen 
Sparkassen bestanden: 

Übertrag 6139 
in Moskau und Petersburg . 62 bei Stadtgemeindebanken . 2 

bei der Staatsbank und deren bei Wolostverwaltungen . . 132 

Filialen 218 auf Kriegsschiffen 39 

bei Renteien 734 in Fabriken ........ 102 

bei Post-Telegraphenämtern 4146 bei Branntweinniederlagen . 2. 

bei Eisenbahnstationen. . . 946 bei d. Russisch-Chinesischen 

bei Zollstationen 33 Bank in Port Arthur . 1 

6139 zusammen 6417 

außerdem bestanden noch 2126 Schulsparkassen. Alle Ein- 
lagen zusammen machten 1022,39 Millionen Rubel aus, von 
denen 161,90 Millionen Rubel für Rechnung der Sparer in 
Wertpapieren angelegt sind, die von den Kassen verwaltet 
werden. Die jährliche Zunahme stieg von 1896 von 51,87 
Millionen auf 86,85 Millionen in 1902 und betrug 1903 
102,25 Millionen Rubel. 1903 wurden 485,09 Millionen ein- 
gezahlt, 26,03 Millionen Zinsen zugeschrieben und 434,67 
Millionen Rubel zurückgezahlt. 

Am 1. Januar 1904 hatten die Sparkassen einen Wert- 
papierbesitz von 809,84 Millionen Rubel. Anfänglich erwarben 
die Kassen für die Depositen Staatspapiere. Dann wurden 
ihnen Pfandbriefe der Bauern und der Adelsagrarbank zu- 

fewiesen, und schließlich mußten sie zur Unterstützung der 
lisenbahnen — besonders der unrentablen Kleinbahnen — 
deren Obligationen aufnehmen, während der Bestand an Staats- 
papieren stark zurückging. 

Nach dem Gesetz dürfen nur Staats- und vom Staate 
garantierte Werte erworben werden. Um die Konversion der 
Pfandbriefe der Aktienhypothekenbanken zu erleichtern, wurde 
ihnen am 7. Dezember 1897 gestattet, Vs der Einlagen in 
Pfandbriefen anzulegen ; sie erwarben darauf hin 62*/a Million 
Rubel 5% Pfandbriefe, die sie konvertierten und im Jahre 

1899 wieder abstießen. 

Freie Kapitalien werden bei der Staatsbank eingelegt und 
von dieser mit Va °/o unter täglichem Geld minimal 1 /a °/o, seit 
1902 mit l°/o verzinst. Am 1. Januar 1904 belief sich das 
Guthaben der Sparkassen bei der Staatsbank auf 73,54 Millionen 
Rubel. 

Während der Krise erlitten die Papiere eine schwere 
Kurseinbuße, so daß die Kassen auf sie 12,87 Millionen Rubel 
abschreiben mußten. Aus dem Gewinn der früheren Jahre 
hatten sie sich einen Reservefonds gesammelt, der am 1. Januar 

1900 mit 21,29 Millionen Rubel zu Buche stand, nach Ab- 
schreibung der Verluste aber im Jahre darauf nur noch 
9.96 Millionen betrug. Infolge der Kurserholung, sowie der 
Erhöhung des Zinssatzes der Staatsbank um Va °/o haben die . 
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Kassen in den letzten Jahren Gewinne zu verzeichnen. Der 
Reservefonds betrug am 1. Januar 1904 24,08 Millionen Rubel 
und machte somit 2,79 °/o der 860,49 Millionen Einlagen aus. 

Die Nachricht von der Beteiligung der Sparkassen an 
. der 5 °/o inneren Anleihe rief, obgleich es sich um keine 
Neuerung handelte, im März 1905 einen Run auf die War- 
schauer Kassen hervor, die diesem jedoch mit genügenden 
:Mitteln begegnen konnten. Die Revolutionäre versuchten 
'auch Mißtrauen gegen die Kassen zu verbreiten, doch be- 
gannen bald die Gelder, die in der ersten Erregung abgehoben 
waren, zurückzufließen. 

Der Paßzwang ermöglicht in Rußland eine Statistik, 
die sich wohl in keinem anderen Land durchführen läßt, eine 
Statistik der Sparer nach Berufen; es besaßen danach (in 
1000 Rubel): 

Landbesitzer. . . 43 602 Bücher mit 13 610,6 Rub. Einlag. 

bS£S2u£} 1110240 ■ ■ 216209 > 3 • - 

Stadt. Handwerker 636202 „ w 99871,5 r 

bÄÄ • • 220950 - . 32300 > 9 . - 

Dienstboten . . . 473401 n „ 71771,1 „ 

Kaufleute. . . . 434291 „ „ 101849,3 „ 

Geistliche. . . . 173046 „ „ 69163,8 „ 

Militär- j°f fiziere • 57181 n n 16756,1 , „ 

personen (g^j 6 } 242798 „ „ 18052,1 , „ 

Öffentl. Beamte . . 218128 „ „ 61141,2 „ 

Privatangestellte . 655413 „ „ 141126,2 „ 

Andere Berufe . . 311225 „ „ 62446,8 „ 

Juristische Perso nen 277858 „ „ 118096,4 „ „ 

zusammen 4 854 335 Buch, mit 1 022 395,3 Rub. Einlag. 

Die Statistik gliedert noch nach der Höhe der Einlage 
und dem Geschlecht des Sparers. Es betrugen die Einlagen: 

bis 25 Rubel bei 1736964 Büchern mit 10737,0 Rubel 
25-100 „ „934200 „ „ 50821,2 „ 

100-500 „ „ 1323172 , „ 296610,4 „ 

über 500 „ „ 582141 „ „546130,3 „ 

Auf weibliche Sparer kamen 1907101 Bücher mit 383,24 
Millionen Rubel Einlagen. Die 1022,39 Millionen Rubel Spar- 
einlagen machten pro Kopf der am 1. Januar 1905 143,98 
Millionen, betragenden Bevölkerung 7,1 Rubel aus. 

Ist der Betrag pro Kopf auch noch niedrig, so haben die 
Reichssparkassen besonders in den letzten Jahren viel Kapital 
an sich gezogen. Sie haben aber diese Kapitalien Zwecken 
zugeführt, die die Kreise der Sparer nicht berühren. Den 
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Sparkassen fließen große Mittel zu, und die Kleinkreditanstalten 
können nur geringe Beträge aufbringen. So nützlich die 
Sparkassen sind, sie lassen ihre Kunden in Unmündigkeit, 
während die genossenschaftliche Spar- und Darlehnskasse ihre 
Kunden erzieht. 

Leihkassen. 

Die von der Kaiserin Anna Johannowna 1733 beim Münz- 
kontor eröffnete Kasse betrieb die Geschäfte eines Leihhauses, 
doch hatte dies damals noch andere Bedeutung als jetzt, da 
die Leute ihr Vermögen in Schmuck anlegten, mit diesem 
also ihr Vermögen versetzten. Auch die 1764 gegründete 
Adelsleihbank beschäftigte sich mit ähnlichen Beleihungen. 

In Verbindung mit den Depositenkassen wurden durch 
Ukas vom 20. November 1772 * Leihkassen in den beiden 
Hauptstädten „zum Nutzen der ganzen Gesellschaft" ge- 
gründet, die unter Aufsicht der Waisenräte standen. Sie 
gaben auf Gold und Silber bis zu z k des Wertes, auf andere 
Metalle und Edelsteine bis 1 k des Wertes Vorschüsse auf 
3—12 Monate in Höhe, von 10—1000 Rubel. Die Mittel 
dazu mußten die Depositenkassen zu 5°/o vorstrecken. An 
Zinsen sollten die Schuldner 6°/o zahlen, da aber pro Pfand- 
schein 1 — 2 Rubel Gebühren erhoben wurde, so war der Zins- 
fuß doch sehr hoch. Die Benutzung war so gering und diese 
noch so mißbräuchlich, daß 1796 die Beleihungen ganz ein- 
gestellt wurden. Im Jahr darauf nahmen sie aber die Tätig- 
keit wieder auf und gaben nun Vorschüsse von 5 — 500 Rubel 
— später bis 1000 und 3000 Rubel gegen 8°/o Zinsen und 
4 °/o zugunsten des Waisenhauses, die 1800 auf 6 °/o bezw. 3 °/o 
ermäßigt wurden. Bis 1817 hatten sie 2 Millionen Rubel 
Assignaten eigenes Kapital erworben, die das Waisenhaus 
an sich nahm. Bei der Bankreform wurden sie durch Ukas 
vom 5. Dezember 1862 2 dem Finanzministerium untergeordnet. 
Sie erhalten nun ihre Kapitalien gegen 4°/o von der Staats- 
bank, in deren Bilanz vom 1. Januar 1905 die Schuld der 
Petersburger Leihkasse mit 6,04 Millionen, die der Moskauer 
mit 2,14 Millionen Rubel auftritt. Das eigene Kapital beider 
Kassen ist fast gleichgroß und betrug am 1. Januar 1905 zu- 
sammen 5,22 Millionen Rubel. Sie geben Vorschüsse auf 
Gold-, Silbersachen, Uhren, Brillanten und Edelsteine auf 
12 Monate gegen 6%. Am 1, Januar 1905 hatte die Peters- 
burger Kasse 8,67 Millionen, die Moskauer 4,52 Millionen, 
beide zusammen also 13,19 Millionen Rubel Darlehn auf Faust- 
pfand ausstehen. 
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Sechstes Kapitel. 

Stadtgemeindebanken und städtische 
Leihhäuser. 



Stadtgemeindebanken . 

Gesetzgebung. In der Städteverordnung vom 21. April 
1785 1 hatte Katharina den Städten die Erlaubnis gegeben, mit 
ihren freien Beständen Banken zu eröffnen. Den ersten Ver- 
such machte die Gouvernementsstadt Jekaterinoslaw ; die 
Satzungen ihrer Anstalt wurden am 13. Oktober 1786 2 be- 
stätigt. Im Jahre 1788 wurde eine zweite Gemeindebank in 
Wologda gegründet und am 29. Oktober 1809 3 eine dritte 
für die Stadt Slobodsk, Gouvernement Wjatka, genehmigt. 
Zu dieser stiftete der Kaufmann Anfilatow 25000 Rubel als 
Kapital. Die Bank konnte dieselben Geschäfte betreiben wie 
die Leihbank und die Diskontkontore. Sie gab Darlehen bis 
5000 Rubel gegen 6°/o und diskontierte Warenwechsel mit 
Laufzeit bis zu 12 Monaten. Jährlich mußte sie dem Finanz- 
minister Rechenschaftsbericht einreichen. Nach dem Muster 
dieser wurde in Ostaschkow eine Bank zur Belebung von 
Handel und Gewerbe gegründet, die nach Sawin, dem Geber 
des Kapitals von 25 000 Rubel genannt, und deren Satzungen 
am 28. Dezember 1818 4 die Bestätigung erhielten. 

Die ersten allgemeinen Bestimmungen für die Stadtbanken 
wurden durch Ukas vom 10. Juni 1857 5 erlassen, durch den 
sie der Aufsicht der Waisenräte unterstellt wurden. Bis da- 
hin waren 21 Banken mit V2 Millionen Rubel Kapital errichtet 
worden. Am 6. Februar 1862 6 wurden Normalsatzungen für 
die Stadtgemeindebanken veröffentlicht, durch die ihre Grün- 
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düng wesentlich erleichtert wurde, da nun dazu nicht mehr 
die kaiserliche Genehmigung, sondern nur die des Finanz- 
ministers nötig war. Die Banken breiteten sich infolge- 
dessen rasch aus ; in den nächsten 10 Jahren wurden 215 ge- 
gründet, von denen viele nicht weiter als bis zur Gründung 
fekommen sind. Nach den Normalsatzungen darf das Grund- 
apital nicht geringer als 10000 Rubel sein, mit dem auch 
viele Banken begonnen haben. Meist wurde es aus dem 
Gemeindevermögen genommen, oft aber auch von Privatper- 
sonen gestiftet, deren Namen dann in die Firma aufgenommen 
und denen Direktorenstellen übertragen werden können. Der 
Reingewinn ist häufig zur Unterhaltung von wohltätigen Ein- 
richtungen bestimmt. Viele Schulen und Wohltätigkeitsan- 
stalten verdanken ihre Entstehung und Unterhaltung ganz 
oder teilweise den Gewinnen der Stadtbanken. Es gehen 
10 — 20°/o des Gewinns an den Reservefonds ab, der in Wert- 
papieren bei der Staatsbank hinterlegt werden muß ; ein Teil des 
Reingewinns wird für die Bedürfnisse der Stadt verwendet, der 
Rest zum Grundkapital geschlagen. Dadurch vergrößert sich 
dies beständig; bei manchen Banken ging das sehr rasch, 
z. B. brachte die Bank von Skopin von 1863 bis 1871 ihr 
Kapital von 10000 Rubel auf 270000 Rubel. Der Stadtrat 
(Duma) ernennt den Direktor und seine beiden Gehülfen auf 
4 Jahre. Nach den Bestimmungen des Ukases vom 26. April 
1883 1 dürfen die Leiter der Bank nicht nahe mit einander 
verwandt sein und nicht zugleich Stellen in der Verwaltung 
der Stadt oder einer privaten oder staatlichen Kreditanstalt 
bekleiden. Sie erhalten Gehalt und können am Reingewinn 
beteiligt werden. Der Sta dtrat rev idiert die Bank monatlich, 
und eijie Kommission prüfTäie jährrichenTRechenschaftsberichte, 
die dem Finanzminister eingereicht werden müssen. DejL0e- 
«chäftskreis der Stadtbanken ist außerordentlich groß: sie 
"dürfen Einlagen anngjynen auf ewig, mit Kündigungsfrist und als 
tägliches Geld. Einige Bariken nehmen auch Geld auf laufende 
Rechnung. Sie diskontieren Wechsel mit 2 guten Unterschriften 
mit höchstens 12 Monaten Laufzeit, die sie bei der Staatsbank 
rediskontieren^ können * von diesem Recht haben sie~änfangs 
geringen GebraucET"gemacht. Der Ukas vom 22. Mai 1879 a 
schrieb den Banken größere Sorgfalt in der Prüfung der Dis- 
konten vor; es wurde dem Stadtrat gestattet, besondere Dis- 
kontkomitees zu wählen und ihnen die Prüfung der Wechsel 
und der von der Bank gewährten Kredite zu übertragen; am 
Schluß des Jahres 1878 hatten die bestehenden 278 Banken 
für II6V2 Millionen Rubel Wechsel hereingenommen. Ferner 
beleiheii^sie Wertpapiere^jdauerhafte Waren, Wertgegenstände 
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(Edelsteine, Goldsachen usw.), Steinhäuser bis 8 Jahre und 
ländliche jind «»Mjtjyhf^Qrfln^pWr^^ hm..)?- - TgT »™ Auch be- 
qorgöl ^Bie Ink aflfln m \Y>^hfl°ln und den Verkauf und An- 
kauf voiTTPliSpapieren. Für den Geachäfebetrieb hafteten 
nach den Normalsatzungen die Bürgeiy Wer^Stadt" solidarisch 
mit ihrem Vermögen; 1871 w^Wcle die Haftung auf den städti- 
schen Besitz beschränkt, vo n 1883 a n mußte die Stad t, ein 
bestimmtes,. Objekt als Sicherheit stellen. Einzelne Banken 
hatten einen so starken Depositeneingang, daß dieser das Kapital 
lyn^eig.JSißlfaches -überstieg | so hatte z. B. die Bank in Skopin 
68 mal mehr Einlagen als Kapital. Deshalb wurde durch 
Ukas vom 30. November 1870 * bestimmt, daß die Depositen 
und sonstigen Verpflichtungen der Bank das zehnfache des 
Grund- und Reservekapitals nicht übersteigen dürfen. Dieser 
Betrag wurde durch Ukas vom 26. April 1883 2 auf das fünf- 
fache herabgesetzt und der einer Person eingeräumte Kredit 
auf Vio des Kapitals beschränkt. Ferner wurde zur Über- 
wachung die Staatskontrolle eingeführt, der die Banken bis 
jetzt nicht unterstanden hatten. Weiter wurde bestimmt, daß 
der Barbestand zuzüglich des Guthabens bei der Staatsbank 
nicht weniger als 10°/o aller Verpflichtungen betragen darf. 
Der Ukas vom 21. März 1890 8 gestattete den Banken und 
den Städten nur mit Genehmigung des Ministers des Innern 
und Finanzministers Kredite zu geben. Am 1. Mai 1892 
wurde ihnen erlaubt, mit Genehmigung der beiden Minister 
Darlehen an Semstwos zu geben. Ein allerhöchst am 14. De- 
zember 1893 4 bestätigtes Reichsratsgutachten gestattete ihnen a i 
flfttrp.iflftl3iflfrflgh3jfl.ft dp.r Eisenbahnen . zu. .bririhfiri nniT Tlppyii al - 
fcn™t/»1rnrrpmt. fr*ig fln Vfirpfanännff von Getreiddagersehenien 
CTft rftffn ftn. Dieses Gesetz ist wirkungslos geblieben ; nur 
' r4 Banken haben derartige Kredite gegeben. Das Gesetz 
vom 9. Mai 1894 6 erleichterte die Gewährung von langfristigen 
Krediten. 

Tätigkeit. Die ungesunde rasche Entwicklung der 
gtgjtgftmftindfthftnkan schränkten die Verordnungen von 1870 
und 1883 ein. Während es am 1. Januar 1883 im ganzen 
306 Banken gab, von denen 270 Rechenschaftsberichte ein- 
geliefert hatten, bestanden am 1. Januar 1905 42 in Gouver- 
nementsstädten und 222 in Kreisstädten, zusammen also 264. 
Der größte Teil von ihnen ist in den Jahren zwischen 1866 
und 1883 gegründet. Pas ft rnn ^ 1r fip T 't fl tl bp+rug «wir! -Jgmmr 
190§i 36,07 Millionen Rubel, das Reservekapital 8,90 Millionen 
Rubel. Nur 3 Banken haben mehr als 1 Million Rubel 
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Grundkapital (Kasaner 1,01, Samarer 1,07, Charkower 1,50 
Millionen Rubel). Das Kapital hat in der letzten Zeit 
von einem Jahre zum andern sich annähernd um 1 Million 

. * U /fclubel erhöht. JEaÄt , ntttn+linlin JRtmlrgTi W+ftn Piyigft TT. i'ti- 

/ J) I Wa ffen, zusam men in Höh e von 1*^ M i llionen R ubel. Ewige 
Einlagen waren den Banken bis zum Erlab aes* Gesetzes von 
1883 stark zugeflossen; da sie nicht zurückgefordert werden 
können, bilden sie die angenehmsten Betriebsmittel. Das Ge- 
setz von 1883 schrieb vor, daß die ewigen Einlagen in Wert- 
papieren angelegt und die Zinsen für wohltätige Zwecke bestimmt 
sein müssen. Für die Banken boten sie nun keinen Vorteil 
mehr und haben wenig mehr zugenommen. Diese drei Quellen 
lieferten also zusammen 57,88 Millionen Rubel, das sind im 
Durchschnitt pro Bank ca. 220000 Rubel, also ein verhältnis- 
mäßig geringer Betrag. QiaJbüaup^ ächliiAatft n Mi tt e l fli e ße n ihnen 
aus dem Depositen- und. demXQSJ^prje^eschäfte zu, näm- 
lich 95,94 Millionen Rubel, davon sind 55,26 Millionen Rubel 
Einlagen mit Kündigungsfrist. Die Kontokorrentguthaben stiegen 
von 11,53 Millionen Rubel im Jahre 1899 auf 21,45 Millionen 
im Jahre 1905; trotz dieser bescheidenen Höhe zeigt ihr 
Wachstum, daß auch in der Provinz das Verständnis für das 
Bankwesen zunimmt. Das haupiaächlichste Geschäft derStadt- 
• banke.n ist der Wech&ßtdißkont ; 68,21 Millionen Rubel Wechsel- 

bestand wiesen die Bilanzen am 1. Januar 1905 nach, ein Jahr 
vorher waren es 71,14 Millionen" Rubel. Unter Lombard von 
Wertpapieren hatten sie 8,*50, unter Lombard von Wertgegen- 
ständen und Waren 2,27 Millionen Rubel ausgeliehen. „On call"- 
Kredite hatten nur einige Banken in Höhe von 2,18 Millionen 
Rubel gegeben und 2,73 Millionen Rubel an Städte vorge- 
schossen ; der Wertpapierbesitz belief sich auf 15,28 Millionen 
Rubel. 

Rasch ira -W aefasen begriffen ist ihre Bedeutung als Hypo- 
thekenbanken für den städtischer^ Grundbesitz. Ajn.,,.1.. Ja- 
nuar 1899 hatten sie gegen Verpfändung von Bauten in 
Städten 24,41, 1905 bereits 42,26 Millionen Rubel ausgeliehen; 
fast alle Banken hatten mit größeren oder kleineren Beträgen 
Stadthäuser beliehen, landwirtschaftliche Grundstücke im Kreise 
nur einige, im ganzen mit 1,94 Millionen Rubel. Die Hypo- 
thekendarlehen der Stadtbanken erfreuen sich großer Beliebtheit, 
da sie in Bar gegeben werden und nicht in Pfandbriefen, wie 
dies die anderen Anstalten für langfristigen Kredit tun, deren 
Schuldner dann beim Verkauf der Papiere Verluste erleiden. 

Die Beschränkungen, die den Stadtgemeindebanken nach 
einigen großen Krachs, nämlich denen der Banken in Skopin 
und Orel auferlegt worden waren, zum Teil heute aber nicht 
mehr für berechtigt gehalten werden, riefen eine lebhafte Be- 
wegung auf Abänderung des Gesetzes von 1883 hervor. Auf 
Anregung der Gemeindebank der Stadt Rostow am Don kam 
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im Mai 1900 der erste allrussische Kongreß der Ver- 
treter der Stadtgemeindebanken in Charkow zu- 
stande. Die Arbeiten des Kongresses benutzte das Finanz- 
ministerium als Unterlage eines Gesetzentwurfs, der den 
Stadtgemeindebanken im Jahre 1905 zuging 1 . Danach sollen 
ihnen außer den angeführten folgende Geschäfte erlaubt werden : 
Diskont von ausländischen Wechseln und Warendokumenten, 
Xombard von Solawechseln von Landwirten; tob Warendoku- 
menten, von Edelmetallen und Anweisungen der Goldberg- 
werke, das Auflegen zur Zeichnung von Staats- und Stadt- 
anleihen, Versicherung von Prämienanleihen mit der Ver- 
pflichtung der Rückversicherung. 

In der Gewährung der Hypothekenkredite, die besonders 
wichtig in den Städten sind, in denen sonstige Hypotheken- 
banken nicht bestehen, sollen die Stadt banken den Hypotheken- 
banken auf Aktien und den städtischen Kreditgesellschaften 
gleich gestellt, die Frist für ihre Hypotheken auf Holzhäuser 
auf 10, auf Steinhäuser und ländliche Grundstücke auf 30 
Jahre ausgedehnt werden und die Tilgung nach einem vom 
Stadtrat zu genehmigenden Plan erfolgen fc Der Entwurf sieht 
auch eine Vereinfachung des jetzt umständlichen Abschätzungs- 
verfahrens vor-, einer der stellvertretenden Direktoren soll die 
Schätzung unter Hinzuziehung eines Sachverständigen vor- 
nehmen. Für dieses Geschäft darf das Grundkapital bis zur 
Hälfte, die ewigen Einlagen, die vor dem Erlaß des Gesetzes 
vom 26. Februar 1883 eingezahlt sind und diejenigen Depositen, 
deren Rückzahlungsfrist mit der der Darlehen übereinstimmt, 
verwendet werden. 

Dem Reservefonds, dessen Höhe bis jetzt bei Gründung 
der Bank festgelegt wird, sollen jährlich 15 °/o des Reingewinns 
tiberwiesen werden, bis er 1 /s des Grundkapitals gleichkommt. 
Der Forderung, daß die Barbestände zuzüglich des Guthabens 
bei der Staatsbank nur 5 °/o (statt 10 °/o) aller Verpflichtungen 
betragen müsse und die Summe aller Verpflichtungen höchstens 
bis auf das 10 fache (statt 5) des Kapitals steigen darf, wurde 
vom Finanzministerium nicht entsprochen; ebenso wurde 
nicht gestattet, einer Person Kredite bis 15% des eigenen 
Kapitals (statt 10°/o) einzuräumen. 

Auf dem Kongreß wurde auch die Gründung einer 
Zentral-Stadtgemein debank angeregt, die einen Aus- 
gleich im Geldüberfluß und -bedürfnis der einzelnen Städte 
vermitteln soll. Der Plan hat aber im Finanzministerium 
keinen Anklang gefunden, da man dort der Meinung ist, daß 
diese Aufgabe der Staatsbank obliege. 

Beurteilung. Anfänglich genossen die Stadtgemeinde- 
banken so geringes Vertrauen, daß der Heiig. Synod den 
geistlichen Korporationen verbot, ihr Geld bei ihnen an- 

1 Finanzbote 1906, Nr. 9 und 12. 
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zulegen. Mit der Einschränkung ihrer Befugnisse wurde ihre 
Geschäftsführung auch solider. Leicht geraten sie in die 
Hände einer Partei, so daß sie nur deren Anhängern Kredite 
geben, anderen Leuten nicht. 

Die Mittel der Banken sind gering, sie können nur lokale 
Bedeutung haben. Durch sie sind aber an Ortschaften Bank- 
verbindungen entstanden, die sonst lange auf solche hätten 
warten können. Dje Sicherheit dijeL.JÜfi.JBDaftuHg_dßt^ Stadt 
bietet, zieht wohl auch Kapi talien an , die_sonst,„Yfiji)orgen 
geblieben oder^ "den Sparkassen zugegossen wären. _ Durc h 
lrt***™» wärenjaie~ für dea_ Staatskredit verwendet werden, 
während sie durch dj& Stadtbanken Hop JKaufleuten und Ge- 
w.gjfEetreibenden der Stadt, besonders_daa kleinen, «elhst zu- 
gute kommen. Den"großenJätädten — es besitzen 42 Gouverne- 
mentsstädte, Moskau und Petersburg allerdings nicht, solche 
Banken — isi_durch.jaifi_.eine Möglichkeit-gegeben, auf^die 
Bodenspekulation einzuwirken Beider Zunahmei^der Auf- 
gäben der Städte könn en sie die größten .Dienste leisten ; es 
setliier an die Beleuchtungsanlagen, Wasserleitungen, Kanalisa- 
tionen, Straßenbahnen usw erinnert und die ErTeichterung, 

die diese Banken bei Verstaatlichung derartiger- Unter- 
nehmungen bieten" können^ Ihr weiterer Ausbau__wiirde auch 
die Realisierung der städtischen und Semstwo - Anleihen er- 
leichtern, besonders wenn eine Zentralbank — ähnlich der 
Zentralbank des russischen Bodenkredits — die Anleihe über- 
nehmen und dafür eigene Pfandbriefe ausgeben dürfte. Den 
Absatz dieser Papiere könnten die einzelnen Stadtbanken 
unter ihrer Kundschaft fördern. Es würde dadurch ein großes 
einheitliches Papier geschaffen werden, während jetzt die 
kleinen Anleihen keine beliebten Werte sind, und geringe 
Mengen, die zum Verkauf angeboten werden, bereits den Kurs 
drücken. In Deutschland wird seit einigen Jähren für eine 
derartige Zentral- Kommunalbank Propaganda gemacht 1 . 

Städtische Leihhäuser. 

Ende der 1880 er Jahre begannen die Städte aus ihren 
Mitteln Leihhäuser zu errichten ; das erste wurde fUr die Stadt 



1 Auch in Deutschland gibt es Stadtbanken, nämlich die städtische 
Bank zu Breslau und die Chemnitzer Stadtbank, die beide im Jahre 1848 
als Notenbanken gegründet wurden; das Notenprivileg lief für die 
Chemnitzer Bank 1879, für die Breslauer 1894 ab. Das Kapital der 
Breslauer Bank beträgt 3 Millionen Mark, das der Chemnitzer 510000 
Mark. Hypothekengeschäfte sind ihnen untersagt Bei der Breslauer 
Bank darf die Summe der verzinslichen Depositen den doppelten Betraff 
des Grund- und Reservekapitals nicht übersteigen; die Chemnitzer Bank 
kann mit Genehmigung des Bankausschusses über den zwölffachen Be- 
trag hinausgehen. Den Aufsichtsrat bildet bei beiden Banken ein Aus- 
schuß des Stadtverordneten-Kollegiums. (Vergl. Mitteilungen der Zentral- 
stelle des Deutschen Städtetages. 1907. Nr. 6.) 
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Wologoda am 12. Dezember 1886 l allerhöchst genehmigt. 
Später erfolgte die Genehmigung durch den Finanzminister 
im Einverständnis mit dem Minister des Innern. 

Am 1. Januar 1905 hatten 44 Gouvernementsstädte und 
34 Kreisstädte Lombarde errichtet Das gesamte Kapital 
dieser 78 Leihhäuser belief sich auf 6,73 Millionen Rubel; 
fast durchweg sind die Kapitale sehr gering, nur in Peters- 
burg und Moskau waren sie bedeutender, nämlich 2,00 Millionen 
bezw. 1,49 Millionen. Außer ihrem eigenen Kapital ver- 
wendeten 50 Leihhäuser geliehene Gelder im Geschäft. Sie 
hatten im ganzen 8,02 Millionen Rubel ausgeliehen. Die Rein- 
gewinne beliefen sich im Jahre 1904 auf 293068 Rubel. 



i V. S. d. G. III, Nr. 4088. 



IL Gegenseitige Kreditanstalten. 

Siebentes Kapitel. 
Landhypothekenbanken auf Gegenseitigkeit. 



Die Kominission, die mit der Reorganisation der Bodenkredit- 
anstalten im Jahre 1859 betraut wurde, sprach sich für die 
privaten Banken aus und empfahl die Gründung von Gesell- 
schaften mit gegenseitiger Haftbarkeit der Darlehnempfänger. 
Sie glaubte, daß diese Art Banken billiger Kredit geben 
könnte als die Aktienbanken, da diese höhere Verwaltungs- 
kosten hätten und nach großen Dividenden trachteten; die 
gegenseitige Gesellschaft, — so nahm die Kommission an — 
könnte auch leichter eine Überwachung der verpfändeten 
Güter vornehmen und den Agrarkredit normaler entwickeln, 
da sie nur dem Bedürfnis nachkäme, während die Aktien- 
banken die Landwirte zu Anleihen zu bewegen suchten, um 
Geschäfte zu machen. Die von der Kommission entworfenen 
Normalsatzungen wurden jedoch nicht bestätigt ; indessen war 
dadurch die Frage angeregt worden. 

Die baltischen Landschaften. Bodenkreditan- 
stalten auf Gegenseitigkeit gab es schon einige in Rußland. 
Durch Ukas vom 15. Oktober 1802 x wurde dem Adel von 
Estland die Erlaubnis erteilt, eine eigene auf Gegenseitigkeit 
beruhende Adelsbank, die Estländische adelige Kredit- 
kasse in Reval zu gründen. Aus der Staatskasse erhielt 
die Bank x k Million Rubel Silber auf 33 Jahre, und außerdem 
wurde ihr noch ein Kredit von 2 Millionen Rubel Assignaten 
gegen Verpfändung von Gütern eingeräumt. Die verpfändeten 
Güter, die bis 2 /s des Wertes beliehen wurden, hafteten soli- 
darisch für die ausgegebenen Pfandbriefe, die mit dem Namen 
eines speziellen Ritterguts bezeichnet waren. Die Darlehen 
wurden in bar und in Pfandbriefen gewährt, deren Größe 
nach Wunsch des Empfängers und dem Ermessen der Kassen- 
verwaltung ausgestellt wurde. Die Kasse nahm auch Darlehen 
entgegen. Die Oberverwaltung setzte sich aus dem jeweiligen 

1 V. S. d. G. I, Nr. 20464 
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Ritterschaftshauptmann und vier, dem immatrikulierten estlän- 
dischen Adel angehörenden Mitgliedern der Kasse zusammen. 
Die ordentlichen Versammlungen fanden regelmäßig alle drei 
Jahre zur Zeit der Landtage statt. Auch der Adel von Liv- 
land erhielt durch den gleichen Ukas die Genehmigung zur 
Gründung einer derartigen Bank und zum Beginn der Ge- 
schäfte V2 Million Rubel Silber geliehen. Durch Ukas vom 
24. Januar 1830 x wurde sie dem Adel von Kurland verliehen. 
Die 3 Banken hatten am 1. Juli 1903 84 Millionen Rubel in 
4°/o und 4 1 /2°/o Pfandbriefen ausgegeben. 

Ein landschaftlicher Kreditverein im Z_a..j r - 
tum Polen war im Mai 1825 auf dem Reichstag in War- 
scKau auf Veranlassung des Kaisers Alexander gegründet 
worden. Die Mitglieder des Vereins sind die darlehnnehmenden 
Gutsbesitzer; aus den Mitgliedern des Vereins wurden die 
acht Direktionen , die in den Hauptstädten der acht früheren 
Woiwodschaften Polens ihren Sitz hatten, gewählt. Der 
Präsident der Generaldirektion in Warschau wurde vom 
Kaiser ernannt. Von der Bank von Polen konnte der Kredit- 
verein Darlehne beanspruchen. Im Jahre 1851 waren 5853 
Güter bei der Bank verpfändet, an Pfandbriefen hatte sie 200,73 
Millionen poln. Gulden (30,10 Millionen Rubel Silber) im Um- 
lauf. Bei der Reorganisation des polnischen Bankwesens im 
Jahre 1869 2 erhielt der Verein die Genehmigung, seine Ge- 
schäfte fortzusetzen. Am 1. (14.) Mai 1904 hatte der Verein 
138,74 Millionen Rubel Darlehen außenstehen ; sein Pfandbrief- 
umlauf betrug 138,73 Millionen Rubel. Der Reservefonds hatte 
eine Höhe von 8 Millionen Rubel. 

Auch im eigentlichen Rußland gab es 1860 bereits eine 
Bodenkreditanstalt auf Gegenseitigkeit, die Alexander- 
Adelsbank in Nischni-Nowgorod. Sie war 1841* zum 
Andenken an den Besuch des Thronfolgers Alexander Niko- 
laijewitsch vom Adel des Gouvernements Nischni-Nowgorod 
gegründet worden. Ihr Kapital, das ursprünglich 1 Million 
Rubel betrug, wurde später auf IV2 Million Rubel erhöht. 
Sie gewährte außer ihren Darlehen auf Hypotheken auch 
Vorschüsse auf Wertpapiere und Edelmetalle und nahm De- 
positen zur Verzinsung und Aufbewahrung entgegen. Der 
Reingewinn wurde zu gemeinnützigen Zwecken verwendet. 
Im Jahre 1868 wurde die Bank reorganisiert, ihr Geschäfts- 
kreis blieb aber derselbe. Infolge Mißwirtschaft konnte die 
Bank im Jahre 1891 ihre Depositengläubiger nicht befriedigen 
und wendete sich an den Staat mit der Bitte um Unterstützung. 
Um das Vertrauen zu den Banken wieder herzustellen, das 



1 V. S. d. G. II, Nr. 3442. 
8 V. S. d. G. II, Nr. 47303. 
8 V. S. d. G. II, Nr. 14982. 
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durch einige Krachs geschädigt war, wurde die Staatsbank 
am 2. Juli 1891 1 beauftragt, der Alexander- Adelsbank 7Va Mil- 
lionen Rubel zur Rückzahlung ihrer Depositen gegen 4 1 /2°/o 
vorzuschießen; bis zur Rückzahlung dieser Summe sollte sie 
unter der Kontrolle der Adelsbank stehen; die Verwaltung 
der Bank, bestehend aus einem Präsidenten und 3 Mitgliedern, 
wurde vom Finanzminister bis auf eins der Mitglieder er- 
nannt, das die Adelsversammlung wählte. Die Bank mußte 
die Depots, die bei ihr hinterlegt waren, der Filiale der Staats- 
bank übergeben. Die Annahme neuer Depositen wurde ihr 
untersagt und die Zinsen der alten herabgesetzt. Die Lombard- 
gescbäfte wurden ebenfalls verboten und auch die Beleihung 
von Gütern bis zur Beendigung der Sanierung eingestellt. 
Als diese im Jahre 1901 durchgeführt war, wurde die Bank 
dem Adel auf dessen Antrag zurückgegeben. 

Die Schließung der staatlichen Agrarbanken im Jahre 1859 
veranlaßte im Zusammenhang mit dem Gutachten der Kom- 
mission zur Reorganisation der Bodenkreditanstalten eine 
Reihe Bankprojekte, von denen jedoch in den 60er Jahren 
nur zwei verwirklicht wurden. Im Jahre 1860 konstituierte 
sich eine Gesellschaft aus 96 Personen, deren Satzungen einer 
russischen Agrarbank am 16. März 1865 bestätigt wurden. 
Die Gesellschaft wollte Anteilscheine ausgeben und außerdem 
noch die Darlehnnehmer gegenseitig haften lassen. Die Hälfte 
der Gewinne sollte auf die Anteilscheine als Dividende ent- 
fallen, der Rest auf die Darlehnnehmer. Das Projekt kam 
jedoch nicht zur Ausführung. — Im Jahre 1861 wurde von 
3 Montanindustriellen die Genehmigung für eine Kredit- 
gesellschaft für das Gouvernement Perm nachgesucht; als 
jedoch das Gesuch im Jahre 1865 bis zum Reichsrat ge- 
kommen war, war einer der Gründer gestorben, der andre 
bankrott und der dritte verreist. — Zwei weitere Bankprojekte, 
die für Lithauen und das Südwestgebiet geplant waren, wurden 
wegen der Unruhen nicht genehmigt — Ein Gesuch des 
Adels des Gouvernements Saratow, eine gegenseitige ständische 
Bodenkredit-Gesellschaft gründen zu dürfen, wurde zwar ge- 
nehmigt, aus Mangel an Beteiligung kam die Bank jedoch 
nicht zustande. DieSemstwos der Gouvernements Jekaterinoslaw 
und Pensa planten ebenfalls die Errichtung von Hypotheken- 
banken auf Gegenseitigkeit, doch kamen die Projekte nicht 
zur Ausführung, da inzwischen andere Kreditinstitute in diesen 
Gebieten errichtet worden waren. 

Die Landschaftsbank für das Gouvernement 
C h e r s o n. Erfolgreicher war das Semstwo des Gouvernements 
Cherson; die Satzungen einer Landschaftsbank, die es ein- 



* V. S. d. G. III, Nr. 7895. 
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reichte, wurden am 20. Mai 1864 * bestätigt. Die Bank ist 
eine Gesellschaft auf Gegenseitigkeit, deren Mitglieder die 
Darlehnnehmer bilden, die solidarisch mit den verpfändeten 
Gütern haften. Sie beleiht Güter in den 4 Gouvernements 
Cherson, Jekaterinoslaw, Taurien und Bessarabien; sie gibt 
Darlehn bis 50°/o des Taxwertes und nur auf erste Stelle. 
Die Güter müssen mindestens 100 Deßjatinen bebautes Land 
haben und dürfen^ nicht weniger als 1000 Rubel wert sein. 
Die Frist der Darlehne ist 34 Jahre 11 Monate oder 36 Jahre 
6 Monate; der Schuldner erhält Pfandbriefe, die entsprechend 
der Frist seiner Hypothek 36V2 Jahre laufen und 5 °/oig sind 
oder in 34 Jahren 11 Monaten getilgt werden und 5 1 /2°/o 
Zinsen bringen. 

An der Spitze der Bank steht ein Verwaltungsrat, dessen 
4 Mitglieder von der Generalversammlung der Gesellschafter 
aus ihrer Mitte auf 3 Jahre gewählt werden. Neben einem 
Aufsichtsrat, der sich aus 5 Mitgliedern zusammensetzt, gibt 
es noch einen Ausschuß der Pfandbriefbesitzer, der einen Ver- 
treter zu den Sitzungen des Verwaltungsrates entsendet. Die 
Generalversammlung der Gesellschafter wird jährlich in Odessa 
abgehalten. Zu Beginn ihrer Operation erhielt die Bank von 
dem Semstwo des Gouvernements 100000 Rubel geliehen. 
Die Bank entfaltete eine rege Tätigkeit; nach 10 Jahren hatte 
sie 43,06 Millionen Rubel Dahrlehn gewährt, im Jahre 1890 
schon 66,84 Millionen Rubel. Im Jahre 1898 konvertierte 
die Bank ihre fr^^o und 5,% Pfandbriefe in 4 1 /2°/o. Am 
1. Januar 1905 hatte sie 155,41 Millionen Rubel auf 34 n /i2 bis 
38 Ve Jahre ausgeliehen ; sie besaß außer einem Reservekapital 
in Höhe von 10,64 Millionen Rubel einen Fonds zur Ver- 
minderung der Zahlungen der Darlehnnehmer, der 2,63 Millionen 
aufwies; ihr Pfandbriefumlauf (4Va °/o) betrug 150,98 Millionen 
Rubel. 

Die guten Erfolge der Chersoner Bank veranlaßten den 
Ukas vom 17. Mai 1871 2 , durch welchen den Semstwos 
gestattet wurde, mit ihren Mitteln Anstalten sowohl für lang- 
fristigen wie für kurzfristigen Kredit zu errichten. Die 
Satzungen von Hypothekenbanken sollten denen der Chersoner 
Bank oder denen des Gegenseitigen Bodenkreditvereins, die 
für Handelsbanken denen der Aktienhandelsbanken oder der 
Gegenseitigen Kreditvereine entsprechen. 

Zwei Jahre nach der Gründung der Chersonschen Bank, 
am 1. Juni 1866 8 wurden die Satzungen des Gegenseitigen 
Bodenkreditvereins bestätigt, dessen Organisation und 
Geschichte in dem Abschnitt über die Reichs- Adelsagrarbank, 



1 V. S. d. G. II, Nr. 40898. 

2 V. S. d. G. II, Nr. 49609. 
8 V. S. d. G. n, Nr. 43361. 
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deren Sonderabteilung seine Liquidation durchführte, schon 
berührt worden ist. 

Obgleich durch Ukas vom 31. Mai 1872 * dem Finanz- 
ministerium das Recht verliehen wurde, Bodenkreditanstalten 
nach dem Muster der Chersonschen Landschaftsbank und des 
Gegenseitigen Bodenkreditvereins zu genehmigen — so daß 
also nicht mehr ein allerhöchster Ukas zur Gründung nötig 
war, sondern nur ein Erlaß des Ministers — wurden doch nur 
noch zwei Gesellschaften auf Gegenseitigkeit gegründet; es 
sind dies zwei kaukasische Banken, die Adelsagrarbank 
in Tiflis und die Michaels-Adelsagrarbank in 
Kutais. 

Die Tifliser Bank war am 28. Mai 1874 2 zur Gewährung 
von Hypotheken genehmigt worden. Der Tifliser Adel hatte 
80 000. Rubel, die Regierung 160000 Rubel als Kapital ein- 
geschossen. 60000 Rubel zahlte der Adel noch nach. Am 
1. Januar 1905 hatte sie 5,22 Millionen Rubel auf Güter, 
32,67 Millionen Rubel auf städtische Immobilien langfristig 
und 0,34 Millionen kurzfristig ausgeliehen. Das Grundkapital 
betrug 0,55 Millionen, das Reservekapital 0,64 Millionen, der 
Pfandbriefumlauf 37,84 Millionen Rubel. 

Sie gibt ihre Darlehne auf Güter und städtische Immobilien 
langfristig, auf Weinberge und Obstgärten wegen der Gefähr- 
lichkeit dieses Geschäftes nur kurzfristig und nur bis 40°/o 
des Schätzungswertes. Die langfristigeji Hypotheken werden 
in Pfandbriefen, die kurzfristigen in bar ausbezahlt. 

Die Michaels- Adelsbank in Kutais war 1876 mit 
l l* Million Rubel Kapital gegründet worden; sie betreibt 
dieselben Geschäfte wie die Bank in Tiflis. Durch Ukas 
vom 4. Juli 1901 8 wurde zur Beaufsichtigung ihrer Geschäfte 
ein Bevollmächtigter vom Finanzministerium bei ihr bestellt. 
Die Bilanz am 1. Januar 1905 wies 1,49 Millionen Rubel 
langfristige Darlehne auf Güter, 7,09 Millionen Rubel Darlehne 
auf städtische Immobilien und 0,14 Millionen Rubel kurz- 
fristige Kredite auf. Auf der Passivseite erschien das Grund- 
kapital mit 0,67 Millionen, der Reservefonds mit 0,14 Millionen 
und der Pfandbriefbetrag mit 8,67 Millionen Rubel. 

Die Staatsaufsicht über diese Banken entspricht der über 
die Hypothekenbanken auf Aktien, die dort behandelt ist. 

1 V. S. d. G. II, Nr. 50913. 

8 V. S. d. G. II, Nr. 53483b (im Nachtrag 1878). 

8 V. S. d. G. in, Nr. 20479. 



Achtes Kapitel. 
Städtische Kreditgesellschaften. 



Nach der Schließung der staatlichen Kreditanstalten im 
Jahre 1859, die Geld auf Hypotheken ausliehen, war der länd- 
liche und städtische Grundbesitz ohne Kredit. Während aber 
die Gutsbesitzer durch die Loskaufzahlungen flüssige Mittel 
erhielten, waren die städtischen Grundbesitzer ganz und gar 
auf den Privatkredit angewiesen. Die Grundbesitzer der 
größern Städte fanden aber bald im genossenschaftlichen Zu- 
sammenschluß einen Ausweg. Am 4. Juli 1861 1 bereits 
wurden die Satzungen der Petersburger Städtischen 
Kreditgesellschaft bestätigt. Nach diesen Satzungen 
beleiht die Bank Holzhäuser auf 14*/2 Jahr, Steinhäuser und 
Grundstücke auf 26 8 /4 Jahre ; die Pfandobjekte müssen in der 
Stadt Petersburg gelegen sein. Die Darlehnnehmer haben 
außer 4}k °/o Zinsen x k °/o jährlich zur Unterhaltung der Ver- 
waltung und zur Ansammlung eines Reservefonds und 2°/o 
Amortisation bei Hypotheken mit 26 8 /4Jähriger Frist und 5 °/o 
bei solchen mit li 1 ^ jähriger Frist zu entrichten; 1 k°lo 
wird bei der Auszahlung des Darlehns einbehalten. Die Dar- 
lehne wurden anfänglich in 4V2°/oigen, später in 5- und 
5V2°/oigen Pfandbriefen (Obligationen) gegeben, die zu pari 
genommen werden müssen; die Gesellschaft kann aber den 
kommissionsweisen Verkauf der Pfandbriefe übernehmen. 

Die Pfandbriefe sind durch den ganzen verpfändeten Be- 
sitz und durch die Gesamthaftung der Hypothekenschuldner 
sicher gestellt. Ihr Betrag darf den der Summe der Hypotheken- 
reste nicht tibersteigen. Die Pfandbriefe müssen im Ver- 
hältnis zu den einlaufenden Amortisationszahlungen durch Ver- 
losung getilgt werden; diese können die Inhaber der Pfand - 
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briefe, die mindestens solche im Werte von 5000 Rubel be- 
sitzen, beaufsichtigen. Die Pfandbriefe werden in der Staats- 
druckerei hergestellt; Mitglied der Gesellschaft ist der, welcher 
ihr ein Haus oder Grundstück verpfändet. Geleitet wird die 
Gesellschaft von der Verwaltung und dem Aufsichtsrat, die 
von der Generalversammlung gewählt werden. Die Schätzungen 
nimmt eine besondere Schätzungskommission vor, die den 
mittleren jährlichen Reingewinn und den Wert des Objekts 
ihrem Gutachten zugrunde legt. — Zum Beginn der Geschäfte 
schoß die Stadt St. Petersburg 300000 Rubel vor. 

Auf Grund ähnlicher Satzungen wurden Städtische Kredit- 
gesellschaften in Moskau (30. Oktober 1862 *), Warschau 
(31. Dezember 18 69 2 ), Odessa (20. April 1871 8 ) zugelassen. 
' Ein am 31. Mai 1872 4 allerhöchst bestätigtes Reichs- 
ratsgutachten bevollmächtigte den Finanzminister, Satzungen 
von Städtischen Kreditgesellschaften nach dem Muster der vier 
genannten zu genehmigen. Nach dieser Erleichterung nahmen 
die Gesellschaften rascher zu. 

Im Jahre 1885 kam die Petersburger Städtische 
Kreditgesellschaft in Schwierigkeiten, da sie Häuser und 
Grundstücke sehr hoch beliehen hatte, und die Zahlungsrück- 
stände stark anliefen. Durch Ukas vom 12. Juni 1886 6 wurden 
die Besitzer der gefährdeten Pfandbriefe zu einem Schutzver- 
band zusammengeschlossen ; dieser wird von 6 Verwaltungsmit- 
gliedern geleitet, von denen 4 von der Generalversammlung der 
Pfandbriefinhaber, 1 vom St. Petersburger Stadtrat (Duma) 
und 1 vom Börsenkomitee gewählt wird. Den Vorsitzenden er- 
nennt der Finanzminister. Dem Verband liegt die Wahrung 
der Interessen der Pfandbriefinhaber ob, er kann über Änderung 
der Satzungen bei dem Finanzminister vorstellig werden, Be- 
vollmächtigte mit beratender Stimme in die Vorstandssitzungen 
entsenden und an den Revisionen teilnehmen und durch Ver- 
treter die Verlosung und Vernichtung der gezogenen Pfandbriefe 
beaufsichtigen lassen. Der Bericht über seine Befunde und 
Ausstellungen und die Antworten darauf werden auf Kosten 
der Gesellschaft veröffentlicht. 

An Stelle der Generalversammlung aller Mitglieder als 
oberstes Organ der Gesellschaft wurde eine Bevollmächtigten- 
Versammlung eingeführt. Die Bevollmächtigten, 210 an der 
Zahl, werden von allen Mitgliedern auf 3 Jahre gewählt. 
Männliche Mitglieder können nur persönlich ihr Stimmrecht 
ausüben, weibliche können sich durch nahe Verwandte ver- 
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treten lassen. Für die Moskauer Städtische Kreditgesellschaft 
wurde durch die Ukase vom 10. Mai und 13. Dezember 1902 * 
ein Bevollmächtigter vom Finanzministerium bestellt, der über 
alle Geschäfte wacht und in den Versammlungen der Ver- 
treter der Mitglieder den Vorsitz flihrt; bezahlt wird dieser 
Bevollmächtigte von der Gesellschaft. Außerdem wurde für 
3 Jahre die Wahl des Vorstandes, des Aufsichtsrates und der 
Schätzungskommission von der Bestätigung des Finanzministers 
abhängig gemacht. 

Von 1894 an konvertierten auch die Städtischen Kredit- 
gesellschaften ihre 5 und 5V« /o Pfandbriefe in 4 1 /2°/oige. 
Durch allerhöchst am 2. Juni 1898 2 bestätigtes Reichsrats- 
gutachten erhielten die Städtischen Kreditgesellschaften ebenso 
wie die Aktien-Hypothekenbanken das Recht, die Pfandbriefe 
statt durch Verlosung durch Ankauf zu tilgen; die Höhe 
der Tilgung muß. aber dem Tilgungsplan entsprechen. Die 
früher ausgegebenen Pfandbriefe müssen aber noch ausgelost 
werden. 

Nach den Bestimmungen des Ukases vom 29. April 1902 8 
müssen die Staats- und vom Staate garantierten Wertpapiere, 
in denen der Reservefonds angelegt werden muß, sowie die 
Barbestände bei der Staatsbank oder deren Filialen hinterlegt 
werden. Durch den gleichen Ukas (I, Abs. 4) wurde der 
Finanzminister ermächtigt, Staatsrevisionen bei den Gesell- 
schaften vornehmen zu lassen, wenn er es für nötig hält, ohne 
Anruf von Seiten der Mitglieder oder Obligationäre. 

Um den Banken ein größeres Tätigkeitsfeld zu schaffen, 
wurde ihnen gestattet, ihre Beleihung auf alle Städte des 
Gouvernements, in dem sie ihren Sitz haben, auszudehnen. 
Dadurch wird auch die Gefahr, in die eine Baukrisis in einer 
Stadt eine Gesellschaft bringen kann, etwas vermindert. 

Es bestanden am 1. Januar 1905 außer in den beiden 
Hauptstädten in 26 Städten derartige Hypothekenbanken; 
Iftfntfftll^! 1 ^Q^n allein a^f P^W, 4 auf die baltischen 
Provinzen (auf Riga 2), 2 auf den Kaukasus (Baku und Tiflis). 
Die Kapitalschuld für die Hypotheken, die sie gewährt, be- 
liefen sich bei den 29 Städtischen Kreditgesellschaften zu- 
sammen auf 793,90 Millionen Rubel, von denen 277,54 Milli- 
onen Rubel auf die Petersburger, 179,46 auf die Moskauer, 
99,95 auf die Odessaer, 87,14 auf die Warschauer Gesellschaft 
entfallen ; 3 haben zwischen 20 — 30 Millionen Rubel ausgeliehen 
(Lodz, Riga, Tiflis). 

An Reserven hatten sie 31,42 Millionen Rubel ange- 
sammelt, von denen die Petersburger Gesellschaft 5,77, die 
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Moskauer 6,94 Millionen Rubel besaß. Daneben hatten sie 
einen Fonds für Kuponszahlungen in Höbe von 21,78 Milli- 
onen Rubel. In Wertpapieren waren 35,36 Millionen Rubel 
angelegt, und 13,51 Millionen Rubel waren ihnen auf laufende 
Rechnung gut geschrieben. 

Sie hatten am 1. Januar 1905: 

648,99 Millionen Rubel 4 1 /s°/oiger Pfandbriefe 
141,24 „ „ 5°/oiger 

3,38 5V*°/oiger 

zusammen also 793,61 Millionen Rubel Pfandbriefe im Umlauf. 
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Neuntes Kapitel. 
Gegenseitige Kreditgesellschaften. 



Organisation. Der große Brand, der am 26. Mai 1862 
Petersburg heimsuchte, hatte die Kaufleute schwer geschädigt. 
Um die Kreditnot, die infolgedessen hereinbrach, zu mildern, 
schlössen sich eine Reihe von ihnen zu einem Kreditverein 
auf Gegenseitigkeit zusammen, dessen Satzungen im Jahre 
1864 bestätigt wurden. Nach dem Muster dieser Gesellschaft 
wurde eine Reihe anderer gegründet, besonders nachdem durch 
Ukas vom 31. Mai 1872 1 dem Finanzminister das Recht ein- 
geräumt war, die Satzungen von gegenseitigen Kreditgesell- 
schaften zu genehmigen. Den Semstwos war durch Ukas 
vom 17. Mai 1871 a die Errichtung von Kreditgesellschaften 
gestattet worden. Im Jahre 1879 waren im ganzen 92 in 
Tätigkeit. Im Anfang war ihre Wirksamkeit gut, bald aber 
stellten sich Mißbrauche ein, und 1877 kamen sie in eine 
schwere Krise, in der die Staatsbank sie unterstützte. 

Die Mitglieder, meist Kaufleute und kleine Industrielle, 
haben 10%, bisweilen auch 20°/o des Betrages einzuzahlen, 
für den sie Kredit genießen. Eine Person darf nur bei 
einer derartigen Gesellschaft Mitglied sein ; die Anteil- 
scheine sind nicht übertragbar. Die Gesellschaft kann ihre 
Tätigkeit beginnen, wenn 10 000 Rubel eingezahlt sind. Dies 
muß innerhalb 6 Monaten vom Tage der Satzungsbestätigung 
an gerechnet, erfolgt sein, sonst verfällt die Eonzession. An* 
fHnglieb- beschäftigten sie eich nur mit Wechseldiskont, später 
dehnten sie-. ihre Tätigkeit aus. Jetzt ist ihnen außer dem 
Diskont erlaubt, Darlehen zu geben, Depositen zur Auf- 
bewahrung und zur Verzinsung anzunehmen, Inkasso und 
Giroüberweisungen zu besorgen, sowie Subskriptionen auf 
öffentliche und private Papiere ohne Risikoübernahme zu er- 
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1 öffnen. Die Wechsel, die angenommen werden, dürfen nicht 

,' über 6 Monate laufen und müssen außer der eines Mitglieds 

/ noch eine gute Unterschrift tragen. Solawechsel müssen durch 

Wertpapiere oder Waren gesichert sein. Darlehen geben die 

Gesellschaften auf 6 Monate gegen Verpfändung von Wert- 

I)apieren, Waren, Warenscheinen sowie auf Immobilien, auf 
etztere nur bis V 5 ihres Kapitals. 

Jedes Jahr muß eine Generalversammlung der Mitglieder 
berufen werden, die den Aufsichtsrat und die Verwaltung 
wählt. Mitglieder,* die mit ihren Zahlungen an die Gesellschaft 
im Rückstände bleiben, sind von der Versammlung aus- 
geschlossen. Auf Antrag von mindestens 20 Mitgliedern muß 
eine außerordentliche Versammlung einberufen werden. Die 
Mitglieder des Aufsichtsrats, deren Zahl durch die Satzungen zu 
bestimmen ist, werden durch die Versammlung gewählt. Ein 
Annahmekomitee beschließt über die Aufnahme neuer Mit- 
glieder, prüft ihre Kreditfähigkeit und setzt die Höhe des 
Obligos für die einzelnen fest. Für etwaige Verluste haften 
die Mitglieder, die zur Nachschußpflicht herangezogen 
werden können. Aus dem Reingewinn müssen 10 °/o zur Bildung 
eines Reservefonds verwendet werden. Die Summe der Ver- 
pflichtungen darf das zehnfache des Grund- und Reserve- 
kapitals nicht übersteigen. Durch Gesetz vom 11. Mai 1898 * 
wurde den Gesellschaften erlaubt, Solawechsel gegen Sicher- 
stellung durch Güter hereinzunehmen, um den Landwirten 
kurzfristigen Kredit zugängig zu machen. 

Tätigkeit. Am 1. Januar 1905 bestanden 217 Gegen- 
seitige Kreditgesellschaften, davon 8 in den beiden Haupt- 
städten, 72 in Gouvernements- und 137 in Kreisstädten; im 
Jahre 1898 waren erst 99 in Tätigkeit. Eine Anzahl von 
ihnen ist von Semstwos ins Leben gerufen, die die Gesell- 
schaften durch eine größere Einlage unterstützten. Einige 
Gesellschaften vereinigen nur Berufsgenossen; so gibt es eine 
Gegenseitige Kreditgesellschaft der Gutsbesitzer, der Druckerei- 
besitzer, der Bergindustriellen Südrußlands (Charkow), der 
Manganerzindustriellen, der Angestellten der Kreditanstalten 
und Aktiengesellschaften, der Handlungsgehilfen usw. 

Die Zahl der diesen Gesellschaften angeschlossenen Mit- 
glieder belief sich auf 140057; sie ist in den letzten Jahren 
mit der Zunahme der Anzahl der Gesellschaften stetig an- 
gewachsen; am 1. Januar 1898 waren es erst 66954. Die 
hauptstädtischen Gesellschaften zählen naturgemäß die meisten, 
auf die I. Petersburger entfallen 7899, auf die des Peters- 
burger Kreissemstwo 4473, auf die Moskauer Kaufmännische 
3375 Mitglieder. Das Kapital betrug 37,75, die Reserven 
7,90 Millionen Rubel. 8 hatten mehr als 1 Million Kapital; 
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die Moskauer Kaufmännische 4,04 und die I. Petersburger 
3,70 Millionen Rubel. Auf Kontokorrent hatten sie 104,07 
gutgeschrieben, an Einlagen wiesen sie 100,11 Millionen mit 
Kündigungsfrist und 10,67 Millionen ohne'Ktindigungsfrist nach. 

Das Hauptgeschäft ist der Diskont; der Wechselbestand 
erschien mit 139,93 Millionen Rubel (= 44,3 °/o der Aktivseite). 
Protestierte Wechsel hatten sie 1,02 Millionen (= 0,73 °/o des 
Wechselbestandes). Auf Solawechsel hatten sie 24,54 Millionen 
ausgeliehen. Bedeutend ist auch noch das Spezialkontokorrent, 
das „on call a -Geschäft, das mit 63,41 Millionen ^n FiiPihfi a +™ A ; 
davon entfallen "älTerdings 42,52 Millionen auf die hauptstädti- 
schen Banken — die Moskauer Kaufmännische hatte 21,78 
= 33,0 °/o ihrer Aktivseite, die Petersburger I. 11,87 Millionen 
= 52,1 °/o der Aktivseite auf Spezialkontokorrent ausgeliehen. 
Diese hohen Beträge hängen damit zusammen, daß diesen 
beiden Gesellschaften eine Reihe kleiner Bankers angehören, 
die durch sie ihre Börsenspekulationen ermöglichen. Wert- 
papiere hatten alle 217 für 12,03 Millionen, Waren für 3,38 Mil- 
lionen lombardiert. Der Wertpapierbestand beziffert sich auf 
16,69 Millionen Rubel. 

Die Mittel der Gegenseitigen Kreditgesellschaften sind 
verhältnismäßig gering. Bei vielen erreichen alle Aktiva zu- 
sammen kaum 1 /s Million; größeren Umfang haben die Mos- 
kauer Kaufmännische, die Petersburger I., die Warschauer, 
die Kiewer, die Tiflisser und Odessaer Gegenseitige Kredlt- 
gesellschaft. Die Bedeutung der Gegenseitigen Kreditgesell- 
schaffeen ist naturgemäß nur lokaler Natur. 

Kongresse der Vertreter der Gegenseitigen Kreditgesell- 
schaften haben mehrfach stattgefunden. 



*t > 



III. Aktienbanken und Bankers. 



Zehntes Kapitel. 
Aktienhandelsbanken- 



Organisation und Gesetzgebung. Mit der Bank- 
reform im Jahre 1860 war das Monopolprinzip des Staates 
verlassen worden. Die Stadtgemeindebanken konnten mit 
ihren geringen Mitteln den Bedürfnissen des Handels nicht 
genügen. Dennoch bedurfte es der Hülfe der Regierung, um 
die erste Aktienhandelsbank ins Leben zu rufen: von der 
im Jahre 1864 gegründeten St. Petersburger Privathandelsbank 
mußte die Regierung 1 Million Rubel Aktien, Vs des gesamten 
Kapitals, übernehmen. Erst 1866 wurde eine zweite, die 
Moskauer Kaufmannsbank, errichtet, der 1868 die Charkower 
Handelsbank und die Kiewer Privatbank folgten. Der rasche 
Erfolg dieser Banken rief ein Gründungsfieber hervor, ähnlich 
dem der Cr&lit mobilier-Periode in Westeuropa. Ein Teil 
der Gründungen konnte aber die nötigen Kapitalien nicht 
zusammenbringen und trat gar nicht in Wirksamkeit. Andere 
Banken waren an solchen Plätzen errichtet, wo kein Bedürf- 
nis danach vorlag, mithin kein Geschäftskreis vorhanden war. 
Auch konnte in den ersten Jahren die Staatsaufsicht nur ge- 
ring sein, da die Einrichtung noch zu neu war, um alles 
prüfen zu können. So kamen viele Betrügereien vor. Die 
Spekulation in Bankaktien nahm so überhand, daß Finanz- 
minister Reutern durch Ukas vom 31. Mai 1872 * die Ge- 
nehmigung für weitere Bankgrtindungen in den Städten ver- 
sagte, in denen bereits solche bestanden. Es wurde ferner be- 
stimmt, daß die Blankokredite 1 /io des eingezahlten Aktien- und 
Reservekapitals nicht übersteigen dürfen, daß die einzelne Aktie 
auf mindestens 250 Rubel lauten und das Grundkapital mindestens 
l k Million Rubel betragen muß. Die Annahme von Solawechseln 
wurde den Aktienbanken ganz verboten; Immobilien dürfen sie 

1 V. S. d. G. H, Nr. 50913, I, Abs. 5—8. 
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außer für den eigenen Gebrauch nicht besitzen. Nach dem Zu- 
sammenbruch der Moskauer Leihbank wurden die Bestimmungen 
über die Aktienhandelsbanken durch Ukas vom 5. April 1883 * 
geändert. Danach müssen es wenigsten« 5 Gründer sein, die 
keinen Anspruch auf besondere Vergütung aus dem Gewinn 
haben« Das Gründungskapital darf nicht weniger als 1 /a Million 
Rubel, nicht mehr als 5 Millionen Rubel betragen; die einzelne 
Aktie darf nicht kleiner als 250 Rubel sein. Innerhalb 
6 Monaten nach Bestätigung der Satzungen muß die Bank 
ihre Tätigkeit beginnen. Die Hälfte des gezeichneten Kapitals 
muß vor der Eröffnung bei der Staatsbank hinterlegt, 6 Monate 
nach Eröffnung muß der Rest eingezahlt sein. 

Es ist ihnen erlaubt, Wechsel und Devisen sowie andere 
Handelspapiere mit einer Laufzeit von nicht länger als 
9 Monaten zu diskontieren. Sie dürfen Vorschüsse geben und 
Kredite eröffnen gegen Hinterlegung: 

a) von Staatspapieren, Anteilscheinen, Aktien, Obliga- 
tionen und Pfandbriefen bis 90°/o des Börsenwertes; 

b) von Konossementen, Warrants, Ladescheinen von Eisen- 
bahn-, Transport- und Dampfschiffgesellschaften bis zu 
1 /s des Wertes der Ware; 

c) von Edelmetall und Assignationen von Goldbergwerken 
bis 90°/o des Wertes; 

d) von dauerhaften Waren bis zu 2 /s des Wertes. 

Sie besorgen ferner das Inkasso von Wechseln und 
anderen fälligen Papieren, Giroüberweisungen, Ausstellung 
von Kreditbriefen, An- und Verkauf von Effekten* und Waren 
in Kommission, von Edelmetallen in Barren und Münzen auch 
für eigene Rechnung. Sie dürfen außer garantierten Papieren 
auch Aktien erwerben, wenn bereits eine Einzahlung auf sie 
gemacht ist, doch darf deren Summe Vö des Kapitals nicht 
tiberschreiten. Sie können Subskriptionen auf Anleihen und 
Aktien eröffnen, auf ausländische Wertpapiere nur mit Ge- 
nehmigung des Finanzministers; Verpflichtungen für die auf- 
gelegten Papiere dürfen sie nicht übernehmen. Sie nehmen 
Wertpapiere und Kostbarkeiten zur Aufbewahrung, Geld zur 
täglichen Verfügung, mit Kündigungsfrist und auf laufende 
Rechnung in Beträgen von mindestens 100. — Rubel. 

Der einer Person eingeräumte Kredit darf Vio des eigenen 
Kapitals (Aktien- und Reservekapital) nicht überschreiten. Die 
Summe aller Verpflichtungen darf über den fünffachen (früher 
zehnfachen) Betrag des eigenen Kapitals nicht hinausgehen. 
Barbestand zuzüglich Guthaben bei der Staatsbank muß 
mindestens 10°/o der Verpflichtungen ausmachen. 

Die Führung der Bank liegt der Verwaltung und dem 
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Aufsichtsrat ob. Die Mitglieder der Verwaltung und die Be- 
amten der Banken dürfen nicht zugleich in anderen Kredit- 
anstalten tätig sein; sie dürfen bei ihr selbst auch keinen 
Wechselkredit genießen. In der Generalversammlung darf 
eine Person nicht mehr als 1 /io der Stimmen vertreten. 
Aktionäre, die zusammen 1 /s des Kapitals besitzen, können 
eine staatliche Revision beantragen. 

Der 10°/o übersteigende Reingewinn muß zur Hälfte an 
einen Sonderreservefonds abgeführt werden. Seit 1902 ist 
den Banken das Ausschütten einer Abschlagsdividende ver- 
boten. Der Reservefonds wird aus den jährlichen Über- 
weisungen aus dem Reingewinn gebildet, die Zinsen des Fonds 
werden ihm zugeschlagen. Dieser Fonds wird, bis er 1 /s des 
Aktienkapitals gleich kommt, in Staatspapieren oder garantierten 
Papieren bei der Staatsbank hinterlegt. Die Sonderreserve 
kann zur Verteilung herangezogen werden, wenn die Dividende 
weniger als 8°/o beträgt; 1 /s dieses Fonds muß in garantierten 
Papieren bei der Staatsbank hinterlegt werden, der Rest kann 
als Betriebskapital verwendet werden, Auf Beschluß der 
Generalversammlung kann eine Bank ihre Tätigkeit ein- 
stellen, sie muß es, wenn sie 1 !a ihres Kapitals verloren hat 
und die Aktionäre nicht zuzahlen wollen. 

Durch Ukas vom 22. Mai 1884 * wurde die Liquidation 
einer Bank (auch der Gegenseitigen Kreditgesellschaften) an- 
geordnet, wenn die Verluste mehr als Vs ihres Kapitals auf- 
zehren; der Finanzminister ernennt dann eine Liquidations- 
kommission. 

Um kurzfristigen Kredit auch der Landwirtschaft zugängig 
zu machen, wurde am 11. Mai 1898 2 den Aktienbanken ge- 
stattet, auf Solawechsel Vorschüsse gegen Sicherstellung durch 
Güter zu geben. 

Einige schlechte Erfahrungen mit den Aktiengesellschaften 
machten eine Revision der Gesetzgebung nötig. So hatte 
z. B. der Direktor der Charkower Agrarbank, Altschewsky, 
mit Hilfe der Charkower Handelsbank Schiebungen vor- 
genommen, die zum Zusammenbruch der Handelsbank führten. 
Um derartigen Vorkommnissen vorzubeugen, bestimmte das 
Gesetz vom 21. Dezember 1901 8 , daß in Generalversammlungen 
von Kredit- und Versicherungsgesellschaften Angestellte dieser 
Gesellschaften als Bevollmächtigte keinen Zutritt haben. Die 
Versammlung ist beschlußfähig nur dann, wenn x /5 des Grund- 
kapitals vertreten ist; sie kann über die Erhöhung oder Her- 
absetzung des Kapitals, Emission von Obligationen, Satzungs- 
änderungen und Liquidation nur entscheiden, wenn die Hälfte 

1 V. S. d. G. HI, Nr. 2249. 
8 V. S. d. GL III, Nr. 15374. 
• V. S. d. G. IH, Nr. 20874. 
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des Aktienkapitals vertreten ist. Anordnende Direktoren von 
Kreditgesellschaften dürfen nicht gleichzeitig anordnende Di- 
rektoren von anderen Gesellschaften sein. Durch Ukas vom 
29. April 1902 1 wurde weiter verboten, daß Mitglieder der 
Verwaltung und Angestellte Kredite irgendwelcher Art bei 
ihrer Bank genießen, und die Liquidation derartiger Kredite 
innerhalb 3 Jahren angeordnet. Ferner wird nun auf Ver- 
langen einer Minderheit, die mindestens Vio der Stimmen und 
V20 des Kapitals besitzt, eine staatliche ' Revision der Bank 
vorgenommen. 

Kapital. Die meisten Banken sind in den 70er Jahren 
gegründet ; dann folgte ein Stillstand, bis Ende der 90 er Jahre 
wieder einige größere ins Leben gerufen wurden. Einige sind 
infolge schlechter Verwaltung wieder eingegangen, z. B* die 
Jekaterinoslawer Kommerzbank und Charkower Handelsbank. 
Am 1. Januar 1905 bestanden 38 Aktienhandelsbanken, außer 
dem Credit Lyonnais. In Petersburg sind 10 dieser Banken, in 
Moskau 5 domiziliert; die übrigen entfallen auf die Provinz. 

Von den Banken hatten 

17 2 5 Millionen Rubel und mehr, 
16 1 Million bis 5 Millionen Rubel, 
5 weniger als 1 Million Rubel Aktienkapital. 

Es belief sich zusammen auf 212,21 Millionen Rubel 8 ; an 
Reserven waren 69,03 Millionen Rubel vorhanden. Sonder- 
reserven hatten 13 Banken in Höhe von 3,18 Millionen Rubel. 
Das größte Kapital besitzt die Petersburger Internationale 
Handelsbank, nämlich 24 Millionen Rubel Aktien- und 12 Mil- 
lionen Rubel Reservekapital. Das ist verhältnismäßig wenig, 
die Deutsche Bank hat z. B. 200 Millionen Mark, die Diskonto- 
Gesellschaft 170 Millionen Mark. Allerdings haben auch erst 

1 V. S. d. G. III, Nr. 21366. 

2 Die Russisch-Chinesische Bank, welche die Statistik des Finanz- 
ministeriums nicht aufführt, ist hier mitgezählt, dagegen ist der Credit 
Lyonnais, den jene mit aufführt, hier weggelassen^ 

8 Unter der Kubrik Geld- und Kreditwesen "gibt die erste amt- 
liche Statistik für den 81. Dezember 1906 für das deutsche Keich 480 
Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien an; davon 
waren 39 Hypothekenbanken. Das nominelle Aktienkapital dieser 
480 Gesellschaften belief sich auf 3738,83 Millionen Mark; davon ent- 
fallen 2984,83 Millionen Mark auf die Handelsbanken und 754,00 Milli- 
onen Mark auf die Hypothekenbanken. Es hatten 

5 Banken mehr als 100 Millionen Mark Aktienkapital, "& 
12 „ zwischen 50 und 100 Millionen Mark Aktienkapital, 

1 » » 22 » ISt 

20 „ „ 20 „ 30 

30 „ „ 10 „ 20 

(Statistik des Bestandes der Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien im deutschen Reiche am 31. Dezember 1906. Viertel- 
jahrshefte zur Statistik des deutschen Reichs. 1907. Heft 4, S. 360 ff.) 
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im letzten Jahrzehnt die deutschen Aktienbanken ihr Kapital 
auf diese Höhe gebracht. Die Russische Bank für auswärtigen 
Handel hatte 20, die Russisch-Chinesische Bank 15, die Nord- 
bank 12V2, die Wolga-Kama und die Tfl^arH^«»^ Tr n r rxmevTr 
bank j e 12 Millionen R ubel Aktienkapital. 
" aJuttallencl groß ist die Zahl der Filialen und Agen- 
turen. Die Asow-Don Bank unterhält bei 10 Millionen Rubel 
Aktienkapital 30 Filialen und 4 Agenturen, die Moskauer 
Internationale bei 10 Millionen Rubel 31 Filialen, die Oreler 
Kommerzbank bei 5 Millionen 22 Filialen. Selbst ganz kleine 
Banken haben Niederlassungen, z. B. die Woronescher Kommerz- 
bank mit 750000 Rubel Kapital 3 Filialen und 2 Agenturen. 

Die Gründe hierfür liegen teilweise darin, daß die Banken, 
besonders die der ersten Periode oft an solchen Plätzen ge- 
gründet wurden, wo sie sich keinen genügenden Geschäftskreis 
erwerben konnten. Sie mußten nun, um ihr Kapital zu be- 
schäftigen, durch Filialen Kunden zu erwerben suchen. Die 
Gleichartigkeit und die geringe Besiedelung des Landes war 
der Entwicklung des Filialsystems günstig, dem kein Lokal- 
bankwesen entgegentrat. Das Überwiegen der beiden Haupt- 
städte in jeder Hinsicht, die erst in den letzten Jahren von 
Odessa und Warschau erfolgreiche Konkurrenz bekommen, 
sowie die Entwicklung von dort aus trugen zur Filial- 
gründung bei. 

Eine besondere Stellung nimmt die Russisch -Chinesische 
Bank ein, die im Jahre 1895 zur Förderung des russischen 
Handels in Ostasien gegründet wurde. Sie soll Konzessionen 
für Eisenbahnen usw. erwerben, den russischen Einfluß stärken, 
überhaupt dem russischen imperialen Gedanken dienen. Sie 
hat in Paris und St. Franzisko, sowie an vielen Plätzen Chinas 
und Japans Filialen eröffnet, im ganzen 50. Die Kaiserlich 
Chinesische Regierung ist mit 5 Millionen Kuping Taels bei 
ihr kommanditiert ; dafür besorgt sie den Dienst der chinesischen 
Anleihen. Sie gibt in Ostasien auch Banknoten aus, die zu 
1 /8 in bar gedeckt sein müssen. Am 1. Januar 1903 waren 
965 300 Rubel ihrer Noten im Umlauf, die wegen ihrer großen 
Bequemlichkeit dem mexikanischen Dollar und den sonstigen 
Münzen gegenüber sich großer Beliebtheit erfreuen. Bei ihrer 
Niederlassung in Port Arthur hatte der Staat eine Sparkasse 
errichtet. Für Ostasien hat die Bank eine große Bedeutung 
erlangt. 

Nach dem Muster dieser Bank plante man die Errichtung 
einer Russisch-Koreanischen Bank; durch den Krieg mit Japan 
wurde dieses Projekt jedoch hinfällig. 

Russische Bank in Persien. Im Wettbewerb mit 
England suchte Rußland mit allen Mitteln seinen Einfluß in 
Persien zu stärken, ohne an dessen Besitzstand zu rühren. 
Die Bahnen wurden bis an die persische Grenze geführt, russi- 



131. 111 

sches Kapital legte gute Wege in Nordpersien an, der Persische 
Golf wurde Ton den Dampfern der von der Regierung sub- 
ventionierten Freiwilligen Flotte besucht Rußland garantierte 
eine persische Anleihe, die erst in England untergebracht 
werden sollte und in London bereits gezeichnet war, durch 
das Zögern Lord Salisburys aber nicht zustande kam. Schließ- 
lieh wurde eine russische Bank in Teheran gegründet, die 
den russischen Ausfuhrhandel kräftig unterstützt und dem 
englischen und besonders dem indischen schwere Konkurrenz 
macht \ 

Ausland-Beziehungen der Banken. Als einzige 
ausländische Bank unterhält der Credit Lyonnais in Rußland 
3 Filialen, in den beiden Hauptstädten und in Odessa. Im 
Ausland haben außer der Russisch -Chinesischen Bank nur 
noch die Moskauer Internationale und die Russische Bank 
für auswärtigen Handel Niederlassungen. In Berlin werden 
die Aktien von 5 russischen Banken gehandelt, von denen 
die Russische Bank für auswärtigen Handel auch per Ultimo 
notiert wird; auf dem Pariser Kurszettel findet sich nur die 
1901 gegründete Nordbank und seit letzter Zeit auch die 
Russisch-Chinesische und Asow-Don Bank. Dies weist darauf- 
hin, daß die früheren Banken, wie überhaupt das ganze 
Finanzwesen, sich mehr auf DeutecHan<t~ stützte und von ihm 
abhing, während später Frankreich mehr in den Vordergrund 
getreten ist, wäs~~sich sowohl aus deirpoIrEischen Beziehungen 
der Läudei als suclflius der Beschränkung der Börse durch 
das "BOiseiigeseU erklärt. In letzter Zeit nach dem Krieg 
haben die deutschen Banken wieder mehr Fühlung mit den 
russischen Banken genommen; so emittierten die. russische 
Bank für auswärtigen Handel und die Sibirische Handelsbank 
mit Hilfe der Deutschen Bank neue Aktien* und die National- 
bank für Deutschland unterstützte die Sanierung der Peters- 
burger Frivathandelsbank. 

Projekt einer englisch-russischen Bank. Die 
Handels- und Bankbeziehungen Rußlands zu England waren 
durch die Afghanistan- Affäre getrübt; im Jahre 1903 er- 
wog man in England den Plan, eine große englisch- 
russische Bank ins Leben zu rufen. Der japanische Krieg 
ließ das Projekt für einige Zeit in den Hintergrund treten. 
Aber schon geraume Zeit vor dem Friedensschluß rieten eng- 



1 Die Ausfahr von Tee aus Indien nach Persien ging trotz aller 
Anstrengungen, die gemacht wurden, um gerade die Ausfuhr dieses 
Artikels auf der Nushki-Straße zu fordern, zurück; im Jahre 1903/4 
betrug der Wert des ausgeführten Tees 46 000 Kupien, 1904/5 nur noch 
11 000 Kupien. Die Gründe für den Bückgang waren nach einem Be- 
richt des Raiserl. Deutschen Generalkonsulats in Kalkutta außer auf 
den ungünstigen Rupienkurs auf die Tätigkeit der Bank zurückzuführen 
(Nachrichten f. Handel und Industrie, 81. Oktober 1905). 
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lische Zeitschriften den Exporteuren, ihre Kataloge ins Rus- 
sische übersetzen zu lassen, um gleich bei dem mit Schluß 
des Krieges erwarteten Aufschwung mit den deutschen Ex- 
porteuren konkurrieren zu können. Kurz nach der britisch- 
russischen Entente im Jahre 1907 erhielten Engländer eine 
Reihe wichtiger Konzessionen in Sibirien. Es tauchte auch 
wieder der Plan einer englisch -russischen Bank auf. Diese 
soll in den Haupthandelszentren Rußlands Niederlassungen 
unterhalten und mit einer Kreditauskunftei verbunden werden, 
deren Errichtung in den letzten Jahren wesentlich erleichtert 
wurde. Das Organ der Londoner Handelskammer 1 schließt 
einen Aufsatz über das Projekt mit den Worten: „Die Be- 
deutung des zukünftigen russischen Marktes kann kaum über- 
schätzt werden. Wenn nichts zur Förderung getan wird, so 
wird der englische Handel mit Rußland zurückgehen oder 
mindestens stehen bleiben. Jetzt ist es an der Zeit, jeden 
Versuch zu unterstützen, im Wettbewerb auf dem großen 
russischen Markt zu siegen; eins ist sicher, wenn der Handel 
einmal verloren ist, so kann er selten wieder gewonnen 
werden." 

V Tätigkeit. Am 1. Januar 1905 hatten die Banken 
212,21 Millionen Rubel Aktienkapital und 72,21 Millionen 
Rubel Reserven; diese letzteren können sie allerdings nicht 
im Geschäft verwenden, da sie zum Teil in garantierten Pa- 
pieren angelegt und in der Staatsbank deponiert werden 
müssen. Auf laufende Rechnung hatten sie 527,78 Millionen 
Rubel gutgeschrieben, und 255,59 Millionen waren bei ihnen 
mit Kündigungsfrist, 18,63 Millionen ohne Kündigungsfrist 
hinterlegt. Der Depositenverkehr liefert ihnen also die haupt- 
sächlichsten Betriebsmittel. 

Der größte Posten der Aktivseite ist der Wechselbestand, 
der am 1. Januar 1905 619,91 Millionen betrug und damit 
gegen das Vorjahr einen kleinen Rückgang aufwies, während 
er im letzten Jahrzehnt stark zugenommen hatte; am 1. Ja- 
nuar 1897 betrug er nur 238,60 Millionen Rubel. Am Diskont 
sind prozentual am stärksten die Moskauer Banken beteiligt, 
ihr Wechselbestand machte 41,5 °/o ihrer Aktiva aus. Bei den 
Petersburger Banken betrug der Wechselbestand 31,1%, bei 
den Provinzbanken nur 29,9%. Solawechsel unter gleich- 
zeitiger Sicherstellung der Kredite durch Waren, Konosse- 
mente, Ladescheine und Immobilien hatten die Banken für 
17,05 Millionen hereingenommen, davon entfallen 7,16 Millionen 
auf die Provinzbanken, während die hauptstädtischen Banken 
an diesem Geschäft weniger beteiligt sina. Ausgeloste Wert- 
papiere und Kupons hatten die Banken für 4,28 Millionen 
Kübel eskomptiert. An protestierten Wechseln hatten die 

1 Journal of the Chamber of Commerce. London 1907. Nr. 10. 
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Banken 4,69 Millionen Rubel im Portefeuille = 0,7 °/o des 
gesammten Wechselbestandes. 

Ein weiteres wichtiges Geschäft bilden die Spezialkonto- 
korrente (on call) gegen Verpfändung von Wertpapieren, Wech- 
seln und Waren ; hierin waren 303,09 Millionen angelegt. Auch 
hier sind die Moskauer Banken stärker engagiert als die 
Petersburger; die „on call tf -Kredite gegen Verpfändung von 
Wertpapieren machten bei ihnen 11,0% ihrer Aktivseite aus, 
während die der Moskauer 14,9% betrugen. 

Lombardiert hatten alle Banken für 79,27 Millionen Rubel 
Wertpapiere und Waren. Die Petersburger Banken hatten 
fast ebensoviel auf Waren, Konnossemente und Ladescheine 
ausgegeben wie auf Wertpapiere, nämlich 17,16 bzw. 18,57 
Millionen Rubel. Bei den Moskauer Banken standen sich 
5,54 Millionen auf Waren usw. 15,69 Millionen Rubel auf 
Wertpapiere ausgeliehen gegenüber. Staats- und vom Staate 
garantierte Wertpapiere besaßen die Banken in Höhe von 
77,22 Millionen, nicht garantierte 33,85 Millionen Rubel. 

Durch Wertpapiere, Waren oder Handelspapiere gedeckte 
Kredite erscheinen in Höhe von 196,78 Millionen Rubel in 
der Bilanz. An Blankokrediten hatten die Banken 55,09 Mil- 
lionen Rubel gewährt; bei den Petersburger Banken machte 
dies Geschäft 2,7%, bei den Moskauer 1,9 o/o und bei den 
Provinzbanken 4,3% der Aktivseite aus. 

Ohne Zweifel ist die Aktienbank, die große Kapitalien 
zusammenfaßt, im Vordringen begriffen. Die nach dem Still- 
stand der 80 er Jahre und der ersten Hälfte der 90 er Jahre 
einsetzende lebhaftere Entwicklung wurde durch den japa- 
nischen Krieg wieder gehemmt, der auch den Konzentrations- 
bestrebungen, die sich geltend zu machen begannen, ein Ende 
bereitete. Auch in Rußland werden Klagen laut, daß die 
Staatsbank den Handelsbanken in Hauptstadt und Provinz 
Konkurrenz macht, indem sie alle Bankoperationen billiger 
ausführt; diese Klagen dürften indessen unberechtigt sein. 

Die Aktienhandelsbanken schufen sich ein „Komitee des 
Kongresses der Vertreter der Aktienbanken des 
Handelskredits", dessen Satzungen am 21. Dezember 1874 x 
allerhöchst bestätigt wurden. Das Komitee übermittelt dem 
Finanzminister zur Berücksichtigung die Wünsche des Kon- 
gresses betr. das Bankwesen, bereitet Kongresse vor und gibt 
Bankstatistiken heraus. 

1 V. S. d. Gr. II, Nr. 54189. 



Forschungen 131. — Claus. 



Elftes Kapitel. 
Aktien-Hypothekenbanken. 



Organisation. Ende der 1850er Jahre hatte die Re- 
gierung den Staatshypothekenkredit aufgegeben und versichert, 
nicht wieder zu ihm zurückkehren zu wollen. Nur zwei 
Bodenkreditanstalten wurden im folgenden Jahrzehnt gegründet: 
die Landschaftsbank für das Gouvernement Cherson und der 
Gegenseitige Bodenkreditverein. Das Interesse der Kapitalisten 
wendete sich mehr den Eisenbahnen zu. Erst Ende des Jahres 
1869 wurden dem Finanzministerium die Satzungen einer Hypo- 
thekenbank auf Aktien, der Charkower Agrarbank eingereicht, 
die am 4. Mai 1871 x die allerhöchste Bestätigung erhielten. 
Um die Gründung derartiger Aktienbanken zu erleichtern und 
zu fördern, wurden durch Ukas vom 17. Mai 1871? Normal- 
bestimmungen für sie aufgestellt. Die Absicht der Regierung 
wurde voll und ganz erreicht, innerhalb 12 Monaten, bis Mai 
1872, wurden 10 Hypothekenbanken auf Aktien gegründet. 
Die ursprüngliche Zahl war noch größer, da einige von ihnen, 
z. B. die Nischni-Nowgoroder und die Samaraer Agrarbank ver- 
einigt wurden, ehe sie ihre Tätigkeit begannen. Das Gesetz vom 
31. Mai 1872 8 hemmte diese rasche Entwicklung, indem es 
bestimmte, daß in jedem Gouvernement nur zwei Bodenkredit- 
anstalten (außer dem Gegenseitigen Bodenkreditverein, der 
für ganz Rußland zugelassen war) tätig sein dürfen. Die letzte 
Bank, die genehmigt wurde, war die Saratow-Simbirsker 
Agrarbank, die infolge von Mißwirtschaft in Schwierigkeiten 
geriet und von der Adelsbank liquidiert wurde. Nach dem 
Jahre 1873 wurden alle Gesuche um Genehmigung von Hypo- 
thekenbanken auf Aktien abgewiesen, um den Wettbewerb 
unter den Banken, dessen schädliche Folgen die Immobilien- 

1 V. S. d. G. H, Nr. 49556. 
a V. S. d. G. H, Nr. 49609. 
* V. S. d. G. II, Nr. 50913, I, Abs. 12. 
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kreditanstalten des Westens zur Gentige gezeigt hatten, nicht 
zu scharf werden zu lassen. 

Zurzeit be stehen 10 Hypothekenbanken auf Aktien in 
Rußlanjj. Das Tätigke itsfeld "i st" für jede Ban k, auf besti mmte 
ffiuvf n rn omimftrirgflfftninffi fi z. B. die Charkower ägrar- 

ßank ihre Beleihungen nur in den Gouvernements Charkow, 
Kursk, Woronesch, Jekaterinoslaw, Poltowa, Orel und in dem 
Gebiet der Don'schen Kosaken vornehmen darf. JüeJBan^en 
dux£ett-Hwu^j&u£jer^ . Jäypathek. Ausleihen. Sie geben lang- 
und auch kurzIristige^Dariehen auf tencflichfi-. und .städtische 
Grundstücke. Die kurzfristigem Darlehen dürfen nur 10°/o 
des Schätz ungswe rtes , die-lang- und iurzfri&tig^n zusammen 
60% d^TsißMtz^gswertes :nidxt übersteigen. Die Charkower 
Agrarbank leiht auf dasselbe Grundstück hur in einer Form, 
entweder lang- oder kurzfristig aus. Der Schätzungswert eines 
zu beleihenden Grundstückes muß bei den meisten Banken 
mindestens 500 Rubel betragen. FHhfin die^ S chuldner mit 
ihren Zahlung en im Rückstand^ so^ werden^ ihnen U~ Monate 
F rjsT^gewäh rtr^änn^^wTra r das verpItodS fe^ (Srunitetttek zur 
"^Ver sjeigerung äüsgescfarrg benT Findet es keinen" Käufer, so 
tibernimmt es die Bank, die es innerhalb 6 Monaten für eigne 
Rechnung abstoßen muß. Verluste hierbei werden aus dem 
Reservefonds, und falls dieser erschöpft ist, aus dem Kapital 
gedeckt. Durch Ukas vom 6. Mai 1886 * wurden die milderen 
Bestimmungen der Adelsagrarbank über Stundung der Rück- 
stände auch auf die Schuldner der Aktienhypothekenbanken 
übertragen. 

Die langfristig en Darlehen werden auf ländliche Grund- 
stücke auf I8V12 BisBP/s Jahre, auf städtische Immobilien auf 
18 7 /i2 -bis' 36 T /a 'Jahre~gegebCTV Die Schuldner hatten"saßer 
der " Amortisätfon7""die- sich ifach der Frist der Anleihe richtet, 
6 °/o Z insen zu zah len. Zur .Deckung" der Verwaltungskosten, 
zur Bildung eines Reservefonds und für die "Dividende der 
Aktionäre wurde noch 1 °/o der wirklichen Schuldsumme er- 
hoben. Bei der Ausbezahlung des Darlehns behalten die 
Banken l°/o Vergütung für die Schätzung des Grundstücks 
und die Herstellung der Pfandbriefe ein. Die Darlehnnehmer 
haben das Rechte jederzeit ihre Schuld durch Zahlung in bar 
oder in Pfandbriefen zu tilgen. Ist die 'Schuld bis auf Vs des 
ursprünglichen Betrages amortisiert, so kann ein neues Dar- 
lehen auf das Grundstück gewährt werden. 

Die kurzfristigen Darlehen werden auf l — 3 Jahre, von 
einer Bank, der Moskauer Agrarbank, auch auf V2 Jahr ge- 
währt und in bar gegeben. Die Mittel für diese Darlehen 
dürfen nicht durch Pfandbriefausgaben beschafft, sondern 
müssen aus den flüssigen Mitteln entnommen werden. Den 



1 V. S. d. G. HI, Nr. 3668. 
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Schätzungen wird der Reinertrag zugrunde gelegt. Einige 
Banken haben besondere Bestimmungen über die Schätzungen 
von industriellen Unternehmungen. Der Darlehnsuchende hat 
den Wert anzugeben, eine Abschätzungskommission, deren 
Mitglieder von der Generalversammlung auf 3 Jahre gewählt 
werden, prüft und berichtigt die Angaben. 

Die langfristigen Darlehen werden in Pfandbriefen aus- 
gezahlt, die die Darlehnempfänger zum Nennwert annehmen 
müssen. Die Zins- und Amortisationsbedingungen der Pfand- 
briefe müssen denen der Darlehen entsprechen; der Gesamt- 
betrag der umlaufenden Pfandbriefe darf die Gesamtsumme 
der Darlehne nicht überschreiten und höchstens bis zum zehn- 
fachen Betrag des Aktienkapitals und Reservefonds zusammen 
steigen. Zur 'Sicherung der Zinszahlungen muß ein Betrag, 
der 5°/o der ausgegebenen Pfandbriefsumme entspricht, in 
Staats- oder vom Staate garantierten Papieren angelegt werden. 

An der Generalversammlung können alle Aktionäre teil- 
nehmen, Stimmrecht verleiht jedoch erst der Besitz von 
10 Aktien; mehr als 5 Stimmen darf kein Aktionär besitzen. 

Pfandbrief e. Die ersten Geschäftsjahre waren günstig. 
Die Charkower Agrarbank gewährte im Jahre 1872 bereits 
15 Millionen Rubel Darlehen , die 10 Aktienbanken — die 
Saratow-Simbirsker Agrarbank begann erst 1874 ihre Tätigkeit 
— im folgenden Jahre 77 Millionen Rubel. Da Pfandbriefe 
in Kreditwährung nicht auf dem ausländischen Markt unter- 
gebracht werden konnten, brachte das starke Angebot der 
vielen neuen Papiere, das die Nachfrage bedeutend überstieg, 
ein starkes Fallen der Kurse auf dem nur in beschränktem 
Maße aufnahmefähigen russischen Markte mit sich ; die 6 °/o 
Pfandbriefe notierten zu Beginn des Jahres 1874 unter 80°/o. 
Um eine weitere Überschwemmung des Marktes zu vermeiden, 
trafen die Banken ein Übereinkommen, daß nicht mehr als 
30 Millionen Rubel Darlehen im Jahre 1874 gewährt werden 
und demgemäß auch nicht mehr Pfandbriefe ausgegeben werden 
sollten. Tatsächlich wurden . 1874 nur 11 Millionen Rubel 
Pfandbriefe emittiert. Das Übereinkommen wurde bis zum 
Jahre 1877 erneuert; die Kurse wurden durch den geringern 
Zufluß an Papieren gehoben und waren Ende des Jahres 1875 
auf ungefähr 93 — 95 gestiegen; mit Ausnahme eines Rück- 
gangs, der durch den Türkenkrieg (1877/78) verursacht war, 
hielten sie sich auf dieser Höhe bis 1885, erreichten dann 
pari und stiegen teilweise noch darüber. Einige Banken waren 
bereits zum 5°/o Zinsfuß tibergegangen. Am 1. Januar 1891 
hatten die 10 Banken 263,30 Millionen Rubel 6°/o und 117,69 
Millionen Rubel 5 °/o Papierpfandbriefe und außerdem noch 0,79 
Millionen Rubel 5°/o Metallpfandbriefe im Umlauf, im ganzen 
also 380,99 Millionen Rubel Pfandbriefe in Kreditwährung. Mit 
Unterstützung der Staatsbank und eines Syndikats russischer 
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Banken und Bankers wurden die 6°/o Pfandbriefe in 5°/o 
konvertiert. Das weitere Steigen der Kurse veranlaßte unter 
Witte, als die 4 1 /a°/o Pfandbriefe über pari notierten, die 
Konversion der 5°/oigen Papiere. Im Jahre 1898 wurde die 
Konversion von 418 Millionen 5 °/o Aktienbankpfandbriefe in 
4Va °/o genehmigt und mit Hülfe der Staatsbank diese Operation 
durchgeführt. Ein allerhöchst am 2. Juni 1898 x bestätigtes 
Reichsratsgutachten gestattete den Banken, ihre Pfandbriefe 
statt durch Verlosung durch Ankauf zu tilgen; die Tilgung 
muß aber den Amortisationszahlungen der Schuldner ent- 
sprechen. Pfandbriefe, die vor Erlaß dieses Ukases ausgegeben 
sind, müssen weiter durch Verlosung getilgt werden. Solange die 
Papiere über pari notierten, hatte diese Bestimmung natürlich 
keinen Wert für die Banken, als aber mit dem Beginn der 
Krise auch die Pfandbriefe stark am Kurs einbüßten, war 
dieses Recht fiir sie wertvoll. 

Am 1. Januar 1905 hatten die 10 Aktienhypothekenbanken 
1010,38 Millionen Rubel 4V2 °/o Pfandbriefe und 0,3 Millionen 
Rubel 5°/o Metallpfandbriefe im Umlauf; auf die Moskauer 
Hypothekenbank entfielen hiervon 187,06, a uf die Wilnaer 
1 42,36 Millionen Rubel. Außer diesen beiden Joannen Hatten 
nbcn zwei menr ais iuu Millionen Rubel Pfandbriefe (Peters- 
burg- Tulaer und Bessarabisch-Taurische Bank), 4 Banken 
zwischen 75 und 100 Millionen und eine nur 29,25 Millionen 
Rubel Pfandbriefe ( Jaroslaw - Kostromaer Bank) im Verkehr. 

Darlehen. Die große Anzahl der in so kurzer Zeit 
entstandenen Hypothekenbanken, die ihre Gelder beschäftigen 
mußten, machten sich gegenseitige Konkurrenz; verschiedene 
Banken suchten sich einander durch ihr Entgegenkommen 
gegenüber den Darlehnsuchenden , besonders durch hohe 
Schätzungen zu übertreffen; die Agenten der Banken durch- 
zogen das Land auf der Jagd nach Gutsbesitzern, die ihre 
Güter noch nicht verpfändet hatten. Während es vorher den 
Landwirten an Kredit gefehlt hatte, wurden sie zu Anfang 
der 70 er Jahre damit überschwemmt. Obgleich die Hypo- 
theken im ganzen auf ungefähr 10 — 12°/o zu stehen kamen, 
da die Schuldner den Kursverlust beim Abstoßen der Pfand- 
briefe zu tragen hatten, so waren diese Kredite doch noch 
sehr viel billiger, als die Landwirte sie sich sonst ver- 
schaffen konnten. Nur wenige der plötzlich erhaltenen Gelder 
wurden zu Meliorationen verwendet, zum großen Teil wurden 
sie in den Hauptstädten oder im Ausland verbraucht. 

Mit den Zins- und Amortisationszahlungen gerieten die 
Gutsbesitzer sehr bald in Rückstand; da sich die Banken 
streng an ihre Satzungen hielten, mußten viele Güter zum 
Verkauf ausgeschrieben werden. Die Banken wurden durch die 
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Verluste, die sie dabei erlitten, vorsichtiger in der Abschätzung. 
Der russisch- türkische Krieg 1877/78 lähmte die Ausfuhr von 
Getreide durch die Schließung der südrussischen Häfen; da- 
durch gerieten die Landwirte in immer bedrängtere Lage, und 
die Verkaufsangebote von verpfändeten Gütern nahmen stark 
zu. Die Banken, die an ihre Satzungen gebunden waren, 
konnten den Schuldnern keine Erleichterung gewähren. Da 
gestattete ein Ukas vom 6. Juni 1877 * unter Finanzminister 
v. Reutern zuerst nur der Beßarabisch-Taurischen Bank, später 
auch den übrigen Banken, von den Verkäufen der Güter, 
deren Besitzer mit ihren Zahlungen in Verzug geraten waren, 
abzustehen. 

Durch das Moratorium wurden vielen Landwirten, die 
sich nur vorübergehend in Notlage befunden hatten, ihre 
Güter erhalten, besonders da die Ernten der Jahre 1878 und 
1879 gut und die Getreidepreise hoch waren. Nach Eröffnung 
der Adelsagrarbank im Jahre 1885 entging den Aktien- 
Hypothekenbanken die Kundschaft der adligen Grundbesitzer, 
die bei ihrer Standesbank außer dem billigern Kredit noch 
Vergünstigungen aller Art bekamen. Sie mußten ihre Kredite 
verbilligen; erst nach der Konversion war ihnen dies jedoch 
im größeren Maßstabe möglich. Nur das Land Nichtadliger 
und die städtischen Immobilien blieben ihrem Geschäftskreis 
erhalten. Noch vor der Gründung der Adelsbank hatten 
einige Banken erhebliche Beträge auf städtische Immobilien 
ausgeliehen; von im ganzen 248V2 Million Rubel Darlehen, 
die im Jahre 1882 von den Banken ausgeliehen waren, waren 
68 Millionen Rubel, also 27,3 °/o auf städtische Immobilien 
gegeben. Besonders hatte die Petersburg-Tulaer Agrarbank 
sich bei der Beleihung in Städten engagiert; sie hatte viele 
Bauten in Petersburg sehr hoch beliehen und mußte eine 
große Anzahl von ihnen übernehmen ohne sie rasch abstoßen 
zu können; einer neuen vorsichtigem Verwaltung, die 1882 
gewählt wurde, gelang es, die Bank aus ihrer schwierigen 
Lage herauszubringen. Die Stadthypotheken nahmen nach 1882 
im Verhältnis ab und betrugen 1891 nur 21,7 °/o aller Dar- 
lehen; später stiegen sie wieder, besonders seit 1897. Da für 
einige andere Banken die Hypotheken auf städtische Immo- 
bilien gefährlich geworden waren, bestimmte der Ukas vom 
29. April 1902 2 , daß nicht mehr als 1 /s der gesamten Dar- 
lehen auf städtischen Besitz gegeben werden dürfe; die 
Banken dürfen jährlich nur 1 /e aller Darlehen auf Stadt- 
hypotheken ausleihen, bis die Geschäfte in Einklang mit den 
Bestimmungen des Gesetzes gebracht sind. 

Am 1. Januar 1905 hatten die 10 bestehenden Banken 
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langfristig 1004,52 Millionen Rubel ausgeliehen, davon 594,34 
Millionen Rubel = 59,2% auf Güter und 410,17 Millionen 
Rubel = 40,8 °/o auf städtischen Besitz. Die Moskauer Agrar- 
bank und die Petersburg - Tulaer Agrarbank hatten mehr in 
Städten als auf dem Lande ausgeliehen, erstere nämlich 57,2 °/o, 
letztere 54,8 °/o ihrer gesamten Darlehen, so daß die Be- 
zeichnung „Agrarbank" eigentlich nicht mehr zutreffend ist. 
Verhältnismäßig am stärksten an der Beleihung von Gütern 
waren die Wilnaer, die Nischni-Nowgorod-Samaraör und die 
Kiewer Agrarbank beteiligt. Am 1. Januar 1905 hatten die 
Banken ländliche Grundstücke im Besitz, auf die sie 0,22 
Millionen Rubel, und städtische Grundstücke, auf die sie 
5,18 Millionen Rubel vorgeschossen hatten; die Beleihung 
städtischer Grundstücke gestaltete sich also für sie viel ge- 
fährlicher. Kurzfristige Darlehen hatten sie in Höhe von 
16,89 Millionen Rubel gegeben, von denen 3,89 Millionen 
Rubel auf die Moskauer Agrarbank und 3,88 auf die Wilnaer 
Agrarbank entfielen. 

Aktienkapital und Reserven. Da die Banken 
höchstens bis zum zehnfachen Betrag ihres Aktien- und Reserve- 
kapitals Pfandbriefe ausgeben dürfen, so sahen sie sich ge- 
nötigt, ihr Aktienkapital ständig zu erhöhen, um durch ent- 
sprechende Pfandbriefausgaben sich Mittel für ihre Operationen 
zu. verschaffen. Innerhalb 9 Jahren hatte sich das Aktien- 
kapital, das 1874 13 Millionen Rubel betragen hatte, verdoppelt. 
Um allzu rascher Vermehrung vorzubeugen, wurde durch Ukas 
vom 16. Oktober 1882 * angeordnet, daß die Hälfte des Agios 
einem Sonderreservefonds zur Deckung etwaiger Verluste zu- 
geführt werden sollte. 

Am 1. Januar 1905 hatten die zehn Banken „zusammen 
71,23 Million en Aktien- und 38,84 Millionen Rubel Reserve- 
kapftaT. Das kleinsfe^KäpifalTiaf dieTarösIäw-Kostromaör Bank 
(2W Millionen Rubel), das größte die Moskauer Hypotheken- 
bank (12V2 Millionen Rubel). 

Durch Reichsratsgutachten vom 29. April 1902 2 wurde 
den Banken befohlen, die Staats- und garantierten Wertpapiere, 
in denen sie einen Teil ihres Kapitals und den Reservefonds 
anlegen müssen, bei der Staatsbank oder deren Filialen zu 
hinterlegen. Am 1. Januar 1905 wiesen alle Banken zusammen 
80,18 Millionen Rubel Wertpapiere in der Bilanz nach. 

Mißwirtschaft. Einige Banken gerieten durch ihre 
Geschäftsführung in Schwierigkeiten. Die Saratow-Simbirsker 
Agrarbank ist ganz eingegangen und von der Adelsbank in 
deren Sonderabteilung liquidiert worden. — Mißwirtschaft bei 
der Wilnaer Agrarbank führte zum Ukas vom 9. Juli 1899 8 , 
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durch den ein vom Finanzminister im Einverständnis mit dem 
General-Gouverneur von Wilna ernannter Aufsichtsbeamter 
der Direktion der Bank beigegeben wurde. — Ein Eingreifen 
der Staatsbank machte sich auch bei der Charkower Agrar- 
bank nötig. Der Direktor dieser Bank, Altschewsky, ver- 
pfändete die bei vorzeitiger Tilgung eingehenden Pfandbriefe 
bei andern Kreditanstalten und ließ das Geld hierfür der ihm 
nahestehenden Charkower Handelsbank auf Konto der Agrar- 
bank überweisen ; aus der Handelsbank entlieh er es auf seinen 
Namen und verwendete es zu industriellen Gründungen in 
Südrußland, besonders zur Finanzierung der Donez-Juriew 
Metallurgischen Werke. Während der Krise brach die Speku- 
lation zusammen. Altschewsky beging Selbstmord. Die 
Handelsbank mußte liquidieren, während die Agrarbank ge- 
mäß dem Ukas vom 20. Juni 1901 x von der Staatsbank 
6 Millionen Rubel gegen Verpfändung ihres Wertpapierbesitzes 
erhielt. Unter der Leitung der Staatsbank wurde die Agrar- 
bank saniert, die 6 Millionen Rubel Vorschuß wurden teils 
aus dem Reservefonds zurückgezahlt, teils durch Ausgabe 
neuer Aktien und Zuzahlung zu den alten aufgebracht. Um 
derartigen Schiebungen vorzubeugen, wurde durch ein aller- 
höchst am 29. April 1902 2 bestätigtes Reichsratsgutachten 
bestimmt, daß die flüssigen Mittel einer Aktien-Hypotheken- 
bank nur soweit bei Privatbanken als Depositen oder auf 
laufende Rechnung eingezahlt werden dürfen, als diese Ein- 
lagen Vio des Kapitals (Grund- und Reservekapital) der 
gebenden und Vio des Kapitals der empfangenden Bank nicht 
übersteigen. Am 1. Januar 1905 wiesen die Bilanzen de* 
10 Aktienbanken zusammen 21,9 Millionen Rubel auf diesem 
Konto nach. — Auch die Moskauer Agrarbank bedurfte der 
Unterstützung der Staatsbank. — Bei einigen Banken kamen 
Unregelmäßigkeiten bei der Tilgung der Pfandbriefe vor; 
standen die Papiere unter pari, so wurden hauptsächlich 
die Pfandbriefe ausgelost, die. die Direktion und ihr nahe- 
stehende Leute besaßen. 

Staatsaufsicht. Diese Vorkommnisse veranlaß ten eine 
Verschärfung der Staatsaufsicht. Durch Ukas vom 16. Oktober 
1882 8 bereits war der Finanzminister ermächtigt worden, einer 
Bank die Ausgabe von Pfandbriefen zu verbieten, wenn sie 
unvorsichtig arbeitet und die Darlehen den Satzungen nicht 
entsprechen. Jedes einzelne Geschäft und jede Pfandbrief- 
ausgabe mußten vor Abschluß an die Kreditkanzlei im Finanz- 
ministerium zur Genehmigung eingesendet werden. Die Prüfung 
konnte nur eine formale sein. Durch Ukas vom 15. August 
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1901 1 wurden Staatskommissare eingeführt, die nur teilweise 
die Funktionen der Zentralbehörde übernommen haben. In- 
struktionen für die Bevollmächtigten des Finanzministeriums 
bei der Hypothekenbank wurden am 28. Oktober 1900 er- 
lassen. Die Staatskommissare werden von der Bank bezahlt, 
sie haben die Aufsicht über alle Geschäfte, sie können an 
den Sitzungen der Direktion, der Schätzungs- und Revisions- 
kommissionen und an den Generalversammlungen teilnehmen, 
und müssen das Revisionsprotokoll unterschreiben. Vor jeder 
Pfandbriefausgabe müssen sie das Vorhandensein der vor- 
schriftsmäßigen Deckung bescheinigen ; sie brauchen dies nicht 
eigenhändig zu tun, sondern können es auf mechanischem 
Wege ausführen. 

Alle Pfandbriefe werden in der Reichsdruckerei gedruckt 
und müssen vor der Drucklegung von der Aufsichtsbehörde 
genehmigt werden. Der größern Schutzbedürftigkeit der 
Pfandbriefinhaber Rechnung tragend, gab ein Reichsratsgut- 
achten vom 29. April 1902 2 dem Finanzminister das Recht, 
wenn er es für nötig hält, für die Hypothekenbanken eine 
Revisionskommission zu ernennen, ohne daß eine Minderheit 
der Aktionäre — wie es bei den Handelsbanken vorgesehen 
ist — darum nachsucht. 

Zu den Ak tienhypothek enbanken ist auch die Zentral- 
bank des russischen BcTcTenkredits zu zählen. Sie 
sollte die Kreditpfandbriefe, die auf dem russischen Markt 
nur niedrige Kurse erzielten, aufkaufen und dafür eigene 
Pfandbriefe in Metallwährung ausgeben. Diese sollten im 
Ausland untergebracht werden, das die Papierpfandbriefe nicht 
nehmen wollte. Man hoffte auch dadurch verhindern zu können, 
daß das Angebot kleiner Mengen Papiere einer Bank den 
Kurs drücke, wie es häufig geschah. Die Gutsbesitzer, 
die ihre Darlehen in Pfandbriefen erhielten, brauchten meist 
ihr Geld sehr rasch und suchten ihre Papiere sobald wie 
möglich zu verkaufen. Die Satzungen wurden am 6. April 
1873 8 genehmigt. Das Aktienkapital sollte 15 Millionen Rubel 
in 60000 Aktien zu 250 Rubel betragen. 

Die Bank durfte Pfandbriefe der russischen Aktienhypo- 
thekenbanken und der Städtischen Kreditgesellschaften er- 
werben und für den gleichen Betrag eigene Metallpfandbriefe 
ausgeben, deren Summe das zehnfache Aktien- und Reserve- 
kapital nicht übersteigen sollte. Die angekauften Pfandbriefe 
hatte sie bei der Staatsbank zu hinterlegen und noch für 
12 Monate Zinsen und Amortisation der auszugebenden Metall- 
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Sfandbriefe. Die Aktionäre schössen 40°/o gleich, 20°/o im 
ahre 1876 ein. 

Die Bank erwarb, im ganzen bis zum Jahre 1875 39,24 
Millionen Rubel Kreditpfandbriefe und 5,33 Millionen Rubel 
5Va °/o Obligationen der Odessaer Städtischen Kreditgesellschaft 
und setzte dafür 44,25 Millionen Rubel 5 l /2°/o und 5°/o Gold- 
pfandbriefe im Ausland ab. Während in den ersten Jahren 
die Geschäfte gut gingen, kam die Bank durch das Sinken 
des Rubelkurses Ende der 70 er Jahre in dieselben Schwierig- 
keiten, in die der Gegenseitige Bodenkredit verein gekommen 
war; der Zinsendienst der Metallanleihen kostete viel mehr, 
als die Kreditpfandbriefe und das Aktienkapital an Zinsen 
einbrachten. Wie der Bodenkreditverein, so wendete auch sie 
sich an die Regierung mit der Bitte um Hilfe. Finanzminister 
v. Reutern ließ 1877 die Staatsbank 15 000 Aktien für 3 Mil- 
lionen Rubel übernehmen, die als 4. Einzahlung galten. Statt 
-der 5. Einzahlung sollte der Bank gemäß dem Ukas vom 
22. Dezember 1878 1 ein 5°/oiger Vorschuß in der Höhe der 
Kursverluste aus der Staatskasse gewährt werden; in Wirk- 
lichkeit wurden aber die Verluste bis zum Jahre 1887, im 
ganzen S 1 h Millionen Rubel, aus dem Aktienkapital gedeckt. 
Wyschnegradski veranlaßte die Zurückziehung des nicht aus- 
geführten Uka8es vom 22. Dezember 1875, nach dem der 
Bank ein Vorschuß gegeben werden sollte; durch Ukas vom 
30. Mai 1887 2 wurden der Bank 3,54 Millionen Rubel 
zur Deckung der Verluste und weitere 3 Millionen Rubel als 
Kapital aus der Staatskasse überwiesen. Im ganzen hatte sie 
also 9,54 Millionen Rubel vom Staat erhalten. Ihr war aber 
damit immer noch nicht geholfen, da die Verluste aus der 
Valuta fortdauerten. Es waren im Jahre 1894 noch 37,32 Mil- 
lionen 5°/o und h l h°lo Pfandbriefe im Umlauf, deren Dienst 
halbjährlich 1,25 Millionen Rubel Metall erforderte; ihr Pfand- 
briefbesitz und der Rest ihres Kapitals erbrachten IV2 Mil- 
lionen Rubel Kredit pro Semester; zu einem Kurs von 1 Rubel 
Gold = IV2 Rubel Kredit ergab die Differenz schon einen- 
beträchtlichen Verlust im Jahr. Die Konversion der 
6°/o Pfandbriefe der Aktienbanken in 5°/o fügten ihr einen 
weiteren Schaden zu. Im Jahre 1893 wendete sich die Ge- 
sellschaft abermals an die Regierung mit der Bitte um Bei- 
stand. Obgleich 1887 bei Überweisung der 6,54 Millionen 
Rubel erklärt worden war, daß keinesfalls eine weitere Unter- 
stützung folgen werde, und die Bank nun auf eigenen Füßen 
stehen solle, kam Witte ihr abermals zu Hilfe. Mit Rück- 
sicht auf den Kredit Rußlands im Ausland hielt er es für 
geraten, es nicht zu einem Krach kommen zu lassen, der doch 
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immer Mißtrauen gegen russische Werte hervorgerufen 
haben würde; gerade vor der großen Währungsreform wäre 
ihm das ungelegen gekommen. Die 44,57 Millionen Rubel 
Pfandbriefe, die die Bank besaß, wären auch plötzlich auf den 
Markt geworfen worden, hätten die Kurse gedrückt und die 
Konversion der Pfandbriefe der Aktienbanken erschwert. Der 
Bank wurden 42 V2 Millionen Rubel 3°/o ewig steuerfrei, in 
81 Jahren rückzahlbare Goldanleihe von 1894 II. Emission 
tibergeben ; dafür trat sie an die Staatskasse ihren Pfandbrief- 
besitz ab und zahlte noch 0,66 Millionen Rubel in bar. Mit 
Hilfe eines Syndikats ausländischer und russischer Banken 
wurden die 5 °/o und 5V2 °/o Metallpfandbriefe unter günstigen 
Bedingungen für die Inhaber in die der Bank übergebene 
3°/o Goldanleihe konvertiert, von der im ganzen 41,62 Mil- 
lionen Rubel emittiert wurden; 1903 waren noch 40,36 Mil- 
lionen im Umlauf. 



Eine Vertretung haben sich die russischen Bodenkredit- 
anstalten in dem Komitee des Kongresses der Ver- 
treter der russischen Boden kredit an stalten 1 , das 
allerhöchst am 12. März 1876 2 bestätigt wurde, geschaffen. 
Dieses Komitee gibt eine Statistik über die Tätigkeit aller 
Agrarbanken (mit Ausnahme der Adelsagrar- und Bauernagrar- 
bank) und über die Verschuldung des Grundbesitzes, getrennt 
nach ländlichem und städtischem, heraus; diese Statistiken sind 
in das Jahrbuch des russischen Finanzministeriums aufge- 
nommen. Auf Grund ihrer geschäftlichen Wahrnehmungen 
stellen sie auch eine Bodenpreisstatistik auf 8 . Das Komitee 
wird von der Regierung zu Gutachten herangezogen; die 
Konversion der 6°/oigen Pfandbriefe der Aktien agrarbanken 
erfolgte nach einem Plane, der von dem Komitee ausgear- 
beitet war. 



1 Die österreichischen Landeskreditanstalten errichteten 1898 ein 
allgemeines Informationsbüro in Wien zur Förderung der gemeinsamen 
Tendenzen dieser Landesinstitute durch persönliche Fühlungnahme, 
durch in gemeinsamem Interesse unternommene Aktionen, durch Schaffang 
einer einheitlichen Statistik usw. (Satzungen sind abgedruckt bei Hecht: 
Der europäische Bodenkredit. Bd. I, Leipzig, 1900). 

■ V. S. d. G. II, Nr. 55693. 

8 Die Bodenpreisstatistik soll häufig nicht zutreffend sein. Besseres 
Material liefern die Notariatsakten, die die Grundbücher ersetzen, auf 
Grund deren das statistische Zentralkomitee seine Bodenpreiserhebung 
in den Jahren 1882 bis 1887 vornahm (vergl. Kollmann, die Kaufpreise 
des Grundeigentums im Großherzogtum Oldenburg, Tübingen 1895, 
S. 13 u. f.) 



Zwölftes Kapitel. 
Leihhäuser auf Aktien. 



Neben den beiden staatlichen Lombarden entwickelten 
sich 12 Aktienlombarde, von denen der erste 1840 gegründet 
wurde; 4 sind in Petersburg, 4 in Moskau, 2 in Warschau, 
und je 1 in Odessa und Astrachan. Sie hatten am i. Januar 
1905 im ganzen 10,62 Millionen Rubel Aktienkapital, 6 von 
ihnen 1 Million Rubel und mehr. Ihre Reserven beliefen sich 
auf 1,98 Millionen Rubel. 2 von ihnen hatten Obligationen 
von zusammen 1,11 Millionen Rubel im Umlauf. An Vor- 
schüssen hatten sie 19,76 Millionen Rubel auf bewegliche Habe 
und Wertsachen ausgeliehen. Außer zweien sind sie alle Mit- 
glieder von Gegenseitigen Kreditgesellschaften. Die Gesell- 
schaften arbeiten fast alle mit gutem Erfolg, manche verteilen 
bis 25°/o Dividende. Die Aktien einiger Lombarde werden 
auch an der Börse gehandelt. 

Die Aktienlombarde sind mit ihrem Kredit teuerer als 
die staatlichen und städtischen Leihhäuser; auf die 19,76 
Millionen Rubel Darlehne nahmen sie im Jahre 1904 4,63 
Millionen Rubel Zinsen = 23,5 °/o ein. Bei den städtischen 
Lombarden machten die Pfandzinsen 18 °/o, bei den beiden 
staatlichen Leihkassen 8,8 °/o der Darlehen aus. Der Rein- 
gewinn der Aktienlombarde war mit 1,79 Millionen Rubel im 
Durchschnitt 14,3 °/o des Aktien- und Reservekapitals ; die zur 
Verteilung gelangende Dividende betrug für 1904 im Mittel 
12,1 °/o. Je 100 Rubel Darlehen brachten 9,10 Rubel Rein- 
gewinn ; bei den staatlichen und städtischen Leihhäusern warfen 
je 100 Rubel Darlehen 2,44 bezw. 3,65 Rubel ab. Die hohen 
Verwaltungskosten der Aktienlombarde werden von denen der 
städtischen Leihhäuser noch übertroffen; sie machten pro 
100 Rubel Darlehen im Jahre 1904 bei den ersteren 9,35 Rubel, 
bei den letzteren 10,89 Rubel aus; bei den Leihkassen ent- 
fielen hierauf 1,51 Rubel. 1 

1 Betschasnow, P., Lombarde in Rußland (Jahrbuch Rußlands 
1906. Herausgegeben vom Zentral-Statistischen Komitee) Petersburg 1907. 
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Dreizehntes Kapitel. 
Bankers. 



Im alten Rußland waren die Klöster die Bankers ge- 
wesen \ Später erscheinen auch einige Firmen in den Haupt- 
städten. Als der erste Türkenkrieg die Aufnahme einer An- 
leihe nötig machte — früher hatte man die Klöster geschröpft — 
mußte man nach Holland gehen. Die erste Anleihe wurde 
von Kaimond und De Smet- Amsterdam übernommen und 
zwar durch Vermittlung des Hofbankers Friedrichs, nach 
dessen Tod durch den Engländer Sutherland, der in Peters- 
burg wohnte. Sutherland genoß großes Ansehen; er betrog 
aber die venetianischen Gesandten. Als er 6 Millionen fl. von 
der Regierung erhalten hatte, die er nach England überweisen 
sollte, führte er das nicht aus ; als er gemahnt wurde, erklärte 
er den Bankrott und beging Selbstmord. Schuld an dem Zu- 
sammenbruch waren seine Beziehungen zur Kaiserin Katharina II; 
unter den Schuldnern Sutherlands waren die höchsten Würden- 
träger, Fürst Potemkin, Fürst Wjasemski, Graf Besborodkow, 
Graf Ostermann und auch der Großfürst Paul Petrowitsch. 
Die Schulden des Großfürsten und Potemkins wurden von der 
Staatskasse übernommen. Mit der Zunahme des Wohlstandes 
und der EntwickeluDg der Industrie nahmen auch die Bank- 
häuser zu. Aus einzelnen großen Handels- und Industrie- 
Firmen zweigten sich die Finanzgeschäfte zu besonderen Bank- 
häusern ab. 

An Staatsanleihen hat sich zum ersten Mal das in- 
zwischen eingegangene Haus Stieglitz & Co., Petersburg 
(bei den beiden 5°/o Anleihen von 1854 und 1855, den so- 
genannten Stieglitzanleihen) beteiligt. Zur Zeit sind an 
größeren Bankhäusern in Rußland zu nennen H. Wawelberg, 
Petersburg; J. W. Junker & Co., Petersburg und Moskau; 
E. M. Meyer, Petersburg; Gebr. Dschamgarow (Armenier) 
Moskau; 0. Chayes und R. Sonschein & Co., Odessa. Außer- 



1 Miljukow, Skizzen zur Geschichte der russischen Kultur. Peters- 
burg, 1900. Bd. I, S. 118 (russ.). 
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ordentlich groß dagegen ist die Anzahl der kleinen Bankers, 
die neben dem Umwechseln von Serien und Kupons, der 
Börsenspekulation und der Versicherung der Losanleihen sich 
hauptsächlich mit dem Diskont von Wechseln beschäftigen, die 
sonst nicht unterzubringen sind. Dabei werden auf der Diskont- 
note offiziell nur 12°/o Zinsen angesetzt; man stellt die Note 
aber auf ein früheres Datum aus, so daß V2 oder noch 1 mal 
so viel Tage berechnet werden. Dann gehen für Damno und 
Provision noch ein paar Prozent ab, und schließlich wird der 
Kunde mit später fälligen Kupons oder Serien bezahlt, so daß 
im ganzen ungefähr 30 °/o herauskommen. Einige dieser kleinen 
Bankers, besonders Moskauer, Warschauer und Odessaer ver- 
schaffen sich Kapital durch Akzepte, indem sie von aus- 
ländischen, meist Berliner Banken ihre Wechsel akzeptieren 
lassen und zum Privatsatz im Auslande begeben. Als Sicher- 
heit dient meist ein Depot von Wertpapieren oder Wechseln, 
die bei der Höhe des Diskontsatzes natürlich nur eine geringe 
Sicherheit bieten. Die Wechsel werden meist vor Verfall 
umgetauscht, oder wenn sie von Berlin zum Inkasso ver- 
sendet worden sind, vom Deponenten eingelöst. Die deutsche 
Reichsbank lehnte 1897 die Diskontierung dieser russischen 
Finanzakzepte ab. Aus dem Verkehr sind sie aber deshalb 
noch nicht verschwunden. 

Seit .1884 die Moskauer Gesellschaft für Handelskredit, 
die 1872 für Del Credere Übernahme 1 gegründet worden war, 
geschlossen ist, bleibt dieser Geschäftszweig den Bankers vor- 
behalten, da sich die Aktienbanken nicht damit befassen. 

Durch am 26. Juni 1889 2 allerhöchst bestätigtes Gut- 
achten des Reichsrats wurde dem Finanzminister das Recht 
eingeräumt, den Bankers einzelne Geschäftsarten oder das 
ganze Geschäft zu verbieten, in welchem Falle er einen 
Liquidator bestellt. Auf die Betreibung verbotener Geschäfte 
wurden hohe Geldstrafen, für Rückfall sogar Gefängnisstrafe 
gesetzt 

Wie in Westeuropa, so wird auch in Rußland das Bank- 
haus von den Aktienbanken verdrängt. Eine Gesundung des 
Handels und der Geschäftsprinzipien, die häufig noch stark 
zum Betrug neigen (z. B. Fälschungen im Getreide-, im Pelz- 
handel), wird dem Kleinbanker einen Hauptteil seines Ge- 
schäfts, den Diskont von unsicheren Waren- und Reitwechseln, 
wegnehmen und ihn schließlich selbst ausschalten. 

Der Artelschtschik. Eine Eigentümlichkeit im Kassen- 
wesen der russischen Banken und Geschäfte sei hier noch 



1 Das Del Credere-Geschäft ist eine Kreditvereicherong. Gegen eine 
Provision, deren Höhe sich nach dem Risiko richtet „steht" der Provisions- 
empfanger „Del Credere", d. h. er haftet für den Eingang einer Forderung 
bei Verfall, die bei ihm versichert ist. 

8 V. S. d. G. IH, Nr. 6137. 
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angefügt. Der Kassierer zahlt nicht selbst aus und nimmt 
keine Zahlungen entgegen; er schreibt nur eine Empfangs- 
oder Zahlungsanweisung aus, die der Kassenkontrolleur gegen- 
zeichnet. Auf diese Anweisung hin zahlt dann ein Artelschtschik 
das Geld aus bezw. nimmt es in Empfang. Der Artelschtschik 
ist Mitglied eines Arteis 1 , das sich am ehesten mit einer 
Genossenschaft vergleichen läßt, und das für ihn haftet. Mit 
der Buchführung hat er gar nichts zu tun; meist kann er 
jeden Augenblick den Bestand seiner Kasse angeben, da er 
auf einer ganz einfachen Rechenmaschine (ein Rahmen mit 
•einigen Reihen beweglicher Kugeln), die in Rußland sehr 
weit verbreitet ist, die Ein- und Auszahlungen zu oder 
abzieht. Große Banken und Geschäfte haben mehrere 
Artelschtschiks. Auch die Kassenboten werden lediglich 
solchen Artelen entnommen. 



1 Das Artel ist eine Vereinigung unter sich gleichberechtigter 
Personen, die gemeinsame wirtschaftliche Zwecke verfolgen und solida- 
risch unter einander haften. 

Das Wort Artel wird vom türkischen orta — Gemeinde abgeleitet, 
ist also nicht russischen Ursprungs. Im Süden hat die Verfassung des 
Saparoger Kosakenheeres das Muster für viele Arteis abgegeben. Die 
Kosaken holten 1 in Trupps Salz von den Tataren und verkauften es 
dann in der Ukraine (Grenzland) gemeinsam. Auch sonst zogen die 
Leute gemeinsam auf Erwerb aus, da es für den einzelnen zu gefährlich 
war; so bildeten sich Artele der Jäger, Fischer, Händler. Später ent- 
standen auch Artele der Lastträger, Packer, Schauerleute, Dienst- 
männer usw. und ßörsenartele, die Markthelfer und Kassendienste ver* 
richten ; es haben sich auch Bettler und fahrende Musikanten zu Artelen 
zusammengeschlossen. 

Je nach dem Zweck, den sie verfolgen, treten die Leute nur für 
einige Zeit oder für unbestimmte Zeit zu Artelen zusammen. Die Mit- 
glieder wohnen zusammen und führen unter Leitung eines Ältesten ge- 
meinsame Wirtschaft. Die Arbeit nimmt das Artel an, das entsprechende 
Leute an die Arbeitsstelle sendet. Der Gewinn wird gleichmäßig ver- 
teilt. Verschiedene Artele haben eigenes Vermögen angesammelt und 
erheben von neu Eintretenden eine Aufnahmegebühr. Da die Mit- 
glieder unter einander solidarisch haften und Schäden, die ein 
Artelschtschik einem Arbeitgeber zufügt, abarbeiten müssen, so nehmen 
die Artele nur Leute auf, deren Zuverlässigkeit sie kennen. Das Artel 
hält auf Nüchternheit und sorgt im Krankheitsfall für seine Angehörigen 
und für Ersatz auf deren Arbeitsstellen. Es nimmt die Mitglieder, die 
ihre Arbeiten nicht ordentlich verrichten, die Blau machen usw. in 
Strafe, und stößt sie, wenn sie sich nicht bessern, ganz aus (vgl. Stieda: 
Die Artelle in Kußland [Jahrb. f. Nat. u. Stat. Neue Folge. Bd. 6], 
Grünwaldt, C: Das Artelwesen in Rußland [Russische Revue. 
Bd. 4 u. 9.]). 



IV. Kleinkreditanstalten. 



Vierzehntes Kapitel. 
Organisationen and Gesetzgebung. 



Die ersten Darlehnskassen haben die Raskolniki 1 
gehabt, die aus ihnen an bedürftige Gemeindemitglieder Vor- 
schüsse zum Ankauf von Pferden und Geräten gaben. Im 
Gouvernement Bjälostok gab es ebenfalls Gemeinde- 
banken, die zinslose Vorschüsse an hilfsbedürftige Gemeinde- 
mitglieder gewährten. In den OstseeprovLnzen wurden 
nach der Bauernbefreiung in der Zeit von l£fr6— 1818 Ge- 
meindekassen errichtet aus Strafgeldern, Überschüssen und 
Schenkungen. Der Gemeindevorstand verwaltete die Kasse, 
die Darlehen unter Bürgschaft gegen 6 °/o Zinsen gab. Im 
Jahre 1793 2 war bereits eine Bauernbank auf der Insel Oesel 
gegründet worden, die ihr Kapital aus dem Verkauf des Ge- 
treides der Kronmagazine erhielt. Sie gewährte Darlehen 
und unterstützte hilfsbedürftige Bauern. 

Kommunalkassen Seit 1837 wurden auf den Apanage- 
gütern der kaiserlichen Familie Kommunalkassen errichtet, 
die unverzinsliche Darlehen an Bauern auf 3 Jahre gaben. 
Wegen ihres bureaukratischen Betriebs hatten die bis 1861 
eröffneten 122 Kassen geringen Erfolg. 

Spar- und Hilfskassen. Nach dem Reglement von 
1840 konnte bei jedem Wolost 8 eine Spar- und eine Hilfs- 
kasse für die Domänenbauern errichtet werden. Beide Kassen, 
die von einander getrennt gehalten werden mußten, unter- 
standen der Verwaltung der Staatsdomänen. Sie gaben Darlehen 
gegen 6 °/o an Bauern bis 60 Rubel auf 3 Jahre, an Gemeinden 
auf 16 Jahre. 1863 gab es 1726 Spar- und 2899 Hilfskassen; 
erstere hatten 3,3 Millionen Rubel Einlagen, letztere hatten 



1 Sekten, die sich seit dem 16. Jahrhundert von der Staatskirche 
(rechtgläubige, orthodoxe) abzweigten. 

8 V. S. d. G. I, Nr. 25714. 

8 Wolost ist die unterste Verwaltungseinheit, bestehend aus mehreren 
Gemeinden. 
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7,5 Millionen Rubel Vorschüsse gegeben. Da aber die Leute 
fast nie Zinsen gezahlt hatten, so ist die Hälfte der Summe 
auf aufgelaufene Zinsen zu rechnen. Die Verwaltung d#r 
Kassen war meist parteiisch 7 der Gemeindevorstand nutzte 
häufig seine Macht unrechtmäßig aus. 

Dorfbanken. Für die Apanageguts- und Domänen- 
bauern war die Hülfe nicht so nötig wie für die Bauern der 
Gutsbesitzer. Nur vereinzelt waren für sie Anstalten errichtet 
worden. So hatte bereits 1777 der Moskauer Kaufmann Larin 
eine Summe ausgeworfen, von der in seinem Heimatdorfe 
Ljubutsch (Rjäsan) eine Bank errichtet werden sollte, die 1817 * 
genehmigt wurde. Sie gab Darlehen an Bauern gegen 6%. 
Über die Geschäfte sollte genau Buch geführt werden, und 
falls irgend eine Unordnung entstände, sollten die Bücher 
unverzüglich der Moskauer Universität zur Berichtigung ge- 
bracht werden. 

Im Jahre 1820 hatte der Kriegsminister Graf Arka- 
tschejew auf seinem Gut im Nowgorodschen Gouvernement 
für seine Bauern 10000 Rubel für eine Bank gestiftet, die Spar- 
einlagen annahm und Darlehen an arme Bauern zinslos, an 
wohlhabende gegen 6 bis 12°/o gewährte. 

Ein Ukas vom 25. Januar 1883 2 ordnete die Gründung 
von Dorfbanken an, für die im Jahre 1885 Mustersatzungen 
ausgearbeitet wurden. Das Grundkapital — mindestens 300 
Rubel — kann aus den Überschüssen der Gemeinde, durch 
Schenkungen oder zinslose Darlehen von Semstwos oder 
Privaten gewonnen werden. Einlagen dürfen sie bis zur fünf- 
fachen Höhe ihres Kapitals annehmen und Vorschüsse nicht 
über 200 Rubel auf längstens 12 Monate gegen höchstens 12% 
geben. Nach den Normalsatzungen wurden bis 1. Oktober 1903 
863 Dorf banken neu gegründet. Ihre Tätigkeit läßt sich schwer 
feststellen, da ihre Berichte, soweit sie überhaupt eingehen, 
unzulänglich sind. Am 1. Januar 1902 besaßen 582 Banken zu- 
sammen nur 3 Millionen Rubel eigenes Kapital und 5 Millionen 
Rubel Einlagen ; sie hatten 8 Millionen Rubel Vorschuß gewährt. 

Außerdem bestanden die Spar- und Hilfskassen weiter, 
von denen aus 596 Berichten für 1900 sich nur für 372 Kassen 
das Kapital auf 2,53 Millionen Rubel, die Einlagen auf 3,54 
Millionen berechnen lassen. 

Gern ein de küssen in Polen. Bereits seit 1866 waren 
in den polnischen Gouvernements Gemeindekassen mit Hilfe 
von zinslosen Vorschüssen aus dem Kapital, das für gemein- 
nützige Bedürfnisse bestimmt war, gegründet worden. Wenn 
die Kasse aus dem Gewinne ein eigenes Kapital angesammelt 
hat, so muß der. zinslose Vorschuß zur Errichtung neuer 



1 V. S. d. G. I, Nr. 26924. 

2 V. S. d. G. m, Nr. 1336. 

Forschungen 131. — Claus. 
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Kassen verwendet werden. Bis zum Jahre 1901 entstanden 
auf diese Weise 872 Kassen. Außer diesen waren 447 Kassen 
aus verschiedenen Mitteln errichtet worden, sodaß im ganzen 
1319 in 1281 Gemeinden in Tätigkeit waren. Nur 4 Gemein- 
den hatten keine Kassen. Sie werden vom Dorfältesten und 
2 gewählten Mitgliedern verwaltet; die Revision üben 3 ge- 
wählte Hofbesitzer aus. Sie unterstehen der Verwaltung der 
Bauernangelegenheiten, die die Kassen einmal jährlich durch 
einen Kommissar prüfen läßt. 

Nach den Bestimmungen, die im Jahre 1884 für sie er- 
lassen wurden, geben sie gegen Verpfändung von Land Dar- 
lehen an kleine Landwirte, die zu der Gemeinde gehören, 
auf 12 Monate in Höhe von 100—200 Rubel gegen 8 °/o Zinsen. 
Da sie keinen Personalkredit gewähren, haben sie für den 
ärmsten Teil der Dorfbevölkerung keine Bedeutung. Sie 
nehmen Einlagen und können die Einnahmen aus den Geld- 
strafen, welche die Gemeinde verhängt, den Kassen zuführen. 
Die 1319 Kassen hatten im Jahre 1902 8 Millionen eigenes 
Kapital und 15 Millionen Einlagen. 

Seit 1873 wurden die Vorschuß- und Hilfskassen 
des Gouvernements Mohilew auf Veranlassung der 
Verwaltung errichtet. Sie geben jedem Glied der Gemeinde 
Vorschüsse bis 10 Rubel, für je weitere 20 Rubel muß ein 
Bürge gestellt werden. Im Jahre 1901 gab es 145 Kassen, 
die mit solchem Erfolg arbeiteten, daß sie ihr Kapital um das 
Vierfache vergrößert und auf 1 Million Rubel gebracht 
hatten. 

Hier sind endlich noch drei Banken besonderen Typs zu 
erwähnen. Die Bank der Gräfin Branitzka im Dorf Bjälga 
Zerkow (Gouvernement Kiew). Die Gräfin hatte 1838 zur 
Verbesserung der Lage ihrer Bauern 285 700 Rubel bestimmt, 
aus deren Zinsen 1880 eine Bank mit 91000 Rubel Kapital 
errichtet wurde. Sie gibt Vorschüsse unter Bürgschaft, zum 
Ankauf von landwirtschaftlichen Maschinen, sowie unter Ver- 
pfändung von Land, Waren, Wertpapieren und Produkten auf 
Va — 25 Jahre gegen 6 — 12°/o. Am 1. Januar 1900 hatte sie 
210000 Rubel eigenes, 6000 Rubel Reservekapita] . — Die 
Alexander-Bauernbank in Sumsko wurde 1885 von 
J. H. Charitonenko durch Schenkung von 50000 Rubel er- 
richtet; sie untersteht dem Semstwo, das ihre Verwaltung er- 
nennt. — Die Bank für Hausindustrielle (Kustare) des 
Semstwo von Perm 1 wurde 1893 eröffnet. Sie gibt Dar- 



1 jJie Hausindustrie, die für Kußlani mit seinen langen Wintern 
und teilweise wenig ertragreichen Böden sehr wichtig ist, hat eine be- 
sonders große wirtschaftliche Bedeutung für das Gouvernement Penn. 
Dort zählt man nach den Nachrichten für Handel und Industrie (Berlin, 
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lehen an einzelne Handwerker, die keine Arbeiter beschäftigen, 
unter Bürgschaft, sowie an Artele unter solidarischer Haft 
der Mitglieder. Den Aufsichtsrat ernennt die Semstwo- Ver- 
sammlung; die Geschäfte führt die Verwaltung, bestehend aus 
3 Mitgliedern. Ihr Kapital betrug am 1. Januar 1901 140000 
Rubel. 

Im Jahre 1903 haben 3 weitere Semstwos die Genehmigung 
erhalten, derartige Banken zu eröffnen. 

Spar- und Leihgenossenschaften. Den ersten 
Versuch zur Einführung der Spar- und Leihgenossenschäft 
nach dem Muster der Schulze-Delitzschen Vereine in Deutsch- 
land machte der Gutsbesitzer Luginin auf seiner Besitzung 
Roschdestwensk im Gouvernement Kostroma. Nach vielen 
Mühen gelang es ihm, einige Bauern dahin zu bringen, eine 
Genossenschaft zu bilden, der er einen zinslosen Vorschuß 
von 1000 Rubel auf 10 Jahre gewährte. Die Satzungen dieser 
Genossenschaft wurden im Jahre 1865 x bestätigt. Die Bauern 
sahen in dem Unternehmen des Gutsherrn erst einen Versuch, 
clie Verluste, die ihm die Bauernbefreiung gebracht hatte, 
wieder einzuholen; als aber den Mitgliedern am Schluß des 
Jahres ein Gewinn zufiel, wurde die Genossenschaft rasch 
beliebt. Eine zweite derartige Genossenschaft wurde im Jahre 
1869 gegründet, die Spar- und Leihkasse in Fallin in Lffland, 
deren Satzungen am 21. März 1869 2 bestätigt wurden. Gleich- 
zeitig wurde der Finanzminister ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Minister des Innern Spar- und Leihgenossenschaften 
nach dem Muster der beiden bestehenden zu genehmigen. 
Bis zum Jahre 1871 waren im ganzen 16 gegründet worden. 

Die Satzungen der Kassen und der Genossenschaften 
waren ziemlich gleich. Bei beiden haften die Mitglieder un- 
beschränkt mit ihrem Vermögen im Verhältnis ihres Anteils, 
nur bei einigen bis zum zehnfachen Betrag desselben. Der 
Anteil, meist 50 Rubel, wird nach und nach eingezahlt. Mit- 
glieder können Personen beiderlei Geschlechts, auch Artele 
werden. Die Genossenschaften geben Personalkredit bis zum 
IV2 fachen Betrag des Anteils, darüber hinaus muß Bürgschaft 
geleistet werden; der Höchstbetrag ist in den einzelnen 



4. Oktober 1906) über 30 verschiedene Zweige der Hausindustrie, die 
etwa 12000 Arbeiter beschäftigt und jährlich gegen 4V2 Millionen Rubel 
umsetzt. Die Hausindustrie bildet das notwendige Hilfsgewerbe für 
die ackerbautreibende Bevölkerung und liefert der Fabrikbevölkerung 
das einzige Existenzmittel, wenn die Werke die Betriebe einstellen oder 
einschränken. 

Das Wort Kustar = Hausindustrieller weist auf die Holzver- 
arbeitung hin (Kusfl = Strauch). Eecht geschmackvolle, teilweise 
künstlerische Arbeiten sieht man im Kustarmuseum in Moskau, durch 
das der Verkauf der Waren organisiert werden sollte. 

1 V. S. d. G. II, Nr. 42598.] tri* -1 ^ , t . ;". www . i f* ^4^ 
J» V. S. d. G. n, Nr. 46879.J 1, . 'i h f . : f . 'LN-J. fcx4o4^v>t/ 
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Satzungen verschieden festgelegt. Den Kassen ist eine Grenze 
der Vorschußhöhe nicht vorgeschrieben. Da sie so größere Ge* 
Schäfte betreiben können, sind sie mehr in Städten errichtet; 
sie beschränken sich ausschließlich auf die drei baltischen Pro* 
vinzen. Einige, deren Geschäftskreis einen sehr großen Um* 
fang angenommen hatte, sindin Gegenseitige Kreditgesellsehaften 1 
umgewandelt worden. Die Genossenschaften sind mehr auf 
dem Lande zu Hause. Beide dürfen Einlagen auch von Nicht- 
xnitgliedern annehmen bis zur Höhe des fünffachen Kapitals. 
5°/o des Reingewinns müssen zur Bildung eines Reservefonds 
verwendet werden. Verwaltung und Aufsichtsrat werden bei 
den Vereinen von der Versammlung gewählt, bei den Kassen 
besteht kein Aufsichtsrat. 

Die Einführung der Spar- und Leihgenossenschaften war 
nicht leicht; Bauern, die erst ein Jahrzehnt von der Leib- 
eigenschaft befreit, die nie zur Fürsorge erzogen waren y 
schlössen sich schwer zur Selbsthilfe zusammen; die Armut 
der Bauern war ein weiteres Hindernis. Auch suchten die 
ländlichen Wucherer, aus deren Klauen die Bauern durch die 
Genossenschaften befreit werden sollten, diese mit allen mög- 
lichen Mitteln zu vereiteln. 

Zwei Broschüren, die im Jahre 1870 erschienen, forderten 
die Gouvernements- und Kreissemstwos auf, die Förderung 
des Kleinkredits in die Hände zu nehmen. Diese nahmen 
sich auch der Sache im Anfang mit großem Eifer an. Von 
360 Semstwos unterstützten 67 Spar- und Leihgenossenschaften. 
Einige Semstwos beriefen Versammlungen der Leiter der Ge- 
nossenschaften und unterwiesen sie in der Geschäftsführung. 
Ende der 1870er Jahre ließ der Eifer der Semstwos nach; 
die Hälfte der Genossenschaften war durch ihre Bemühungen 
entstanden. 

Eine weitere Förderung erfuhr das Kleinkreditwesen durch 
die Moskauer Kaiserliche Landwirtschaftliche Gesellschaft. Auf 
Anregung des Fürsten Wassiltschikow setzte der aus Anlaß des 
Jubiläums der Gesellschaft Ende 1870 in Moskau tagende Kon- 
greß der russischen Landwirte einen Ausschuß zur Untersuchung 
der Frage des Kleinkredits ein. Aus diesem ging das „Komitee 
ftirländlicheSpar-und Leihgenossenschaften und 
gewerbliche Genossenschaften bei der Moskauer 
Kaiserl. Landwirtschaftl. Gesellschaft", das im 
September 1871 bestätigt wurde, hervor. Dieses Komitee ar- 
beitete Mustersatzungen aus, die es verbreiten ließ. Es wendete 
sich auch an den Finanzminister mit der Bitte, den Genossen- 
schaften Betriebsmittel zur Verfügung zu stellen, da die Be- 
völkerung zu arm sei, um sie sich selbst zu verschaffen. Darauf 



1 Diese sind Banken, für welche die ganze Bankgesetzgebung gilt, 
während die Genossenschaften nur die Anforderungen zu erfüllen haben, 
die an die Klein kr editanstalten gestellt werden. 
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wurde die Staatsbank am 25. Februar 1872 angewiesen, den 
Genossenschaften auf 9 Monate Kredite zu eröffnen, wenn sie 
einen Rechenschaftsbericht bereits gegeben haben. Ende der 
80 er Jahre benützten diesen Kredit nur 200, 1901 nur 65 Ge- 
nossenschaften. 

Das Komitee gab ein Handbuch zur Anleitung für die 
Gründung von Genossenschaften heraus, und ließ die Satzungen 
und Gesuche an den Finanzminister drucken, sodaß sie nur 
unterschrieben zu werden brauchten; ferner ließ es eine An- 
weisung für Buchhaltung und Rechnungswesen ausarbeiten 
und sendete an die bestehenden Genossenschaften Rechenschafts- 
berichtsformulare. Durch die Bemühungen des Komitees, das 
von der Regierung einen Zuschuß erhielt, wurden viele Ge- 
nossenschaften gegründet. 

Auch die jüdische Kolonisations-Gesellschaft, 
die im Jahre 1896 gegründet wurde, um den Ackerbau unter 
den Juden zu verbreiten und die Lage der jüdischen Land- 
wirte zu heben, hat sich an der Gründung von Spar- und 
Leihgenossenschaften beteiligt. Die Gesellschaft hat ihren Sitz 
in Paris, in Petersburg gibt es ein Zentralkomitee; sie ver- 
fügt über große Mittel. Unter den jüdischen Siedlungen im 
Nordwestgebiet, die in den Jahren 1836 bis 1853 durch die 
Regierung auf Kronland entstanden, suchte die Gesellschaft 
erst einen Zusammenschluß zustande zu bringen. Die ersten 
Spar- und Leihgenossenschaften wurden im Gouvernement 
Minsk im Jahre 1901 ins Leben gerufen ; sie geben den Kolo- 
nisten Maschinen auf Abzahlung, Saatgut, künstlichen Dünger 
und auch bares Geld. Es sind eine Reihe Genossenschaften vorbe- 
reitet worden, doch erhielten nur einige von ihnen die Bestätigung. 

Im Jahre 1896 wurden Mustersatzungen für die Sp ar- 
und Leihgenossenschaften erlassen, und die Grün- 
dungen nahmen darauf etwas zu. Bis zum 1. Januar 1903 
waren 884 Genossenschaften eingegangen oder genehmigt, aber 
nicht in Tätigkeit getreten. Die Bauern haben selbst sehr 
häufig als Grund des Eingehens angegeben: „Weil keiner von 
uns lesen kann." Am 1. Januar 1905 gab es 934 Genossen- 
schaften mit 370000 Mitgliedern. Das Anteilskapital betrug 
bei 885 Genossenschaften 13,45, der Reservefonds 3,37, die 
Einlagen 30,32 Millionen Rubel, ausgeliehen hatten sie 47,61 
Millionen Rubel. 

Manchmal bekommen die Dorfwucherer die Genossen- 
schaften in ihre Hände und benutzten das bei der Genossen- 
schaft erhaltene Geld zum Wuchern; dann bringt die Ge- 
nossenschaft nur Unheil statt Segen. Derartige schlechte 
Erfahrungen haben viele zu Gegnern der Spar- und Leihgenossen- 
schaften gemacht 1 . 

1 Auch bei sonstigen genossenschaftlichen Einrichtungen haben 
sich derartige Mißbräuehe herausgestellt. So gründen zum Beispiel die 
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Kreditvereine. Durch den Ukas vom 1. Juni 1895 1 
wurde eine neue Art Kleinkreditanstalten geschaffen, die 
Kreditvereine. Sie erhielten ihr Kapital nicht durch die Ein- 
zahlungen der Mitglieder, wie die Spar- und Leihgenossen- 
schaften, sondern durch die Staatsbank oder durch freiwillige 
Gaben einzelner Personen oder Körperschaften. Im folgenden 
Jahre wurden zwei Mustersatzungen für sie herausgegeben; 
die einen waren für Kreditvereine im allgemeinen, die andern 
für solche, die durch die Staatsbank errichtet werden, be- 
stimmt. Am 1. Oktober 1906 hatten 1084 Kreditvereine, von 
denen die meisten von der Staatsbank, einige von den Semst- 
wos ins Leben gerufen waren, 2,47 Millionen Kapital, 7,03 
Millionen Einlagen und 3,58 Millionen geliehen und 11,99 Mil- 
lionen Rubel Vorschüsse gegeben. 

Einen ganz lokalen oder ständischen Charakter haben die 
Leihkassen der Steppengebiete (Baschkiren und Kirgisen), 
die Leihkassen für das Kosakenheer und die Leihkassen 
des Turkestangebietes. 

Verbände. Durch Ukas vom 21. April 1901 2 wurde 
der Berdjansker- Verband der Spar- und Leihgenossenschaften 
und Kreditvereine bestätigt; er umfaßt die Genossenschaften 
der Krim, wo sie besonders entwickelt sind 8 . Zugleich wurde 
der Finanzminister ermächtigt, nach den Satzungen dieses 
Verbandes weitere zu bestätigen. Die Verbände haben bis 
jetzt nicht die Befugnis, den Geldausgleich zwischen den ein- 
zelnen Kassen zu übernehmen. Es ist jedoch beabsichtigt, 
ihnen die Annahme von Einlagen und Gewährung von Dar- 
lehen an Genossenschaften zu gestatten, wodurch sie die Funk- 
tionen von Zentralkassen übernehmen würden. 

Verwaltung der Kleinkreditanstalten. So mannig- 
fach die Kleinkreditanstalten waren, ihre Bedeutung und ihre 
Erfolge waren außerordentlich gering. Die Kommission für 
die Bedürfnisse der Landwirtschaft, die im Jahre 1902 ein- 
gesetzt wurde, beschäftigte sich auch mit der Frage des Volks- 
kredits. Auf ihre Veranlassung wurde, um die Pflege des Klein- 
kreditwesens einheitlich zu gestalten, durch Ukas vom 7. Juni 1904 
die Verwaltung der Kleinkreditanstalten 4 ge- 
schaffen, der alle Genossenschaften, Kassen und Vereine unter- 
stellt wurden. Bis dahin hatten die Dorfbanken der Land- 
bemittelteren Dorfgenossen eine Molkereigenossenschaft; sie haben ea 
dann ganz in der Hand, die Milchpreise noch mehr zu drücken, als ea 
früher der Fall war (vergl. Grünwaldt, Das Artelwesen in Rußland. 
Bussische Revue. Bd. 9. S. 120). 

* V. S. d. G. m, Nr. 11756. 
« V. S. d. G. III, Nr. 19961. 

8 Totomjanz: Die Genossenschaftsbewegung in Bußland (Ge- 
nossenschaftliche Volksbücher Nr. 3, Hamburg 1904. 

* Gesetz über den Kleinkredit. Finanzbote 1904. Nr. 29. Tätig- 
keit der Verwaltung der Kleinkreditanstalten. Finanzbote 1907. Nr. ß. 
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wirtschaftsabteilung des Ministeriums des Innern unterstanden, 
die Kreditvereine der Staatsbank und die Spar- und Leih- 
genossenschaften der besondern Kanzlei für Kreditangelegen- 
heiten im Finanzministerium. Diese „Verwaltung" setzt sich 
aus Gouvernementskomitees und einem Zentralkomitee zu- 
sammen. In letzteres entsenden alle beteiligten Ressorts Ver- 
treter, nämlich die Ministerien des Innern, der Finanzen, des 
Kriegs, der Justiz, der Landwirtschaft und Domänen und die 
Staatskontrolle. Den Vorsitz führt ein Vertreter des Ver- 
waltungsrats der Staatsbank, aus deren Gewinn die Kosten 
der Verwaltung gedeckt werden. Dieser Verwaltung wurde 
die Förderung des Kleinkredits übertragen; zugleich wurden 
neben den bestehenden Spar- und Leihgenossenschaften und 
Kreditvereinen noch ländliche Gemeindespar- und Leihkassen 
und Semstwo-Kleinkreditkassen geschaffen. Ein Entwurf von 
Satzungen über letztere ging den Semstwos zur Begutachtung 
zu. Am 14. September 1905 wurden die Mustersatzungen der 
Spar- und Leihgenossenschaften, am 5. Dezember 1905 die 
der ländlichen Gemeindespar- und Leihkassen und im Juni 
1900 die der Semstwo-Kleinkreditkassen bestätigt, die von der 
Verwaltung ausgearbeitet worden waren. 

Vom 1. September 1904 bis 1. Januar 1907 wurden 955 
Kreditvereine genehmigt, die meist von der Staatsbank 1000 bis 
2000 Rubel Kapital erhielten; 46 wurden von Semstwos unter- 
stützt. Spar- und Leihgenossenschaften wurden während dieser 
Zeit 139 eröffnet, von denen 15 Darlehen von der Verwaltung 
als Grundkapital nahmen. Gemeinde-Spar- und Leihkassen 
wurden 67 errichtet, davon 54 auf Grund der Satzungen für 
Doribanken vom Jahre 1885. Semstwokassen für Kleinkredit 
wurden 15 bestätigt, von denen 7 von der Verwaltung Vor- 
schüsse erhielten. 

Nach den Angaben der Verwaltung hatten (in 1000 Rubel) : 



Grund- u. 
Reserve- 
kapital 



Ein- 
lagen 



Ge- 
liehen 



Aus- 
geliehen 



1084 Kreditvereine, 1. Oktober 1906 

885 Spar- u. Leihgenossenschaften, 

1. Januar 1905 

754 Dorfbanken, 1. Januar 1904 
2497 Spar- und Hilfskassen, 1. Ja- 
nuar 1904 

161 Kommunalkass. d. Apanagen- 
bauern, 1. Januar 1904 . . 
32 Kassen für die Kirgisen . . 
92 Kassen für die Baschkiren . 



2481 

16 828 

4588 

14848 

1005 

96 

671 



7 037 
30 321 



3586 
5 301 



7 963 

11897 

192 

5 



11999 

47 617 

12416 

24351 

1423 

70 

406 
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Die „Verwaltung" unterstützte ferner die Herausgabe der 
„Chronik für Kleinkreditanstalten" und gab volkstümlich ge- 
haltene Brochüren zur Belehrung der Bauern über den Nutzen 
der Kassen und die Einrichtung derselben heraus ; sie förderte 
auch die Kongresse der Vertreter der Kleinkreditanstalten 
und suchte solche zu veranlassen. 

Den Kleinkreditanstalten wurden dieselben Vorrechte ver- 
liehen, welche die Sparkassen genießen ; ihre Einlagen wurden 
von der Kapitalrentensteuer, ihre Geschäfte von der Stempel- 
steuer befreit. Sie sollten mehr die Ersparnisse der kleinen 
Leute anziehen und diese nicht allein den Reichssparkassen 
zufließen lassen, die sie für Zwecke verwenden, die den Ein- 
legern fern liegen. Die Verpflichtungen dürfen das Zehnfache 
des Kapitals nicht übersteigen ; während bei den Aktienbanken 
die Verpflichtungen das fünffache nicht überschreiten dürfen, 
wurde ihnen, wie den Gegenseitigen Kreditgesellschaften, der 
zehnfache Betrag erlaubt, da angenommen wurde, daß sie 
ihre Schuldner besser kennen als die Großbanken, deshalb 
sicherer arbeiten, und die Einleger weniger Gefahr laufen. 

Die Inspektion der Kleinkreditanstalten, die bis zum 
Jahre 1904 recht mangelhaft war, wurde durch das Gesetz 
verschärft. Die Staatsbank stellte jetzt ausschließlich für die 
Revision der Kleinkreditanstalten bestimmte Inspektoren an; 
im Jahre 1906 waren 82 tätig. 

Beurteilung. Diese Kleinkreditanstalten, die gerade 
in Rußland so segensreich wirken könnten, stehen, so mannig- 
facher Art sie sind, zum großen Teil lediglich auf dem Papier. 
Hat auch die Zahl der Anstalten sowie deren Betriebsmittel 
und die von ihnen gewährten Darlehen zugenommen, besonders 
seit die Verwaltung der Kleinkreditanstalten geschaffen wurde, 
so ist der Erfolg doch bis jetzt als sehr gering zu bezeichnen. 
Spielt das bare Geld auch auf dem Lande eine ganz andere 
Rolle als in der Stadt, können dort schon wenige Rubel viel 
Gutes stiften, so ist nicht außer Acht zu lassen, daß ein großer 
Teil der Darlehen, die die Kassen auf der Aktivseite nach- 
weisen, lediglich aufgelaufene Zinsen sind, während die Kapitale 
zum Teil überhaupt nicht zurückgezahlt werden; aus Mangel 
an Mitteln können die Kassen dann überhaupt keine Tätig- 
keit entfalten. Die Zeiten, die Rußland jetzt durchgemacht 
hat, waren allerdings wenig geeignet für die Entwickelung 
des Kleinkredits, und die Wirksamkeit der im Jahre 1904 ge- 
schaffenen Verwaltung kann nach den bisherigen Erfolgen 
nicht, beurteilt werden. 

Auf alle diese Kassen, besonders auf die Spar- und Leih- 
genossenschaften wurden die übertriebensten Hoffnungen ge- 
setzt. Aber hält es oft schon in Deutschland bei seinem 
Schulzwang schwer, die geeigneten, genügend gebildeten Leute 
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zu finden, die eine Genossenschaft leiten und die geringe not- 
wendige Buchführung übernehmen können, so ist das noch 
viel mehr in Rußland der Fall, dessen Landbewohner zum 
größten Teil Analphabeten sind 1 . Einzelne Gutsbesitzer 
haben sich der Sache angenommen, und auch die Semstwos 
haben viel getan. Aber Bauern, die weder lesen, schreiben 
noch rechnen können, die jeglichem Fortschritt in der Be- 
triebsmethode also fern stehen müssen, sind unsichere 
Schuldner; und so lange die Klassen, für die die Kleinkredit- 
anstalten geschaffen sind, in tiefster Unbildung gehalten 
werden, ist ein Gedeihen derselben kaum möglich. 



1 Im ganzen Reich waren 78,9 °/o aller Einwohner Analphabeten; 
läßt man die Städte unberücksichtigt, so waren 82,6% der ländlichen 
Bevölkerung des Lesens und Schreibens unkundig (vergl. Erste all- 
gemeine Volkszählung im russischen Beich. 1897. Petersburg 1905). 



V. Die Arbeitsteilung im russischen Bankwesen. 



Fünfzehntes Kapitel. 
Kreditbillete, Depositen, Kontokorrentguthaben. 



Die Schaffung der Umlaufsmittel hat in 
Rußland mit ganz geringen Ausnahmen der Staat in die 
Hand genommen. Nicht nur die metallischen Umlaufsmittel, 
sondern auch die Papierumlaufsmittel wurden vom Staate 
geschaffen. Als das schwerfällige Kupfergeld einen Ersatz 
forderte, wurden im Jahre 1768 die Assignaten in Um- 
lauf gesetzt, die anfänglich lediglich Geldzertifikate waren, 
da ihr Gegenwert in den beiden Assignatenbanken in 
Metall hinterlegt war. Bald aber wurden sie zum Kredit- 
mittel für die Regierung, die einen größern Betrag in 
Umlauf setzte als dem Einlösungsfonds entsprach. Es wurde 
zuerst die Einlösung gegen Silber, dann auch die gegen Kupfer 
eingestellt, und damit waren die Assignaten Papiergeld ge- 
worden. 

Im Jahre 1810 versuchte Rußland die Silberwährung ein- 
zuführen; aber zwei Jahre später bereits wurden die Assig- 
naten zum gesetzlichen Zahlungsmittel zum Tageskurs erklärt. 
Erst 1839 wurde unter Finanzminister Kankrin der Silber- 
rubel wieder zum alleinigen gesetzlichen Zahlungsmittel er- 
hoben und den Assignaten ein fester Kurs gegeben, nämlich 
S 1 h Rubel Assignaten = 1 Rubel Silber; gleichzeitig wurde 
die Einlösung gegen Silber wieder aufgenommen. Von 1843 
an wurden die Assignaten gegen die neugeschaffenen Staats- 
kreditbillete und gegen Silber eingezogen. 

Eine besondere Art Umlaufsmittel, die Depositenbillete, 
wurde im Jahre 1839 eingeführt. Diese Billete gab die Depo- 
sitenkasse der Kommerzbank gegen Einlage von Metall aus; 
sie waren vollmetallisch gedeckt und jedereit einlöslich. Von 
1843 an wurden sie wieder eingezogen. 

Banknoten auf Grund von Hypotheken waren die Kredit- 
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billete, die gemäß dem Ukas vom 1. Juli 1841 von der Staats- 
leihbank und von den beiden 1772 gegründeten Depositenkassen 
der Waisenräte ausgegeben wurden. Diese Ereditbillete waren 
x /e in Bar, sonst durch die den 3 Banken verpfändeten Hypo- 
theken und deren sonstige Aktiva gedeckt. Diese beiden 
letzten Arten von Umlaufsmitteln waren in der Hauptsache in 
Moskau und Petersburg im Verkehr. 

Assignaten, Depositenbillete und Kreditbillete wurden von 
1843 an von der Verwaltung der Staatskreditbillete gegen 
neue Staatskreditbillete umgetauscht. Der für den Umtausch 
nötige Betrag der Staatskreditbillete sollte bis zu Ve, die darüber 
hinausgehende Emission Rubel für Rubel in Metall gedeckt 
sein. Sie hatten Zwangskurs zur Parität mit dem Silber und 
waren jederzeit einlösbar. Sie waren vom Staate ausgegeben, 
welcher die 5 /e des Betrags des Kontingents durch seinen Besitz 
sicher stellte. Die Kreditbillete waren also keine Banknoten, 
sondern einlösliches Papiergeld mit Zwangskurs. Durch den 
Krimkrieg wurden die Kreditbillete uneinlöslich. 

Mit der Gründung der Staatsbank wurde dieser die Ver- 
waltung der uneinlöslichen Staatskreditbillete übertragen. Sie 
waren auch jetzt keine Banknoten, denn die Bank verwaltete 
nur die Billete und gab sie nicht selbständig aus. Die 
Emission erfolgte noch immer für die Bedürfnisse der Staats- 
kasse. Um dieser Vorschüsse während des Türkenkrieges 
(1877/78) machen zu können, erfolgte eine Kreditbillet-Emission, 
die als „zeitweilige" bezeichnet wurde; diese Billete gab nicht 
der Staat, sondern die Bank aus, sie waren also Banknoten, 
die aber ebenfalls den Bedürfnissen des Staates dienten. Zur 
Befriedigung der Bedürfnisse des Handels und der Industrie 
wurden erst 1888 Kreditbillete emittiert, die Rubel für Rubel 
in Gold gedeckt waren. 

Durch Wittes Reform wurden die Staatskredit- 
billete zu einlösbaren Banknoten, die bis zum Be- 
trag von 600 Millionen Rubel zur Hälfte, darüber hinaus 
Rubel für Rubel in Gold gedeckt sein müssen. 

Für Rußland spielen die Kreditbillete, die Noten der 
Staatsbank, eine größere Rolle als die Noten in den westlichen 
Staaten. Als Kreditmittel kommen sie nur für den Be- 
trag von 300 Millionen Rubel in Betracht, da die Emissionen 
über 600 Millionen Rubel voll in Gold gedeckt sein müssen. 
Bei der geringen Menge der Umlaufsmittel spielen sie aber 
als solche eine große Rolle. Abrechnungswesen, Kassenführung, 
Scheckverkehr — also metallsparende Zahlungsmethoden — 
sind in Rußland noch verhältnismäßig sehr wenig ausgebildet. 
DuTch die große Entfernung und den langsamen Gang des 
Handels im Reiche läuft das Geld auch weniger rasch um, 
es werden also verhältnismäßig mehr Umlaufsmittel gebraucht. 

Seit die polnische Bank von der Staatsbank übernommen 
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wurde, hat diese als einzige Anstalt Noten ausgegeben , ab- 
gesehen von dem verhältnismäßig geringen Betrag, den die 
Russisch- Chinesische Bank emittiert hat, und der auf chine- 
sischem Gebiete umläuft. 

Es waren am 1. Januar 1905 im Verkehr; 

Stück Prozent Summe Prozent 



alte Noten 





241812 Rubel — 


1 Rubel 


13136935 16,7 


13136935 


M 


3 „ 


37961101 48,2 


113883303 


12,2 


5 . 


10590638 13,4 


52953190 


5,7 


10 , 


4661556 5,9 


46615560 


5,0 


25 , 


• 7482572 9,5 


187064300 


. 20,1 


50 , 


829708 1,1 


41485400 


4,5 


100 „ 


3947905 5,0 


394790500 


, 42,5 


500 „ 


159658 0,2 


79 829000 


8,6 




78770073 100,0 


930000000 Rubel 100,0 



Den größten Betrag liefern die 100-Rubelscheine, nämlich 
42,5 °/o des Umlaufs. Nicht unbeträchtlich ist jedoch auch die 
Summe der kleinen Noten. Dabei ist vielleicht kein Volk 
weniger geeignet, kleine Scheine im Verkehr zu haben, als 
das russische. Der Russe faltet gewöhnlich die Note so viele 
Male zusammen, wie es nur irgend geht. Da die Bruchstellen 
den Schmutz leichter annehmen als die glatten Flächen, werden 
die Scheine sehr leicht schmutzig; sie zirkulieren ja aucfy, 
da sie auf so kleine Beträge wie 1 und 3 Rubel lauten, an- 
stelle der Silbermünzen beim ärmeren Volk; die großen 
Scheine werden wohl meist in Notentaschen, die kleineren 
aber mit dem Metallgeld zusammen im Geldbeutel getragen, 
werden also leichter schmutzig. Es sind eine große Menge 
Kreditbillete im Umlauf, bei denen man vor Schmutz kaum 
den Druck erkennen kann. Die Gefahr, die diese Scheine 
durch Krankheits Übertragung bieten, ist außerordentlich groß. 
Bei der großen Ausdehnung des Reiches und dem langen 
Umlauf der Noten — je kleiner sie sind, desto länger halten 
sie sich im Verkehr, je größer, desto eher kehren sie zur 
Ausgabestelle zurück — ist ein häufiger Umtausch der be- 
schmutzten gegen neue nicht leicht zu ermöglichen. 

Die Kreditbillete erfreuen sich einer großen Beliebtheit 
beim Publikum, das sie mit Diminutiven und Kosenamen 
benennt. 

Die Kreditbillete der russischen Staatsbank sollen noch 
leichter zu fälschen sein als die der Bank von England; es 
kommen auch viel Fälschungen vor, die im Ausland abgesetzt 
und erst entdeckt werden, wenn sie an die Kassen der Staats- 
bank kommen. Die Revolutionäre haben dies mehrfach aus- 
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genutzt; während der polnischen Erhebung wurden von den 
Aufständigen falsche Kreditbillete in Umlauf gesetzt; auch in 
den letzten Jahren soll dies mehrfach von den Revolutionären 
versucht worden sein. Sie erreichen dadurch zweierlei: sie 
schädigen den Kredit des Staates und verschaffen sich 
Mittel 1 . 

Neben diesen 930 Millionen Rubel Kreditbillets waren 
am 1. Januar 1905 683,6 Millionen Rubel Goldmünzen und 
123 Millionen Rubel Silbermünzen im Umlauf (auf 143,98 Mil- 
lionen Einwohner am 1. Januar 1905) ; über die Hälfte, näm- 
lich 362,5 Millionen Rubel der Goldmünzen waren 5 -Rubel- 
stücke, von den Silbermünzen waren 93 Millionen 1- Rubel- 
stücke und 29 Millionen Va - Rubelstücke. Seit 1897 ist der 
Verkehr mit Goldmünzen getränkt worden, der sie erst nicht 
nehmen wollte. Bis zum Jahr 1904 stieg das Gold im Ver- 
kehr bis auf 773,3 Millionen Rubel, während des Krieges 
nahm das Gold im Verkehr etwas ab, 1906 war es aber wieder 
auf 837,8 Millionen Rubel gestiegen. 

Außer den Noten und dem Metallgeld sind noch Kupons 
und Schatzscheine (Serien genannt, weil sie in Serien aus- 

! fegeben werden) in großer Zahl als Zahlungsmittel im Um- 
aufe. Die Schatzscheine besonders sind als Zahlungsmittel 
sehr beliebt. Sie tragen 3 und 3,6 °/o Zinsen, haben etwa die 
Größe der deutschen Tausendmarkscheine und sind mit jähr- 
lichen Kupons versehen. Diese sind klein und sitzen am 
Stück, also nicht an einem besonderen Kuponbogen. 

Die Serien sind in Stücken zu 50 und 100 Rubeln aus- 
gegeben und müssen von den Staatsrenteien und der Staats- 
bank zu pari zuzüglich der Zinsen bis zum 1. des laufenden 
Monats in Zahlung genommen werden. Die Zinsen sind bei 
den 3,6 °/o Serien leicht zu berechnen; sie machen pro 
100 Rubel und pro Tag 1 Kopeke aus. Die Serien sind, da 
sie Umlaufsmittel sind und Zinsen bringen, ein sehr bequemer 
Kassenbestand. Sie werden gerne bei Zahlungen verwendet, 
bei denen der Empfänger froh ist, überhaupt Geld zu be- 
kommen; dann fehlen oft mehrere Kupons, die dem Zahler 
zu Gute kommen, da der Empfilnger keinen Abzug machen 
kann, wenn er den Kunden nicht verlieren will. Die Ver- 
wendung der Serien und Kupons bei Zahlungen entspringt 
nicht allein dem Mangel an Zahlungsmitteln, sondern meist 
der kleinlichen Absicht, an der Zahlung etwas zu „reißen"; 
in Petersburg trifft man sie nicht so häufig wie z. B. in 
Moskau. Am 1. Januar 1905 waren ca. 250 Millionen Rubel 

1 Ende November 1907 wurde in Berlin ein Lager der russischen 
[Revolutionäre entdeckt, in dem 19000 Bogen Papier gefunden wurden, 
wie es zur Herstellung von 3 Rubelnoten verwendet wird; aus dem 
Papier hätten sich 152000 Scheine, also fast l l% Million Rubel ver- 
fertigen lassen. 
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3 und 3,6 °/o Serien im Verkehr; nicht alle dienen jedoch 
als Umlaufsmittel, 40 Millionen z. B. waren im Besitz der 
Sparkassen. 

Die Mittel der Handelsbanken, mit denen sie 
ihrer Hauptaufgabe, der Versorgung der gewerblich tätigen 
Welt mit dem nötigen Kredit, nachkommen, sind zwei- 
facher Art: einmal sind es die eigenen Kapitalien, also 
das vom Staat, von den Städten, von den Aktionären oder 
von den Mitgliedern aufgebrachte Grund- oder Aktienkapital 
und der aus den Gewinnen gebildete Reservefonds, das andere 
Mal fremde Kapitalien, die Depositen und die Konto- 
korrentguthaben der Kunden der Banken. Am 1. Januar 1905 
betrugen (in 1000 Rubel): 



bei der Staatsbank . . 
„ 38 Aktienbanken . 
„ 217 Gegenseitigen 
Kreditgesellschaften 
„ 264 Stadtgemeinde- 
banken 1 . . . . 



Grund« u. 
Reservekapital 

. 55000 
. 269434 



45660 
44980 



Depositen 

52917 
274224 

110795 

87414 



Kontokorrent- 
guthaben 

245919 
612285 

123410 

21458 



415074 



525350 1003072 



Es sind hier sämtliche Einlagen (ewige, ohne und mit 
Kündigungsfrist) und die Kontokorrentguthaben aller 
Art zusammengestellt, bei der Staatsbank jedoch die Guthaben 
der Regierung ausgelassen. Die Zahlen zeigen, daß die Aktien- 
banken, die jüngste Bankart, die größten Kapitalien zu- 
sammenfassen. 

Der ersten Aufgabe der Banken, der Einsammlung 
der zeitweilig nicht verwendeten Kapitalien beim Publikum, 
stellen sich in Rußland viele Hindernisse entgegen. Der Kapital- 
reichtum des Landes ist nicht groß, die Bildung des Volkes 
ist verhältnismäßig niedrig, und der Sparsinn und die Für- 
sorge ist noch wenig geweckt. Die Verwendung der Schecks, 
die in England so ausgebreitet ist, und für die in Deutschland 
so eifrig Propaganda* getrieben wird, ist im Privatpublikum 
noch sehr wenig ausgebildet. 

Immerhin zeigen die IV2 Milliarden Rubel Depositen und 
Kontokprrentguthaben der Banken neben den mehr als 1 Milli- 
arde Rubel betragenden Sparkasseneinlagen, daß die gewerbs- 
mäßige Kapitalzusammenziehung auch Rußland nicht fremd ist. 

Bei den Hypothekenbanken spielen die eigenen 
Kapitalien gegenüber den fremden eine verschwindend ge* 

1 Die Stadtgemeindebanken sind hier mitgezählt, obgleich sie 
sowohl kurzfristigen wie langfristigen Kredit gewähren, da oei ihnen 
die Geschäfte ersterer Art überwiegen. 
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ringe Rolle; außer den Stadtgemeindebanken verschaffen sie sich 
alle durch Pfandbriefausgabe die für die Kreditgewährung 
nötigen Mittel. Es betrug am 1. Januar 1905 (in 1000 Rubeln) : 

Pfandbnefamlauf 

der Reichsadelsagrarbank 651 943 

der Bauernagrarbank 417 754 

10 Aktienbanken 1010689 

29 städtische Kreditgesellschaften . . 793 634 

Chersoner Landschaftsbank .... 150989 

Tifliser und Kutalsker Adelsbank . 46518 

2 baltische Bodenkreditanstalten * . . 67 798 

Polnischer Bodenkreditverei n . . . 138732 

3278057 

Diese gewaltige [Summe von über 3 Milliarden Rubel 
Pfandbriefe ist zum weitaus größten Teil in Rußland unter- 
gebracht; nur ein Teil ist ins Ausland gegangen. Die Grund- 
kapitale und Reservefonds der verschiedenen Banken machen 
etwa 265 Millionen Rubel aus. 



1 Die Angaben beziehen sich auf die lifländische und estländische 
adlige Bodenbank. Die Bilanz der kurländischen, sowie die der Alexander 
Adelsbank in Nischni-Nowgorod waren mir nicht zugängig; sie er- 
scheinen nicht im Jahrbuch des Finanzministeriums und nicht in der 
Beilage des Finanzboten (Jahrgang 1904, 1905 und 1906), die etwa dem 
Zentralhandelsregister des deutschen Reichsanzeigers entspricht. 



Sechzehntes Kapitel. 

Wechseldiskont, Lombard, Spezial-Konto- 
korrent, Emissionsgeschäft. 



Der Wechseldiskont. Der Wechsel spielt in kapital- 
reichen Ländern, in denen die Käufer weniger den Kredit in 
Anspruch nehmen, in denen Barzahlung sich eingebürgert hat, 
und Schecks und Überweisungen gebräuchlicher sind, eine 
geringere Rolle als in Rußland. Im Verhältnis werden dort 
mehr Geschäfte durch Wechsel geregelt als im Westen. Die 
längeren Fristen, die in Rußland — mit infolge der großen 
räumlichen Ausdehnung — gewährt werden müssen, vermehren 
das Wechselmaterial beträchtlich. Wenn in Deutschland ein 
Kaufmann gegen 3 Monate Ziel kauft und für die Lieferungen 
auf sich ziehen läßt, so laufen gleichzeitig halb soviel Wechsel 
auf ihn um wie auf einen russischen Kaufmann, der beim 
gleichen Umsatz 6 Monatswechsel gibt; 6 Monate Frist sind 
aber in Rußland gebräuchlich, häufig müssen noch längere 
Fristen gewährt werden. Die Möglichkeit, einen Wechsel 
diskontieren zu können, spielt also in Rußland eine große 
Rolle. In welchem Maße kommen nun die einzelnen Bank- 
arten für dieses Geschäft in Frage? Es belief sich der 
Wechselbestand am 1. Januar 1905 (in 1000 Rubel) bei 

Prozent 
der Reichsbank ........ 171799 17,2 

den Aktienbanken 619912 62,0 

„ Gegenseitigen Kreditgesellschaften 139 937 14,0 
„ Stadtgemeindebanken . . . . 68213 6,8 

zusammen 999 861 100 

Außer den Banken kommen als Diskonteure noch die 
großen Handelsfirmen in Betracht^ die ihren Kunden Wechsel 
diskontieren. 

Früher hatte die Staatsbank fast ebensoviel Wechsel im 
Portefeuille wie die Privatbanken; noch am 1. Januar 1896 
hatte die Staatsbank 168,4, die Aktienbanken 204,6 Millionen 
Rubel Wechsel im Bestand. Wie in den westeuropäischen 
Ländern so zeigt es sich auch in Rußland, daß die Bedeutung 
der Zentralbank für das Wechselgeschäft im Rückgang be- 
griffen ist, und zwar liegt der Hauptgrund hierfllr in der Er- 
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Stärkung der Aktienbanken. Durch Depositenzufluß haben 
diese ihre Betriebsmittel stark vermehrt, während die Staats- 
bank mit ihren in der Hauptsache gleichbleibenden Mitteln 
die anschwellenden Bedürfnisse nicht befriedigen kann und 
anderen Banken gegenüber weiter darin zurücksteht, daß diese 
in Verbindung mit dem Wechsel- einen umfangreichen Konto- 
korrentkredit gewähren. Wie aus einer Mitteilung der Staats- 
bank an die Presse aus dem Jahre 1900 hervorgeht, beruht 
diese Erscheinung z. T. aber auch darauf, daß die Aktien- 
banken feine Wechsel unter der offiziellen Rate diskontieren; 
für die Staatsbank liege keine Veranlassung vor, durch Unter- 
bietung den Privatbanken Konkurrenz zu machen. Groß kann 
dieser Diskont zu niederer als der offiziellen Rate nicht sein, 
von der die Staatsbank, wie verlautet, nicht abweicht. Wird 
der Anteil der Staatsbank am Gesamtdiskont auch geringer, 
so ist deren Stellung auf dem Wechselmarkt doch bedeutend, 
da sie, wie man hört, die einzelnen Banken in der Höhe des 
Diskontkredits, den sie einzelnen Firmen gewähren, direkt 
beeinflußt. Der Privatdiskont spielt an der Peters- 
burger Börse eine geringe Rolle; man kann ihn nicht eigent- 
lich als Verbindungsglied zum zwischenländischen Kapital- 
markt bezeichnen. Die sehr bedeutenden Summen, die 
namentlich Deutschland gegen Wechsel hergibt, werden viel- 
mehr durch unmittelbare Kundschaftsverhältnisse zwischen 
russischen und deutschen Banken flüssig gemacht, und zwar 
werden die Wechsel meist nicht diskontiert, sondern in Depot 
genommen. 

Das Lombardgeschäft. Im Lombardgeschäft hatten 
die verschiedenen Banken am 1. Januar 1905 folgende Summen 
angelegt (in 1000 Rubeln): 





Regen 
Wirt- 


Prozent 


gegen 

Waren und 

Waren- 


Prozent . 




papiere 




dokomente 




Staatsbank .... 


29929 


31,2 


51336 


55,7 


Aktienbanken 1 . . 


45377 


47,3 


33897 


36,8 


Gegenseitige Kredit- 










gesellschaften 


12033 


12,6 


4618 


5,0 


Stadtgemeindebanken 


8507 


8,9 


2272 


2,5 



Summe 95 846 100 



92123 100 



Außer diesen Summen kommen für die Aktienbanken 
hier noch die Kredite gegen Sicherstellung, 1. durch Wert- 
papiere und 2. durch Waren und Warendokumente in Be- 
tracht; die ersteren 1 beliefen sich auf 50,12 Millionen Rubel, 
die letzteren auf 137,60 Millionen Rubel. 



1 Soweit die Beträge für Wertpapiere und Waren und Waren- 
dokumente in den Bilanzen getrennt sind. 

Forschungen 181. — Clans. 10 
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Bei der Staatsbank und den Aktienbanken überwiegt der 
Warenlombard, während bei den übrigen der Wertpapier- 
lombard die größere Rolle spielt und zwar um so mehr, je 
geringer die Kapitalien der Banken sind. Der Warenlombard 
gestaltet sich dadurch, daß die Waren sicher untergebracht 
werden müssen, sehr schwierig, während für die verpfändeten 
Wertpapiere andere als in der Bank schon vorhandene Räume 
nicht nötig sind. Für die Beleihung von Getreide kommen 
noch besonders die Eisenbahngesellschaften in Betracht, denen 
diese Geschäfte durch die Ukase vom 14. Juni 1888 und 
24. Januar 1889 * gestattet wurden. Den Eisenbahngesell- 
schaften wurde weiter im Jahre 1890 gestattet, im Ausland 
Agenturen für den Verkauf von Getreide einzurichten. 

Neben den Eisenbahnen sind die Handelsbanken besonders 
an der Beleihung von Getreide beteiligt. Infolge des scharfen 
Wettbewerbs kamen die Banken ihren Kunden immer mehr 
entgegen ; sie beliehen das Getreide immer höher und beliehen 
noch im Transport begriffene Getreidepartien, natürlich mit 
hohen Zinsen und gutem Gewinn. Durch dieses weite Ent- 
gegenkommen zogen die Banken einen neuen Schlag Exporteure 
groß, da nur ein ganz geringes Kapital zum Beginn eines Ge- 
schäftes nötig ist. Anstelle der großen, hochanständigen 
Weltfirmen wie Raffalowitsch, Ernest Maß, Rodokanaki & Co. 
in Odessa, die liquidiert haben, traten kleine Händler, die 
den südrussischen Getreidehandel in den schlechten Ruf ge- 
bracht haben, in dem er jetzt mit Recht steht. Das Getreide 
wird absichtlich von ihnen mit Spreu, Trespen, Sand unter- 
mischt, die Lieferungen in der Qualität weit unter den Proben 
gehalten, die Termine werden nicht berücksichtigt. Die Ge- 
schädigten können ihnen nicht beikommen, da diese Exporteure 
nichts zu verlieren haben und leichten Herzens den Bankrott er- 
klären. Die Getreidekontrollen, welche von dem Börsen- 
komitee in Odessa und Nikolajew ausgeübt werden, um das 
Vertrauen zum russischen Getreidemarkt wieder zu heben 
und den Betrügereien wenigstens etwas zu steuern, haben 
bis jetzt nur einen geringen Erfolg zu verzeichnen. 

Hier hat der reichliche Lombardkredit, den die Banken 
gewährten, schädlich nicht nur für den Handel, sondern auch 
für die Produzenten gewirkt, die auch unter der Unreellität 
des russischen Getreidemarktes zu leiden haben. 

Spezialkontokorrent (oncall). Da, wie bereits 
bei BesprechuDg des Postens Nr. 7 der Aktivseite des Staats- 
bankausweises ausgeführt ist, die russische Effektenbörse das 
Termingeschäft nicht kennt, so ist das spekulierende Publikum 
auf den Kassekauf unter gleichzeitiger Lombardierung der 
gekauften Papiere angewiesen. Es wiesen am 1. Januar 1905 
(in 1000 Rubeln) 

* V. S. d. G. III, Nr. 5348 ü. 5727. 
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» 

Prozent 

die Reichsbank 89755 19,6 

„ Aktienbanken 303097 66,1 

„ Gegenseitigen Kreditgesellschaften 63413 13,8 
„ Stadtgemeindebanken 2187 0,5 

zusammen 458452 100 

auf diesem sogenannten Spezialkontokorrent ausgeliehen in den 
Bilanzen nach. Die Aktienbanken sind an diesem Geschäfte 
am stärksten beteiligt, von den Gegenseitigen Kreditgesellschaften 
kommen in größerm Maßstab nur die hauptstädtischen hierfür 
in Betracht. Die Stadtgemeindebanken haben nur einen ganz 
verschwindend geringen Anteil daran. 

Das Effekten- und Emissionsgeschäft. Ziemlich un- 
durchsichtig ist das Emissionsgeschäft in Rußland gehalten, und 
das liegt im Wesentlichen an der Organisation der Aktienhandels- 
banken, die neben den Privatbankers hierfür lediglich in Frage 
kommen. Die Banken sind als Depositenbanken gegründet, sie 
sollen ihre Mittel im Wechsel- und Lombardgeschäft arbeiten 
lassen und nur freie Summen in 'Wertpapieren anlegen, außer 
den garantierten Papieren, die sie für den Reservefonds 
erwerben müssen. Die Banken vermeiden deshalb zumeist, 
offen als Emissionsbanken aufzutreten. Sie tibernehmen zwar 
die Aktien, suchen sie aber, soweit sie nicht rasch an die 
Kundschaft abgestoßen werden können, vom eigenen Wert- 
papierenkonto herunter zu bringen; die Papiere werden des- 
nalb auf den Namen eines Aufsichtsratsmitglieds überschrieben 
und erscheinen dann auf dem Lombardkonto oder auf dem 
Kontokorrentkonto, sichergestellt durch Wertpapiere. Die Ein» 
führung an der Börse erfolgt dann, wenn das erste Jahr ver- 
flossen und die erste Bilanz im amtlichen Finanzboten ab- 
gedruckt ist. Da auch hierzu ein Prospekt über das Unter- 
nehmen nicht nötig ist, aus dem man etwas über die Gesell- 
schaft ersehen könnte, so geschieht die ganze Emission im 
Dunkeln, sicher nicht zum Vorteil des Publikums, das sich aller- 
dings ja öfters auch durch verlockende Prospekte täuschen läßt. 
Einige Bankhäuser haben dem Mangel an Öffentlichkeit bei 
der Emission abhelfen wollen und haben Prospekte veröffent- 
licht, doch kamen sie davon wieder ab, da die Aktienbanken 
ihnen nicht folgen konnten. 

Ehe eine neugegründete Gesellschaft ihre Tätigkeit be- 
ginnen kann, muß das Grundkapital bei der Staatsbank ein- 
gezahlt sein. Wenn die Gründer nicht das volle Kapital haben, 
so schießt ihnen eine Bank die fehlende Summe auf einige 
Tage für die Einzahlung bei der Staatsbank vor. Die Ver- 
sammlung beschließt dann, das Geld abzuheben und zahlt 
es der Bank zurück, die die Aktien sofort beleiht. 
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Siebzehntes Kapitel. 
Der kurzfristige ländliche Kredit. 



Verschieden von dem kaufmännischen Kredit ist der kurz- 
fristige Kredit, den Gutsbesitzer und Bauern genießen. In 
der Hauptsache muß er noch aus Privathand gedeckt werden. 
Nur 6 Gegenseitige Kreditgesellschaften dienen vornehmlich 
dem ländlichen kurzfristigen Kredit; davon sind 4 von Guts- 
besitzern, 2 von Bauern errichtet; je eine befindet sich in 
Moskau, Witebsk und Tiflis, 3 in Kreisstädten. Nur die 
Tii'liser ist 1895, die 5 anderen sind erst in den Jahren 1903 
und 1904 entstanden. Meist betreiben die Landwirte, die sie 
errichteten, auf ihren Gütern Nebengewerbe. Den 13 von 
Kreissemstwos ins Leben gerufenen Gegenseitigen Kredit- 
gesellschaften gehören ebenfalls Landwirte als Mitglieder an, 
die dementsprechend bei ihnen Kredit genießen. 

Kurzfristig er Kredit wird den Gutsbesitzern auch 
von der Staatsbank seit dem Jahre 1884 gegen Hinterlegung 
von Solawechseln und gleichzeitiger Verpfändung von Immo- 
bilien auf 9 Monate gegeben. Dieses Geschäft, das wegen 
der geringen Pünktlichkeit der Landwirte im Zahlen schlecht 
in den Aufgabenkreis einer Notenbank paßt, nahm erst rasch 
zu, ist aber seit 1897 im Rückgang begriffen. Zum Ankauf 
von landwirtschaftlichen Maschinen gewährt die Staatsbank 
ebenfalls Darlehen. In unserem Ausweis (S. 30) erscheinen 
die beiden Posten mit 8,25 Millionen bzw. 0,77 Millionen Rubel. 
Den Aktienbanken und Gegenseitigen Kreditgesellschaften 
wurde durch Ukas vom 11. Mai 1898 ebenfalls gestattet, 
gegen Solawechsel Darlehen an Landwirte zu geben ; der neue 
Entwurf der Normalsatzungen der Stadtgemeindebanken sieht 
auch für sie diese Kredite vor. 

Kurzfristiger Kredit für die Bauern. Zum 
Ankauf von Land leiht die Bauernbank dem Bauern 
Mittel, er bedarf jedoch noch weiterer Mittel, um Land zu 
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pachten. Nach Karysschew 1 sind 30 Millionen der Bauern- 
bevölkerung an der Pacht von Staats- und Privatland in- 
teressiert, und 50 Millionen Deßjatinen beträgt die Fläche 
des gepachteten Landes. Allerdings herrscht nur z. T. Geld- 

Eacht, z. T. bezahlt der Bauer in Getreide oder durch Arbeit. 
>ie Zahlung der Pacht bringt Kreditbedürfnisse mit sich. 
Andere Kreditbedürfnisse entstehen durch Mißernten und 
Krankheiten; der Bauer muß im Herbste nach der Ernte zu 
niedrigen Preisen alles Getreide veräußern und im Frühjahr 
zu sehr viel höhern das Saatgut wieder kaufen. Die Pachten 
vermittelt oft ein Mittelsmann, der den Bauern die Pacht 
stundet, dafür aber hohe Zinsen nimmt. Kaufleute, Händler 
und Dorfgenossen geben dem Bauern Vorschüsse. Die Zinsen 
steigen bis zu 1000 °/o. Bekannt ist die Form, daß der Bauer 
pro Rubel und Woche 1 Kopeke zu zahlen hat, das sind 
52°/o im Jahre; manchmal sind es auch bis 5 Kopeken pro 
Woche , dann steigt der Zins bis 260 °/o. Oder der Händler 
gibt einen Vorschuß und bedingt sich aus, daß der Schuldner 
ihm nach einiger Zeit Getreide oder Vieh X U unter Markt- 

{•reis verkauft. Es kommt auch vor, daß der Wucherer das 
nventar oder das ganze Anwesen kauft, der Schuldner es aber 
in Nutzung behält and es wieder zu Eigentum bekommt, wenn er 
die Schuld bis zum Termin zurückbezahlt. Ein großer Teil der 
Darlehen wird in ein von der Wolostverwaltung geführtes 
„Buch der Geschäfte und Verträge" eingetragen. Die Höhe 
der Zinsen ist aus den Eintragungen meist nicht ersichtlich; 
es geht aber aus ihnen hervor, daß bei dem größten Teil der 
Darlehen keine Frist angegeben wird; der Gläubiger kann 
also jeden Augenblick Rückzahlung fordern, und der Schuldner 
muß stets in Angst vor dem Gläubiger leben. 

Welche Anstalten sollen dem Wucher steuern ? Die Staats- 
bank gibt den Kleinkreditanstalten Darlehne und auch den 
Semstwos, die die Gelder an Bauern weiter verleihen sollen. 
Groß sind die Beträge hierfür bis jetzt nicht. Sonst sind nur 
die im Abschnitt Kleinkreditanstalten behandelten Institute 
anzuführen, nämlich Kommunalkassen, Spar- und Hilfskassen, 
Dorfbanken, Gemeindekassen in Polen, Vorschuß- und Hilfs- 
kassen des Gouvernements Mohilew und die Spar- und Leihge- 
nossenschaften. Die letztgenannten Anstalten sind die wichtigsten. 
Große Erfolge hat das Kleinkreditwesen aber noch nicht zu 
verzeichnen. 

Projekt eines Getreidetrusts. Ein Vorschlag, der 
Deutschland und England besonders interessiert, ging von dem 
Charkower Universitätsprofessor Migulin a aus. Er reichte der 



1 N. Karysschew, Die bäuerliche Pacht von NichtgemeindelancL 
Jurew 1892 zit. bei £. v. Bergmann: Zur sozialen Bedeutung des 
bäuerlichen Kredits in Rußland. S. 206. 

2 Migulin: Eine russische Landwirtschaftsbank. Charkow 1902. 
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„Kommisaion für die Bedürfnisse der Landwirtschaft" das Pro- 
jekt einer Russischen Landwirtschaftebank ein. Eine Bank 
mit 100 Millionen Rubel Aktienkapital, das die Staatskasse 
zur Hälfte übernehmen sollte, sollte die Pflege des Klein* 
kredits und des Meliorationskredits übernehmen und den An- 
und Verkauf, Lombard und Transport landwirtschaftlicher 
Produkte, sowie den Diskont von Wechseln von Landwirten 
ausführen. Depositen sollten für die kurzfristigen Geschäfte 
die Mittel liefern, Pfandbriefe, die durch Staatsgarantie bei 
niederem Zinsfuß gute Kurse erlangen sollten, für den Melio- 
rationskredit. Für das Ausland wichtiger war die Absicht, 
die Bank mit den amerikanischen Getreideexporteuren zur 
gemeinsamen Beherrschung des Getreidemarktes in Verbindung 
treten zu lassen. Durch den Zusammenschluß der beiden 
wichtigsten Lieferanten glaubte Migulin, die Bank werde die 
Preise diktieren und nach Belieben in die Höhe treiben 
können, da England und Deutschland auf die russische Zu- 
fuhr angewiesen seien. Dieser Getreidetrust war gedacht als 
Mittel gegen die deutschen Zölle und gegen die Abwehr- 
maßregel der deutschen Importeure gegen die Unreellität im 
südrussischen Getreidehandel, von der in dem Abschnitt über 
das Lombardgeschäft gesprochen wurde. Bei dem großen 
Einfluß, den die Regierung auf das wirtschaftliche Leben in 
Rußland ausüben kann, würde wohl ein derartiges Projekt 
trotz des Widerstandes, den es unter den Exporteuren 
• finden würde, und trotz der Schwierigkeiten durchführ- 
bar sein. 

Die Kommission, welcher der Satzungsentwurf eingereicht 
wurde, verwertete ihn jedoch nicht. Der russisch-japanische 
Krieg schob das Projekt in den Hintergrund. 



Achtzehntes Kapitel. 
Der Hypotheken- und Faustpfandkredit. 



Der langfristige Kredit der Gutsbesitzer. Für 
Rußland ist der Agrarkredit so wichtig wie vielleicht für kein 
anderes Land Europas. Nach der ersten Volkszählung im 
Jahre 1897 x gehörten von 125,64 Millionen Einwohnern 96,89 
Millionen dem Bauernstand an; das sind 77,1%; zieht man 
nur das europäische Rußland in Betracht, so bilden die Bauern 
84,16 °/o der gesammten Bevölkerung. Da man die Kosaken 
(2,92 Millionen), die eingeborenen Stämme (8,29 Millionen) 
und die Kleinbürger, (13.38 Millionen) letztere izur Hälfte, den 
Bauern zurechnen kann, wie die Statistik empfiehlt 2 , so macht 
dieser Stand 90°/o der Bevölkerung aus. In der Landwirt- 
schaft sind 16,84 Millionen selbständig Erwerb tätige , die 
71,44 Millionen Familienangehörige haben. Nur 13,4 °/o der 
Bevölkerung wohnt in Städten. 

Auch bei dem Außenhandel kommt dieses Überwiegen 
der landwirtschaftlichen Interessen zum Vorschein. Der Ge- 
treideexport Rußlands betrug 1905 569,1 Millionen Rubel, das 
ist mehr als die Hälfte der gesamten, 1077,3 Millionen Rubel 
bewerteten Ausfuhr. 

Einzelnen großen Gutsbesitzern hatten früher die Zaren 
Geld vorgestreckt. Das Kreditbedürfnis der kleineren befriedigten 
die Klöster, die selbst einen erheblichen Landbesitz hatten; 
bei der Säkularisation unter Katharina H., die „zum Ruhme 
Gottes" vorgenommen wurde, gehörten der Geistlichkeit IOV2 °/o 
aller steuertragenden Seelen. Die erste Bodenkreditanstalt 
war die 1754 von der Kaiserin Elisabeth gegründete Adels- 
leihbank, die Güter und Dörfer belieh. Auch die 1772 ge- 
schaffenen Depositenkassen und die 1775 eingerichteten Kol- 
legien der allgemeinen Fürsorge gewährten auf Güter Darlehen. 

1 Er$te allgemeine Volkszählung im russischen Reich. 1897. Peters- 
burg 1905. 

« Ebenda. Bd. I. S. XIII. 
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An die Kollegien wendeten sich die Gutsbesitzer der Provinz, 
und für sie erlangten diese sehr große Bedeutung ; die Staats- 
leihbank zählte unter ihren Schuldnern hauptsächlich die 
Würdenträger und Hofleute in Petersburg. Im Jahre 1786 
ging die Adelsleihbank auf die Staatsleihbank über; da diese 
jedoch nur geringen Erfolg hatte, wurde 1797 die Staatshilfs- 
bank für den Adel eröffnet, die nach lVs jähriger Tätigkeit 
wieder geschlossen und der 25jährigen Liquidationskasse zur 
Abwicklung der Geschäfte übertragen wurde. Nur die Hilfs- 
bank hatte Pfandbriefe ausgegeben, die drei andern Boden- 
kreditanstalten hatten ihre Mittel für die Beleihungen aus 
Depositen, Mündelgeldern und aus Anleihen aus der Staats- 
kommerzbank erhalten. Der Liberalismus der Bauernbefrei- 
ungsperiode wollte den staatlichen Hypothekenkredit be- 
seitigen und diesen der Privatinitiative überlassen. Im Jahre 
1859 wurden die Beleihungen eingestellt; die Rückzahlung 
der Depositen hatte sie unmöglich gemacht. Der Ukas gab 
als Grund Satzungsänderungen an; es sollte nicht mehr die 
Zahl der Seelen das Beleihungsmaß bilden, sondern der 
Schätzungswert des Gutes. Bei ihrer Schließung betrug die 
Schuld des Adels an sie 425 Va Millionen Rubel, von denen 
315 Millionen Rubel durch die Ablösungszahlungen, die ein- 
behalten wurden, getilgt wurden. Außer diesen drei rein 
staatlichen Landbanken waren bis zur Bankreform nur die 
3 Ereditkassen der baltischen Provinzen (1802 und 1830) 
und der Landschaftliche Kreditverein im Zartum Polen 
(1825), die auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit beruhten, 
sowie die Alexander- Adelsbank in Nischni-Nowgorod (1841) 
und die Alexanderbank in Tula (1845) gegründet worden. 
Diese 6 Banken setzten auch nach der Reform ihre Tätig- 
keit fort. 

Die Kommission, welche die Agrarkreditfrage beriet, 
empfahl private, auf Gegenseitigkeit beruhende Banken an 
Stelle der staatlichen; von den Aktienbanken fürchtete sie, 
daß diese auf der Jagd nach Geschäften und Gewinnen die 
Gutsbesitzer zu leichtsinnigem Schuldenmachen verleiten 
könnten. Erst 1864 wurde die Landschaftsbank für das Gou- 
vernement Cherson gegründet und 1866 die Satzungen des 
Gegenseitigen Bodenkreditvereins bestätigt. Von 1859 bis 1866 
waren also die kreditbedtirftigen Gutsbesitzer auf privaten 
Kredit angewiesen, denn die 7 Bodenkreditanstalten (3 baltische, 

Solnische Gegenseitigkeitsgesellschaften, die Tulaer und Nischni- 
fowgoroder Alexanderbanken und die Chersoner Bank) hatten 
nur Bedeutung für ihren beschränkten Wirkungskreis. Auch 
der Gegenseitige Bodenkreditverein konnte sich nur allmählig 
ausdehnen, und erst die in den Jahren 1871 und 1872 empor- 
schießenden Hypothekenbanken auf Aktien gaben reichlichere 
Kreditmöglichkeiten. 



131. 153 

Welches war die Wirkung des Übergangs vom Staats- 
bankwesen zum Privatbankwesen auf dem Gebiete des Agrar- 
kredits? Keineswegs eine günstige. Ein Jahrzehnt gab es 
überhaupt keine Agrarkreditbanken oder doch nur solche von 
lokaler Bedeutung. Sagt man einerseits, daß die Gutsbesitzer 
in den 60 er Jahren ja die Ablösungszahlungen bekommen 
hätten, für sie Geld also nicht nötig gewesen sei, so muß man 
anderseits auch bedenken, daß durch Aufhebung der Leib- 
eigenschaft und der Frondienste ihnen eine billige Arbeits- 
kraft genommen war, auf die bis dahin die Wirtschaft ein- 
gerichtet war, und daß dadurch und durch die Verringerung 
des Landes häufig eine Änderung der Bewirtschaftung nötig 
war. Oft genug war auch das den Bauern zugeteilte Land 
ungeschickt ausgeschieden. Nur ein Beispiel: Wenn ein Gut 
einen großen Viehstand besitzt, und seine ganze Wirtschafts- 
weise darauf eingerichtet ist, so muß es diese ändern, wenn 
man ihm Wiesen wegnimmt, deren es für seinen Viehstand 
bedarf, wenn das Ackerland nicht für Kleebau geeignet ist. 
Übergang zu andern Wirtschaftsmethoden erfordert aber immer 
Kapital, und die Landwirte mußten ihren Kredit sehr teuer 
bezahlen, während sie vorher aus den Staatskreditanstalten 
sehr billig Darlehen erhalten hatten. Statt die veraltenden 
Banken den neuen Verhältnissen entsprechend zu gestalten, 
den billigen Staatskredit den Landwirten aber zu erhalten, 
trieb ein falsch angewendeter Liberalismus die Gutsbesitzer 
Wucherern in die Hände oder verteuerte ihnen wenigstens den 
Hypothekenkredit um das Doppelte. Selbst die Kredite der 
Aktienbanken kamen die Gutsbesitzer noch auf 10 bis 12 °/o 
zu stehen, da die Pfandbriefe nur zu niedrigen Kursen zu 
begeben waren. 

Der Fehler wurde bald eingesehen, und die Regierung 
suchte das Agrarbankwesen mit allen möglichen Mitteln zu 
entwickeln. Normalsatzungen wurden aufgestellt, nach denen 
der Finanzminister die Gründung von Hypothekenbanken ge- 
nehmigen konnte, so daß also kein Ukas mehr dazu nötig 
war; den Semstwos wurde die Errichtung von Banken erlaubt; 
das Ziel wurde voll und ganz erreicht, die Hypothekenbanken 
schössen überall aus der Erde, sodaß 1872 bereits die Re- 
gierung die überrasche Entwicklung hemmen mußte. Die 
entstandenen Banken machten sich untereinander scharfe Kon- 
kurrenz und drängten ihre Darlehen den Landwirten auf, die 
über ein Jahrzehnt nur schwer Kredit und nur zu hohen 
Sätzen gefunden hatten. 

Der plötzliche Überfluß an Kredit hatte auch nachteilige 
Folgen. Die leichtsinnig aufgenommenen Schulden konnten 
schwer wieder abgetragen werden und führten zu einer argen 
Verschuldung des Grundbesitzes. In Südrußland wurden die 
Landwirte durch die Darlehen zu starkem Weizenbau ver- 
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anlaßt, den die gehobenen Getreidepreise und die Ausfahr- 
erleichterung durch die neuen Eisenbahnen begünstigten. Bei 
der großen Abhängigkeit der Weizenkultur vom Klima 
mißlang in vielen Gegenden jedoch der Anbau und mußte 
wieder aufgegeben werden. Da die plötzliche Ausdehnung der 
Getreidefelder nur bei einer oberflächlichen Bodenkultur möglich 
war, so verunkrauteten die Felder sehr; es nahm die 
grüne Steppe ab und damit auch der Viehbestand, auf den die 
Landwirtschaft wegen der geringen Verbreitung des künst- 
lichen Düngers angewiesen ist 1 . 

Die Darlehen der Aktienbanken kamen auf 10 bis 12%, 
die Schuldner des Gegenseitigen Bodenkreditvereins hatten 
ebensoviel zu entrichten. Derartige Sätze mußten zu einer 
Überschuldung fuhren. Im Jahre 1885 kehrte man durch 
die Gründung der Reichs-Adelsagrarbank zum Staats-Hvpo- 
thekenkredit zurück. „Zur Erhaltung des erblichen Adels 
auf seinen Gütern" wurde sie errichtet Der Hypotheken- 
kredit verbilligte sich wesentlich, da durch die Staatsgarantie 
die Kurse der Adelsbankpfandbriefe hochgehalten wurden, und 
die übrigen Banken ihre Darlehen verbilligen mußten, um mit 
der Adelsbank konkurrieren zu können. Eine große Menge 
Vergünstigungen wurden den adligen Schuldnern gewährt, und 
dennoch hat der Grundbesitz des Adels stark abgenommen. 
Naclj der Grund besitzstatistik des Zentralstatistischen Komitees 8 
waren in den 50 Gouvernements des europäischen Rußland: 

im Jahre 1877 = 114632 Besitzungen mit 73076789 

Deßjatinen; 
im Jahre 1905 = 107247 Besitzungen mit 53169008 

Deßjatinen 

im Besitz des erblichen Adels; innerhalb 28 Jahre hat dieser 
also um fast 20 Millionen Deßjatinen abgenommen. Es müssen 
in der Hauptsache große Besitzungen gewesen sein, die aus 
den Händen des Adels glitten, denn 1877 kam auf eine dieser 
Besitzungen durchschnittlich 637,5 Deßjatinen, 1905 nur 495,8 
Deßjatinen. 

In weitgehendem Maße hat der Staat die privaten Agrar- 
kreditanstalten unterstützt. Die Konversion der Pfandbriefe 
wurde mit Hilfe der Staatsbank ausgeführt; den Banken 
wurde dadurch die Möglichkeit gegeben, ihren Schuldnern 
billige Darlehen zu gewähren. Es liegt ja auch im Interesse 
des Staates selbst, daß die Gutsbesitzer billige Kredite ge- 



1 Matthaei, Friedrich: Über die Bodenkreditanstalten und die 
Lage des Realkredits in Rußland. (Rußische Revue. Bd. 23. S. 483.) 

2 1. Statistik des ländlichen Grundbesitzes 1905. 50 
Gouvernements des europäischen Bußlands. Herausgegeben vom 
Zentral-Statistischen Komitee (Ministerium des Innern). Petersburg 1907. 
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nießen und nicht durch hohe Zinssätze in Überschuldung 
kommen. Den in Schwierigkeit geratenen Anstalten wurde 
die Staatshilfe in ausgiebigem Maße zuteil; der Gegenseitige 
Bodenkreditverein, die Zentralbank des russischen Boden- 
kredits, die Nischni-Nowgoroder Alexander- Adelsbank und die 
Tulaer Alexanderbank, die Saratow-Simbirsker und die 
Charkower Agrarbank wurden vom Staate unterstützt oder 
mit Staatshilfe liquidiert. Krachs hätten das Vertrauen zu 
den Pfandbriefen erschüttert, dadurch diese im Kurs gedrückt 
und den Darlehnnehmern die Hypotheken verteuert. Deshalb 
war es durchaus richtig, daß der Staat einsprang und dann 
auch um weiteren Mißständen vorzubeugen, die Aufsicht ver- 
schärfte. 

Welchen Anteil haben nun die einzelnen Banken an der 
Darlehnsgewährung? Die gesamte Verschuldung des privaten 
ländlichen Grundbesitzes belief sich im Jahre 1904 auf 
2079,57 Millionen Rubel, es hafteten hierfür 59,43 Millionen 
Deßjatinen = 49% des ganzen privaten ländlichen Grund- 
besitzes l . 

Es belief sich die Kapitalschuld der auf ländliche Grund- 
stücke am 1. Januar 1905 ausgeliehenen Darlehen (in 1000 
Rubel) bei 2 : 

KÄfr b,u,k } ™ m E - M 

, Bauernagrarbank 420 554 „ 

/ 10 Aktienbanken 594575 

Chersoner Landschaftsbank .... 155419 „ 

Tifliser und Kutai'sker Adelsbanken . 6724 „ 
Alexander Adelsbank in Nisch-Now- 

gorod. ......... — 

/ Landschaftlicher Kreditverein im Zar- 

l^^^^.tem Polen .138745 „ 

3 baltische Bodenkreditanstalten . . 68774 „ 

f 84 (von 264) Stadtgemei ndebanken . 1945 r 

zusammen 2171461 Rubel 

Den stärksten Anteil an den Beleihungen hat also die 
Reichsadelsbank und die Bauernbank, einen hervorragenden 
Anteil nehmen auch die Chersoner Bank und der polnische 
Bodenkreditverein in der Beleihung von Land ein, wie ihn 



1 Nach den Angaben des Komitees der Vertreter der russischen 
Bodenkreditanstalten. Jahrbuch des Finanzministeriums 1906/7. S. 282. 

2 Wegen der Alexander Adelsbank in Nischni- Nowgorod und 
der 3 baltischen Bodenkreditanstalten (vergl. die Anmerkung auf S. 143). 
Die Angaben für den Landschaftlichen Kxeditverein im Zartum Polen 
beziehen sich auf den 1. Mai 1904. 
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die Aktienbanken nicht erreichen. Eine untergeordnete Rolle 
spielen die 3 Adelsbanken, die 3 baltischen Bodenkredit- 
anstalten und die Stadtgemeindebanken. 

Langfristiger Kredit für die Bauern. Eine be- 
sondere Rolle spielt die Bauernbank; sie soll die Fehler der 
Bauernbefreiung wieder gut machen und dem Landmangel 
der Bauern abhelfen. Seit ihrer Gründung bis zum 1. Januar 
1906 hat die Bank den Ankauf von 8,27 Millionen Deßjatinen 
Land an die Bauern vermittelt. Von 1877 bis 1905 ist in den 
50 Gouvernements des europäischen Rußlands nach der zitierten 
Statistik des Zentralkomitees der Privatbesitz der Bauern von 
5,78 Millionen Deßjatinen auf 13,21 Deßjatinen gestiegen. 

Es waren überhaupt im Privatbesitz : 



Von Bauern 

„ Bauerngemeinden . . 
„ Bauerngenosse nschaften 


1877: 
Deßjatinen 

5 787 570 
764595 


1905: 
Deßjatinen 

13214025 
3729352 

7 654006 


zusammen 


6552165 


24597383 



Innerhalb 28 Jahren hat sich also der Privatbesitz der 
Bauern und Bauernvereinigungen um 18 Millionen Deßjatinen 
vermehrt. 

Durch Pachtung haben die Bauern ebenfalls bedeutende 
Landstrecken in Bewirtschaftung genommen. Dennoch klagen 
sie nach wie vor über Landmangel, keiner Mißernte sind die 
Wirtschaften gewachsen, und die Hungersnöte sind in einzelnen 
Teilen des Reiches schon chronisch geworden. 

Die erste und die zweite Duma scheiterten an der Agrar- 
frage; zwangsweise Enteignung des Privatbesitzes und Auf- 
teilung desselben an die Bauern forderte die Opposition; die 
Radikalen wollten die Enteignung z. T. ohne Entschädigung. Man 
denke sich die Folgen für den Agrarkredit bei einer hypothe- 
karischen Verschuldung der Landwirtschaft von über 2 Milli- 
arden Rubel. Und dann die weitere Demoralisierung der 
Bauern, wenn sie kostenlos Landzuweisungen erhielten ! Jeglicher 
Antrieb, die Wirtschaftsmethode zu verbessern, würde da 
fehlen, und in wenigen Jahren würde das Land wiederum 
nicht reichen, und der Bauer neues fordern. Der unselige 
Einfluß des Mir, der einen Eigentumsbegriff und die Achtung 
vor Jem Eigentum nicht hat aufkommen lassen, würde durch 
kostenlose Landzuteilungen fortgesetzt werden. 

Stolip?n8 und Fürst Wassiltschikows Agrarreform hatte 
außer der Befreiung der Bauern von dem Druck des Mir und 
der Beseitigung der Beschränkung der Freizügigkeit, wie Paß- 
zwang usw., den Bauern erhebliche Ländereien, die dem Staate 
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und dem Zaren gehörten, zur Besiedlung angewiesen und für 
Kolonisation im Etat für 1907 = 11 Millionen Rubel aus- 
geworfen. Der Bauernbesitz hat also in letzter Zeit gewaltig 
zugenommen und vergrößert sich mit dem Fortschreiten der 
Arbeiten der Landaufteilungskommission ständig. Kann nun 
aber die Landzuteilung ein endgültiges Mittel zur Hebung der 
Landnot der Bauern sein? 

Bei der Bauernbefreiung betrug das Durchschnittslos 
eines Bauern ca. 4 Deßjatinen ; heute ist es auf wenig mehr 
als eine Deßjatine herabgesunken. Mögen sie jetzt noch so 
viel Land bekommen, einmal müssen die Zuteilungen aus 
Mangel an weiterm verfügbaren Land ein Ende haben, und 
dann tritt die alte Landnot wieder ein. Rußland hat trotz 
der hohen Kindersterblichkeit eine starke Bevölkerungs- 
zunahme und zwar hauptsächlich auf dem Lande. Die Städte 
wachsen nur in den westlichen Provinzen , in den Industrie- 
zentren rasch, und auch dort nimmt die Landbevölkerung 
noch stärker zu als die städtische. Nach der Bevölkerungs- 
statistik 1 wuchs in den letzten 15 Jahren (1890 — 1905) in 
Polen die ländliche Bevölkerung um 2,11 Millionen Seelen 
die städtische nur um 0,92 Millionen. Es läßt sich beinahe 
mathematisch berechnen, wann das verfügbare Land zu Ende 
sein wird. Denn der Bauer wird, sich selbst überlassen, seine 
alten Geräte, seine rückständige Wirtschaftsweise beibehalten 
und so das neue Land aussaugen und ruinieren; die nicht 
gedüngten und schlecht bearbeiteten Felder werden Mißernten 
geben, und dqr Jammerruf: «Mehr Land" w ird wieder v on 
allen Seiten ertönen; der Bauer," nie an Selbsthilfe, gewöhnt, 
Wirdnach Staatshilfe schreien, wie er es bis jetzt stets getan 
Jiat. Die Landzuteilungen können ebenso wenig eine Prole- 
tarisierung verhindern, wie es der Mir getan hat. Auf die 
Selbsthilfe ist noch wenig zu rechnen; „weil keiner lesen und 
schreiben kann" ging die Hälfte der Spar- und Leihgenossen- 
schaften wieder ein. Suchten aber die Agronomen der Semstwos 
durch Vorträge die Bauern zu belehren, gleich waren sie „ ver- 
dächtig", und die Polizei unterband bald ihre Tätigkeit. Die 
Schulen, die z. T. in uneigennützigster Absicht, z. T. aber 
auch um sozialistische Propaganda zu treiben, von Privaten 
aus eigenen Mitteln errichtet werden , werden bald von den 
Regierungsorganen lahm gelegt und begegnen deren heftigster 
Opposition. Ohne Hebung der Bildung, ohne Verbesserung 
der Wirtschaftsmethoden wird das alte Elend bald wieder 
hereinbrechen. 

Noch eine andere Seite hat der Übergang von Gutsland 
in Bauernhände. Mag die Wirtschaft der Güter auch noch 
sehr viel zu wünschen übrig lassen, sie ist doch unvergleich- 



w 



1 Arbeiten des Warschauer Statistischen Komitees. Bd. 22. 
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lieh viel besser als die Bauernwirtschaft Auch in den 
Gegenden, in denen Teilpacht besteht, in denen also die 
Bauern einen Teil des Gutslandes bestellen und dafür einen 
anderen Teil für sich bearbeiten, bilden die Gutswirtschaften 
ftb" die Bauern Musterbetriebe. Werden sie aufgeteilt, so 
fällt die Anregung weg, die die Güter jetzt den Bauern bieten. 
Es geht aber damit noch viel mehr verloren: hochgezüchtete 
Heerden, zu hoher Kultur gebrachte Böden, alte Herrensitze K 
Während z. B. in Mitteldeutschland die Bauern durchschnitt- 
lich mehr Getreide pro Morgen ernten als die Güter, ist das 
in Rußland gerade umgekehrt; dort produzieren die Güter 
das meiste Getreide, das zur Ausfuhr kommt. Ihr Ver- 
schwinden muß die Ausfuhr der landwirtschaftlichen Produkte, 
die den überwiegenden Teil der Ausfuhr bilden, zurückgehen 
lassen und damit die Handelsbilanz zu Rußlands Ungunsten 
beeinflussen. 

Die Bauernbank hat, und damit kehren wir zum Aus- 
gangspunkt zurück, ihre Aufgabe, den Erwerb von Land durch 
Bauern zu vermitteln, seit ihrer Reorganisation erfüllt. Es 
wird ihr nachgesagt, sie habe die Preise für das Land in die 
Höhe getrieben, sie unterstütze eigentlich den Adel, dem sie 
die Güter zu hohen Preisen abnehme. Allein auf die Tätig- 
keit der Bauernbank kann — wenn überhaupt — die Preis- 
steigerung des Bodens natürlich nicht zurückgeführt werden; 
ohne die Aufsicht der Bank, die ihr 1896 vorgeschrieben 
wurde, wären die Bauern wahrscheinlich beim Ankauf viel 
häufiger tibervorteilt worden. Jedenfalls ist dadurch, daß die 
Bank den staatlichen Kredit den Bauern zugänglich machte, 
einer so schamlosen Ausbeutung der Landbevölkerung vor- 
gebeugt worden, wie sie in Galizien besonders durch die 
Rustikalbank geschah 2 . Hätte der Staat dieses Kreditbedtirfnis 
nicht befriedigt, so wäre es schließlich von Privaten gedeckt 
worden, aber sicher nicht so billig. 



1 Während der Bauernunruhen sind genügend derartige Fälle auch 
im Westen bekannt geworden; hier sei nur ein Beispiel angeführt. 
Ein Herrenhof im Gouvernement Bjäsan, der aus der Familie der 
Naryischkin stammt, und auf dem Peter des Großen Mutter geboren 
wurde, war in kurzer Zeit verwüstet. Die Bauern rissen die Steine 
aus dem Herrenhaus, Teiche und Wasseranlagen versumpften, der Park 
wurde an einen Waldschlächter verschleudert. Ein Achtel des Erlöses 
soll nach einem Gemeindebeschluß zu Gemeindefesten verwendet, d. h. 
in Schnaps vertrunken werden, — Um der sinnlosen Zerstörung etwas 
vorzubeugen, bestimmte die Regierung, daß die Gebäude, die sich für 
Wohlfahrtsanstalten, z. B. Krankenhäuser usw. eignen, den Bauern 
nicht übergeben werden sollen. Aber vielfach zerstören die Bauern 
die Gebäude vorher, ehe die Kommission über die Verwendbarkeit der 
Gebäude entscheiden kann, um die Einrichtung derartiger Anstalten 
zu verhindern, weil sie fürchten, es könnten die Steuern wachsen. 

2 Caro: Der Wucher, Leipzig 1893. 
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Die Reform Stolipins hilft der dringendsten Not ab und 
schafft erst einmal Luft; ihr muß eine Hebung des Bildungs- 
niveau, eine Hebung der Wirtschaftsmethode und ein Ausbau 
des Kleinkreditwesens auf der Grundlage der Selbsthilfe 
folgen, sonst wird der Ruf „Land und Freiheit" kaum ver- 
stummen. 

Der Meliorationskredit 1 ist in Rußland gänzlich 
unentwickelt. Ein Versuch wurde durch das Gesetz vom 
6. Mai 1896 2 gemacht, durch das die Abteilung für Landwirt- 
schaft und Landwirtschafts - Statistik mit der Verabreichung 
von Darlehen zu Meliorationszwecken durch Vermittlung der 
Semstwos beauftragt wurde. Durch Gesetz vom 29. Mai 
1900 8 wurden die Gouvernementskomitees zur Vermittlung 
herangezogen. Im Jahre 1902 wurden 50000 Rubel zu Dar- 
lehen an Molkerei-Genossenschaften in Westsibirien 4 bestimmt. 
Der Meliorationsfonds betrug am 1. Januar 1906 3,31 Millionen 
Rubel; es waren bis zum 1. September 1906 im ganzen 1310 
Darlehen in Höhe von 2,75 Millionen Rubel gegeben. Von 
diesen Vorschüssen waren 226 zur Förderung landwirtschaft- 
licher Bauten, 174 zur Förderung von Obstgärten, 173 für 
Bewässerungs- und 172 für Entwässerungsanlagen, 125 zur 
Erwerbung von Zuchtvieh bestimmt. Die Darlehen nahmen 
bis zum Jahre 1903, in dem 8 U Millionen Rubel gewährt 
wurden, zu und gingen dann infolge des Krieges zurück. Bis 
jetzt hat der Meliorationskredit nur einen sehr geringen Um- 
fang angenommen. 

Der städtische Hypothekenkredit. Vor der 
Bankreform gaben dieselben staatlichen Anstalten langfristigen 
Kredit auf städtischen Besitz, die ihn auf ländlichen Besitz 
gewährten; es waren dies die Adelsleihbank, die später auf die 
Staatsleihbank tiberging, die Depositenkassen und die Kollegien 
der allgemeinen Fürsorge. Mit der Schließung dieser An- 
stalten im Jahre 1859 war der städtische Grundbesitz ebenso 
wie der ländliche auf den Privatkredit angewiesen. Einige 
Stadtgemeindebanken, die auf Häuser Geld ausliehen, be- 
standen zwar bereits, doch waren sie noch sehr wenig ent- 
wickelt; erst in den letzten zehn Jahren ist ihre Bedeutung 



1 Zehn Jahre. Meliorationskredit, Finanzbote 1906. Nr. 37. 

2 V. S. d. G. IH, Nr. 12892. 
» V. S. d. G. III, Nr. 18695. 

4 Die Molkereiwirtschaft wird in Westsibirien durch die ausge- 
dehnten Weideflächen sehr begünstigt ; seit der Erbauung der sibirischen 
Bahn hat sie sich rasch entwickelt Nach Auhagjen (Die Zukunft der 
russischen Landwirtschaft. Zeitschrift für Sozialwissenschaft. X. Jahr- 

fang. Heft 11, S. 660) besitzt jetzt fast jedes größere Dorf in erreich- 
arer Nähe der Bahn bis in das Altaigebirge eine modern eingerichtete 
Sammelmolkerei oder Entrahmungsstelle. Die Butterausfuhr Sibiriens 
betrug 1906 ca. 1 Million Zentner. 
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fUr den städtischen Hypothekenkredit gestiegen. Hauptsächlich 
befriedigen diesen Kredit die Städtischen Kreditgesellschaften 
und die Aktienhypothekenbanken. Die ersteren sind vor- 
wiegend in den Städten Polens und der baltischen Provinzen 
zu finden, auf die die Aktienbanken ihre Tätigkeit nicht aus- 
dehnen. 

Es hatten am 1. Januar 1905 (in 1000 Rubel) : 

29 Städtische Kreditgesellschaften . . mit 793904 

10 Aktienhypothekenbanken . . . . „ 415362 

231 (von 264) Stadtbanken . . . . „ 42262 

Tifliser und Kutaisker Adelsbank . . w 39765 

alle Banken zusammen mit 1291293 

städtischen Besitz beliehen. 

Pfandgeschäft. Bei dem Mangel an Fürsorge und 
Sparsinn und bei der Leichtlebigkeit der Russen haben die 
Leihhäuser eine größere Bedeutung und können sehr viel 
Gutes bewirken. Es zählen in Rußland zu den regelmäßigen 
Kunden der Leihhäuser Leute, die in Deutschland dort kaum 
zu finden sind. Dennoch sind außer in den beiden Haupt- 
städten die Leihhäuser nur mit sehr geringen Kapitalien ver- 
sehen. Es bestanden außer den beiden staatlichen Leihkassen 
12 Leihhäuser auf Aktien und 78 städtische Leihhäuser. 

Am 1. Januar 1905 hatten 

2 staatliche Leihkassen in Moskau und 

Petersburg 13196285 Rubel 

8 Leihhäuser auf Aktien in Moskau 

und Petersburg 14450878 „ 

2 städtische Leihhäuser in Moskau und 

Petersburg . . 3166750 , 

in den Hauptstädten 30813913 Rubel 

4 Leihhäuser auf Aktien in der Provinz 5313280 Rubel 
76 städtische Leihhäuser , „ 4861281 

in der Provinz 10174561 Rubel 

in Hauptstädten und Provinzen zu- 
sammen also 40988474 Rubel 

ausgeliehen. Die Hauptstädte sind also bei weitem besser mit 
Leihhäusern versorgt als die Provinzstädte. 



Schluß. 



Wenn wir zum Schluß die Fülle der Organisationsformen 
der Kreditvermittelung tiberblicken, so sehen wir, daß das 
gesamte Bankwesen in Rußland noch in der Entwickelung 
begriffen ist, und zwar nach dem deutschen Muster der Arbeits- 
vereinigung, während das Englands, das seinen Abschluß fast 
erreicht hat, die weitgehendste Arbeitsteilung aufweist. Nach 
der Bankreform im Jahre 1860 beginnend, hat sich das 
moderne Bankwesen in Perioden entwickelt, die durch Krisen 
und Regierungsmaßregeln begrenzt sind. 

Bei den staatlichen sowohl wie bei den kommunalen und 
selbst bei den privaten Kreditinstituten muß der große Einfluß 
des Staates auffallen. Besonders tritt er auf dem Gebiete des 
Agrarkredits hervor, der eine sehr viel größere Bedeutung für 
Rußland hat als für die westeuropäischen Staaten. Durch die 
Ausnützung des Staatskredits für die Pfandbriefe und die da- 
durch ermöglichte Heranziehung des ausländischen Kapital- 
marktes ist der Hypothekenzinsfuß wesentlich erniedrigt worden. 
Der staatliche Betrieb und die Kontrolle lassen sich bei diesen 
einfachen Geschäften verhältnismäßig leicht durchführen und 
werden sich wohl auch ferner bewähren, wenn das System nicht 
wie s. Z. unter Wyschnegradski benutzt wird, einem einzelnen 
Stande außergewöhnliche Vergünstigungen zu gewähren. Die 
Bauernbank hat das erreicht, was sie konnte: sie hat den 
Bauern zu einer beträchtlichen Menge Land verholfen. Sie 
allein kann aber die Not des Bauernstandes nicht beseitigen; 
dazu gehört Verbreitung von Bildung, und daran fehlt es noch 
fast überall. Auch der Kleinkredit, der nicht nur für die 
Bauern, sondern auch für die Handwerker der Städte in Be- 
tracht kommt, liegt trotz vielfacher Versuche noch vollkommen 
im Argen, hauptsächlich aus Mangel an Bildung. „Weil keiner 
lesen und schreiben kann", gehen die Spar- und Leihgenossen- 
schaften ein ; und dabei neigen die Russen zu genossenschaft- 
licher Arbeit, wie die Artele beweisen. 

Was den Handelskredit betrifft, so wird vielfach darüber 
geklagt, daß die Zinssätze zu hoch seien ; sie sind in der Tat 
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durchschnittlich höher als im Westen. Die Höhe der Zins- 
sätze hängt, davon ab, in welchem Grade die Geld Wirtschaft 
durchgeführt und Kapitalansammlungen stattgefunden haben, 
in welchem Maße also Angebot und Nachfrage von Kredit 
stehen. Sie hängen ferner von der Höhe des Risikos ab, das 
der Geldgeber läuft; es kommt darauf an, ob eine hohe kauf- 
männische Moralität vorhanden, ob eine feste Regierung eine 
gute und rasche Justiz ausübt. Diese Voraussetzungen für 
niedere Leihsätze treffen für Rußland nur in beschränktem 
Maße zu. Der Kapitalreichtum ist noch gering, die Er- 
schließung der Bodenschätze, Handel, Industrie und Land- 
wirtschaft stellen so große Anforderungen an den Kapitalmarkt, 
daß das Ausland herangezogen werden muß. Die Nachfrage 
nach Kredit ist also groß, das Angebot gering. Sieht man 
auch von den jetzigen anomalen Zuständen ab , wo Geld- 
sendungen von einem Haus zum anderen Bedeckung von Be- 
waffneten bedürfen, wo die Güter sich selbst wieder Tscher- 
kessen als Leibwachen halten müssen, weil der Schutz des 
Staates nicht ausreicht, so steht doch die Sicherheit, Billigkeit 
und Schnelligkeit der Justiz in Rußland der der westlichen 
Staaten weit nach. Auch läßt sich die kaufmännische Moralität, 
besonders je weiter man nach dem Osten des Reiches kommt, 
nicht immer mit der des deutschen oder englischen Kaufmanns 
vergleichen. Bei der Höhe der Zinssätze ist aber zu berück- 
sichtigen, daß auch die Gewinne, die gemacht werden, in 
Rußland im Durchschnitt höher sind als im Westen. 

Wenn aber auch ein Teil der Intelligenz wirtschaftlichen 
Aufgaben ein geringes Verständnis entgegenbringt und den 
Handels- und Industriestand noch etwas als Schmarotzertum 
ansieht, so ist doch zu erwarten, daß eine Hebung des Bildungs- 
niveaus und eine Verbesserung und Verbilligung des Rechts- 
schutzes eine Verbilligung und Verbreitung des Kredites und 
eine Gesundung der Geschäftsprinzipien mit sich bringt. 
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Vorwort. 



Die Bearbeitung der Wirtschaftsgeschichte der fran- 
zösischen Revolution ist erst in ihrem Anfangsstadium. Damit 
stimmt sowohl Jaur&s überein, der in den vier Bänden seines 
der Geschichte der konstituierenden und legislativen Ver- 
sammlungen und des Nationalkonventes gewidmeten Werkes 
eine geschickte Zusammenfassung dessen gibt, was auf dem 
Gebiete der Wirtschaftsgeschichte dieser großen Epoche be- 
reits mehr oder weniger klargelegt war, und der diese Über- 
sicht in vielen Punkten durch selbständig ausgeführte Unter- 
suchungen vervollständigt hat; damit ist auch Boissonnade 
einverstanden, der Verfasser der vollständigsten bibliographi- 
schen Übersicht über die Wirtschaftsgeschichte der Re- 
volution 1 ; dem wird jeder beistimmen, der auch nur begonnen 
hat, sich mit den (hierher gehörigen) Fragen zu beschäftigen. 
Natürlich, diese Erkenntnis hat ja auch so viele hervorragende 
Gelehrte des heutigen Frankreichs — Aulard, Brette, Sagnac, 
Ch. Schmidt u. a. — veranlaßt , mit solcher Bereitwilligkeit 
der Aufforderung zu folgen, durch ihre Hilfe das monumentale 
Unternehmen zu unterstützen, das durch die (kurz genannt) 
Commission des documents 6conomiques de la Revolution im 
Jahre 1903 ins Leben gerufen wurde. Die Kommission hatte 
sich zum Ziele gesetzt, die auf die Wirtschaftsgeschichte der 
Revolution bezughabenden Dokumente den Forschern nach 
Möglichkeit zugänglicher zu machen, und bereits eine Reihe im 
höchsten Grade vollständiger und nützlicher Sammlungen von 
Dokumenten veröffentlicht. 

Auf dem Gebiete der Wirtschaftsgeschichte der Revolution 
ist nicht nur nicht das geleistet worden — und konnte 
auch bisher noch nicht das geleistet werden — was mit so 
enormem Erfolge, nach der Arbeit eines halben Menschen- 
lebens, Aulard auf dem Gebiete der politischen Geschichte 



1 Les ätudes relatives ä l'histoire economique de la Revolution 
francaise, Paris 1906. 
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dieser Epoche zu schaffen gelungen ist. Noch ist die Arbeit 
vieler, sehr vieler Forscher, noch ist eine lange Reihe von 
Monographien über die Geschichte der Gesellschaftsklassen 
Frankreichs erforderlich, um die sozialökonomische Evolution 
des französischen Volkes in dieser denkwürdigen Periode in 
ihrer ganzen historischen Realität und Vollständigkeit zu 
zeichnen. 

Außerordentlich wenig ist speziell • die Geschichte der 
verschiedenen Kategorien der Arbeiterklasse in der Zeit der 
Revolution bearbeitet worden. Die Forscher müssen sich 
damit bekannt zu machen suchen, welche Rückwirkung die 
Vorgänge der Revolution auf die Arbeiter äußerten, wie das 
tägliche Leben in den Werkstätten und Manufakturen, welches 
die charakteristischen Eigentümlichkeiten dieser Klasse waren, 
die sich nur erst unklar der Besonderheit ihrer Lage und 
ihrer Interessen bewußt war. Die Geschichte der. Arbeiter- 
klasse ist eines der soziologisch wichtigsten Probleme der 
Wirtschaftsgeschichte, und obgleich gerade ihr die grund- 
legenden Bearbeiter dieses Zweiges der historischen For- 
schung soviel Beachtung geschenkt haben, mit welcher Epoche 
auch immer sie sich beschäftigten, wie verschieden auch ihre 
Anschauungen und Methoden waren, ob sie Marx oder 
Schmoller, Levasseur oder Sombart, Eduard Meyer oder Karl 
Bücher heißen — es sind doch noch die Anstrengungen vieler, 
vieler Forscher erforderlich, um die Zahl der dunklen Stellen 
in diesem Gebiete des historischen Wissens zu vermindern. 
Auch die Lage der Arbeiterklasse in Frankreich während 
der Revolution kann natürlich nur allmählich geklärt werden 
auf dem Wege einer monographischen Verwertung jenes 
Materials , welches jetzt kaum die erste Bearbeitung erfährt 
und noch zahlreicher Forscher harrt. 

I. 

Indem wir uns mit der Frage über die Lage der Arbeiter 
in Frankreich während der Revolutionsepoche beschäftigten, 
wandten wir unsere Aufmerksamkeit auch den nationalen (bis 
zum 10. August 1792 „königlichen") Manufakturen zu. In- 
dem wir uns in die Dokumente der nationalen Archive, später 
auch der Archive der Departements „Oise" und „Seine- 
et-Oise a , des Archives der Manufaktur von Sövres und des 
Archives der Manufaktur der Gobelins, vertieften, gelangten 
wir immer mehr zu der Überzeugung, daß der Erforscher 
des Lebens der Arbeiterklasse in der Epoche der Revolution 
nicht das Recht hat, an diesen Dokumenten vorüberzugehen. 
Für die Zeit der Revolution gibt es, soweit wir bisher dar- 
über urteilen konnten, kein einziges industrielles Unter- 
nehmen, dessen Geschichte verhältnismäßig so gut urkundlich 
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belegt wäre wie eben die Geschichte der vier nationalen 
Manufakturen. Dies verdanken wir hauptsächlich zwei Um- 
ständen. Vor allem hatten es die Arbeiter mit zwei Arten 
von Obrigkeit zu tun: mit einer unmittelbaren (dem Direktor 
oder Unternehmer) und einer höheren (dem Direktor „des 
bätiments du roi a , Grafen d' Angiviller , dem Intendanten de 
la liste civile — bis zum 10. August 1792, sodann, einige 
Wochen lang, mit dem Minister des contributions publiques 
Claviöre, mit den Ministern des Innern Roland, Garat, Par6, — 
mit dem Komitee und der Kommission für Ackerbau und 
Künste in den Jahren 1794 — 1795, sodann wieder mit dem 
Minister des Innern zur Zeit des Direktoriums); keine einzige, 
einigermaßen wichtige Angelegenheit konnte zu Ende geführt 
werden ohne Beschluß dieser höchsten Obrigkeit, an welche 
die Arbeiter fortwährend Petitionen, der Direktor oder Unter- 
nehmer aber seine Berichte und Rapports richtet, und welche 
in Form von Resolutionen und Befehlen ihre endgültigen und 
inappellablen Entscheidungen schickt. Dieser verhältnis- 
mäßige Reichtum an Korrespondenz ermöglicht eben ein mehr 
oder weniger eingehendes Studium der Geschichte dieser 
Manufakturen. Der zweite Umstand, der eine für den Histo- 
riker günstige Rolle spielte, besteht darin, daß diese Doku- 
mente im allgemeinen als zum Ministerium des Innern gehörig 
betrachtet und zusammen mit den übrigen offiziellen Akten 
aufbewahrt worden sind, während die Dokumente, die auf 
private Institute Bezug hatten, oft vollständig verloren gingen 
oder der Vernichtung anheimfielen. In den folgenden Unter- 
suchungen werden wir Gelegenheit haben, des öfteren auf die 
Dürftigkeit, das Fragmentarische und Unvollständige der ur- 
kundlichen Daten hinzuweisen, die sich auf private gewerb- 
liche Unternehmen während der Revolution beziehen. 

Je mehr wir diese Dokumente studierten, um so klarer 
wurde uns das Bild dessen, was die Arbeiter in der Zeit der 
Revolution durchlebt hatten, und um so unerläßlicher erschien 
es uns, diesem Thema eine spezielle Arbeit zu widmen. Als 
wir das Studium begannen, meinten wir, das Hauptinteresse 
einer derartigen Monographie könne sowohl darin liegen, die 
Lebensbedingungen dieser Kategorie von Arbeitern „salartes 
de T6tat u kennen zu lernen, als auch darin, klarzulegen, wie 
der Staat in der. Eigenschaft als Arbeitgeber während 
dieser bedeutsamen Periode der Geschichte Frankreichs ver- 
fahren sei, in welcher Weise zugleich mit der Änderung des 
politischen Regime sein Verhältnis zu den Arbeitern sich ge- 
wandelt habe. Wir glaubten, auch dann, wenn es uns ge- 
länge, irgendeine Antwort auf diese beiden Fragen zu finden, 
würde eine solche Arbeit nicht nutzlos sein. Aber als wir 
das Studium der Dokumente, die sich auf die nationalen 
Manufakturen bezogen, abschlössen und sie mit anderen, die 
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nur auf private industrielle Unternehmungen Bezug hatten, 
zusammenstellten, mußten wir zu der Überzeugung gelangen, 
daß bei aller, wie man annehmen mußte, Besonderheit und 
Ausschließlichkeit der Lage der nationalen, direkt oder in- 
direkt vom Staate unterhaltenen Manufakturen die Arbeiter 
dieser Manufakturen sich in vieler Hinsicht nicht von der 
übrigen Masse der Arbeiter unterschieden; und die reicheren 
und vollständigeren Dokumente für die Geschichte der natio- 
nalen Manufakturen erläuterten und ergänzten uns mehr 
als einmal das, was in den dürftigen und seltenen Dokumenten, 
die von den privaten Industrieanstalten übrig geblieben sind, 
in flüchtigen Notizen erschien. * 

Das vollständige Fehlen einer speziellen Untersuchung 
über die Geschichte der Arbeiter der nationalen Manu- 
fakturen in der Epoche der Revolution hat uns also diese 
Arbeit unternehmen lassen. Die allgemeinen, der Geschichte 
der Arbeiterklasse gewidmeten Untersuchungen konnten sich 
naturgemäß nicht bei der Lage der Arbeiter auf den natio- 
nalen Manufakturen aufhalten, schon angesichts des Um- 
fanges des Themas, das sie sich gestellt hatten. So z. B. 
zeichnete uns das durch sein Erscheinen epochemachende 
Werk Levasseurs * — ein unentbehrliches Handbuch für jeden, 
der sich mit der neuesten Geschichte der französischen In- 
dustrie beschäftigt — das Bild der finanziellen Lage, der 
gesetzgeberischen Tätigkeit in bezug auf Handel, Gewerbe 
und die Arbeiterklasse; eine wertvolle Untersuchung Germain 
Martins 2 gibt eine präzise Darlegung und Analyse der Ge- 
setze und Verordnungen über die Arbeiterassoziationen und 
-Organisationen (bis zum Jahre 1792); aber beide Arbeiten 
konnten, allein schon auf Grund der gestellten Aufgabe und 
der gezogenen Grenzen, nicht irgendwie eingehender dabei 
verweilen, wie sich diese allgemeinen Verhältnisse in dem 
Leben der Arbeiter dieser oder jener Kategorie von indu- 
striellen Unternehmungen abspiegelten. In noch höherem 
Grade trifft dies für die kurzen Arbeiten zu, wie z. B. den 
inhaltsreichen Aufsatz Chabots „La Revolution fran$aise et 
la question ouvrtere" 8 , und auf die wenigen anderen Arbeiten,, 
die überhaupt über diesen Gegenstand existieren. 

Was die spezielle Literatur der Geschichte der nationalen 
Manufakturen betrifft, so umfaßt sie im allgemeinen fast aus- 
schließlich Werke, die sich mit der künstlerischen und tech- 
nischen Seite dieser Frage, nicht aber mit den Arbeitern 
beschäftigen. Eine eingehende allgemeine Geschichte der 



1 Histoire des classes ouvrieres et de Tinduatrie en France de 1789 
ä 1870. 

8 Lee associations ouvrieres au XVIII siecle (Paris 1900). 
8 cf. die Zeitschrift „La Revolution francaise", 1883, p. 481. 



132. IX 

nationalen Manufakturen ist von Henry Havard und Marius 
Vachon 1 geschrieben worden, welche zwar von diesen Manu- 
fakturen hauptsächlich vom Gesichtspunkt des Kunstgewerbes 
aus handeln, aber auf den Blättern, die sich auf die Revolu- 
tionsperiode beziehen, dennoch einige, das Leben der Arbeiter 
in jener Zeit betreifende Tatsachen beibringen. Speziell über 
die Geschichte der Gobelinmanufaktur existiert außerdem 
noch ein kleines, 1853 erschienenes Buch von Lacordaire, 
dem damaligen Direktor dieser Fabrik 2 . Darin sind der 
Epoche der Revolution einige Seiten gewidmet, wobei eben- 
falls eimge Tatsachen in betreff der Arbeiter beigebracht 
werden /doch ist auch diese Arbeit, gleich den übrigen, zum 
größten Teile mit der Geschichte der Erzeugnisse der Manu- 
faktur beschäftigt 8 . Das vom gegenwärtigen Direktor der 
Gobelins, Jules Guiffrey 4 , veranstaltete illustrierte Prachtwerk 
berührt die Epoche der Revolution nur flüchtig und ist auch 
gemäß seinem Thema fast ausschließlich dem betreffenden 
Zweige der Kunstindustrie gewidmet. (Noch mehr muß das 
von dem Prachtwerke von Maurice Fenaille 6 gesagt werden, 
das eine illustrierte historische Beschreibung der Erzeugnisse 
der Manufaktur von ihrem Anbeginn darstellt ; sie reicht vor- 
läufig bis zum Jahre 1736). Von den Manufakturen der 
Savonnerie und von Beauvais redet das Buch Guiffreys noch 
weniger, während das Buch Lacordaires Beauvais überhaupt 
nicht berührt. 

Die Spezialliteratur über die Geschichte der Fabrik von 
Beauvais ist sehr dürftig und spricht ebenfalls nur wenig von 
den Arbeitern. Die historische Skizze Dubos' 6 widmet der 
uns interessierenden Epoche einige Seiten (S. 20—27), be- 
schränkt sich aber hierbei auf den Abdruck zweier, die 
Manufaktur betreffenden Dekrete (17. Brumaire an 2 und 
13. Prairial an 3). Die Broschüre Davillers 7 gibt nur den 



1 Les manufactures Nationales (Paris 1889). 

2 Notice historique sur les manufactures imperiales de tapisseries 
des Gobelins et de tapis de la Savonnerie suivie du catalogue des ta- 
pisseries exposees et au cours d'execution. Paris 1853. 

8 So wie auch E. Gerspach: La Manufacture N. des Gobelins 
(Paris 1892). 

4 „Histoire generale de la tapisserie" in Folio ; desselben : „Histoire 
de la tapisserie depuis le moyen äge jusqu'a nos jours", gr. in 4° 
(Tours 1886); siehe auch sein kleines Kompendium „Les manufactures 
nationales de Gobelins et de Beauvais" (in der Kollektion „Les grandes 
institutions de France"). 

ß Etat genäral des tapisseries de la Manufacture des Gobelins de- 
puis son origine jusgu'ä nos jours (Paris 1903—1904). 

6 Notice historique sur la manufacture royale de tapisseries de 
Beauvais. A Beauvais, Aoüt 1834. 

7 Une manufacture de tapisseries de haute lisse a Gisors sous le 
regne de Louis XIV. Documents in£dits sur cette manufacture et sur 
ceUe de Beauvais. Paris, 1876. 



X 132. 

Text eines Ediktes Ludwigs XIV., betreffend die Gründung 
der Manufaktur, sowie den Text von Dokumenten aus den 
Jahren 1722, 1732 und 1734. Die neueste Broschüre von 
Bousson 1 , die einen allgemeinen Begriff von der Vergangen- 
heit und Gegenwart der Manufaktur zu geben bezweckte, 
konnte allein schon infolge ihrer Kürze der Epoche der Re- 
volution nicht mehr als einige Zeilen widmen. Was die all- 
gemeinen Übersichten über diesen Zweig der Industrie betrifft, 
so berühren sie, soweit sie von den Gobelins, Beauvais und 
der Savonnerie reden, die Periode der Revolution nur flüchtig 
und schweigen vollständig über die Arbeiter 2 . 

Endlich existiert noch inbezug auf die Manufaktur in 
Sfcvres während der revolutionären Epoche der Aufsatz eines 
Kenners der Porzellanindustrie, Eduard Garnier 8 ; dieser 
gründet sich auf urkundliche Daten und teilt einige Tat- 
sachen bezüglich der Lage der Arbeiter mit. — Ein flüchtiger 
Überblick von Auscher 4 erwähnt infolge seiner Kürze die 
Arbeiter nur nebenhin. Schließlich muß noch erwähnt 
werden, daß in der Broschüre J. Guiffreys „Documents inßdits 
sur les anciennes manufactures de falence et de porcelaine" 5 
ein Dokument abgedruckt ist, welches auf die Arbeiter von 
Sfevres während der Revolution Bezug hat: ihre Petition an 
die Nationalversammlung, in welcher sie bitten, ihnen die 
Rechte aktiver Bürger zu verleihen, wobei sie ihren Patrio- 
tismus bekunden. (Dieses Dokument ist aus den Arch. Nat., 
Comitö de Constitution, D IV, cart. <>0, liasse 1786. Wir 
werden an seinem Orte darauf zurückkommen.) 

II. 

Wenn also, wie wir gesehen haben, die historische Literatur 
über die nationalen Manufakturen während der Re- 
volutionsepoche überhaupt recht dürftig ist, so fehlt es, 
wie gesagt, an Arbeiten, die sich speziell mit den Ar- 
beitern der Manufaktur in der besagten Periode befassen, 



1 Ernest Bousson, La manufacture nationale de tapisserie de Beau- 
vais (Beauvais, 1904). 

8 Z. B. W. Chocquell, Essai sur Fhistoire et la Situation actuelle 
de Tindustrie de tapisseries et tapis, Paris 1863; oder: Baron de S*® Su- 
zanne, Notes d'un curieux sur les tapisseries tissees de haute et basse 
lisse. Monaco (1876—79). 

8 La manufacture de Sevres pendant la Revolution (La Nouv. Rev., 
1891). Ein anderer Aufsatz Garnier's, der schon teilweise aus dem 
Rahmen der vorliegenden Arbeit heraustritt (La manuf. de Sevres en 
Tan VIII), erschien in der Gazette des Beaux-Arts: t. 36, p. 310—318, 
und t. 37, p. 45—54. 

4 La Manufacture de Sevres sous la Revolution („Revue de 
Thistoire de Versailles et de Seine-et-Oise a , Fe*vrier 1902, p. 1—15). 

5 Sonderabdruck aus der „Revue de Tart francais" für 1889. 



132. XI 

vollständig. Selbst diejenigen der oben aufgezählten Werke, 
die mehr als die anderen Tatsachen aus dem Leben der Ar- 
beiter geben (Havard et Vachon, Lacordaire und Garnier), 
beschäftigen sich doch in der Hauptsache mit diesen Manu- 
fakturen vom kunsttechnischen Standpunkte aus und über- 
gehen naturgemäß eine ganze Reihe von Dokumenten, welche 
für ihre Hauptaufgabe ohne Belang sind. 

Als wir uns zu dem Versuch entschlossen, die Lage der 
Arbeiter in den nationalen Manufakturen während der Epoche 
der Revolution zu charakterisieren, wandten wir uns an die 
Originaldokumente, die auf diese Manufakturen Bezug hatten. 

Selbstverständlich fanden wir diese Dokumente haupt- 
sächlich in den Archives Nationales, da nach einer richtigen 
Bemerkung Ch. Schmidts 1 tatsächlich „toute affaire un peu 
importante aboutit administrativement ä Paris." In den Natio- 
nalen Archiven (hauptsächlich in den entsprechenden Kartons 
der Serien O 1 und O 2 , wie auch teilweise in der Serie F 12 
und AD XI) fanden wir die wesentlichen Elemente, die nötig 
sind, um sich eine Vorstellung von der Lage der Arbeiter der 
nationalen Manufakturen in der uns beschäftigenden Periode 
machen zu können. Einige Dokumente aber, die in den 
Nationalen Archiven fehlen, manchmal jedoch sehr bezeichnend 
sind, fanden wir im Archiv der Manufakturen von Sfevres 
und der Gobelins (die Manufaktur von Beauvais besitzt kein 
besonderes und den Forschern zugängliches Archiv) — , sowie 
in zwei Departementsarchiven: dem des Departements von 
Oise (in der Stadt Beauvais) und dem des Departements 
Seine-et-Oise (in Versailles). 

Hinsichtlich der Dokumente, die wir in diesen Archiven 
zu studieren Gelegenheit hatten, muß bemerkt werden, daß 
sie ihrem Charakter nach in folgende Kategorien zerfallen : 

1. Petitionen der Arbeiter an ihre höhere Obrigkeit (deren 
Vertreter während der Periode 1789—1799 wir oben angeführt 
haben), sowie an die gesetzgebenden Versammlungen der Re- 
volutionsepoche , an das Direktorium, an die Organe der 
lokalen Selbstverwaltung. Dieser Petitionen finden sich recht 
viele, während hingegen von Bittschriften der Arbeiter an 
ihre unmittelbaren Vorgesetzten eine äußerst geringe Anzahl 
übrig geblieben ist. Dies erklärt sich — wir wiederholen 
es — aus dem begreiflichen Umstände, daß jede einigermaßen 
wichtige Angelegenheit durch die höhere Obrigkeit entschieden 
wurde, an die eben geschrieben werden mußte, nicht aber 
durch die eigene Direktion, mit welcher man sich zudem 
auch mündlich auseinandersetzen konnte. Diese Petitionen 
bilden ein sehr wichtiges und interessantes Material, da sie 



1 Les sources de l'histoire de France depuis 1784 dans les Archives 
Nationales (Paris 1907), p. 7. 
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von den Arbeitern selbst verfaßt sind, — die große Mehrzahl 
der Petitionen ist nicht besonders sprachrichtig geschrieben — 
(in den Zitaten, die wir anführen, ist die Orthographie des 
Originals beibehalten) und entweder von den Arbeitern in 
corpore oder von ihren Bevollmächtigten unterzeichnet; sie 
geben uns ein lebhaftes Bild von der schweren materiellen 
Lage, welche die Arbeiter in jener Epoche durchlebten. Doch 
muß eins bemerkt werden: diese Petitionen sind sehr oft 
mit dem Visum des Direktors versehen, welches die Wahr- 
heit des Dargelegten bestätigt, oder der Forscher findet neben 
ihnen Begleitschreiben des Direktors; das Ministerium des 
Innern aber erklärte manchmal geradezu, daß Petitionen 
ohne ein derartiges Visum des Direktors der höheren Obrig- 
keit überhaupt nicht übersandt werden dürfen. Es ist klar: 
wenn die zentrale Gewalt unter solchen Verhältnissen dennoch 
eine solche Petition der Arbeiter empfangen (und in ihren 
Kartons aufbewahren) konnte, deren Einreichung den Interessen 
der Direktion zuwiderlief, so war das nur zufällig möglich. 

2. Die zweite Gruppe von Dokumenten bildet die Korre-^ 
spondenz der Direktoren der Manufakturen mit den höheren 
Vorgesetzten, Berichte, Projekte, Gesuche u. ä. Diese Kate- 
gorie ist reich an Zahlen ; doch muß man dieses Zahlenmaterial 
mit Vorsicht benutzen und darf ihm keine übertriebene Be- 
deutung zuerkennen; selbst das Ministerium des Innern ver- 
hielt sich den Zahlenangaben der Direktoren gegenüber offen- 
bar ziemlich skeptisch und hat das auch manchmal aus- 
gesprochen 1 . Aber außer diesen zahlenmäßigen Berichten 
finden sich in dieser Korrespondenz zerstreut Bemerkungen 
über die Lage der Arbeiter, es werden manchmal interessante 
Tatsachen angeführt, charakteristische Vorschläge gemacht, 
und im allgemeinen gibt diese Gruppe von Dokumenten dem 
Forscher unstreitig wertvolle Hinweise. Zu ihr gehören auch 
die Antwortschreiben der höheren Administration an die 
Direktoren. 

3. Zur dritten Gruppe gehören die „rapports", welche 
von der Kommission für Agrikultur und Künste dem Komitee 
gleichen Namens, oder vom Chef der 4. Abteilung des Mini- 
steriums des Innern dem Minister, von einem Berichterstatter 
im Namen dieses oder jenes Komitees dem Konvent usw. vor- 
gelegt wurden. Es sind dies meist eingehende sachliche 
Motivierungen vorgeschlagener Projekte über Entscheidungen 
dieser oder jener Frage. 



1 Siehe : Archives Nat. 2 913, den Stoß : Compte g£n6ral. Rapport 
präsente" au Ministre de Tlnt^rieur, 23 Floreal Fan 5. . . Nous observon» 
en terminant ce rapport que les comptes präsentes par la Direction de 
la Manufacture de öevres et qui se bornent ä une simple chiffrature ne 
peuvent donner une id£e de la Situation reelle de 1' Etablissement 
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4. Die vierte Gruppe bilden die Reglements, Verordnungen 
des Wohlfahrtsausschusses, des Komitees für Ackerbau und 
Künste, Entscheidungen des Ministeriums des Innern, Dekrete 
des Konvents, Befehle des Direktoriums u. ä. In der Mehr- 
zahl der Fälle kristallisieren sich in diesen Akten die Ge- 
danken und Tendenzen, die der Forscher bereits aus den 
Dokumenten der zweiten und dritten Gruppe kennen lernt. 
Auf diese vier Hauptkategorien lassen sich die meisten Doku- 
mente verteilen, jedoch nicht alle : so z. B. nicht der Schrift- 
wechsel des Ministeriums des Innern mit anderen Ministerien 
in Sachen der Manufaktur, die nicht unterzeichneten, ihren 
nicht offiziellen Ursprung jedoch klar offenbarenden „obser- 
vations", Ratschläge, Beiberichte; sodann die Dokumente des 
revolutionären Komitees in Sfevres, soweit sie sich auf die 
Manufaktur von Sfcvres beziehen; Aussagen der Arbeiter vor 
dem oder jenem revolutionären Komitee usw. usw. 

Es muß bemerkt werden, daß der Geist der bureau- 
kratischen Zentralisation sehr mächtig war, und daß häufig 
eine ganze Kleinigkeit zur Entscheidung bis an die Zentral- 
gewalt ging (wie die Ausgabe von Laternenöl, die aller- 
geringsten Umbauten, die Erlaubnis an eine Arbeiterwitwe 
einige Zeitlang im Gebäude der Manufaktur bleiben zu 
dürfen u. ä.). Vollends über die Aufnahme oder Entlassung 
auch nur eines Arbeiters wurde manchmal eine lange Korre- 
spondenz geführt und die Frage durchaus vom Ministerium 
entschieden. Unter solchen Verhältnissen ist wohl kaum die 
Annahme statthaft, daß auf den nationalen Manufakturen 
irgendwelche ernsteren Ereignisse möglich gewesen wären, 
die keine, auch nicht die geringste Spur in den Dokumenten 
zurückgelassen hätten. Allerdings ist es leider klar, daß 
etliche Dokumente, die sich manchmal auf ganze Monate be- 
zogen haben, verschwunden sind. 

Derart sind also im allgemeinen unsere Dokumente. 
Namentlich für die Epoche der Revolution sind sie voll- 
ständiger und inhaltsreicher als für die vorhergehende und 
nachfolgende Periode, — soweit wir dabei unsere Aufgabe 
im Auge behalten — : besonders muß dies von der für uns 
so wertvollen ersten Gruppe der Dokumente gesagt werden. 
Bereits in der ersten Zeit des Konsulates brechen die Arbeiter- 
petitionen fast ganz ab. 

Sehen wir nun, was uns alle diese Dokumente von den 
Arbeitern der nationalen Manufakturen zu erzählen wissen ! — 
Und wenn wir uns mit dem, was die Arbeiter während des 
Dezenniums 1789 — 1799 durchlebten, bekannt gemacht haben, 
wollen wir uns bemühen, die hauptsächlichsten Schlüsse an- 
zumerken, welche sich von selbst aus den dargelegten Tat- 
sachen ergeben. 

Indem wir dies Vorwort schließen, möchten wir in 
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Dankbarkeit aller Vorstände der Archive gedenken, mit denen 
wir es zu tun hatten. Die Liebenswürdigkeit und Zuvor- 
kommenheit des Herrn Charles Schmidt, des Archivars der 
Nationalen Archive in Paris, der so vorteilhaft bekannt ist 
sowohl durch seine historischen Arbeiten, als auch durch die 
gründliche Kenntnis des Labyrinths, als welches die Nationalen 
Archive erscheinen, war für uns von großem Nutzen. Herr 
Georges Lechevalier-Chevignard , Archivar der National- 
manufaktur in Sfcvres, Herr Roussel, Archivar des Depar- 
tements Oise (in Beauvais), und sein Gehilfe Herr Langlois, 
Herr Jules Guiffrey, Direktor der Manufaktur der Gobelins r 
sowie Herr Coüard, Archivar des Departements Seine-et-Oise 
in Versailles, haben alles getan, mir die Arbeit in den 
Archiven, denen sie vorstehen, zu erleichtern. 



Eugen Tarle. 
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Erstes Kapitel. 

Die Arbeiter der Gobelinmanufaktur. 



i. 

Wie bekannt, hatte die Gobelinindustrie, die im Jahre 
1667 von König Ludwig XIV. eine Reihe von Vorrechten 
und Subsidien erhalten hatte, schon in den ersten 120 Jahren 
ihres Bestehens durch ihre Erzeugnisse einen europäischen 
Ruf erlangt. 

Ebenso wie hinsichtlich der Manufakturen in Beauvais, 
Sfevres und der Savonnerie, muß auch hier gesagt werden, 
daß die Akten, die sich auf die Gobelins in den 70er und 
80er Jahren des 18. Jahrhunderts beziehen, keine irgendwie 
genügende Auskunft über die Lage der Arbeiter geben. Eins 
ist klar: die Manufaktur arbeitet tüchtig, die Arbeiter 
arbeiten in ihr jahrzehntelang, viele von Kindheit an bis ins 
Alter; inwieweit aber die Arbeiter durch diese Tätigkeit 
sichergestellt, inwieweit sie mit ihrer Lage zufrieden waren, 
sowie welcher Art die Beziehungen waren zwischen den 
Arbeitern der höheren und niedrigeren Kategorie (d. h. denen, 
die eine mehr oder weniger feine, verantwortungsvolle und 
vorteilhafte Arbeit verrichteten) 1 , für alles dieses ist es uns 
nicht gelungen, in den Akten der Nationalen Archive (und 
der vorhergehenden Kartons) irgendwelche positiven Belege zu 
finden. 

Es kommen Bitten von Arbeiterwitwen um Unterstützung 
in der oder jener Form vor, eine Bitte der Arbeiter um Er- 
haltung der Zeichenschule für ihre Kinder; vom Jahre 1788 
datiert eine Korrespondenz in bezug auf einen wegen Ein- 
mischung in die Tätigkeit der Polizei verhafteten Arbeiter usw. 
Alles dieses findet sich nur zufällig, ohne Zusammenhang, 
und ist nicht bezeichnend. Unvollständig sind auch die 



1 Während des alten Regimes waren 6 Jahre apprentissaee und 
darauf 4 Jahre compagnonnage in der Grobelinmanufaktur erforaerlich, 
um artiste - ouvrier zu werden oder „gagner la maitrise". Arch. Nat. 
O'2052B — pieces sans date. Notiz von A. Vaudiere». 

Forschungen 132. — Tarle. 1 
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Zahlenangaben über die den Arbeitern ausgezahlten Gelder, 
so daß es nach ihnen nicht leicht ist, sich eine einigermaßen 
genaue Vorstellung von der materiellen Lage der. Arbeiter 
vor dem Sturze des alten Regimes zu machen. Überhaupt 
muß bemerkt werden, daß es zur Zeit des alten Regimes 
sowohl hinsichtlich der Manufaktur in Beauvais, als auch 
der Gobelinindustrie und der anderen königlichen Manufakturen 
nichts gab, was der geregelten Geschäftsführung, der präzisen 
und eingehenden Aktenführung, wie wir sie seit dem Direk- 
torium vorfinden, ähnlich gewesen wäre. Natürlich darf im 
gegebenen Falle die Bedeutung einer unbestreitbaren Ver- 
vollkommnung des ganzen bureaukratischen Mechanismus, 
wie sie in einer späteren Periode der Revolution gegenüber 
dem bis 1789 Bestehenden stattgefunden hatte, nicht ver- 
gessen werden; andererseits aber gibt die umständliche 
Korrespondenz, mitunter aus Anlaß unbedeutendster Tatsachen 
(wie z. B. darüber, daß ein Arbeiter der Amme seines Kindes 
für einige Monate den ihr zukommenden Lohn nicht gezahlt 
hätte , usw.) zum Teil Anlaß zu der Annahme , daß ein 
vollständiges Fehlen von Nachrichten über irgendwelche 
während der genannten Periode auf den Fabriken vor- 
gekommenen Unruhen durch die faktische Seltenheit der- 
artiger Erscheinungen zu erklären ist, und nicht nur durch 
ein mögliches Verschwinden der Akten oder durch Nach- 
lässigkeit in ihrer Führung. 

Die Administration ihrerseits betrachtete die Arbeiter 
der Gobelinmanufaktur als Leute, die nicht zu Unruhen 
neigten. Das zeigte sich in ienen unruhigen Tagen Ende 
April und Anfang Mai 1789, die in Paris durch die Unruhen 
an dem Hause des Fabrikanten Reveillon gekennzeichnet sind. 
Die Plünderung dieses Hauses, die mit dem Eingreifen der 
Truppen, der Tötung und Verwundung einiger Personen von 
den Angreifenden und mit der Verurteilung der am meisten 
schuldig Befundenen zum Tode und zur Zwangsarbeit endete \ 
versetzte den Direktor eines so reichen und großen Unter- 
nehmens, wie das der Gobelins, in große Unruhe. Sie wurde 
noch durch einen anonymen Drohbrief gesteigert, den er in 
diesen Tagen erhalten hatte; er wandte sich daher an die 
Behörden mit der Bitte, Maßnahmen zum Schutze der Fabrik 
zu ergreifen. In demselben Briefe gibt er (sehr unklar) 
Nachricht von Klagen der Arbeiter in betreff ihrer Woh- 
nungen, was doch wohl auf eine gewisse Unruhe nicht nur 
in bezug auf fremde „Aufwiegler", sondern auch in bezug auf 



1 Zuerst ist dieser Fall auf Grund urkundlicher Angaben unter- 
sucht worden von M. Tuetey in seinem Repertoire general des sources 
manuscrites de PHistoire de Paris pendant la Revolution francaise, 
Tome I, p. XIX (Paris 1890). 
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die eigenen Arbeiter schließen läßt. Der Major des Regiments 
französischer Gardisten, Marquis d'Agoult, meinte jedoch, daß 
kein Grund zur Besorgnis vorliege 1 : „wahrhaftig", schreibt 
er, „ich fürchte nicht, daß diese Arbeiter (in der Gobelin- 
manufaktur) ähnlichen Einflüsterungen nachgeben werden 
(c&dent ä des pareilles suggestions) , weil die meisten von 
ihnen Leute in fester Stellung sind (sont gens 6tablis), die 
Frau und Kinder haben, auch kleine Gnadenbezeugungen des 
Königs, die mit dem Dienstalter in Verbindung stehen." Er 
versicherte, Maßnahmen seien nur für den Fall eines Angriffs 
der Manufaktur durch Fremde zu ergreifen. Aber auch dieser 
Fall trat nicht ein und alle Befürchtungen erwiesen sich als 
völlig grundlos. 

Die ersten Monate der Revolution vergingen für die 
Gobelinmanufaktur ohne besondere Folgen; nur hie und da 
tauchen in den Dokumenten — vom Juni d. J. 1789 be- 
ginnend immer häufiger 2 — Mitteilungen auf, daß einige 
mätiers bereits „vakant", und nicht für alle Arbeiter Arbeit 
vorhanden sei. Am 21. April 1790 besuchten der König, die 
Königin und ihre Kinder die Gobelinmanufaktur. In der 
Rede, welche bei diesem Anlass der Präsident des Distrikts 
von St. Marcel, Torillon, an den König hielt, lesen wir 8 : 
„Indem Sie diesen Kunsttempel besuchen, ermutigen Sie die 
Künstler, indem Sie die Bedürftigsten in Ihrer Residenz (les 
plus indigents de votre capitale) besuchen, sichern sie ihnen 
hierdurch die Unterstützungen, die Ihre Güte nicht aufhört 
ihnen zu erweisen; diese Untersttitzungen, Majestät, sind 
ihnen sehr wertvoll. Wenn sie diese verlören, wären ihre 
Kinder oft ohne Nahrung." Die Königin erwiderte darauf: 
„Sie haben viele Unglückliche, doch sind uns die Augenblicke, 
da wir ihnen helfen, sehr wertvoll." Der König befahl auf 
der Stelle den Arbeitern 1200 Livres zu überweisen. Die 
Unterstützungen bestanden darin, daß die Arbeiter schon seit 
dem Jahre 1770 eine Zulage erhielten „in Anbetracht der 
Teuerung der Lebensmittel" , wobei die Höhe der Unter- 
stützung folgendermassen festgesetzt war: 20 Sols in der 
Woche für jeden Arbeiter und je 10 Sols die Woche für 
jedes nicht arbeitende Kind. Diese Unterstützung erhielten 
die Arbeiter sämtlicher Werkstätten der Manufaktur 4 . 



%1 Arch. Nat. O 1 2052A, die Folge—: Gobelins 1789, Brief d'Agoults, 
gezeichnet: den 5. Mai 1789. 

9 Z. B. s. Arch. Nat. 0*2052 A, die Handschrift vom 6. Juni 1789, 
die mit den Worten beginnt: Etant informä, Monsieur, que Vous devez 
vous rendre Lundi usw , oder den Brief Perrons „Rp. 85." 

* District de Saint Marcel. Extrait des registres de ses deüb^ra- 
tions des 21. et 24. Avril 1790 sur ce que le Roi et la Reine sont venus 
voir la Manufacture des Gobelins. Seite 2. 

4 Arch. Nat. 0*2052 B—i: Röles des Gratifications ordonnees par 
Monsieur d* Angiviller , Directeur et ordonnateur g£neral etc. etc. Le 
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Aber wie für die Manufaktur in Beauvais, so kenn- 
zeichnete sich das Jahr 1790 auch für die Gobelinmanufaktur 
nicht so sehr durch eine Krisis, als hauptsächlich durch eine 
Bewegung unter den Arbeitern und ihren Wunsch, eÄen — 
wie aus den sich hierauf beziehenden Dokumenten hervor- 
geht — nach Möglichkeit friedlichen Kampf um ihre wirt- 
schaftlichen Interessen zu beginnen. Es fing damit an, daß 
bereits im März (1790) die Arbeiter dem Direktor der Manu- 
faktur, Guillaumot, erklärten, sie wünschten nicht Stücklohn, 
sondern Tagelohn zu erhalten (also nicht k la täche, sondern 
ä la journöe oder ä semaines fixes). Natürlich konnte die 
Frage nicht entschieden werden ohne den Chef sämtlicher 
Manufakturen, den directeur g6n6ral des bätiments du Roi, 
den Grafen d'Angiviller. In einem Berichte über das Vor- 
gefallene sagt 1 ein Mitglied der Administration der Gobelins, 
obwohl diese Reform eine sofortige Vermehrung der Ausgaben 
herbeizuführen drohe, werde es in der Folge doch möglich 
sein, gegen eine solche anzukämpfen, „indem man allmählich 
die Zahl der Arbeiter verringere (en venant peu ä peu ä 
diminuer le nombre des ouvriers)". Jetzt aber nachzugeben 
sei — nach seiner Ansicht — unerläßlich, „um die Ordnung 
und Ruhe wiederherzustellen, die durch die gegenwärtige 
Gärung furchtbar gestört sei" 2 . Dessenungeachtet zog sich 
die Sache hin, und die Arbeiter erklärten inzwischen, dass 
sie ein neues Reglement ausarbeiten würden. Den Text dieses 
ihres Reglemententwurfes haben wir in den Akten nicht ge- 
funden, wie .wir auch die „Memoiren", die — nach den Worten 
der Arbeiter zu urteilen — noch Ende d. J. 1789 tiberreicht 
worden waren, nicht haben finden können. Aber der Direktor 
Guillaumot selbst empfiehlt in einem kurzen Schreiben , in 
dem erden „völlig friedlichen" Charakter seiner Zusammenkunft 
und Unterredung mit den Arbeitern hervorhebt, dem ersten 
Direktor, seinem unmittelbaren Vorgesetzten, Grafen d'Angi- 
viller, diesen Entwurf als „äußerst vernünftig" 8 . Gleich bei 



Premier role 6tabli pour le soulagement des ouvriers de la Manufacture 
Koyale des Gobelins vü la cherte des vivres a raison de vingt sols par 
semaine pour chaque ouvrier et de dix sols par semaine pour chacun 
de leurs Enfants hors d'Etat de travailles. (Im ganzen finden sich in 
den Dokumenten sechs solcher Berichte ; drei sind von den Werkstätten 
für das erste Halbjahr (Untertitel: six nremi«rs Mois 1790), und wieder 
drei für das zweite [ — six derniers mois 1790] eingeliefert worden). 

1 Arch. Nat Ö 1 2052B-I A Paris le 6 Mars 1790. Gezeichnet: 
Bella. Der Bericht über die Angelegenheit beginnt in dieser Hand- 
schrift mit den Worten: üne affaire fort seneuse usw. 

2 ibid.: pour ramener Vordre et la tranquillite que Peffervescence 
presente a prodigieusement trouble. 

8 Arch. Nat. O 1 2052 B — I. Der Brief Guillaumots ist gezeichnet: 
Paris , le 2 Juin 1790 La Conference avec les ouvriers des Go- 
belins a eu lieu ce matin et a 6te" des plus paisibles. Ils m' ont lu un 
projet de reglement fort sage etc. 



132. 5 

Beginn dieser Konflikte hatte der Graf d'Angiviller den Ar- 
beitern einen Brief geschrieben, in welchem er ihnen Mangel 
an Vertrauen ihrerseits vorwarf. Die Arbeiter antworteten 
ihm darauf, daß ein solcher Vorwurf sie am schwersten 
träfe * ; im Gegenteil, das Vertrauen zum Grafen „mache ihre 
ganze Hoffnung und ihr Glück aus" 2 . Sie bereiten sich so- 
gar dazu vor, schreiben sie, ihm einen neuen Beweis ihres 
Vertrauens zu geben, indem sie die Resultate ihrer Bera- 
tungen mit Guillaumot seinem Ermessen unterbreiten; und 
sie werden ihn nach wie vor um sein Wohlwollen anflehen, 
das sie durch Dankbarkeit und Achtung verdienen wollen. 
Aber der Graf beeilt sich nicht, ihr „ Vertrauen" zu recht- 
fertigen, und die Arbeiter erinnern ihn im Herbst nochmals 
an ihre Wünsche. Als das Organ der Arbeiter in diesem 
Kampfe erscheinen 18 Deputierte, die sie noch am 30. Mai 
1790 ad hoc gewählt hatten. Eben diese Deputierten erinnern 
nun d'Angiviller daran, daß es an der Zeit sei, die Ange- 
legenheit endgültig zu regeln. Die Sache lag so, daß d'Angi- 
viller die Arbeiter auf die Schwierigkeit, ihr Gesuch zu be- 
friedigen , hinwies , da die Staatskasse erschöpft sei. (Die 
Deputierten betonen hierbei nachdrücklichst, daß jeder Ge- 
danke an eine Verminderung der Arbeiterzahl auf dem Wege 
der Entlassung selbstverständlich dem feinfühlenden und 
geradsinnigen Herzen des Grafen d'Angiviller als häßlich er- 
scheinen müsse). Der Graf zog nun die Lösung der Ange- 
legenheit hin, unter dem Vorwande, dass sich nichts End- 
gültiges entscheiden ließe, solange der König nicht seinen 
Schatzmeister ernannt habe. Da die königlichen Manufakturen 
in der Verwaltung des Hofes (Maison du Roi) blieben, so ist 
es natürlich, daß der angeführte Vorwand den Arbeitern als 
ein durchaus wesentlicher Umstand erschien. Nun aber 
hätte Seine Majestät seinen Schatzmeister (tresorier de la 
liste civile) bereits ernannt, die Güte des Grafen d'Angiviller 
würde also durch nichts mehr daran gehindert, das Schicksal 
der Arbeiter endgültig zu entscheiden. Die Deputierten 
weisen hierbei darauf hin, daß ihre Kameraden, die sie ge- 
wählt haben, schon ohnedies mit ihrem Zögern sehr unzu- 
frieden seien. Allerdings, sagen sie, äußere sich diese Unzu- 
friedenheit noch nicht in Formen, die irgendwie der Ordnung 
zuwiderliefen, doch wiederholten sich von Tag zu Tag die 
Mahnungen der Genossen. Interessant in diesem Briefe ist 
die Stelle , wo die Arbeiter darauf hinweisen . daß sie beim 



1 Arch. Nat. O 1 2052B-l. Der Brief der Arbeiter (Monsieur le Comte, 
nous nous serions dejä justifi^s usw. usw.). 

2 aussi ce qui nous a le plus penätre' dans votre lettre, Mon- 
sieur le Comte, c'est le reproche d'un manque de confiance qui fait au 
contraire tout notre espoir et notre bonheur ..... (ibid.). 
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Eintritt in die königliche Manufaktur gewisser Vorteile ver- 
lustig gingen: so müßten sie unter anderem die Hoffnung 
auf Eröffnung eines eigenen Unternehmens aufgeben 1 . In 
dieser Stelle des Dokumentes kennzeichnet sich ganz der Ar- 
beiter und Handwerker des alten Regimes: sein wirtschaft- 
liches Ideal und Endziel bleibt die Hoffnung, selbst einmal 
ein kleiner Unternehmer zu werden; und indem er sich nun 
an einen Behif hingibt, in welchem er stets nur eine ge- 
mietete Arbeitskraft bleiben muß, betrachtet er dies als ein 
ernstliches Opfer seinerseits und erwartet, daß der Staat, in 
dessen Dienst er sich begibt, dieses Opfer in ernste Erwägung 
ziehe. — Die Note der Arbeiterdeputierten hat es offenbar 
veranlaßt, daß man sich mit der Prüfung der Angelegenheit 
beeilte. Der ganze Verlauf der Dinge gab dem anonymen 
Verfasser eines Berichtes, der jedenfalls dem Grafen d'Angi- 
viller vorgelegt worden war, recht trübe Gedanken ein. Ihn 
erschrecken die Forderungen der Arbeiter, doch gibt er 
keinen positiven Rat; und er erklärt sogar, obwohl er die 
ihm zugegangenen Papiere wieder und wieder durchgelesen 
habe, sei er, je mehr er gelesen, um so weniger imstande ge- 
wesen, bei irgend einem Gedanken stehen zu bleiben 2 . Der 
Verfasser behauptet, schon seit langem habe er den Eintritt 
jener „Anarchie" erwartet, die nun schon „15 Monate lang* 
herrsche. Im Projekt des neuen Reglements, das von den 
Arbeitern in Vorschlag gebracht wird, sieht er „une rGvolte 
ouverte" , eine offene Empörung. Dieses für uns bemerkens- 
werte Reglement wird vom Verfasser der besagten Denkschrift 
seinem Wesen nach so charakterisiert: Die Arbeiter, die 
äusserlich ihre Achtung, ihren Eifer und ihre Erkenntlichkeit 
ausdrücken, wollen im Grunde alle Mittel erhalten, um auf 
gesetzlichem Wege die Herren der Leitung der Manufaktur 
zu werden; bei einer derartigen Lage der Dinge erscheine 
ihm der Ausdruck der Achtung, des Eifers und der Erkennt- 
lichkeit wie ein Hohn 8 . Er fragt entrüstet, wie man sich 
mit dem Gedanken abfinden solle, daß die Arbeiter der Manu- 
faktur sich das „Recht, ständigen Komitees, be- 



1 Arch. Nat. O ! 2052. Der Brief trägt den Vermerk : Paris 31 Octobre 
1790 : . . . qu'en entrant dans la Manufacture ... ils renoncment aux 
avantages commune ä toutes les autres professions tel qu'un Etablisse- 
ment personnel etc. 

* Arch. Nat. 0*2052 B-i. Observations (am Rande: Gobelins). Die 
Handschrift umfaßt 2V2 Seiten großen Formates. 

8 Archives Nat. 0*2052 B— 1 car en fin comment ne pas la 

(d. h. „une revolte ouverte") voir tres nettement demontree dans ce pro- 
jet de reglement que proposent les ouvriers et dans lequel sous rex- 
pression apparante , mais trop derisoire , du respect , du zele et de la 
reconnaissance, ils £tablissent tous les moyens de se rendre lägalement 
maitres de la gestion d'une Manufacture dont ils vivent cependant 
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sonderen Komitees zu unterstehen 1 , erwerben 
wollen? Er begreift es nicht, wie man, falls dies zugelassen 
würde, hoffen könne, in Zukunft das Unternehmen zu ver- 
walten. Diese ganze „Anarchie" sei, nach seiner Meinung, 
hervorgerufen durch die früheren Direktoren, die den „Geist 
der Insubordination" vorbereitet hätten, und besonders durch 
den letzten, im J. 1789 verstorbenen Direktor Pierre. Das 
alte Reglement sei gut gewesen, aber „der Geist der Revo- 
lution erlaubt vielleicht nicht mehr, an dies Reglement zu 
denken, und vielleicht könnte man auch nicht mehr ohne 
Gefahr auf ihm bestehen" 2 . Das alte Reglement (vom Jahre 
1783) machte den Direktor zum unbedingten Herrn des ganzen 
Unternehmens, von den Arbeitern aber wurde nur unver- 
brüchlicher Gehorsam verlangt. Nach den angeführten Worten 
zu urteilen , wollte der jetzt i. J. 1790 vorgelegte Entwurf 
eine gewisse Selbständigkeit der Arbeiter feststellen, und, 
was die Hauptsache ist, er strebte unter ihnen eine bestimmte 
Organisation an, ein Versuch, der für die Arbeiter der da- 
maligen Großindustrie höchst bemerkenswert ist. Aber nicht 
dieses allein erscheint dem Verfasser des Berichtes gefähr- 
lich; er gibt „das Unglück eines Arbeiterlebens" 8 , eines 
Lebens voller Bedrängnisse und Armut zu, weist aber zugleich 
darauf hin, daß „jeder Lohn eine Grenze und ein Maß" 4 
haben müsse , und daß die Manufaktur schon ohnedies dem 
Könige nur Verluste bringe. Indem er den Zusammenbruch 
der Manufaktur voraussagt, fragt er, welcher Art denn die 
Mittel zum Leben der Arbeiter sein werden, „welche die 
Kraft zum Widerstand oder vielmehr zu ihren Befehlen nur 
aus dem Mitleid und der Nachsicht schöpfen, die man ihnen 
erweist?" Er bedauert, daß diese „armen Leute" den Ab- 
grund nicht sehen, den sie unter ihren Füßen graben 5 . * . 



1 Comment se pr£ter a l'idee que des ouvriers .... se feront 

de leur admission dans une Manufacture d'autant plus Eoyale qu'elle 
est directement stipendiee par le Eoi, un titre pour se subordon- 
ner a des comitäs permanents, ä des comite's particuliers? 
(ibid. im Original unterstrichen). 

2 L'esprit de la revolution ne pennet peut §tre plus de songer a 
ce rSglement et peut §tre aussi n'y pourrait on insister sans danger 
(ibid. wie umstehend). 

8 Je suis loin de voter pour aggraver le malheur de la vie trop 
resseree trop parcimonieuse d'un ouvrier .... (ibid.). 

4 ... mais tout salaire doit avoir un terme et une mesure. Et 
combien est immense la classe des m£tiers qui ne rendent pas un ecu 
par jour. En ce moment le Eoi peut a peine payer. Et que sera - ce 
s'il faut se porter ä une augmentation de 20 mille ecus aussi sterile que 
la depense qui se fait dejä? L'ätablissement croulera etc. (ibid.). 

* . . . ces ouvriers qui n'empruntent leur force r£sistante ou plutöt 
imperative que de la pitie\ de la condescendance ju'on leur marque? 
Pauvres gens qui ne voyent pas qu'ils creusent l'älrime entre-ouvert 
sous leur pieds! (ibid.). 
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Er erhofft so viel von dieser letzteren Erwägung, daß er seine 
Schrift mit dem Eate schließt, die Arbeiter mit diesem Argu- 
ment niederzuschlagen" 1 . Offenbar hielt sowohl die Admini- 
stration, in der Person d'Angivillers, als auch die Arbeiter 
selbst für die brennendste und wichtigste Frage eben die Lohn- 
frage, und nicht die der Organisation „ständiger" oder sonst 
welcher „Komitees", von denen der Verfasser der Denkschrift 
redet. Im allgemeinen aber lag die Sache so, daß einerseits 
über den Arbeitern tatsächlich das Damoklesschwert einer 
völligen Schließung der Manufaktur hängen mußte, falls sie 
zu entschieden und unversöhnlich die Frage der Befriedigung 
ihrer Forderungen hätten stellen wollen (vergessen wir nicht, 
daß gerade zu jener Zeit Marat in der Presse darauf auf- 
merksam machte, daß die Unterhaltung der Gobelins und der 
anderen königlichen Manufakturen unnütz sei und für die 
Tasche des Volkes verheerend); anderseits aber hielt es die 
Administration, die ebenfalls eine Schließung nicht wünschte 
und diese Drohung offenbar nur als ultima ratio sich reser- 
vieren wollte, nicht für möglich, sich den Arbeiterforderungen 
zu widersetzen, die selbst der Direktor Guillaumot, wie wir 
sehen, vernünftig genannt hatte. Wie aus den Dokumenten 
von 1791 und den folgenden Jahren hervorgeht, waren die 
Punkte der Arbeiterforderungen, die auf ihre Organisation 
Bezug hatten, in Wegfall gekommen, hinsichtlich des Arbeits- 
lohnes aber gelang es ihnen, zu erwirken, daß er nicht mehr 
auf Akkord, sondern nach Tagen berechnet wurde, wobei 
natürlich die Arbeiter in Klassen eingeteilt werden müßten, 
entsprechend der Wichtigkeit der ihnen aufgegebenen Arbeit 
und ihrer Kunstfertigkeit. Das Kompromiß kam am 31. Dez. 
1790 a zustande. Dem Oberchef der königlichen Manufakturen, 
d' Angiviller , war ein Projekt neuer Ordnungen vorgelegt 
worden, das er für geeignet hielt, den Forderungen der Ar- 
beiter ein Ziel zu setzen, und das, nach seiner Meinung, als 
die Mitte erschien „zwischen äußerster Härte und allzugroßer 
Nachgiebigkeit" 8 . In einem Schreiben d'Angivillers ist die 
Rede ausschließlich vom Arbeitslohn, von der neuen Art, die 
Arbeiter zu entlohnen, und von der aus diesem Grunde un- 
vermeidlichen Erhöhung der Ausgaben für die Manufaktur. 



1 C'est peut £tre la ce dont il serait important de les frapper etc. 
(ibid.). 

2 Arch. Nat.O 1 2052B-H. Brief d'Angivillers an den Direktor. 
Gezeichnet: A Versailles le 3 Janvier 1791. Das von Guillaumot ver- 
faßte Eeglement ist am 31. Dezember 1790 von Graf d* Angiviller be- 
stätigt worden. 

8 Arch. Nat., loc. cit : Le nouvel arrangement, Monsieur, que vous 
m'avez propose' pour terminer Taffaire des Gobelins m'a paru admissible 
et propre a mettre fin aux reclamations des ouvriers en tenant un 
milieu entre la rigueur extreme et une trop grande condescendance. 
Durch ihn bestätigt waren diese Verfügungen noch am 31. Dezbr. 1790. 
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Er fordert die Administration der Gobelins auf, mit allen 
Mitteln zu versuchen, dieses Anwachsen der Ausgaben irgend- 
wie zu kompensieren, z. B. durch eine Verminderung der 
Zahl der Gesellen und weiter durch eine stetige Einschrän- 
kung der Zahl der Arbeiter selbst. Dieser Grundton, — der 
dringende Wunsch, die Arbeiterzahl möglichst zu verringern, — 
kehrt nun immer wieder 1 ; doch sollte dies allmählich ge- 
schehen, um nicht eine neue Bewegung unter den Arbeitern 
hervorzurufen. Die Arbeiter der Manufaktur de la Savonnerie, 
die ebenfalls seit d. J. 1790 eine Verbesserung ihrer Lage 
anstrebten, und deren Angelegenheit hinausgeschoben wurde 
bis zur Entscheidung in der Sache der Gobelins, erzielten im 
J. 1791 eine gleiche Reform wie die Arbeiter der Gobelins: 
d'Angiviller war damit einverstanden, ermutigt durch die Re- 
sultate, die auf den Gobelins erreicht waren, wo, wie er 
glaubte, wieder Ordnung herrschte 2 . Und wirklich : von einer 
gegen die Administration der Manufaktur gerichteten Gärung 
unter den Arbeitern hören wir nun nicht mehr, abgesehen von 
der Bitte eines der Administratoren, d'Angiviller möchte doch 
für die Zukunft die Zahl der Gesellen in jeder Werkstatt ge- 
nau festsetzen, da sonst die Arbeiter die Administration mit 
Bitten und Ansprüchen überhäuften, indem sie die Aufnahme 
ihrer Kinder als Gesellen verlangten. Aber auch dieser 
Gärung („fermentation") könne man leicht ein Ziel setzen: 
man brauche bloß eine bestimmte Normierung zu erlassen. 
„Wenn auch (unter den Arbeitern) sich freche Menschen be- 
fänden, so bestehe doch die Mehrzahl aus verständigen Leuten, 
die, sobald erst das Gesetz geschaffen und zur Kenntnis ge- 
bracht sei, dieses auch einhalten würden 8 . Diese Ausnahme, 
die im vollen Sinne des Wortes die Regel bestätigt, zeigt uns, 
wie die Stimmung der „Mehrzahl" der Arbeiter auf den Go- 
belins im Jahre 1791 war ; später hören wir selbst von solchen 
Ausnahmen nichts mehr. Die Dokumente sagen uns, daß, 
ungeachtet der sich bereits stark fühlbar machenden Lebens- 
mittelteuerung, der Durchschnittslohn der Gobelinarbeiter im 
Jahre 1791 ihnen noch die Möglichkeit gab, mit der Not zu 
kämpfen. Wie hoch war nun der Verdienst der Arbeiter 
entsprechend den neuen Ordnungen, deren Bestätigung sie 
gegen Ende des Jahres 1790 durchgesetzt hatten? Diese 
Ordnungen traten mit dem Beginn des Jahres 1791 in Kraft, 



1 Siehe z. B. Arch. Nat. O 1 2052 B ~ I*. Dokument, gezeichnet vom 
8. Juin 1791: Rp.*81 u. a. 

2 Arch. Nat. O 1 2052B-ll. Der Brief ist gezeichnet: le 6 fevrier 
1791 : .... les affaires de la Manufacture des Gobelins 6tant a peu pres 
arrang£es d'une maniere stable, — usw. 

* Arch. Nat. 0*2052 B-H. Ein Brief Belle's, gez. Paris le 10 Avril 
1791. . . , S'il est des nr^somptueux, — la majorite* est des hommes rai- 
sonnables et qui, la loi une iois faite et mamfestee, — la soutiendront. 
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und gleich darauf war schon der Tarif für die Entlohnung 
der Arbeiter ausgearbeitet worden 1 . Die Manufaktur wurde 
eingeteilt in drei Werkstätten (ateliers), die unter der Leitung 
von drei „entrepreneurs" standen. Die Arbeiter jeder Werk- 
stätte waren in fünf Klassen eingeteilt 2 . Die der ersten er- 
hielten 24 Livres die Woche, die der zweiten Klasse 21 Livres, 
die der dritten 18 Livres, die der vierten 15 Livres, die der 
fünften 12 Livres. Zur ersten Klasse gehörten in der ganzen 
Manufaktur (Anfang 1791) 12 Mann, zur zweiten 19, zur 
dritten 27, zur vierten 20 und zur fünften 13. Überdies be- 
saß jede Werkstatt ihren, außerhalb der Klassen stehenden 
„premier ouvrier", der 32 Livres in der Woche erhielt. Zu- 
gleich darf nicht vergessen werden , daß die Gobelinarbeiter 
außerdem freie Wohnung oder, falls es auf der Manufaktur 
an Raum mangelte, besondere Wohnungsgelder erhielten. 
Was die Gesellen betrifft, so war für sie ein besonderer Tarif 
aufgestellt: im Laufe der ersten zwei Jahre seines appren- 
tissage erhielt der Geselle 2 Livres die Woche, im dritten 
Jahre 3 Livres, im vierten Jahre 4 Livres, im fünften Jahre 
5 Livres und im sechsten Jahre 6 Livres. Von der Gesamt- 
zahl der im Jahre 1791 an der Manufaktur beschäftigten 
25 Gesellen erhielten 8 je 2 Livres die Woche, 6 je 3 Livres, 
4 je 4 Livres und 6 je 5 Livres (außerdem erhielt einer, ent- 
gegen dem Tarif, 1 Livre, wobei neben seinem Namen, wie 
als Erklärung dazu, bemerkt ist: fils de l'Italien). 

Der Arbeitstag war auf 12 Stunden normiert, wobei er 
in vier Teile geteilt war: alle drei Stunden machte der Ver- 
walter die Runde in den Werkstätten, notierte die Fehlenden 
und strafte die Abwesenden mit Lohnabzügen. Gesellen 
wurden im Alter von 12 Jahren an aufgenommen, wobei im 
Reglement der Vorbehalt gemacht war, daß das Gehalt des 
Gesellen zu teilen sei zwischen ihm und dem Arbeiter, unter 
dessen Leitung er arbeite 8 . Nach sechsjähriger Lehrzeit wird 
er, falls man ihn für dazu befähigt erachtet, den Arbeitern 
zugezählt; andernfalls bleibt er noch Geselle. Allerdings er- 
hielten die Kinder der Arbeiter gewöhnlich den Vorzug vor 
den „enfants 6trangers a , und den Vätern war es sogar ge- 
stattet, sie nicht vom zwölften, sondern schon vom neunten 



1 Arch Nat. O 1 2052 ß — n : Nouvel Etablissement pour fixation de» 
salaires des ouvriers tapissiers des Gobelins ä compter du I®* Janvier 
1791. (Am Rande gez.: Rp. 36, 23 Mars 1791. 

9 Diese Klassen sind rar die beiden letzten Werkstätten bezeichnet 
mit den Zahlen: 1, 2, 3, 4, 5; für die erste Werkstatt aber mit den 
Zahlen 1, 2, 8, 8, 4; alles Übrige ist gleich. Für die erste Werkstatt 
entspricht die zweite Ziffer 3 der 4, die Zahl 4 der 5. 

8 Arch. Nat. O , 2052 B-n. Suite du Reglement arr£t6 ... 31. De- 
cembre 1790, relatif au nouveau mode de payement des ouvriers. Ab- 
schnitt: Des apprentis. Art. 3 e . 
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Jahre an mitzubringen, damit sie bis zum Moment ihrer Auf- 
nähme als Gesellen, also bis zum zwölften Jahre, bereits 
einiges gelernt hätten und dadurch ein Vorrecht vor den 
Fremden hätten. — Das Reglement vom 31. Dezember 1790 
hatte den Frieden in den inneren Verhältnissen der Gobelin- 
manufaktur gesichert. Aber die Fabrik sollte noch sehr 
schwere Zeiten durchleben : die durch Verminderung des Ab- 
satzes bedingte Krisis, die schon im Jahre 1789 sich zu zeigen 
begonnen hatte und in den Jahren 1790 und 1791 scheinbar 
ein wenig zurückgegangen war, nimmt seit dem Jahre 1792 
bereits erschreckende Formen an. 

II. 

Im Jahre 1791 noch wurden 145 aunes carröes x angefer- 
tigt; allein für das Jahr 1792 wird diese Zahl schon als un- 
erreichbar hingestellt, solange nicht die „Ruhe und Ordnung" 
wiederkehren würde, in welchem Fall man auf eine bedeutend 
größere Produktion werde rechnen können. Die Vermin- 
derung des Absatzes von Luxusartikeln, welche sich seit den 
ersten Jahren der Revolution bemerkbar machte, nahm im 
Jahre 1792 den Charakter einer akuten Krisis an. Der Krieg 
mit der europäischen Koalition, der die ausländischen Märkte 
für die Produkte der Gobelinmanufaktur verschloß, trug 
natürlich sehr ernstlich zur Beschleunigung und Verschärfung 
der Krisis bei. An der Freude, mit welcher die Administration 
erfährt, daß fünf Arbeiter in den Kriegsdienst eingetreten 
sind, an der Hast, mit welcher sie zum voraus beschließt, sie 
im Falle einer Rückkehr nicht mehr aufzunehmen 2 , an dem 
Vergnügen, mit welchem der Intendant de la liste /civil e de 
la Porte, der an d'Angivillers Stelle getreten war, vernimmt, 
daß ein Kaufmann zur Versendung nach Spanien 5 Stück 
Gobelingewebe gekauft habe 8 , und an anderen Anzeichen 
können wir deutlich sehen, daß schon in der ersten Hälfte 
des Jahres 1792 die Lage der Manufaktur eine äußerst 
schwierige war und der Verkauf ihrer Produkte bereits als 
ein seltenes, freudiges Ereignis erschien. Seit der zweiten 
Hälfte des Jahres 1792 machte sich der Krieg der französi- 
schen Industrie überhaupt und den königlichen Manufakturen, 
welche Luxusartikel anfertigten, im besonderen immer härter 
fühlbar. Anfang August 1792 wurden die Bestände der 
Manufaktur revidiert und einige Ausgaben verkürzt. Auf- 
gehoben wurden das Amt eines Oberinspektors der Manufaktur, 



t 



1 Eine au Ine (aune) jener Zeit in Paris = (ungef.) 1 m 18 c. 

2 cela seconde mon projet de r^duire le nombre des ouvriers, 

— schreibt bei diesem Anlaß. d'Angiviller dem Direktor Guillaumot. 
Arch. Nat. O , 2052B-s, gez . Paris le 2 Fevrier 1792. 



* 8 Arch. Nat. CM2052-3. Der Brief datiert vom 6. Mai 1792. 
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der Posten eines „Malers der Akademie 44 (d. h. der Mal- 
schule, die auf den Gobelins bestand), der eines Arztes usw. 
Was die drei Verwalter („entrepreneurs") der Werkstätten 
betrifft, so hörten diese seit Anfang 1791 nicht auf, sich über 
den Rückgang ihrer Einnahmen zu beklagen : nach dem alten 
Reglement hatten sowohl sie als auch die Arbeiter Stücklohn 
(ä la täche) erhalten; seit dem 1. Januar 1791 wurde, nach 
dem neuen Reglement, den Arbeitern der Lohn nach Tagen 
berechnet, der Arbeitstag war kürzer geworden, und außer- 
dem — worauf die Entrepreneurs hinwiesen — - brachten die 
Arbeiter im allgemeinen die Hälfte dessen zustande, was sie 
früher angefertigt hatten (denn es fehlte der Antrieb, sich 
besonders um die Quantität der angefertigten Gegenstände 
zu bemühen). Die Entrepreneurs erhielten aber aus der 
Kasse nach wie vor Stücklohn, was ihre Einnahmen 
stark beeinträchtigte. Anfang August 1792 war das Gehalt 
für die drei Entrepreneurs zusammen auf 11 000 Livres 
im Jahr festgesetzt (also etwa 3666 Livres jährlich für 
jeden) 1 . Nun aber kam der 10. August 1792. Mit dem 
Sturze der Monarchie sollte die „liste civile" aufgehoben 
werden, und eine Unruhe bemächtigte sich der Arbeiter, 
welche eine Schließung der Manufaktur befürchteten. Durch 
Vermittelung der Pariser Kommune suchten sie den Minister 
des Innern, Roland, von ihrer Besorgnis in Kenntnis 
zu setzen. In der Denkschrift, die sie verfaßt hatten 2 , wiesen 
sie darauf hin, daß jetzt ihre Manufaktur allerdings nicht 
als ein dem Staate nützliches Unternehmen betrachtet werden 
könne, daß sie aber unentbehrlich sei zur Förderung der 
Kunst und zur Erhaltung des Ruhmes der Nation; sie er- 
innerten daran, daß die Erzeugnisse der Manufaktur „in 
glücklichen Zeiten" dazu beitrügen, zahlreiche Fremde ins Land 
zn ziehen, durch welche der Aufwand für die Manufaktur 
wieder ersetzt werde. Es folgen dann Argumente, die wir 
bereits aus den Petitionen der Arbeiter von Beauvais kennen : 
sie hätten sich von Jugend auf für das ganze Leben dieser 
Kunst gewidmet, sie wüßten nicht wohin, falls die Manufaktur 
geschlossen würde; sie wollten in ihren Erzeugnissen der 
Nachwelt die für die Freiheit vollbrachten Taten überliefern, 
„anstatt der Denkmäler des Stolzes, die sie so lange zu 
schaffen gezwungen worden seien." Sie rechnen heraus, daß 
ihr Unterhalt der Staatskasse gegen 9000 Livres monatlich 



1 Der vorgelegte Überschlag am Rande, — gez. 10 Aout, Manu- 
facture des Gobelins, adm. No. 17. Die Handschrift heißt: Etat de 
propositions pour traitements et appointements. Die Beschlüsse finden 
flieh am Rande. 

2 Arch. Nat. CM2052 B— in. Copie du memoire remis a. M. M. les 
commissaires de la Section du ministere pour preparer leur Rapport 
8ur la Manufacture des Gobelins, (admon. j$o. 89.) 
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koste (nicht gerechnet die Wohnungsgelder, die man, nach ihren 
Worten, abschaffen könne, indem man sämtliche Arbeiter in den 
Gebäuden der Manufaktur unterbringe, da der Raum für alle 
ausreiche). Die Arbeiter waren bemüht, in jenen aufgeregten 
Augusttagen das schreckliche Gespenst einer Schließung der 
Manufaktur von sich fernzuhalten; das geht aus einem 
charakteristischen Dokument 1 hervor, welches dem Minister 
des Innern vorgelegt wurde, bevor noch irgend eine Antwort 
auf die erste Petition erfolgt war. Hier erklären die drei 
Vertreter der Arbeiter im Namen der Majorität, ohne die 
„nichtige Aufregung", die einige Kameraden ergriffen habe, zu 
teilen, bitten sie doch, um „die vollkommene Einigkeit, die 
nicht aufhöre, in ihren Werkstätten zu herrschen, darzutun", 
ebenfalls den H. Minister, die Frage der Manufaktur zu klären 
und „die Hoffnung der Arbeiter auf die Gerechtigkeit der 
Nationalversammlung und seine eigene zu festigen." Ihrer- 
seits brachte die Pariser Kommune schon von sich aus in der 
Nationalversammlung eine Petition um Erhaltung der Gobelins 
ein. Die Kommune spricht vom Nutzen „des einzigen In- 
stitutes, welches den Neid der Ausländer errege," und von 
der Notwendigkeit, es zu erhalten. Da die liste civile auf- 
gehoben sei, könnten die Arbeiter ohne Geld bleiben, wenn 
nicht die Versammlung eine temporäre Auszahlung verfüge 
und sich mit der fernem Regelung der Sache befasse. Diese 
Arbeiter aber verdienten überdies von Seiten der Versammlung 
eine günstige Stellung auch aus dem Grunde, weil sie, „ob- 
schon aus der Zivilliste bezahlt, doch nie vom Patriotismus 
abgewichen wären (quoique pay6s de la liste civile, n'ont ja- 
mais derogö au patriotisme)" : sie dienten in der Nationalgar de r 
brächten patriotische Opfer, zehn von ihren Kameraden 
kämpften an den Grenzen. Noch mehr: die Kommune weist 
auf die Gefahr von Seiten Katharinas II. hin, welche durch 
ihre Emissäre die „Künstler" der Gobelinmanufaktur, falls 
diese geschlossen würde, zu sich auffordern könne: . . . „Sie 



1 A Monsieur le Ministre de PIntErieur. Monsieur, une vaine 
sollicitude agite en ce moment quelques ouvriers de la Manufacture des 
Gobelins; car la tres majeure partie ne la partage point, n'envisage 

Eas PeVenement qui les distrait d'une liste supprimee pour les remettre 
eureusement dans PEtat primitif qui placolt cet Etablissement qui 
honore les arts dans la main de la Nation, comme capable de porter 
atteinte ä leur sort. Neanmoins, Monsieur, pour contmuer de mani- 
fester la parfaite union qui n'a cesser de regner dans leurs atteliers, 
tous se reunissent en ce moment pour vous supplier de les Eclairer a 
cet egard et de daigner par un mot de rEponse confirmer Tespoir que 
leur inspire PequitE de l'assemble nationale et la votre." Es folgen 
drei Unterschriften: Desroy, la Forest, Fuzy, ßepresentants les trois 
atteliers. (Umstehend eine Nachschrift darüber, wohin die Antwort zu 
richten sei.) Arch. Nat. O 1 2052 B-m. Am Rande: R. ä la 6 Dir. 
20 Aout. 
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werden sich beeilen, die Hoffnung dieser nordischen Despotin 
zu zerstören, deren Reich schon ohnehin mehr als genug von 
berühmten Künstlern unserer Nation bevölkert ist", und „die 
immer bestrebt ist, sich auf Kosten der Franzosen zu be- 
reichern, indem sie sich der Vermittelung ihrer Emissäre be- 
dient" 1 . Die Befürchtungen der Arbeiter erwiesen sich vor- 
läufig als verfrüht. Der früher „königlichen", jetzt „natio- 
nalen" Manufaktur drohte keine Schließung; aber zugleich 
war der Minister des Innern, Roland, Anhänger der ent- 
schiedensten Sparsamkeit in allem, was auf industrielle An- 
stalten dieser Kategorie Bezug hatte ; und damit mußte stark 
gerechnet werden. Der neue Direktor (Nachfolger Guillau- 
mots), Audran, versuchte mit allen Mitteln die Aufmerksam- 
keit des Ministers von den Etats der höheren Angestellten 
abzulenken und sie auf den Teil der Ausgaben zu richten, 
der die Arbeiter betraf. Er bemüht sich, Roland den Ge- 
danken nahezulegen, daß d'Angiviller einen schrecklichen 
Fehler begangen hätte, als er den Forderungen der Arbeiter 
gegen Ende des Jahres 1790 nachgegeben und sowohl dem 
Ersatz des Stücklohnes durch Tagelohn, als auch der Fest- 
legung der Höhe dieses Lohnes, wie sie ihm von den Ar- 
beitern vorgeschlagen war 2 , blind zugestimmt hätte. Dennoch 
hält er es nicht für möglich, mit einem Male zu entschiedenen 
Maßnahmen zu greifen, wie z. B. zur Aufhebung der ge- 
machten Zugeständnisse, sondern er macht den Vorschlag, „im 
Laufe einiger Jahre das zu tun, was man in einem Jahre 
nicht tun könne", nämlich, allmählich die Zahl der Arbeiter 
derart zu vermindern, daß ihrer, statt über hundert, nur 
40 — 50 Mann verblieben. Ferner müsse man Käufer anlocken 
„durch leichte und angenehme Sujets der Gobelins" , wobei 
letztere zu billigeren Preisen angefertigt werden müßten. 
Schließlich müsse man der Gobelinmanufaktur die Teppich- 
manufaktur de la Savonnerie angliedern, was das Budget der 
Gobelins entlasten würde. Aber in jenen ersten Monaten 
seines zweiten Ministeriums war Roland zu sehr beschäftigt, 
als daß er das Schicksal der Gobelins endgültig hätte ent- 
scheiden können; er begnügt sich vorläufig mit der festen 
Durchführung des „Regimes der Ökonomie", wie sich einer 



1 Arch.Nat.O 1 2052B-Hl. Copie de la Petition, präsente* ä l'assem- 
bl6e. Nationale par la Commune de Paris : ... vous vous empresserez 
de dätruire l'^spoire de cette despote du Nord dont TEmpire n'est deja 
que trop peuple d'artistes cälebres de notre Nation et qui, en politique 
aussi adroite qu'ambitieuse tient toujours des ämissaires parmi nous 
pour s'enrichir de nos däpouilles. 

8 S. Bericht Andrans an den Minister des Innern. Gez. : Des Go- 
belins 6 Octobre 1792, Tan 4^e de la liberte\ N. 1302. (. . . payements 
fixe's par eux memes et auxquels M r - Dangivillä a acquiesce aveugle- 
ment. . .) Arch. Nat. O 1 2052B-in. 
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ausdrückt, der unter diesem Regime gelitten hat 1 ; die Auf- 
hebung für die Manufaktur notwendiger Stellen und andere 
Folgen eines solchen Verfahrens mußten natürlich unvermeid- 
lich den Wert der angefertigten Erzeugnisse herabsetzen. 
Unter den Arbeitern gingen Gerüchte, das Ministerium wolle 
die Gobelinmanufaktur zu einem Unternehmen gestalten, das 
von einer Privatperson auf eigene Rechnung und Gefahr ge- 
leitet würde. Welcher Art die Bedingungen sein würden, 
unter denen die Regierung die Manufaktur dieser Privatperson 
übergeben wolle, das interessiert die Arbeiter offenbar nicht, 
aber sie geben Roland zu bedenken, daß, „unter welcher Be- 
zeichnung auch immer sie (die Arbeiter) in fremde Hände 
übergehen würden" 2 , die Kunst immer in ernste Gefahr ge- 
rate; hiebei verweisen sie, als auf ein trauriges Beispiel, auf 
Beauvais (eine Anspielung auf die Ignoranz des Direktors 
Camousse in Sachen der Kunst). Die Arbeiter — fast durch- 
weg Spezialisten, die in ihrem Fach eine Vollkommenheit 
erlangt hatten — waren naturgemäß beunruhigt, sowohl 
durch derartige Gerüchte, als auch überhaupt durch dieses 
ganze „Regime des Sparens", welches die Gobelinmanufaktur 
in eine gewöhnliche Anstalt zur Fabrikation von Teppichen 
und Portieren zu verwandeln drohte. Eine andere noch 
drohendere und jedenfalls unmittelbarere Gefahr als alle 
Pläne Rolands, wenngleich aus derselben Quelle entspringend, 
erhob sich vor den Arbeitern gegen Ende des Jahres 1792: 
Die Staatskasse begann systematisch die Auszahlung von 
Geldern zurückzuhalten. Der Briefwechsel des Finanz- 
ministers Clavi&res und des Direktors der Manufaktur Audran 
mit Roland und ähnliche Dokumente zeigen uns deutlich, 
bis zu welchem Grade die Manufaktur in dieser Zeit ohne 
materielle Unterstützung blieb und der Staatskasse für diese 
Art von Ausgaben jegliche verfügbare Summen fehlten. Das 
Bestreben des Direktors Audran — auf irgend eine Weise 
den Arbeitern das zu nehmen, was ihnen am 31. Dez. 1790 
zugestanden worden war — führte dazu, daß sich die Ar- 
beiter erhoben, da sie um keinen Preis den Tagelohn wieder 
durch Stücklohn ersetzt wissen wollten. Als sie erfuhren, 
daß ihr Direktor Audran bei dem Minister des Innern darum 
nachsuche, an Stelle des Tagelohnes wieder den Stücklohn 
einzuführen, übergaben sie Roland eine Petition, in der sie 
ihn dringend baten, diesen Vorschlägen keine Folge zu geben. 
Sie weisen darauf hin, daß der Stücklohn unter dem alten 



1 Siehe den Bericht Belle's an den Minister des Innern. (Aux Go- 
belins, ce 19 Novembre 1792, Arch. Nat. O I 2052B-m.) 

2 Petition A Monsieur Roland, Registre Nr. 643. Unterzeichnet 

von drei Arbeiterdeputierten: Mongschot, Bouveron, Coullaudon 

sous quelque denomination que ce tut. . . . 
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Regime üblich gewesen wäre, daß sie bei einer derartigen 
Entlohnung mit Mühe hätten existieren können, daß aber 
damals nichts zu machen gewesen sei: „les ouvriers alors 
courbö (sie) sous le joug du despotisme 6toient contraints de 
s'y enformer" *. Sehr bezeichnend und fein heben die Ar- 
beiter hervor, als diese alte Art der Entlohnung sich als 
unbequem erwiesen hätte, und die damalige Administration 
in den J. 1789 — 90 dazu geschritten sei, sie durch eine neue 
Art zu ersetzen, hätten bei diesem Anlaß Guillaumot und 
d'Angiviller sich mit den Arbeitern über diese sie betreffende 
Angelegenheit beraten (gleich im Anfange der Petition bitten 
die Arbeiter Roland, die Sache nicht zu entscheiden, ohne 
die Ansichten der Arbeiter kennen gelernt zu haben). In- 
dem sie ferner beschreiben, welch eine Ordnung (deren 
ferneres Bestehen sie wünschen) bei ihnen in der Manufaktur 
gegenwärtig herrsche, teilen sie höchst interessantes Detail 
mit. Wir sahen, daß seit Beginn des J. 1791 alle Arbeiter, 
entsprechend dem ihnen gezahlten Tagelohn in fünf, oder 
genauer in sechs Klassen eingeteilt wurden, denn in jeder 
Werkstatt gab es einen Arbeiter, der außerhalb der fünf 
Klassen stand und 32 Livres in der Woche erhielt. Wer war 
es nun, der die Arbeiter in diese sechs Kategorien eingeteilt 
hatte? — Sie selbst: „il (ce mode de payement) s'opfcre de 
maniöre que divisös et partagös par eux memes en six classes 
de talens il se fönt une justice et reeiproquitä d'aprös les 
connaissances qu'ils ont de leurs capacites etc." Diese 
wichtige Eroberung haben die Arbeiter offenbar nicht mit 
einem Male gemacht; denn die Dokumente aus dem Jahre 
1791 schweigen noch darüber. Indem sie um Erhaltung 
dieser Lage der Dinge bitten, ersuchen sie aufs neue den 
Minister, ihnen noch vor der endgültigen Entscheidung eine 
Audienz zu gewähren, um im Verlaufe derselben die Argu- 
mente des Direktors und der Vorsteher der Werkstätten 
widerlegen zu können; und wieder machen sie den vorsichtigen 
Versuch, dem republikanischen Minister das Beispiel des 
Monarchisten d'Angiviller vorzuhalten: „cette faveur d'une 
audience leur a d6jä 6t6 aecordä sous l'empire du Despotisme, 
les ouvriers ont iien plus de raison de l'esperer sous le Rfcgne 
de la libertö et sous un ministre integre qui sait si bien en 
fair sentir tout le prix." Obgleich die Bittschrift sehr 
achtungsvoll abgefaßt ist, obgleich die Arbeiter sogar um die 
Audienz nur sehr bedingt bitten, und im Fall diese nicht 
gewährt würde, vorschlagen, der Minister möge wenigstens 
den Direktor anweisen, sich mit ihnen zu besprechen, obgleich 
endlich die Petition nicht einmal von allen Arbeitern, sondern 



1 Arch. Nat. ? 871. Au citoyen ßolan (sie), Ministre de 1' Interieur. 
Le 12. Novembre 1792. 
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nur von sechs Vertretern unterzeichnet ist, erblickte Roland 
hierin dennoch eine Empörung und Anarchie. Indem er den 
Künstler und Oberinspektor (sur-inspecteur) Belle, den der 
Direktor Audran als den Haupturheber des Reglements vom 
31. Dezember 1790 bezeichnet, aus seinem Amte entfernte, 
schrieb er, der Minister des Innern, dem Fortgejagten (Belle) 
einen äußerst charakteristischen Brief, in dem er ihn wegen 
seines verderblichen Einflusses auf d' Angiviller , der den 
Arbeitern dieses Zugeständnis gemacht hatte, bitter tadelt 
und sagt: „Ich habe mit Schmerzen gesehen, wieviel Sie dazu 
beigetragen haben, daß die Manufaktur in die Unordnung und 
Anarchie geraten ist, in der sie sich jetzt befindet." 1 Der 
Minister, ein Girondist, bedauerte sehr die Milde und Nach- 
giebigkeit des gewesenen obersten Vorgesetzten, des Monar- 
chisten d' Angiviller. Zugleich war die Regierung zu Ende 
des Jahres 1792 sehr weit entfernt von jener Ängstlichkeit 
vor möglichen Unruhen, wie sie für die Vertreter der Exe- 
kutivgewalt in den Jahren 1789 — 90 charakteristisch war. 
In ihren Verfügungen klingt bereits der Ton des Vertreters 
einer neuen Ordnung, der Bourgeoisie, hindurch, die ihre volle 
Macht den Ansprüchen der Arbeiter gegenüber fühlt und 
diese Ansprüche in keiner Weise fürchtet. Roland schenkte 
der Petition der Arbeiter nicht die geringste Aufmerksam- 
keit, und indem er die Entlohnung nach Tagen einfach ab- 
schaffte, führte er den Stücklohn wieder ein. Dabei wandte 
er sich an die Arbeiter mit einer Art obrigkeitlicher Er- 
mahnung, indem er empfahl, sich der neuen Ordnung der 
Dinge unweigerlich zu fügen. Er schreibt, es sei ihm zur 
Kenntnis gebracht worden, daß die Arbeiter mit dem neuen 
Reglement unzufrieden seien, erinnert aber daran, daß die 
Manufaktur jetzt der Staatskasse nur Verluste bringe, und 
daß nur bei Einschränkung der Ausgaben ein wohlwollendes 
Verhalten des Konvents diesem Unternehmen gegenüber be- 
fördert werden könne. Er fordert auf, sich sofort dem 
neuen Reglement zu fügen, und erklärt, daß er zugleich dem 
Direktor den Befehl gegeben hätte, jeden Arbeiter namentlich 
aufzurufen und zu fragen, ob er bereit sei, sich dem neuen 
Reglement zu unterwerfen oder nicht. Jedem von ihnen sei 
es unzweifelhaft freigestellt, seinem eigenen Wunsche gemäß 
zu handeln, doch würde jeder, der sich weigerte, aus den 
Listen gestrichen werden 2 . Wie auf den Manufakturen von 



1 Arch. Nat. O 1 2052 B— in. Le ministre de PInterieur au citoyen 
Belle, ä la Manuf. Nat. des Gobelins, Paris le 1. Decembre 1792, Pan 1 
de la Republique : ... et j'ai vu avec douleur combien vous avez con- 
tribuä a mettre la manufacture dans le desordre et Panarchie oü eile 
est aujour d'hui. 

2 Arch. Nat. 2 871. Paris le 10 Decembre 1792, Pan 1 de la Re- 
publique. Le ministre de l'Interieur aux citoyens employes aux travaux 

Forschungen 132. — Tarle. 2 
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Beauvais uud Sfevres, so handelten auch in den Gobelins die 
Arbeiter, trotzdem sie etwas mehr organisiert waren, in ent- 
scheidenden Momenten nicht besonders einmütig und ent- 
schlossen sich zu selbständigen und manchmal unkamerad- 
schaftlichen Schritten. Roland sagt in seinem Briefe geradezu, 
ein Teil der Arbeiter sei geneigt, nach Kräften die Admini- 
stration zu unterstützen, und ordne sich „mit Freuden" dem 
neuen Reglement unter. 

Übrigens gab der stürmische Aufschwung der revolutio- 
nären Stimmung in der Residenz Ende 1792 und Anfang 1793 
den mit dem neuen Reglement unzufriedenen Arbeitern die 
Hoffnung auf baldige Wiederherstellung ihrer verletzten Inter- 
essen: noch vor dem Abgang Rolands begann sich der Ein- 
fluß neuer politischer Mächte geltend zu machen, die in 
diesem Sinne für die Arbeiter günstig, der Administration 
der Manufaktur aber feindlich waren. 



Roland entließ den teinturier Decurelle aus seinem 
Amte und befahl ihm, die Schlüssel des Raumes, den er auf 
der Manufaktur verwaltet hatte, dem Direktor Audran abzu- 
liefern 1 . Decurelle leistete diesem Befehl keine Folge, 
sondern begab sich in die „Sektion" seines Reviers und de- 
nunzierte den Direktor Audran, indem er ihn der politischen 

de la Manufacture des Gobelins : Je suis informä de la repugnance que 
quelques-uns d'entre vous temoignent a travailler ä la tache. Je sais 
en meme temps qu'une autre partie plus disposee a seconder de touts 
leurs efforts radministration qui se prepose de räduire la depense 
d' Etablissements des quels il räsulte non pas un produit mais une 
Charge pour le trßsor public, se soumet avec joie au nouveau reglement 
que j'ai cru devoir Etablir." .... „Je vous engage donc, citoyens, sous 
touts les rapports possibles, sous celui de votre interöt propre qui dans 
des coeurs patriotes n'agit que le dernier, je vous engage ä vous con- 
former sans delai au reglement qui vous a 6t6 communiquä. Je ne 
doute pas, que vous ne cediez a la voix de la raison, de la justice et 
du patriotisme. En consequence je donne par cette lettre cim£me ordre 
au Directeur de la Manufacture de fair un appel nominal et de de- 
mander ä chaquun de vous sur le champ s'il accede ou non ä l'article 
du Reglement qui prescrit de travailler a la tache. Chaquun de vous 
saus doute est libre d'avoir a cette egard son choix et sa volonte^ mais 
son refus d'acceder sera regardä comme un consentement d'etre rayä 
du tableau des ouvriers de la Manufacture, et je mets sous la responsa- 
bilitä du directeur Fexecution d'une mesure qui me parait importante 
pour TEconomie des deniers de la Republique. . . ." 

1 Alle auf diese Angelegenheit bezüglichen Dokumente befinden 
sich in dem Arch. Nat. 0*871. a) extrait du Registre des deliberations 
de rassemblee generale de la section du Finistere (gez. 26 Dec. 1792); 
b) Section du Finistere seance de PAssemblee generale du 19. Avril; 
cj der Brief Garats an Decurelle. — Le ministre de Tlnterieur au 
citoyen Decurelle; d) Bericht Audrans an den Minister des Innern, 
gez.: le 2 Avril 1793); e) ein weiterer Bericht desselben (20 Avril, 1793); 
t) Brief Rolands an Audran (Paris le 1 Janvier 1793); g) Brief Rolands 
an die Sektion (Paris, le 1 Janvier 1793). 
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Ulizuverlässigkeit (incivisme) bezichtigte. Es war die Zeit 
der großen Macht und des Einflusses der städtischen Sek- 
tionen; und Decurelle setzte bei der allgemeinen Versamm- 
lung seiner Sektion die Bestimmung durch: dem Minister 
des Innern vorzuschlagen, er solle den Direktor binnen 48 
Stunden entlassen und durch einen wahren Patrioten (par 
une vrai patriote) ersetzen; sollte Roland dies nicht tun, so 
nehme es die Sektion selbst auf sich, diese Änderung in der 
Administration der Manufaktur vorzunehmen. Roland fügte 
sich diesem Beschlüsse nicht, und Audran verblieb auf seinem 
Posten. Nach dem Abgang Rolands war diese Angelegenheit 
noch nicht beigelegt und Decurelle wurde nicht mehr als im 
Dienste befindlich gerechnet, gab aber auch die Schlüssel 
nicht heraus. Jetzt schickte ihm der neue Minister des 
Innern, Garat, den strengsten Befehl zu, unverzüglich die 
Schlüssel abzugeben, wobei er ihm vorhielt, daß er sich der 
Autorität Rolands hätte fügen sollen, anstatt „in ungesetz- 
licher Weise sich zu erkühnen, seine Mitbürger zu verführen 1 . 
Das dürfe aber nicht weiter geduldet werden (un tel desordre 
ne peut §tre plus longtemps tolerö) und der Minister fordert 
kategorisch, daß der Befehl seines Vorgängers ausgeführt 
werde. Für diesmal triumphierte Audran noch; aber der 
einmal gegen ihn ausgesprochene Verdacht des „incivisme" 
wurde nicht mehr vergessen. Im November d. J. 1793 wurde 
er verhaftet, und an seiner Stelle der Jakobiner Belle zum 
Direktor ernannt. Verhaftet wurde Audran auf Befehl des 
revolutionären Komitees jener selben Sektion, die ihn Ende 
d. J. 1792 angeklagt hatte. Jetzt aber, nach dem Prozeß 
gegen die Girondisten und nach ihrer Hinrichtung schien ein 
Mann, der von Roland ernannt worden war, besonders ver- 
dächtig. Das Komitee selbst, das ihn verhaftet hatte, moti- 
viert diese Maßregel mehr damit, daß er einen für die Sache 
der Freiheit verderblichen Einfluß hätte ausüben können, 
und daß, so lange er die Fabrik leitete und in Freiheit war, 
es den Arbeitern schwierig gewesen wäre, gegen ihn Beschul- 
digungen zu erheben 2 . Übrigens gelang es auch nach der 
Verhaftung (und der ihr auf dem Fuße folgenden Entlassung 
Audrans aus dem Amte) dem Komitee nicht, von den Ar- 
beitern genügende Indizien zu erhalten, um Audran dem Ge- 



1 . . . vous vous §tes illegalement efforcä d'entrainer vos concitoyens. 

* Archives Nation. 0*872, die Folge — Personnel. Comit6 Revolu- 
tionnaire de la Seetion du Finistere Tan 2 de la Rep M ce 22 Brumaire, 
Schreiben des Komitees an den Minister des Innern: „citoyen ministre, 
depuis longtemps la conduite incivique de Mr. Audran ätait reconnue 
par la yoix et 1 opinion publique eile a paru d'autant plus inquie'tante 
au Comit6 qu' 6tant place 1 par Roland ä la töte d'une manufacture qui 
r£unit un grand nombre d*ouvriers il pouvoit y ezercer une influence 
funeste ä la liberte" etc. etc. 

2* 
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richte zu übergeben. Aus den Aussagen der Arbeiter, die 
im Komitee erschienen, um gegen den verhafteten Direktor 
zu zeugen, erhellt nur soviel, daß die Arbeiter am meisten 
gereizt waren durch die von Audran im J. 1792 durch- 
geführte Reform in der Art der Entlohnung für ihre Arbeit. 
Sie beschuldigten ihn unter anderem des Despotismus und 
der Drohung, die Arbeiter fortzujagen, falls sie sich dem 
Reglement Rolands nicht fügen wollten; aus diesen Aussagen 
geht heror, daß der oben erwähnte Befehl Rolands ausgeführt 
worden war, da die Arbeiter fürchteten, auf die Straße ge- 
setzt zu werden 1 . Überhaupt hinterließ die Zeit der Amts- 
führung Rolands bei den Arbeitern kein gutes Andenken. 
Es muß bemerkt werden, daß dieses eben durch die Ver- 
fügungen Rolands bedingt war, nicht aber durch die jakobi- 
nischen Neigungen der Arbeiter: in bezug auf die politischen 
Überzeugungen ist es auf Grund der Dokumente sehr schwer 
zu beurteilen, nach welcher Seite hin die Sympathien der 
Mehrzahl neigten. Das Richtigste ist wohl, daß sich ihre 
politischen Überzeugungen in dieser Periode durch keine be- 
sondere Klarheit und Deutlichkeit auszeichneten. Das 
tragische Schicksal des Arbeiters Mangelschott, der im J. 1794 
hingerichtet wurde, gibt natürlich in diesem Sinne keinen 
schwerwiegenden Fingerzeig. Er war verhaftet worden, weil 
er die Rede eines Mitgliedes des Konvents durch eine Be- 
merkung unterbrochen hatte, die nicht einmal Tadel, sondern 
nur ein Mißverstehen ausdrückte. Alle Kameraden, wie auch 
der neue Direktor Belle, der am 13. November an Audrans 
Stelle getreten war, waren auf seiner Seite und suchten 
darum nach, daß ihm für die Zeit seines Aufenthaltes im Ge- 
fängnis sein Gehalt belassen würde 2 . MaDgelschott wurde 
hingerichtet trotz der allgemeinen Zuversicht, daß man ihn 
auf Grund seiner völligen Schuldlosigkeit in Freiheit setzen 



1 Arch. Nat. 0*872. Die Folge: Personnel. — Extrait du Registre 
des declarations du comit6 ReVolutionnaire de la Section du Fimstere 
en date du Seize Brumaire, l'an 2 (d. h. am 6. November 1793). Die 
Aussage des Arbeiters Thiers, Audran wäre ein Partisan de Tex- 
ministre Roland et d'avoir exerc£ des actes du despotisme au Gobelins 
en menacant les ouvriers de les mettre a la porte, s'il ne voulaient pas 
travailler ä la tache au lieu d'^tre payes ä la journee et voulait leur 
faire signer un Reglement qu'il avait fait ä ce sujet et auquel ils ont 
6t6 obhg^s de se soumettre pour ne pas perdre leur 6tät; — die Aus- 
sage Duchenne, daß Audran s'£tait comportä en despote aide du 
ministre Roland ; die Aussage Dumontels, daß er sich seit Beginn seiner 
Verwaltung wie ein „ennemi de l^galtte" envers les ouvriers" benommen 
hätte ; wieder die Klage über die Einführung des Stücklohns usw. 

2 Arch. Nat. 2 871. Der Brief ist gez.: 24 Nivose Tan 2 (d. h. 
den 13. Januar 1794) le directeur de la Man. Nat des Gobelins au 
Ministre de l'Interieur. Der Minister schlug es ab am 29 Ventose (d. h. 
d. 19. März desselben Jahres), da er die Verantwortung dafür nicht 
übernehmen wollte. 
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^werde 1 . Wir wiederholen, diese ganze Episode bietet keine 
Handhabe zur Charakteristik der politischen Sympathien der 
Gobelinarbeiter in den Jahren 1793 — 1794 Wenn sie aber 
Auch die Dokumente weder als Girondisten noch als Jakobiner 
hinstellen, so besteht doch über ihre Feindschaft gegen das 
alte vorrevolutionäre Regime, gegen die „Zeit des Despotis- 
mus", wie sie es nennen, kein Zweifel. 

III. 

Obgleich weder ein Direktor noch ein Minister da war, 
die es versucht hätten den Stücklohn wieder einzuführen, 
obgleich die Entlohnung nach Tagen aufs neue eingeführt 
war, so wurde doch die Lage der Arbeiter immer schlimmer 
und schlimmer. Die Staatskasse wurde gänzlich vom Geld- 
mangel beherrscht, und die Gehälter wurden äußerst un- 
pünktlich ausgezahlt. Der Direktor beschwert sich im April 
1794 darüber, daß die Arbeiter den Lohn für den Ventose 
•(d. h. für den Monat vom 19. Februar bis zum 20. März) erst 
sm 18. Germinal (also am 7. April) erhalten hätten 2 . Der- 
artige Klagen werden immer häufiger. Das Komitee der 
-öffentlichen Wohlfahrt übergab die nationalen Manufakturen 
{durch Beschluß vom 5. Prairial, d. h. 24. Mai 1794) der 
Verwaltung der „Kommission der Agrikultur und der Künste" 8 , 
wobei es diese Kommission beauftragte, für die Erhaltung 
und Vervollkommnung dieser Fabriken zu sorgen. Die Kom- 
mission ging sofort ans Werk und legte dem Komitee der 
öffentlichen Wohlfahrt einen Bericht vor, auf Grund dessen 
am 18. Juli 1794 beschlossen wurde, ohne Verzug eine be- 
sondere Jury zu ernennen, um zu begutachten, welche Bilder 
■einer Reproduktion auf den Gobelins wert seien und welche 
nicht. Auszuschließen waren alle Bilder, „die mit den re- 
publikanischen Ideen und Sitten unvereinbar waren." 4 . 



1 Über ihn siehe auch Lacordaire, Notice sur l'origine et les tra- 
vaux des Manufactures de Tapisserie et de tapis reunies aux Gobelins, 
Paris 1852, p. 42. 

2 Arch. Nat. 8 871. Brief vom 23. Germinal, l'an 2. 

8 Arch. Nat. 0*871. Extrait du Registre des arrStes du Comit6 de 

Salut public du 5 Prairial Tan 2 : arr§te que la manufacture des 

Gobelins et ses dependances, les Manufactures de Sevres et de la Sa- 
vonnerie sont sous la surveillance et la direction de la Commission 
d'ägriculture et des arts usw. 

4 Arch. Nat. 0*871. Arrete du Comite de Salut public. Extrait 
des Registres du comite de Salut public de la Convention Nationale, 
50. Messidor Tan 2 .... article II: „seront exclus de l'execution les 
iableaux Präsentant des emblömes ou des sujets incompatibles avec les 
idees et les moeurs republicains." Diese Jury sollte ernannt werden 
vom Komitee der öffentlichen "Wohlfahrt auf Vorschlag des Komitees 
der Agrikultur und der Künste, welches sich zuvor mit der Kommission 
für Volksbildung in Verbindung setzen sollte. 



22 132- 

Nach Ablauf eines Monats (am 20. August 1794) wurde die 
Kompetenz dieser Jury stark erweitert und sie wurde damit 
betraut, die Arbeiter „entsprechend dem Grade ihres Talentes 
und ihrer Ausdauer bei der Arbeit" nach 4 Kategorien zu 
klassifizieren 1 . Zugleich sollten zu den zehn, von dem Kon- 
vent selbst ernannten Personen noch fünf von den Arbeitern 
hinzugewählt werden, um an den Beratungen der Jury über 
die Frage der Einteilung in Kategorien teilzunehmen; die 
Arbeiter de la Savonnerie sollten zwei Delegierte wählen, die 
der Gobelins drei, wobei unter den Gewählten sich mindestens 
ein Leiter einer Werkstatt befinden mußte. Von diesem 
letzten Vorbehalt abgesehen, erscheint die Anwesenheit eines 
von den Arbeitern gewählten Elementes in der Jury unstreitig 
als die am meisten demokratische Maßregel, die überhaupt 
während der französischen Revolution auf die Arbeiter der 
Nationalmanüfakturen angewandt worden ist. Die Jury 
prüfte in acht Sitzungen (28. August bis 4. September 1794) 
die Arbeiten aller Arbeiter und teilte sie in 4 Klassen ein r 
wobei sie der I. Klasse 12 Mann zuzählte, der IL Klasse 22, 
der III. 53 und der IV. 19. Demnach waren in der Mitte 
des Jahres an der Manufaktur 106 Mann beschäftigt 2 . Wie- 
viel erhielten nun die Arbeiter dieser Kategorien? Man be- 
schloß 3 , den Lohn so zu normieren , daß jeder Arbeiter der 
I. Klasse 7 Livres täglich erhielt, jeder der IL 6 Livres, 
jeder der III. 5 Livres und jeder der IV. 4 Livres; die Ge- 
sellen wurden in 3 Klassen eingeteilt: in der I. Klasse er- 
hielt jeder 2 Livres für den Tag, in der IL Kl. 1 Livree 
5 Deniers und in der III. 1 Livres 25 Centimes. Die Ein- 
teilung der Arbeiter in Klassen sollte alljährlich vorgenommen 
werden, wobei eine Versetzung aus einer höheren Klasse in 
eine niedrigere und umgekehrt möglich war. Die Urteile der 
Jury waren inappellabel 4 . Man kann nicht sagen, daß der 



1 Arch. Nat. 0*871 , Arr6te 3 Fructidor an 2 ( classer le& 

ouvriers suivant leur degr6 de talent et d'assiduite du travail). 

2 Offenbar war noch während der Arbeiten der Kommission einer 

gestorben (er wird noch in den Protokollen genannt, jedoch mit der 
iemerkung decedß). cf. ßeleve des proces verbaux des Seances de Jury 
des arts et manufactures tenues dans la Manuf. Nat. des Gobelins les 
11, 12, 13, 14, 15, 16, 17 et 18 fructidor an 2 etc. (Arch. Nat. 0«872). 
S. auch in den Archiven der Manufaktur der Gobelins, Les proces-ver^ 
baux des Seances, de jury (Documents originaux, t. IL) 

8 Arch. Nat. 2 872 Bases proposees pour le payement des ouvriers 
des Manuf. Nat. des Gobelins et de la Savonnerie ; s. auch Archives de 
la Manufacture N. des Gobelins, t. II, Nr. 4262 (Serie Documents origi- 
naux): Les ouvriers nommes commissaires pour presenter un projet 
d'organisation pour la Manufacture Nat. des Gobelins a la Commiasion 
d'agriculture et arts. 

4 Folgendes schrieb die Kommission für Ackerbau und Künste 
dem Direktor der Manufaktur aus Anlaß einer Klage der Arbeiter über 
einen Beschluß der Jury : Tu voudras bien leur (den Arbeitern) declarer 
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durch diese Verfügungen festgesetzte Lohn niedrig gewesen 
wäre im Vergleich mit dem Honorar, welches andere beim 
Staate Bedienstete erhielten. Der Direktor der Manufaktur 
z. B. erhielt 6000 Livres im Jahr, so daß die Arbeiter der 
I. Klasse, deren Gehalt die Dokumente auf 2555 Livres jähr- 
lich 1 berechnen, demnach nur (ungefähr) 2Va mal weniger 
erhielten als ihr Direktor; die Arbeiter der III. (und zahl- 
reichsten) Kategorie erhielten im ganzen 3V2 mal weniger als 
er u. s. f. Aber das Unglück lag in dem furchtbaren Sinken 
des Geldwertes (im Jahre 1794 u. ff.), das sich in der fort- 
schreitenden Verteurung der allernotwendigsten Dinge äußerte. 
Selbst dem Direktor mit seinen 6000 Livres ging es recht 
schlecht, die Arbeiter aber sahen geradezu den Hungertod 
vor sich. Am Ende des Jahres 1794 schicken sie an die 
Kommission für Ackerbau und Künste eine Petition, in welcher 
sie, angesichts „des erstaunlichen Steigens" der Preise und 
der „schrecklichen Schnelligkeit" 2 , mit der die notwendigsten 
Dinge teurer würden, bitten, man möge ihnen helfen, da sie, 
besonders die unteren Klassen, nicht existieren könnten. 
Auf diese Petition erfolgte eine schroffe abschlägige Antwort. 
Den Arbeitern wird mitgeteilt, ihre Bitte werde nicht einmal 
dem Komitee vorgelegt werden , da dieses unvermeidlich zur 
Folge hätte, daß man die Fabrik als ein Unternehmen an- 
sehe, welches in unproduktiver Weise der Republik allzugroße 
Geldsummen verschlinge. Die Kommission gibt den Arbeitern 
zu bedenken, daß allein ihre Löhne der Regierung jährlich auf 
229 688 Livres zu stehen kommen, während für die gesamte 
Bildhauerei, Malerei und ähnliche Künste (pour la peinture, 
la sculpture et arts analogues) in allem 300 000 Livres ver- 
ausgabt werden, „c'est-ä-dire peu au dessus de la somme ab- 
sorb£e par vos seuls salaires 8 , so schließt entrüstet die Kom- 
mission. Aber die Nahrungsmittel teurung wuchs so rasch 
an, daß man nicht daran denken konnte, sich auf dem Boden 
dieser ablehnenden Antwort zu halten. Das Gesuch des 



que la commissi ort, pleine de confiance dans les lumieres et la probite 
du Jury, tient son travail pour bien fait et definitif, que meme eile ne 
croit pas avoir le pouvoir d'y rien changer et que toute räelamation 
qui aurait pour motif uue pretention ä un plus naut degres de talent 
que celui assigne par le Jury sera regardäe comme non avenue. 
(Schreiben der Kommission, Paris, le 26 Fructidor, Tan 2 — au citoyen 
Belle). 

1 Das Gehalt wurde monatweise ausgezahlt (der tägliche Lohn 
wurde mit der Tageszahl des Monats multipliziert)} die I. Klasse erhielt 
210, die II. 180, die III. 150, die IV. 120 Livres den Monat. 

9 „Augmentation etonnante", „rapidite* effrayante" sind charakteri- 
stische Ausdrücke dieser Zeit der jähen Finanzkrisis. (Arch. Nat. 0*872. 
Les artistes ouvriers de la Manufacture. N. des Gobelins aux citoyens 
composant la Commission d'agriculture et arts). 

8 Arch. Nat. O 2 872, 17 Nivose (d. h. 6. Januar 1795), Aux ouvriers 
de la Manufacture Nat. des Gobelins. 
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Direktors 1 mit der Bitte, auf die Arbeiter das Gesetz über 
die Gehaltserhöhung für im Staatsdienste befindliche Personen 
anzuwenden, wurde abgewiesen. Immerhin aber erkannte 
man die Notwendigkeit, auf irgendeine Art den hungernden 
Arbeitern zu Hilfe zu kommen. Das Brot mittlerer Qualität 
. kostete elf bis zwölf Sous das Pfund, das Fleisch 50 Sous usw. 
Den Arbeitern wurde von Seiten der Kommission erklärt, das 
Gesetz, betr. die Staatsbeamten, könne auf sie keine Anwen- 
dung finden 8 ; doch wurde in bezug auf sie ein besonderer 
Akt erlassen, laut welchem ihr Gehalt „in Anbetracht der 
Teuerung der Nahrungsmittel" um ein Drittel erhöht wurde 8 . 
Aber die Preise für die unentbehrlichsten Dinge stiegen un- 
aufhaltsam, und schon nach 3V2 Monaten mußte aufs neue 
an eine Rettung der Arbeiter vor dem Hungertode gedacht 
werden. Der Direktor der Manufaktur (Audran, der nach 
zehnmonatlicher Haft noch im Jahre 1794 aus dem Gefängnis 
entlassen und im April 1795 aufs neue auf seinen früheren 
Posten ernannt war) berichtet au die Kommission für Acker- 
bau und Künste, daß seit dem Ventöse, als das Gehalt der 
Arbeiter um ein Drittel erhöht worden war, alle Preise „ins 
Unendliche" gestiegen wären, und daß z. B. ein Maß Kar- 
toffeln, welches damals (nämlich Ende Februar) 4 Livres ge- 
kostet hätte, nunmehr (Mitte Mai) 25 Livres koste 4 . Als 
Antwort hierauf gab die Kommission den Arbeitern den Rat, 
sich mit Geduld zu wappnen und mannhaft die Entbehrungen 
zu ertragen, die alle Bürger mit ihnen teilten 6 . Dennoch 
aber mußte die Kommission einsehen, daß man sich nicht auf 
diesen Rat beschränken dürfe, wollte man es nicht darauf 
ankommen lassen, daß die 90 Arbeiter der Gobelinmanufaktur 
und die 25 Arbeiter der Manufaktur der Savonnerie 6 nach 
allen Richtungen von dannen zogen, um Rettung vor dem 
Hunger zu suchen. In einem dem Komitee für Ackerbau 
und Künste vorgelegten Bericht erkennt dessen Exekutive — 
die Kommission für Ackerbau und Künste — an, daß das 



1 Arch. Nat. O a 872. Das Schreiben war abgefertigt den 12. Pluviose 
(= 31. Jan. 1795). 

2 il (decret de 4 Pluviose) ne s'applique pas ä vous . . . il n'est 
relatif qu'aux fonctionnaires publics des administrations civiles et aux 
employes, — deux classes dans lesquelles vous n'e'tes point 
campris. 

* Arch. Nat. 2 871. ArrSte" du Contite" d'agriculture et des arts du 
cinq ventöse Tan tröisieme (d. h. 23. Februar 1795). 

4 Arch. Nat. 0*872, Antwort der Kommission, 28. Floreal (d. i. 
17. Mai 1795): tout est infiniment augmente" 

5 Arch. Nat. 0*872, Antwort der Kommission; 3 Prairial an 3 
— 22. Mai 1795). 

6 Diese Zahlen für den Juni 1795 gibt der Rapport a la commission 
d'agriculture et des arts, vom 27. Prairial, an 3 (= 15. Juni 17951 Arch. 
Nat. 0*874. 
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Steigen der Preise den Arbeitern unmöglich mache, ferner- 
hin zu existieren, da die Zulage von einem Drittel (des Gehaltes) 
jetzt nicht mehr ausreiche *. Und das Komitee beschloß, den 
täglichen Lohn der Arbeiter der Gobelins und der Savonnerie 
um 3 Livres (ohne Unterschied der Klassen) zu erhöhen. 
Bald darauf starb der Direktor Audran, und die Leitung der 
Manufaktur ging am 4. Juni 1795 a an den im J. 1792 durch 
Roland entlassenen, einstigen Direktor Guillaumot über. 
Guillaumot mußte sich schon bei den ersten Schritten davon 
überzeugen, daß in den drei Jahren seiner Abwesenheit in 
der obersten Verwaltung der Manufaktur einige Schritte ge- 
schehen waren im Sinne einer Verstärkung des Formalismus 
und des bureaukratischen Geistes. Angesichts ihrer ver- 
zweifelten Lage reichten die Arbeiter Ende Juli (1795) eine 
flehentliche Petition ein, in welcher sie erklärten, daß, un- 
geachtet der kürzlich erfolgten Zulage von 3 Livres täglich, 
es ihnen unmöglich sei weiter zu leben ; sie hätten alles ver- 
kauft, alles, was anging, versetzt usw. ; aber bei dem ununter- 
brochenen Steigen der Preise reiche es ihnen durchaus nicht 
zur Nahrung. Die Petition wurde an die Kommission über- 
wiesen, und siehe da, die Kommission, welche doch genau 
wußte, daß alles Dargelegte vollkommen der Wahrheit ent- 
sprach, und von vornherein einen befriedigenden Bescheid zu 
geben gewillt war, berichtet dem Komitee für Ackerbau und 
Künste, daß diese Angelegenheit unbedingt sistiert werden 
müsse, da die Petition der Arbeiter vom Direktor nicht visiert 
sei : das sei aber unerläßlich zur Wahrung der Subordination 
in der Manufaktur und zur Bestätigung der Richtigkeit des 
in der Petition Gesagten 8 . Gleichzeitig wurde auch dem 
Direktor Guillaumot ein Schriftstück übersandt, in welchem 
darauf hingewiesen wurde, daß die „gute Ordnung" verlange, 
daß derartige Petitionen erst dem Direktor vorgelegt würden 4 . 
Wir müssen bemerken, daß wir bis zu jener Periode in den 
Dokumenten, die auf die nationalen Manufakturen Bezug 
haben, nirgends einer solchen Erinnerung begegnet sind, ob- 
wohl tatsächlich die Mehrzahl der Petitionen mit kurzen 
Beglaubigungen und Bestätigungen der Direktoren versehen 



1 Arch. Nat. 9 871, Rapport au Comite d'agriculture et des arts. 

2 16. Messidor Tan 3. (Siehe das Schreiben der Kommission an 
ihn, die ihm seine Ernennung anzeigt. Arch. Nat. 2 872.) 

8 . . . Nous vous observons que la Petition des ouvriers des Gobe- 
lins n'est point revötue d'un visa du Directeur qui atteste la verit6 de 
son contenu. Cette formalitä est d'autant plus indispensable qu'elle a 
pour objet non seulement de maintenir la Subordination dans la Manu- 
facture mais encore de faire connaitre les besoins et la justice de la 
demande. . . (Arch. Nat. 9 872, Rapport au comitä, s. d.) 

4 Le bon ordre exige que les ouvriers ne fassent jamais de sem- 
blables pätitions sans les avoir auparavant soumis ä leur directeur. 
<Arch. Nat. 0-872.) 
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sind. Allein nach Ton und Inhalt sind diese Beglaubigungen 
stets so gehalten, daß es klar ist, inwieweit es den Arbeitern 
selbst vorteilhaft war, ihre Petitionen mit einem derartigen 
„visum" zu überreichen. Jetzt spricht die Kommission zum 
erstenmal ihre Ansicht über die formelle Notwendigkeit eines 
Visums des Direktors aus, behufs Erhaltung der Subordination 
und Kontrolle — auch ein Hervortreten der Tendenz, die für 
die Epoche der Thermidorreaktion bezeichnend ist. Natürlich 
wurde die geforderte Formalität erfüllt, und die Kommission 
erstattete dem Komitee für Ackerbau und Künste einen Be- 
richt, der den täglichen Lohn der Arbeiter noch um 3 Livres 
zu erhöhen vorschlug. Es heißt da, der den Gobelinarbeitern 
ausgezahlte Lohn sei tatsächlich unzureichend geworden, und 
sie erhielten weniger als die Arbeiter in Privatfabriken 1 . 
Das Komitee stimmte am 27. Juli 1795 der vorgeschlagenen 
Lohnerhöhung zu. Jetzt erhielten die Arbeiter der I. Klasse 
15 Livres 34 Cent, die der II. Klasse 14 Livres, die der 
III. Klasse 13 Livres 67 Cent, die der IV. Klasse 12 Livres, 
an Stelle der 7, 6, 5 und 4 Livres, die sie zu Ende des Jahres 
1789 erhalten hatten. Da aber die Preise der Nahrungsmittel 
und der Kleidung bedeutend rascher stiegen, war Ihnen mit 
allen diesen Aufbesserungen doch wenig geholfen. Die Arbeiter 
hören nicht auf zu klagen, daß das Leben um das 20-, 40-, 
ja sogar das 100 fache teurer sei als kurz zuvor 2 ; das Brot 
koste 12—16 Sous das Pfund, das Fleisch 8 — 10 Franks, ein 
Paar Stiefel 100—120 Fr., ein Hemd 200 Fr. usw. 2 Am 
5. September 1795 beschloß das Komitee für Ackerbau und 
Künste, wiederum den Lohn der Arbeiter aller vier Klassen 
um 5 Livres täglich zu erhöhen. Alle kannten die Wurzel 
dieses Übels, die völlige Entwertung der Assignaten, die jede 
neue „Wohltat" der Regierung den Arbeitern gegenüber illu- 
sorisch machte. Aber weder die Kommission noch der seinem 
Ende entgegengehende Konvent selbst wußten nun, wozu sie 
sich entschließen und wie sie gegen das finanzielle Chaos an- 
kämpfen sollten. Kraft eines Beschlusses des Wohlfahrts- 
ausschusses vom 1. Brumaire des Jahres 4 (d. i. 23. Oktober 
1795) wurde bestimmt, den Arbeitern (außer dem Lohne) je 
Vs Pfund Brot, l k Pfund Fleisch und 1 Maß Holz zu ver- 



1 Arch. Nat. 2 872. Kapport au Comit6 (Tagric. et des arts (am 
Rande die Kesolution : adopte 9 Thermidor, 8). . . . On ne peut se dissi- 
milier rinsuffisance de ces journees relativement aux prix des subsi- 
stances et leur modicite" si on les compare au Salaire libre des ouvriers 
employßs dans les fabriques particulieres. . . 

8 Arch. Nat. 2 872. Der Stoß: Fructidor, 3. Petition aux ci- 

toyens composants le comite des arts ; gez. 18. Fructidor 3 a peine 

ont-ils (so schreiben sie über sich) obtenu l'augmentation derniere qu'ils 
n'ont pu jouir de son efficacite' parce qu'elle ne saurait atteindre le prix 
exorbitant auquel a 6te" porte" sans mesure tout ce qui concerve la sub- 
sistance et le vßtement. . . . 
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abreichen. Bald reden die Dokumente bereits von einer Aus- 
gabe von Fleisch und Brot entsprechend der Anzahl der 
„Esser" in der Familie jedes Arbeiters. Nach einem halben 
Jahr, am 27. April 1796, bevollmächtigte der Minister des 
Innern die Direktoren der Gobelins und der Savonnerie, diese 
Ausgabe von Nahrungsmitteln und Holz durch Geldzahlungen 1 
zu ersetzen ; jedoch beeilte sich die Administration der Manu- 
fakturen durchaus nicht, von dieser Erlaubnis Gebrauch zu 
machen, und die Verabreichung von Lebensmitteln in natura 
wurde noch ein ganzes Jahr hindurch fortgesetzt 2 . Die 
finanzielle Krisis dauerte noch im Jahre 1796 an; auf eine 
Ausgabe in Naturalien zu verzichten, hieß aber zu den früheren 
Prüfungen zurückkehren. Das Unglück war aber, daß, ab- 
gesehen von dieser ärmlichen Nahrung, alle übrigen Bedürf- 
nisse immer noch nur schlecht befriedigt werden konnten. 

IV. 

Im Jahre 1796 bestimmte der Rat der Fünfhundert die 
Ausgabe von „mandats", d. h. von Staatspapieren, die, wie 
bekannt (zum direkten und offen beigebrachten Schaden der 
Assignaten) als Kreditzeichen dienen sollten, die durch den 
nationalen Territorialfonds gesichert waren, wobei jeder In- 
haber von Mandaten erscheinen konnte, um einen Landanteil 
aus dem Staatsfonds zu erhalten: die Abschätzung des 
Landes wurde durch zwei Sachverständige — vom Käufer 
und vom Departement — vorgenommen. Man nahm an, daß 
die Mandate, als unmittelbarer und, sozusagen, anschaulicher 
durch den Nationalbesitz gesichert, als die Assignaten, — sich 
in ihrem Kurs als fester erweisen würden. Ein Frank in 
Mandaten war gleich 30 Fr. in Assignaten. Die Gobelin- 
arbeiter sollten nun von dieser vorausgesetzten „Festigkeit 4 * 
der neuen Kreditpapiere Nutzen haben: kraft eines Be- 
schlusses des Direktoriums vom 29. Germinal (18. April 1796) a 
erhielten sie zwei Drittel ihres Gehaltes in Mandaten und 
nur ein Drittel in Assignaten. Allein auch die Mandate 
sanken binnen einiger Monate ebenso tief im Werte, wie die 
Assignaten und die Arbeiter sahen sich wie früher in einer 
furchtbar bedrängten Lage. Dem Direktorium fehlten alle 
Mittel bis zu dem Grade, daß es bereits begann mit Gobelin- 
spalieren Staatsschulden zu bezahlen 2 , daß sogar die wert- 



1 Arch. Nat. 2 873. Rapport 13. Prairial an 5. 

* Bis zum 24. April 1797. (5 Floxal l'an 5.) Arch. Nat. 2 873 r 
Rapport 13. Prairial an 5. Doch hörte die Ausgabe von Holz noch 
im Jahre 1796 auf. 

8 Arch. Nat. 0*874. Rapport au Ministre de PInterieur, 27. Flo- 
real IV. 

4 Brief Guillaumot's an Dubois (chef de la 4. Division du Bureau 
des arts): ... L'operation du Ministre des iinances relativement aux 
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vollsten Erzeugnisse der Gobelins verbrannt wurden, um ein 
gewisses Quantum Gold und Silber zu gewinnen, das im 
Material enthalten war. Ist es unter solchen Umständen, wenn 
nämlich die Regieruug selbst bemüht war, aus der Manufaktur 
materiellen Vorteil zu ziehen, zu verwundern, daß die Ar- 
beiter der Manufaktur auf keine irgendwie wesentliche Hilfe 
hoffen konnten? Die Regierung sah die einzige Rettung der 
Manufaktur darin, daß man mit allen Kräften einen möglichst 
raschen Absatz ihrer Produkte zu erzielen suchte. Sie war 
sich vollständig klar über die unglückliche Lage der Arbeiter, 
gestand aber aufrichtig, daß sie, angesichts der völligen 
Haltlosigkeit des Geldsystems, unfähig sei, dem Elend abzu- 
helfen l . Der Rat, für einen Ausverkauf der Erzeugnisse der 
Manufaktur zu sorgen, um aus diesen Geldern schleunigst den 
Arbeitern zu helfen, das war die Antwort auf die Frage, 
welche zuvor der Direktor Guillaumot in einem Bericht voller 
Verzweiflung gestellt hatte: „ist die Regierung gewillt oder 
nicht, diese Manufaktur zu unterstützen?" 2 . Zum Herbst 
1796 waren auf der Manufaktur an Arbeitern — 88 Mann, 
an übrigen Angestellten — ll 8 . Sowohl diese Beamten (der 
Direktor, Inspektor, zwei Werkstätten Vorsteher, zwei Künstler — 
dessinateurs , ein Magazinaufseher, ein Sekretär, Doktor, 
Portier, der das Aufräumen besorgte), als auch alle 88 Ar- 
beiter litten Not; doch auch die Arbeiter, von den höheren 
Beamten nicht zu reden, klammerten sich fest an ihre Stellen ; 
denn es war unendlich schwer, in privaten Fabriken Arbeit 
zu erlangen, abgesehen davon, daß sie nur für eine bestimmte, 
streng spezialisierte Arbeit die nötige Vorbildung besaßen. 
Bitten aller Art waren völlig nutzlos. So baten z. B. im 
Oktober 1796 die Arbeiter den Minister des Innern, man 



tapisseries de cette Manufacture qu'il donne en payement ä divers 
creanciers de la Republique .... (gez. 12. Thermidor an 4 = 30. Juli 
1796). 

1 Arch. Nat. O a 873. Paris, le 21 Thermidor Tan 4 (d. i. den 
8. August 1796). Rapport präsente au Ministre de l'Inter. (Bureau des 
artsj. . Le Ministre connait par les rapports qui lui ont 6te fait ia 
malneureuse position oü sont räduits les artistes et ouvriers attaches 
a la Manufacture nationale des Gobelins. Ces laborieux soutiens d'un 
art qui honore Tindustrie francaise et qui multiplie souvent avec avan- 
tage les tableaux de notre ecole luttent avec peine, depuis quelque temps 
contre les premiers besoins. Tout ce que le Directoir exäcutii, tout ce 
que le ministre a voulu faire en leur faveur a 6te* sans effet par l'in- 
stabilitö de notre Systeme monätair. Le directeur m'observe qu'il voit 
«es artistes re*duits au däsespoir et la manufacture prete a se dissoudre 
ei Ton ne subvient enfin ä cet Etablissement par des moyens äfficaces. 

8 Arch. Nat O a 872. Observations du citoyen Guillaumot (cf. La- 
cordaire, Notice sur Porigine et les travaux des Manufactures de tapis- 
series et de tapis reunies aux Gobelins. 1852, pag. 45. 

8 Arch. Nat. 8 872, gez. 2. Jour complementaire a 4 (d. i. 20. Sept. 
1796). 



132. 29 

möchte ihnen doch angesichts der beginnenden kalten Jahres- 
zeit Brennholz — in natura — verabreichen. Aber auch 
dieses wurde ihnen abgeschlagen, und der Minister befahl 
durch eine Resolution, ihnen zu antworten, daß sie mit dem 
Gehalt, welches ihnen ausgezahlt würde, auskommen müßten, 
und daß überdies die Lage der Finanzen die Erfüllung dieser 
Bitte nicht gestatte 1 . Ungeachtet der kuriosen Erklärung: 
daß das Gehalt reichen müsse (doit suffire), wußte, wir 
wiederholen es nochmals, das Ministerium ausgezeichnet und 
hatte es mehrmals zugegeben, daß das Gehalt durchaus nicht aus- 
reichen konnte. Den furchtbar schweren Winter 1796 — 1797 
überstand die Manufaktur vielleicht nur deswegen, weil die 
Ausgabe von Brot und Fleisch in Natur noch fortgesetzt 
wurde. Da nun Fleisch und Brot entsprechend der Anzahl 
der Esser verabreicht wurden, so haben sich in den Rechen- 
schaftsberichten der Manufaktur Notizen erhalten, die uns 
erlauben, die Anzahl der Familienglieder in den Arbeiter- 
familien zu bestimmen. Im Frühjahr (März 1797) waren 
107 Mann von Arbeitern und sonstigen Angestellten da, d. i. 
etwas mehr als im Herbst 1796, wo ihrer nur 99 waren 
(11 + 88). Von ihnen waren 25 ledig, 24 Familien bestanden 
aus 2 „Essern", 21 aus 3, 17 aus 4, 10 aus 5, 5 aus 6 und 
5 aus 7 2 . Das gibt uns einen Begriff von der bitteren Not, 
welche die Mehrzahl der Arbeiter ausstand. Allerdings kam 
im Jahre 1797 bei der Lohnauszahlung an die Arbeiter auch 
klingende Münze zum Vorschein ; doch wurde, wie sie klagen, 
„so wenig und so schlecht" gezahlt, daß sie wieder nicht genug 
zu leben hatten, um so mehr, als vom Frühling 1797 an die 
Ausgabe in Naturalien endgültig eingestellt worden war. 
Jetzt, im Jahre 1797, als es wieder klingende Münze gab, 
erhielten die Arbeiter in der I. Klasse 1000 Franken jährlich, 
in der II. 880 Fr., in der III. 800 Fr. und in der IV. 650 Fr. 
Wenn man die Lebensmittelteuerung in Betracht zieht, so 
war das sehr wenig; die höhere Administration war bei weitem 
besser gestellt, denn auch jetzt noch bezog der Direktor 
6000 Fr., der Inspektor 2250, die Vorsteher der Werkstätten 
je 1800 Fr. 8 , so daß jetzt die erdrückende Mehrzahl der Ar- 



1 Arch. Nat. 8 872. Der Stoß : Rapports concernants les employes 
et ouvriers de Tan IV ä Tan IX, Petition „Au citoyen Ministre de 
PInterieur 14. Vendemiaire Tan 5 (d. i. 5. Oktober 1796). Der Petition 
liegt ein besonderes Papier bei mit der Resolution: „R£pondre que le 
traitement accorde" aux artistes doit suffire" usw. 

2 Art. Nat. 2 874. Germinal 5. Der Stoß: Rapports an 5; Etat 
du remboursement du prix du pain aux artistes, einployes et ouvriers 
de la Manufacture Nat. des Gobelins (eine besondere Rubrik : boucbes). 

8 Arch. Nat. 2 872. Der Stoß: Personnel, Rapport au Ministre 
de PInterieur (6. Flor^al V). Zwei außerhalb der Klassen stehende 
„Premiers ouvriers" erhielten je 1250 Fr. 
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beiter (nämlich die IL, III. und IV. Klasse) annähernd 
7 — 7V8— 9 1 /2mal weniger erhielt als der Direktor. Auf diese 
Weise erschien das Verhältnis zwischen dem Verdienst der 
Direktion und dem der Arbeiter unvergleichlich weniger „de- 
mokratisch" als früher. Dieses Jahr war für die Arbeiter 
nicht nur deshalb ein trauriges, weil sie in der Zeit des 
Papiergeldes alle ihre Sachen verkauft hatten 1 und jetzt 
nicht wußten, was tun; nicht nur, weil ihnen wenig gezahlt 
wurde, sondern hauptsächlich auch, weil ihnen schlecht 
gezahlt 2 , d. h. die Auszahlung des Lohnes verzögert wurde. 
Das versetzte sie in eine geradezu verzweifelte Lage; sie 
verkauften sogar ihr Bettzeug, was sie vordem nie getan 
hatten. Sie liefen von Pontius zu Pilatus, klagten bei allen, 
flehten alle um Hilfe an, doch keiner brachte sie ihnen. So 
hatten sie z. B. Mitte August 1797 den Lohn für die vier 
verflossenen Monate noch nicht bekommen 8 . Sie senden Peti- 
tionen über Petitionen mit der flehentlichen Bitte, ihnen doch 
ihr Gehalt auszuzahlen. „Wir sind ohne Brot, ohne Kleidung, 

ohne Kredit Verzweiflung ist unser einziges Los. 

Wir bitten Sie, uns ein Mittel zu anderweitiger Existenz zu 
verschaffen, wenn Sie uns nicht die Mittel geben können, um 
hier zu existieren" schreiben sie in ihrer Petition an den 
Minister: man sei ihnen für 135 Tage den Lohn schuldig, 
habe ihn aber nur für fünf Tage ausgezahlt; und ihre Lage 
sei rettungslos. Der Direktor bestätigt alle diese Mitteilungen 
der Arbeiter in vollem Umfange und erklärt (Ende August 
1797) kategorisch, daß die Arbeiter auch nicht einen Monat 
lang existieren können, falls man ihnen nicht die schuldige 
Summe wenigstens teilweise auszahle 4 . Die Regierung ant- 
wortet mit dem Zugeständnis, dies alles sei richtig, sie könne 
aber infolge der Finanzlage nichts tun 5 . Die schuldigen Löhne 
wurden in äußerst kleinen Summen ausbezahlt, und einst- 



1 Arch. Nat. 2 873. Les artistes ouvriers au citoyen Ministre de 
Tlntärieur, 21. Thermidor (d. i. den 13. August 1797). 

2 . . . . depuis que les payements se fönt en numeraire nous sommes 
si peu et si mal pay£s cjue le reste de nos effets n'existe plus meme 
jusq'aux draps de nos lits. 

8 Arch. Nat. 2 873. Folge: Decisions et ordonnances de paye- 
ment du traitement des employes et artistes de la Manuf., an 4. Peti- 
tion der Arbeiter : ... c'est apres avoir frappe a toutes les portes et 
n'avoir point 6t6 entendus que nous nous trouvons forc6 par les besoins 
le plus extremes que nous eprouvons d'interrompre vos precieux mo- 
ments usw. usw. 

4 Arch. Nat. 2 873, Brief Guillaumots vom 5. fructidor. 

5 Je vois avec douleur l'etat penible oü se trouvent les employEs 
et les ouvriers de cet Etablissement mais il n'est pas en mon pouvoir 
pas meme ä celui du Ministre d'y reme"dier quant a present. . . (Arch. 
Nat., 0*873. Le chef de la comptabilite" Generale des Bureaux du 
Ministre de l'Interieur au citoyen Dubois, chef de la 4. Division. Brief 
vom 25. fructidor an 5 [= 11. Sept. 1797].) 
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weilen verging die Zeit und die Schuld der Regierung an die 
Arbeiter wuchs aufs neue. So klagen die Arbeiter Mitte 
November 1797 wieder, daß ihnen nun schon für fünf Monate 
nicht gezahlt worden sei 1 . Der Minister des Innern ent- 
schloß sich dann, das Direktorium daran zu erinnern, daß es 
die Manufakturen der Gobelins, von Sövres und der Savon- 
nerie noch nicht für die Lieferungen bezahlt hätte, die zur 
Ausstattung des Palastes, in dem das Direktorium unter- 
gebracht war, von jenen Anstalten gemacht worden seien. 
Er berichtete, daß sich die Arbeiter in äußerster Not be- 
fänden, und daß sie nicht nur für fünf Monate nicht bezahlt 
worden wären, sondern daß sie nicht einmal die Mittel hätten, 
um das zur Fabrikation nötige Material anzukaufen 2 . Aus 
diesem Berichte erfahren wir, daß das Direktorium für die 
f während zweier Jahre (1796 und 1797) gemachten Lieferungen 

nichts bezahlt hatte, obgleich diese Ankäufe naturgemäß zu 
-einer gewissen Unterstützung der notleidenden nationalen 
i Manufakturen hatten dienen sollen. Im Jahre 1798 ver- 
j stummen die Klagen über Verzögerung der Lohnauszahlung, 
r jedoch ist das Gehalt an sich so unbedeutend im Verhältnis 
\ zu den Preisen der allernotwendigsten Dinge, daß die Arbeiter 
l trotz allem nur mit großer Mühe sich halten können. Der 
Direktor der Manufaktur macht das Ministerium darauf auf- 
merksam, daß die unentbehrlichsten Lebensmittel jetzt, im 
Jahre 1798, um die Hälfte teurer seien als im Jahre 1791, 
hingegen der Lohn der Arbeiter ungefähr um ein Viertel 
hinter dem zurückstände, was sie im Jahre 1791 erhalten 
hätten : 



t 
i 

f 

fr 
ü 

I 

r Die Arbeiter der I. Klasse erhielten im Jahre 1791 1248 Fr. jährl., 

' im Jahre 1798 1000 Fr., 

die Arbeiter der II. Klasse erhielten im Jahre 1791 1092 Fr. jährl., 

* im Jahre 1798 880 Fr., 

$ die Arbeiter der III. Klasse erhielten im Jahre 1791 936 Fr. jährl., 

im Jahre 1798 800 Fr., 
die Arbeiter der IV. Klasse erhielten im Jahre 1791 780 Fr. jährl., 
t . im Jahre 1798 650 Fr. 

Der Direktor schlägt vor, das Gehalt der IL, III. und 
l IV. Klasse auf 910, 840 und 720 Fr. jährlich zu erhöhen, das 

der I. Klasse aber unverändert zu lassen 8 . Eine solche Auf- 
3J- besserung erschien um so notwendiger, als fast zu gleicher 

* Zeit das Gesetz vom 3. Nivose durchging, laut welchem von 

* jedem, der sich im Dienste des Staates befand und von ihm 
i 



1 Arch. Nat. 0*874. Rapport au Ministre de rinterieur, 23. Bru- 
1C maire an 6 (— 13. Nov. 1797). 

$ * Arch. Nat. 0*873. Rapport pr6sent6 au Directoir. Execut. 

$ c(Frimaire, an 6.) 

x f * Rapport präsent^ au Ministre de rinterieur, 19. Frimaire, an 7 

$ .<= 9. Dez. 1798). 
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ein Gehalt bezog, je 5 Centimes vom Frank einzubehalten 
seien. Die Arbeiter zahlten auch ohnedies bedeutend mehr 
Steuern, als zu Anfang der Revolution, fast sechsmal mehr 1 . 
Wenn man nun das Gehalt der II., III. und IV. Klasse er- 
höhte, und außerdem, worum er ebenfalls nachsuchte, drei- 
viertel dieser neuen Steuer für die Arbeiter der I. Klasse 
aus den Summen der Manufaktur bezahlte, so hätte man 
allen Arbeitern der Manufaktur wenigstens etwas helfen 
können. Der Minister aber, der mit der vorgeschlagenen 
Gehaltserhöhung für die Arbeiter der IL, III. und IV. Klasse 
einverstanden war, versagte die Genehmigung dazu, die drei- 
viertel der Steuer, die auf die Arbeiter der I. Klasse fiel 2 , 
aus staatlichen Summen zu decken. Das Schicksal dieser 
Arbeiter entschied sich etwas später, als der Minister sich 
bereit erklärte, auch ihnen das Gehalt zu erhöhen. Es wurde 
beschlossen, ihnen annähernd die Hälfte der Differenz zwischen 
dem Gehalt, das sie im Jahre 1791 erhalten hatten, und dem, 
welches sie im Jahre 1798 erhielten, zuzulegen. Im Jahre 1791 
hatten sie je 1248 Fr. jährlich erhalten, im Jahre 1798 er- 
hielten sie 1000 Fr.; die Differenz beträgt 248 Fr., deren 
Hälfte 124 Fr., so daß sie nun, vom Jahre 1799 an gerechnet, 
1124 Fr. jährlich erhalten mußten. Nach demselben Grund- 
satz wurde auch das Gehalt der beiden außer den Klassen 
stehenden „premiers ouvriers a , die 1791 je 1664 Fr., im 
Jahre 1798 aber je 1250 Fr. erhielten , erhöht (sie erhielten 
je 207 Fr. Zulage). Aber zur I. Klasse gehörten nur 8 bis 
12 Mann ; die große Mehrzahl jedoch — meist 60 — 75 °/o und 
manchmal darüber — gehörte nicht einmal zur II., sondern 
zur III. und IV. Klasse, und wenn sogar die Auserwählten 
der I. Klasse ein äußerst schweres Leben hatten, so blieb die 
Lage der Masse, ungeachtet dieser Zulage, eine sehr schwierige. 
Indem sie sich für die Zulage bedanken, klagen sie im An- 
fang des Jahres 1799 darüber, daß diese Zulage in keiner 
Weise ihr Unglück erleichtern könne/ infolge der enormen 
Preise der Bedarfsgegenstände 8 , so daß sie auch mit Hilfe 
dieser Zulage nicht imstande sein werden, das Schuhwerk, 
die Wäsche und Kleidung, die sie bereits verkauft hätten, 
zu „erneuern (renouveler)". Sie baten daher, man möchte 



1 Arch. Nat. Kapport au Ministre, 4 Pluviose an 7; der Direktor 
macht folgende Angaben: im Jahre 1790 zahlten die Arbeiter 1 Li vre 
30 Cent., im Jahre 1798 wurden sie mit einer Steuer von 7 Fr. 20 Cent, 
belegt. 

« Ibid. 

8 .... en meme temps nous vous prions de lui (dem Minister) ex- 
poser que cette augmentation ne peut aucunement soulager notre 

infortune, que meme cette augmentation relativement au prix des toutes 
choses ne peut nous procurer aucune partie de comestible etc. (Arch. 
Nat. 0*874. Les emplov^s et artistes ouvriers de la Man. Nat. des Go- 
belins au citoyen Dubois, chef de la 4 Division.) 
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ihnen für die Kleidung von staatswegen Tuch und andere 
Stoffe verabfolgen, doch wurden sie hierin abschlägig be- 
schieden. Indessen wiederholt sich im Jahre 1799 dasselbe, 
was im Jahre 1797 stattgefunden, im Jahre 1798 aber sich 
fast weniger fühlbar gemacht hatte : die Staatskasse hält die 
Löhne wieder zurück. In einer besonderen Petition vom 
Juni 1799 bitten die Arbeiter flehentlich um Auszahlung des 
Gehaltes, das nun schon vier Monate lang ausstehe 1 . Sie 
schreiben, daß sie in furchtbare Armut geraten seien, daß 
sogar die Bäcker ihnen den Kredit verweigerten u. a. Aber 
wie in den vorangegangenen Fällen offenbart das Ministerium 
seine Ohnmacht, der Not zu steuern, denn die Finanzen er- 
lauben es nicht. Anfang Oktober eine neue Petition, diesmal 
unmittelbar an das Direktorium! Die Arbeiter flehen, man 
möchte sie bezahlen, da sie schon den siebenten Monat 
nichts erhalten hätten. Sie haben nichts, weder Nahrung, 
noch Kleidung, noch Holz, und sie bitten, daß man ihrer 
Lage Beachtung schenke 2 . 

Das ist die letzte Petition dieser Art. Unter dem Kon- 
sulat begann die finanzielle Lage sich allmählich zu klären 
und zu bessern 8 ; bereits mit dem Beginn des 49. Jahr- 
hunderts verschwinden in den Dokumenten die Spuren jener 
bitteren Leiden, die von den Arbeitern während des Direk- 
toriums erduldet worden waren. Die Kartons, welche sich 
auf die Zeit des Konsulats und des Kaiserreichs beziehen, 
enthalten fast ausschließlich Buchhalterabrechnungen und 
Notizen über Aufträge und die Ausführung der bestellten 
Arbeiten. Es darf aber auch dies nicht außer Acht gelassen 
werden, daß das neue Regime der Einreichung von Bitt- 
schriften seitens der Arbeiter durchaus nicht günstig war. 



1 Arch. Nat. 0*874. Die Petition ist ausgefertigt vom 23. Prai- 
rial, 7 — d. i. am 11. Juni 1799. 

2 Aux citoyens directeurs, le 11. Vendemiaire an 8 (=3. Okt. 1799). 
Arch. Nat. ? 874. 

8 Doch nur sehr langsam. S. Archives de la Manufacture Natio- 
nale des Grobelius, Serie Bocuments originaux: 1. Rapport präsente" au 
Ministre de l'Inteneur 20. fructidor an 10; 2. ibid., Memoire sur la ne- 
cessitä d'une nouvelle Organisation et d'une augmentation des salaires 
pour les ouvriers de la Manufacture N. des Gobelins. 
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Zweites Kapitel. 

Die Arbeiter der Manufaktur de la Savonnerie. 



i. 

Das Material, das sich auf die Manufaktur „de la Savon- 
nerie" bezieht, ergänzt im allgemeinen nur diejenigen Nach- 
richten, die uns die Dokumente der Gobelinmanufaktur geben. 
Die französische Regierungsgewalt betrachtete von altersher 
diese beiden Institute als vollkommen gleichartig; seit dem 
Beginn der Revolution wurden fast alle Bestimmungen, die 
inbezug auf die Gobelins erlassen wurden, unverzüglich auch 
auf die Manufaktur de la Savonnerie ausgedehnt. Dieses 
Institut zur Anfertigung von Teppichgeweben, welches schon 
die Aufmerksamkeit Heinrichs IV. auf sich gelenkt hatte, 
war auf Anordnung des Königs vom 4. Januar 1608 in den 
Galerien des Louvre untergebracht worden 1 ; im Jahre 1631 
kaufte Ludwig XIII. ein Haus an, in welchem sich früher eine 
Seifenfabrik befunden hatte, und in dieses Haus (maison de 
la Savonnerie) verlegte er die genannte Manufaktur. Sie stand 
unter der Verwaltung eines entrepreneur, welcher freie Woh- 
nung hatte und einige andere Vergünstigungen genoß. Spe- 
zialität der Fabrik war die Herstellung von Teppichen und 
Tapeten „nach dem Muster Persiens und der Levante". Gegen 
Ende der Herrschaft Ludwigs XIV. geriet die Anstalt in 
Verfall, und um sie vor dem endgültigen Untergang zu be- 
wahren, erließ der König im Januar 1712 ein Edikt 2 , durch 
welches er, nach seinen eigenen Worten, der Manufaktur de 
la Savonnerie dieselben Gnadenbeweise gab, die im Jahre 



1 Die den Anfang der Manufaktur betreffenden Dokumente siehe: 
Arch. Nat. O ! 2055 wie auch O 1 2057—A. (Observations qu'ont cru devoir 
soumettre au citoyen Roland, ministre de rinte*rieur, les ouvriers de la 
Savonnerie; dort auch der Bericht Duvivier's vom 8. Juli 1792). 

2 O 1 2055. Edit du Roy concernant les Privileges accorde* ä la 
Manufacture Royale de la Savonnerie. Donne a Marly au mois de Jan- 
vier 1712. 
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1667 die Gobelins erhalten hatten, und überhaupt diese An- 
stalt „ä P instar des Gobelins" einrichtete. Unter anderem 
wurde befohlen 12 Häuser auszuwählen, deren Besitzer als 
Belohnung für die Unterbringung der Manufakturarbeiter 
von der militärischen Einquartierung befreit waren ; für jeden 
Gesellen erhielt der Entrepreneur aus der Staatskasse (für 
Unterhalt und Ausbildung desselben während sechs Jahren) 
250 Livres (nicht jährlich, sondern für die sechs Jahre zu- 
sammen); die Arbeiter wurden von einer Reihe persönlicher 
und pekuniärer Verpflichtungen befreit. Im Laufe des 
XVIII. Jahrhunderts vollzog sich das wirtschaftliche Leben 
der Manufaktur de la Savonnerie in der eingeführten Ordnung, 
wie das der übrigen königlichen Manufakturen. Der Unter- 
nehmer zahlte den Arbeitern den Lohn aus, kaufte das 
Material, leitete die Arbeiten und verkaufte die Erzeugnisse 
an Privatpersonen oder an den königlichen Hof. Die Sub- 
sidie von Seiten des Königs bestand in der Verpflichtung von 
Seiten des Hofes, alljährlich eine gewisse Anzahl der an- 
gefertigten Gewebe für einen bestimmten Preis zu kaufen 
{200 Livres, seit .dem Jahre 1720 220 Livres „per chaque 
aulne quarrte). Überdies wurden seit 1770, in Anbetracht 
der Teuerung der Lebensmittel, 20 Sols wöchentlich für jeden 
Arbeiter und 10 Sols für jedes Arbeiterkind unter 14 Jahren 
aus der Staatskasse ausgezahlt. Da der Artikel des Ediktes 
von 1712 in Wirklichkeit nie zur Anwendung kam 1 , so wurden 
außerdem noch den zwölf ältesten Arbeitern seit dem Jahre 
1755 je 40 Livres als Wohnungsgeld gezahlt 2 . Viel Arbeiter 
hat es dort nie gegeben; im 18. Jahrhundert # waren ihrer 20 
bis 23 Mann und etwa 5 — 7 Gesellen. Über ihre Lage 
schweigen die Dokumente des 17. — 18. Jahrhunderts bis zum 
Beginn der Revolution fast vollständig. Der Lohn wurde 
nicht nach Tagen, sondern stückweise berechnet und erwies 
sich gegen Ende des 18. Jahrhunderts, infolge der stark an- 
gestiegenen Lebensmittelteuerung, als entschieden unzureichend. 
Übrigens werfen auch auf diesen Umstand mehr die Doku- 
mente der Revolutionszeit Licht. Jedenfalls war in den letzten 
Jahren des alten Regimes die Manufaktur nie ohne Arbeit 8 , 
und der Unternehmer rühmte sich, nie mit dem Lohn in 
Rückstand geblieben zu sein oder die Arbeit eingestellt zu 



1 Arch. Nat. O 1 2055 — Memoire en Interpretation des arrSts, edits, 
lettres patentes et privileges attribues ä la Manufacture de la Savon- 
nerie, etablie a Chaillot. 

2 Aber bereits gegen Ende des 18. Jahrhunderts findet sich die 
Mitteilung, daß „alle oder fast alle" Arbeiter in den Räumen des Manu- 
fakturgebäudes untergebracht seien, (cf. O 2 907, 17. Nivöse an 4; le 
ministre de Tintärieur au citoyen Du vi vi er.) 

8 Arch. Nat. O ! 2057— A: Etat de la quantitö d'puvrage fait a la 
Savonnerie depuis 1777. 

3* 
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haben. Wie wir sahen, fing die begonnene Revolution erst 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1791, namentlich seit 1792 
bis 1793 an, sich durch ein mehr oder weniger entschiedenes 
Sinken der Produktion in den Gobelinmanufakturen und denen 
von Beauvais bemerkbar zu machen. Bezüglich der Savonnerie 
ist hinzuzufügen, daß laut offizieller Angaben 1 die Produktion 
in den Jahren 1789 — 1790 hier nicht nur nicht aufhörte, 
sondern sogar zunahm; und wie in den anderen • nationalen 
(und vielen privaten) Manufakturen, so waren auch in der 
Fabrik der Savonnerie diese ersten Revolutionsjahre eine Zeit 
erfolgreichen Kampfes der Arbeiter um ihre Interessen. Die 
Forderung, die hier erhoben wurde, war die gleiche wie auf 
den Gobelins : Ersatz des Stücklohnes durch Tag- oder Wochen- 
lohn. Der Unternehmer Duvivier schreibt in seinen Berichten 
an die Hauptadministration, daß die Arbeiter der Savonnerie, 
sobald sie von den Absichten der Gobelinarbeiter erfahren 
hätten, ebenfalls begonnen hätten unruhig zu werden und 
Ungehorsam zu zeigen, und daß bei den Auseinandersetzungen 
Unannehmlichkeiten vorkommen 2 . Zu dieser Zeit stellte 
Graf d'Angiviller, der oberste Chef des ganzen Verwaltungs- 
bereiches „bätiments du Roi", die Manufaktur de la Savon- 
nerie unter die Aufsicht und Leitung des Direktors der 
Gobelins, Guillaumot 8 . Wie auf den übrigen Manufakturen, 
so verfolgten die Arbeiter auch hier ihr Ziel auf vollkommen 
friedlichem Wege, wobei sie nicht aufhörten die Obrigkeit 
ihrer vollen Achtung zu versichern. Mit den Unternehmern 
(mit Duvivier in der Savonnerie, mit Menou, wie wir noch 
sehen werden, in Beauvais) war es in der Periode noch manch- 
mal zu heftigen Auftritten, stürmischen Auseinander- 
setzungen u. ä. gekommen; die Beziehungen zur höheren 
Administration, dem Grafen d'Angiviller oder dem Direktor 
Guillaumot, waren hingegen der äußeren Form nach im 
höchsten Grade korrekt. „Sie halten es immer mit den 



Jahreszahlen : 
1777 1778 1779 1780 1781 1782 1783 1784 1785 

Anzahl der Ellen: 
115 110V4 134 145*/4 IIOV2 , 155«/4 122V 2 120V a 118 

Jahreszahlen : 
1786 1787 1788 1789 1790 

Anzahl der aulnes: 
137 138 151 152 170. 

1 Siehe die vorige Anmerkung. 

» Arch. Nat. 0*2057 a. Plans et pieces s. d. (Der Briet ist ohne 
Unterschrift, stammt aber entschieden von Duvivier's Hand; dem Sinne 
nach kann er auch von keinem anderen geschrieben sein.) 

8 Sein Titel war damals : M. Guillaumot, intendant general de bä- 
timents du Roy, Directeur des Manufactures Royales des Gobelins et 
de la Savonnerie (Arch. Nat. 0*2057 A , annee 1790, 2» Division). 
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Arbeitern, Sie sind ihr Vater" 1 , solche Wendungen finden 
sich nicht selten in den Dokumenten dieser, wie auch der 
späteren Periode. Die Arbeiter schreiben dem Direktor, daß 
sie sich vollständig auf sein Sorgen um ihr Glück verlassen 
und vollkommen auf seine Gerechtigkeit und sein gütiges 
Herz rechnen 2 ; aber während sie mit derartigen Formeln 
nicht geizen, äußern sie ihre Wünsche ziemlich dringend. 
Diese Wünsche laufen in der Hauptsache auf Folgendes 
hinaus: der Stücklohn soll durch Tagelohn ersetzt werden; 
der Arbeitstag soll von der Tag- und Nachtgleiche des März 
bis zu der im September von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr abends 
währen, in den übrigen Monaten aber von Sonnenaufgang bis 
Sonnenuntergang; für das Mittagessen sind IVa Stunden — 
von 12 bis IV2 Uhr nachmittags — freizugeben, in den 
Monaten, in denen die Arbeit um 6 Uhr morgens beginnt, 
außerdem noch eine halbe Stunde zum Frühstücken; die 
Arbeit bei Licht ist als der Gesundheit schädlich überhaupt 
abzuschaffen. Über diese Punkte bestand unter den Arbeitern 
keine Meinungsverschiedenheit; es war aber ein Punkt da, 
hinsichtlich dessen unter ihnen zwei Strömungen konstatiert 
werden können. In welcher Weise sollte der Arbeitslohn 
fixiert werden ? Zuerst meinte man, es müßte für alle Arbeiter 
der Manufaktur der gleiche Lohn angesetzt werden; denn 
wollte man sie in Klassen einteilen, die mehr oder weniger 
erhielten, so würde dies zu Streitigkeiten führen und das gute. 
Einvernehmen unter den Arbeitern wie auch zwischen ihnen 
einerseits und dem Direktor andererseits stören 8 ; um den 
Wetteifer anzuspornen, gentige es, irgendwelche kleine Prä- 
mien auszusetzen*, welche alljährlich von den Arbeitern 
selbst den Kameraden, die sich hervorgetan haben, zuerkannt 
würden. Als einheitlicher Lohn waren 20 Livres die Woche 
in Aussicht genommen. Diese Erklärung wurde von allen 
unterschrieben und d'Angiviller überreicht. Dann aber bekam 
die andere Richtung, die eine Einteilung in Klassen befür- 
wortete, die Oberhand: von Einfluß war natürlich auch der 



1 Arch. Nat. 0^2061 K , . De plus, monsieur, vous qui §tes tou- 
jours avec les ouvriers et qui pouvez ä juste titre vous en dire le 
pere. .. (Petition der Arbeiter an Guillaumot.) 

9 O T 2057 A . Eine andere Petition: monsieur, l'empressement que 
vous nous avez toujours temoigne' depuis que nous avons Thonneur 
d'etre connus de vous, de participer de tout votre pouvoir aux moyens 
de regänerer la perfection de nos travaux et d'assurer ä jamais notre 
bonheur nous a inspire" une confiance capable de nous abandonner 
entierement a tout ce que la justice et la bonte de votre coeur vous 
■dicteroit a cet 6gard usw. 

8 Arch. Nat. O'2057 A . Brief A. M. le comte d'Angiviller etc., mit 
dem Bleistift vermerkt: 21 Juin. 

4 . . . quelques legeres gratifications qui se decernaient chaque 
anne'e en forme de prix usw. 
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Umstand, daß vom 1. Januar 1791 an auf den Gobelins be- 
reits das neue Reglement, welches die Einteilung in 
Kategorien anerkannte, in Kraft getreten war. Zur Ver- 
teidigung ihrer Forderungen wählten die Arbeiter der Sa- 
vonnerie nach dem Beispiel derer der Gobelins Bevoll- 
mächtigte (vier Mann), denen sie die Führung der Sache 
ganz und gar anvertrauten 1 . Am meisten beunruhigte sie 
natürlich die fundamentale Frage : wird . die Regierung mit 
dem Ersatz des Stücklohnes durch Tagelohn einverstanden 
sein? Sie betonen, daß der Stücklohn sich seit mehr als 
80 Jahren nicht geändert habe und jetzt mit den Preisen der 
unentbehrlichsten Lebensmittel durchaus nicht im Einklang 
stehe, da diese seit jener Zeit auf das Doppelte gestiegen seien. 
Um eine aulne anzufertigen, für die sie dann 76 Livres 
16 Sols erhielten, müßten viele Arbeiter 10 — 12 Wochen 
arbeiten, und nur wenigen gelänge es, dieses Quantum früher 
fertigzustellen 2 . Unter solchen Verhältnissen wäre es ihnen 
unmöglich zu existieren. Wir müssen sagen, ungeachtet der 
Beunruhigung der Arbeiter hinsichtlich der ihnen feindlichen 
Einflüsse ö zog die Regierung in dieser Frage die Sache mehr in 
die Länge, als daß sie tatsächlich Widerstand geleistet hätte ; 
und nach einer für die Gobelins günstigen Lösung der Frage 
konnte natürlich diese auch für die Savonnerie nur noch eine 
Frage der Zeit sein. Die Arbeiter arbeiteten die Details der 
Reform selbst aus: sie ordneten sich selbst nach gegenseitiger 
Übereinkunft in vier Klassen ein , wobei die Arbeiter der 
ersten Klasse 24 Livres die Woche erhalten sollten, die der 
zweiten 21 Livres, die der dritten 18 Livres und die der 
vierten 15 Livres. Zur ersten Klasse sollten 4 Mann gehören, 
zur zweiten ebenfalls 4, zur dritten 8 und zur vierten 4 Mann 4 . 
Am 20. April 1791 bestätigte d'Angiviller das Reglement* 
welches für die Manufaktur la Savonnerie durch denselben 
Guillaumot ausgearbeitet worden war, der, wie wir sahen, 
auch schon das Reglement für die Gobelins ausgearbeitet 
hatte. Beide Reglements sind sich vollkommen gleich 6 , und 



1 Arch. Nat O x 2051K Brief an d'Angiviller (Monsieur, c'est tou- 
jours dans une confiance assure'e que nous nous adressons a vons etc.): 
Nous vous supnlions, Monsieur, de regarder les sieurs Givry, Noblet, 
Richy et Noel icy pr£sents comme entierement autorises de notre part 
et nous renoncons ä toutes reclamations contre ce qu'ils conviendront 
avec vous. 

« Arch. Nat. 0*2051 K Brief an Guillaumot. 

8 . . . . votre bonne disposition a notre e*gard nous rassurera tou- 
jours, malgre' les obstacles et les difficultäs que Ton pourroit semer ä 
travers les Operations d'oü doivent re" suiter la regeneration de nos tra- 
vauz et l'amelioration de notre sort, — schreiben sie an d'Angiviller 
(Arch. Nat 2057 A). 

4 Arch. Nat O'2057A (Monsieur, voiey l'ätat nominatif usw.), 

5 Arch. Nat. 0*2057^ Reglement provisoire pour la manufacture 
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obgleich man mit ihrer Einführung nur einen zeitweiligen 
Versuch beabsichtigt hatte, so kam doch bis Ende 1792 kein 
Gedanke daran auf, in den königlichen Manufakturen den 
Stücklohn wieder einzuführen, den Guillaumot selbst in seinem 
Berichte an den Grafen d'Angiviller 1 verurteilt und als gänz- 
lich unzulänglich anerkannt hatte. Das Reglement bestimmte 
eine Einteilung in vier Klassen mit einem Gehalt von je 24, 
21, 18 und 15 Livres die Woche; der Arbeitstag sollte im 
Mäi, Juni, Juli und August von 6 Uhr morgens bis 6 Uhr 
abends dauern (wobei eine Frühstückspause von x /a Stunde 
und eine Mittagspause von VI* Stunde eintrat) ; in den 
Monaten März, April, September und Oktober sollte der 
Arbeitstag von 7 Uhr morgens bis Sonnenuntergang, im 
Januar, Februar, November und Dezember von 8 Uhr morgens 
bis Sonnenuntergang währen. An den Arbeitstagen, die um 
7 oder 8 Uhr morgens begannen, wurde nur eine Mittags- 
pause (P/3 Stunde) gewährt. Ferner wurde eine strenge 
Kontrolle über das Verbleiben der Arbeiter bei der Arbeit 
eingeführt. Der Tag wurde in vier Abschnitte geteilt, De- 
jourierende aus der Mitte der Arbeiter selbst hatten darauf 
zu sehen, ob jeder auf seinem Platze wäre, die Zuspät- 
kommenden zu notieren u. dgl. Im Falle einer irgendwie 
erheblichen Verspätung wurden entsprechende Lohnabzüge 
gemacht. Das Reglement hatte eine Abneigung der Arbeiter 
gegen diese Rolle eines dejourierenden Aufsehers über die 
Kameraden vorgesehen 2 und daher diese Verpflichtung als 
eine Leistung hingestellt, welcher in einer durch das Los zu 
bestimmenden Reihenfolge sämtliche Arbeiter zu genügen 
hätten. Übrigens hat in der Folge dieser Punkt — soweit 
wir nach den Dokumenten urteilen können — niemals Kolli- 
sionen hervorgerufen. 

Dieses sind die Hauptzüge des am 20. April bestätigten 
und am 1. Mai 1791 in Kraft getretenen Reglements. In- 
dem er es bestätigte, hoffte Graf d'Angiviller 8 „die Disziplin 
in der Manufaktur wiederherzustellen" und auf dem Wege 
der Lohnerhöhung eine größere Vervollkommnung in den 
Arbeiten zu erzielen. Natürlich war in den Augen der 
Würdenträger des königlichen Hofes das erste Motiv im ge- 
gebenen Moment von größerer Bedeutung. 



Royale de la Savonnerie relatif a Pessay (Tun nouvel ordre pour le 
payement des ouvriers. 

1 Arch. Nat. 0^057 A. Memoire vom 14. April 1791. 

2 Reglement, 1. c: Et pour vaincre la repugnance que pourroient 
quelques ouvriers ä se charger de cette mission par une delicatesse 
d'autant moins fondäe que cette surveillance est indispensable et sera 
reciproque, touts les noms des ouvriers de Tatelier seront inscrits pour 
§tre tires au sort et ä 1' ordre successif de leur sortie etc. 

8 Arch. Nat. O ] 2057 A . Brief d'Angivillers an Guillaumot, 20 Avril 
1791. 
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II. 

Gemäß dem neuen, durch das Reglement vom 20. April 
eingeführten Regime sollten die Arbeiter ihr Geld nicht mehr 
vom Unternehmer, sondern von der königlichen Kasse, aus 
den Summen der liste civile erhalten. Der Unternehmer 
verlor seine früheren Subsidien , und da er die fünf Gesellen 
nun auf eigene Rechnung zu unterhalten hatte, und auch der 
Absatz nicht sicher gestellt war, verschlechterte sich seine 
Lage. Jedoch datieren seine ersten Klagen erst vom Herbst 
1791 l . Im Sommer 1792 aber verschlimmert sich seine Lage 
offenbar noch mehr, obschon er selbst sagt, daß er noch aus 
den fiskalischen Summen, die ihm nach der Auszahlung der 
Löhne an die Arbeiter verblieben, den Ankauf von Materialien 
besorgen könne 2 . 

Nach dem 10. August 1792 ist das Schicksal der Manu- 
faktur de la Savonnerie genau das gleiche, wie das der 
Gobelins. Der Finanzminister (le ministre des contributions 
publiques), in dessen Hände, unmittelbar nach dem Sturze 
der Monarchie und der Aufhebung der liste civile das Schick- 
sal der nationalen Manufakturen (allerdings nur für einen 
sehr kurzen Moment) gelegt war, hielt es im Hinblick auf 
„die Analogie zwischen den beiden Etablissements" direkt 
für nötig, hinsichtlich ihrer dieselbe Handlungsweise zu be- 
folgen 8 . An diesem Prinzip hielt auch sowohl Roland fest, 
in dessen Hand bald darauf die nationalen Manufakturen 
übergingen, als auch alle Regierungspersonen, die nach Ro- 
land im Ministerium des Innern einander ablösten, und die 
Mitglieder der Kommission für Ackerbau und Künste, die 
während des Konvents (vom 24. Mai 1794 ab) die Manufak- 
turen verwaltete , sowie die Glieder des Komitees für Acker- 
bau und Künste, welches nach Entgegennahme der Berichte 
ihres Exekutivorgans — eben dieser „Kommission für Acker- 
bau und Künste" — die Verordnungen über die Manufakturen 
erließ. Die Arbeiter fürchteten, mit der Aufhebung der liste 



1 O 7 2057A. Nr. 1276. Au ministre de l'Inteneur, Brief Duvivier's. 
In diese Zeit gehört auch die offizielle Feststellung der Unmöglichkeit, 
auch nur einen neuen Arbeiter aufzunehmen: „la manufacture de la 
Savonnerie £tant aujourd'hui tres dispendieuse et onereuse au ßoi par 
un effet du nouveau Regime, il ne paroit Das que ce soit le cas (Ten 
augmenter le nombre des ouvriers etc. 7. öctobre 1791. 

2 Arch. Nat. (V2057A 8 Juillet 1792; ... il ne se trouve plus 
Charge^ du payement des ouvriers puisque monsieur l'intendant de la 
liste civile y fait satisfaire par une somme adress^e a Tentrepreneur 
mois par mois et le surplus de ces sommes restantes entre ses mains 
lui sert d'acompte sur la fourniture de matieres dont il est charge* pour 
les travaux. 

8 Arch. Nat. 0^057 K Aout 1792. L'analogie des deux etablisse- 
ments paroit exiger une marche uniforme pour Tun et pour l'autre. 
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zivile möchte auch die Auszahlung ihres Lohnes aufhören, 
und. schon am 29. August 1792 bitten sie Roland, indem sie 
ihn ihrer „unwandelbaren Treue gegen die heiligen Prinzipien 
■der Freiheit und Gleichheit" versichern, und auf seinen 
Patriotismus und seine Liebe zu den Künsten ihre Hoffnung 
setzen, ihnen auch fernerhin das zu zahlen, was sie allmonat- 
lich zu erhalten gewohnt seien 1 . Die Manufaktur blieb un- 
beschädigt auch in diesem gefährlichen Moment, als Roland 
unentwegt die strengste Sparsamkeit in größeren wie in 
^kleineren Ausgaben anstrebte. Es bestand sogar der Plan 
•einer Aufhebung der Savonnerie als eines selbständigen Eta- 
blissements und ihrer Vereinigung mit den Gobelins 2 , um was 
sich der neue Direktor der Gobelins, Audran, bemühte 8 , doch 
iam dieses Projekt nicht zur Ausführung. Interessant ist, 
daß eines der Motive, die eine offizielle Persönlichkeit gegen 
<iie Vereinigung der beiden Manufakturen geltend machte, 
•die Erwägung war, daß die Arbeiter der Savonnerie von guter 
Aufführung wären, und unter ihnen nicht derartige Gärungen 
yorkämen, wie unter denen der Gobelins 4 . Hierin spricht sich 
offenbar die Erinnerung an die Ereignisse aus, die der Ab- 
fassung des neuen Reglements vorangegangen waren, wobei 
in der Tat die Gobelinarbeiter schärfer und entschiedener ge- 
handelt hatten als die Arbeiter de la Savonnerie; zugleich 
liegt hierin auch eine Anspielung auf jene Gärung , welche 
die Gerüchte von der bevorstehenden Rückkehr zum Stück- 
lohn auf Wunsch Rolands unter den Gobelinarbeitern hervor- 
gerufen hatten. 

Die Savonnerie bewahrte ihre selbständige Existenz, ihr 
Unternehmer Duvivier wurde Direktor mit staatlichem Ge- 
halt. So verwandelte sich diese Manufaktur endgültig, in ein 
■staatliches Unternehmen. In den Jahren 1793 — 99 erhielten 
die Arbeiter der Savonnerie dieselben Unterstützungen, wie 
die der Gobelins, und größtenteils wurden die Bestimmungen 
gleichzeitig für beide Manufakturen erlassen, oder sogar in 
€in und demselben Schriftstück beide Etablissements erwähnt 5 . 



1 Arch. Nat. O 1 2057A. A Monsieur Rolland, Ministre de l'Interieur 
<29. August). 

3 Arch. Nat. O'S&Oö?^. Moyens de r^unir la manufacture de tapis 
-de la Savonnerie a celle des Gobelins etc. (18. Novembre 1792.). 

8 Arch. Nat. 0*2057 A. Brief Duvivier's (8 Decembre 1792). 

* . . . neanmoins il faudrait bien se tenir en garde contre le projet 
de les reunir sous la meme direction et le meme regime. Celle ci est 
simple, eile peut prosperer avec de Tattention et en lui laissant sa li- 
bert6 et sa bonne conduite. Jamais je n'y ay entendu les blames ou 
les agitations dont souvent et longtemps j'ai scu les Gobelins travaill^s. 

6 So z. B. der Erlaß des Komitees für Ackerbau und Künste vom 
19. Prairial, Tan 3 (Arch. Nat. A. F. II 13—85), und der Rapport au 

Comit£ la Petition des ouvriers de la Savonnerie que vous nous 

avez renvoy^e le 16 du courant contient les meines reclamations que 
celle des ouvriers de Gobelins . . . (Arch. Nat. A. F. II 13) u. a. 



42 132. 

Auch die Klagen der Arbeiter über die furchtbare Verteuerung 
der unentbehrlichsten Dinge, infolge des Fallens der Assig- 
naten im Kurse (1794 — 1797) und die Nichtauszahlung und 
Unzulänglichkeit des Lohnes, bleiben sich im wesentlichen für 
beide Manufakturen gleich. Ebenso wurden auch die Neue- 
rungen administrativen Charakters wie die Einführung einer 
Jury 1 im Jahre 1794, die alljährlich die Arbeiter in Klassen 
einzuteilen hatte, wovon wir schon in dem Kapitel über die 
Gobelins sprachen, in gleicher Weise auch auf die Savonnerie 
angewandt. 

Die Zahl der Arbeiter in diesen Jahren der Not änderte 
sich fast gar nicht: 20 bis 22 Mann — solche Zahlen treffen 
wir am häufigsten 2 , mit Ausnahme des Jahres 1797, wo ihrer 
im ganzen 15 Mann waren. Gleich den Arbeitern der übrigen 
Manufakturen erhielten auch sie Untersttitzungen in Natu- 
ralien 8 , wurden einmalige Summen auch zu ihrer Unter- 
stützung assigniert usw. Vor der Einführung der Ausgabe 
von Nahrungsmitteln war ihre Lage derart, daß die Arbeiten 
ihre Frauen und Kinder fast täglich vor Hunger Ohnmachts- 
anfälle bekamen 6 . Aber auch nach dieser Ausgabe war sie 
äußerst traurig. Am Schlüsse des Jahres 1795 klagten die 
Arbeiter ihre Not, erhielten aber vom Ministerium abschlägigen 
Bescheid (2. Jan. 1796), weil es diesem schien, da die Ar- 
beiter der Savonnerie (zu jener Zeit) im Minimum 20 Fr» 
täglich in Assignaten, sowie je ein Pfund Brot und ein halbes 
Pfund Fleisch erhielten und überdies noch („alle oder fast alle") 
freie Wohnung in den Räumen der Manufaktur hätten, so 
könnten sie auch ohne weitere Hilfe auskommen 6 . Den Ar- 
beitern war es infolge der völligen Entwertung der Assignaten 
unmöglich, sich Kleidung anzuschaffen, und sie baten flehent- 
lich, man möchte ihnen auch Stoff für Kleider verabfolgen; 
aber auch dies wurde ihnen abgeschlagen 7 . Im Sommer 



1 Arch. Nat. O J 2057 A , 6 fmctidor an 2. Au citoyen Duvivier; am 
Rande der Vermerk: envoyer la m$me lettre ä Belle directeur des Go- 
belins. In ähnlicher Weise erhielten natürlich auch die Arbeiter der 
Savonnerie Erklärungen, daß ihre Beschwerden über Entscheidungen 
der Jury nicht geprüft werden würden (siehe O 2 907, 15 Prairial an 3. 
Antwort an den klageführenden Salin). 

2 .Arch. Nat. O 2 2057 A . Details et observations sur la manufacture 
nat. ditte la Savonnerie etc. und O'907. Etat nominatif des artistes,. 
ouvriers et emploväs (im Herbst 1795); O 2 907, 8 Vendemiaire an 7. Au 
citoyen 'Dubois, chef de la 4© Division (1799) u. a. 

8 Arch. Nat. O 2 907. Arr6te du Comitä de Salut public vom 1. Bru- 
maire an 4 (= 23. Oktober 1795). 

4 Arch. Nat. O 2 907, 27 Prairial an 3 au citoyen Duvivier. 

B Ils peuvent dire avec vent6 qu'ils meurent de faime dana 

toute la force du terme, puisqu'ils voyent journellement leurs femmes,. 
leurs enfants et eux-memes tomber en defaillance (0*907, 21 floreal). 

6 O 2 907, 12 Nivöse an 4. 

7 Arch. Nat. O 2 907, 17 Nivöse an 4. 
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wenden sie sich aufs neue an den Minister des Innern, indem 
sie ihn um Hilfe anflehen und fragen, warum denn der Kon- 
vent beschlossen habe, ihre Anstalt zu erhalten, wenn sie 
jetzt vor Armut und infolge der Unmöglichkeit bei den von 
der Regierung verabfolgten Kationen zu existieren, umkommen 
müßten 1 . Auch diese Petition wurde abschlägig beschieden. 
Als man endlich begann, einen Teil des Arbeitslohnes in 
klingender Münze auszuzahlen, kam für die Savonnerie wie 
auch für die anderen nationalen Manufakturen eine neue 
Folge von Koten: die Regierung begann die Auszahlung des 
Lohnes um ganze Monate zu verzögern. Schon am 17. Sep- 
tember 1796 klagen sie über ihre elende Lage, da sie schon 
P/2 Monate lang nichts erhielten. Die Bürger — „Künstler 
und Arbeiter der nationalen Manufaktur, genannt la Savon- 
nerie, — sehen sich genötigt, Sie aufs neue zu inkommodieren, 
um Ihnen vorzustellen, daß sie keinen Sous erhalten haben 
seit der Zeit, da Sie so gütig waren und bestimmten, daß 
ihnen ein Teil ihres Lohnes in Silber ausgezahlt werde" a , 
lesen wir in der Petition, welche die Arbeiter aus diesem 
Anlaß eingereicht hatten. Am 22. November 1796 klagen 
sie von neuem, daß ihnen für zwei Monate noch nicht ge- 
zahlt worden sei 8 , und daß sie „absolut vor Hunger sterben.* 4 
In den Jahren 1797—98 dasselbe einförmige Bild: „kein 
Brot, kein Geld, kein Kredit", vier Monate lang ohne Lohn! 4 ; 
im Januar 1797 macht der Direktor Duvivier den Minister 
auf die Rückständigkeit in der Gehaltszahlung aufmerksam 6 ; 
an die schreckliche Not, die unterbleibende Auszahlung des 
Lohnes erinnern ihn auch die Arbeiter, indem sie wenigstens 
um Ausgabe von Holz bitten, zu dessen Ankauf ihnen das 
Geld fehle 6 , und erhalten darauf auch richtig eine abschlägige 
Antwort. Am 27. Juli 1797 senden sie gleichzeitig zwei 
flehentliche Petitionen an das Direktorium der Republik und 
an den Minister des Innern 7 : sie sagen (und der Direktor 
Duvivier bestätigt die Wahrheit ihrer Worte), daß sie schon 
vier Monate lang nichts erhalten haben, von Hunger ent- 



1 Arch. Nat. O 8 907, 13 Messidor an 4 (= 1. Juli 1796). Au citoyen 
Ministre de Flnteneur. Ein wenig früher klagen sie bitter über die 
Entwertung des Papiergeldes, für welches „une infinit^ d'objets indis- 
pensables dans un manage . . . nicht zu beschaffen sei. 6 Messidor an 4 
(= 24. Juni 1796), Au citoyen Ministre (O 2 907). 

2 Arch. Nat. O 2 907, 1 Jour complementaire an 4 (= 17. Sept. 1796). 
Au citoyen Ministre de l'Interieur. 

8 Arch. Nat. O 2 907. 3 frimaire an 5. Au citoyen Ministre de 
P Interieur. 

* Arch. Nat. O 2 907. 6 Fructidor. 

* Arch. Nat. 0*907. 25 Nivose 5 annäe. 

6 Arch. Nat. O 2 907. 2 Messidor an 5 (= 20. Juni 1797). 

7 Arch. Nat. O 2 907. 9 Thennidor 5»» Petition au Directoir 
Executif. 
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kräftet seien usw. Im Winter, 17. November 1797, nehmen 
sie wieder ihre Zuflucht zum Direktorium mit einer neuen 
Bitte um Auszahlung, denn schon fünf Monate hätten sie 
nichts erhalten, kein Kredit, kein Brot usw. Die Einstellung 
der Ausgaben von Lebensmitteln in Naturalien machte die 
Lage der Arbeiter angesichts dieser Nichtauszahlung des 
Lohnes geradezu unerträglich. Allerdings hätte schon am 
1. Floxal (d. i. den 20. April 1797) die Verabfolgung von 
Nahrungsmitteln in Natur eingestellt werden sollen, doch 
gelang es dem Direktor Duvivier noch, die Ausführung dieses 
für die Arbeiter furchtbaren Dekretes um einige Monate 
hinauszuschieben, wofür er denn auch am 15. Dezember 1797 
vom Ministerium des Innern einen harten Verweis erhielt — 
wegen eines Verfahrens, das den Interessen der Bepublik zu- 
widerliefe K Mit der Verabfolgung von Nahrungsmitteln mußte 
also aufgehört werden, und die Lage der Arbeiter verschlim- 
mert sich seit dieser Zeit (d. h. seit dem Dezember 1797) 
noch mehr. Den Lohn blieb man ihnen auch jetzt noch 
schuldig. Am 17. Februar 1798 flehen die Arbeiter das 
Direktorium aufs neue an, im Namen der Humanität ihnen 
das seit drei Monaten zurückbehaltene Gehalt zu zahlen 2 ; 
gleichzeitig schreiben sie in derselben Sache an den Minister, 
über das nämliche schreibt auch ihr Direktor an das 
Ministerium 8 , doch können es die dürftigen und brocken- 
weise erfolgenden Zahlungen nicht verhindern, daß immer 
neue und aber neue Stockungen eintreten; so gesteht das 
Ministerium Anfang Oktober 1798 ein, daß die Arbeiter fünf 
Monate lang nicht bezahlt worden seien 4 . Im April 1799 
eine erneute Bitte um Zahlung. Hierbei machen die Ar- 
beiter darauf aufmerksam, daß sie diese verspäteten Zahlungen 
nicht überstehen können, da sie nicht die Möglichkeit gehabt 
haben, irgendwelche Ersparnisse zu machen; das höchste Ge- 
halt in ihrer Manufaktur betrüge 79 Fr., und manche be- 
kommen nicht einmal 60 5 . Selbstverständlich konnten die 
Arbeiter den bescheidenen Ertrag ihres Gehaltes nur neben- 
her erwähnen, denn an einen Kampf um seine Erhöhung war 
kein Gedanke, sie trachteten nur darnach, die ihnen ge- 
schuldeten Summen überhaupt zu erhalten. Der Sturz 
des Direktoriums bedeutete natürlich auch für die Savon- 
nerie eine Zeit besonders bitterer Not: Anfang Juli 1799 



1 Arch. Nat. O 2 907, 25 frimaire an 6 Chef de la 4 Division de 
l'lnterieur au citoyen Duvivier etc. 

* Arch. Nat. O 2 907. 29 Pluviose, Au Directoire Executif. 

8 ibid. Brief Duvivier's an Dubois, Chef de la 4 Division etc. 
14 Pluviose an 6. 

4 O 2 907. 13 Vendemiaire, 7 (== 4. Oktober 1798), Rapport präsente 
au Ministre de l'lnterieur. 

5 0*907, 4 Floxal an 7. Au citoyen ministre de l'lnterieur. 
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waren die Arbeiter bis zum Äußersten gebracht, da sie 
während der letzten fünf Monate nichts erhalten hatten 1 ; 
im November desselben Jahres reden sie schon von 8V2 Monaten, 
für die ihnen die Regierung den Lohn noch schuldig sei, und 
wieder und immer wieder klagen sie über ihre verzweifelte 
Lage 2 , über die völlige Erschöpfung jeglichen Kredits, den 
Mangel an Kleidung usw. Auch ihr Direktor Duvivier 8 bittet 
die neue Regierung ihre verzweifelte Lage zu beachten, und 
die Arbeiter bitten den Minister um Gewährung einer Audienz. 
Aber auch die neue Regierung konnte im ersten Anfange noch 
lange nicht mit den finanziellen Schwierigkeiten fertig werden: 
noch im Mai 1800 stand der Arbeitslohn für mehr als elf 
Monate aus 4 , und Ende Juli 1800 war die Regierung den 
Arbeitern ihren Lohn noch immer für mehr als neun Monate 
schuldig 5 . 

. Wie hinsichtlich der Arbeiter der übrigen nationalen 
Manufakturen, so werden auch inbezug auf die der Savonnerie 
die Dokumente während des Konsulates sehr selten und 
dürftig. Petitionen ihrerseits hören fast ganz auf: einige, 
vermutlich die letzten, beziehen sich auf das Jahr 1802, wo 
die Arbeiter um Gehaltszulage baten und sich beklagten, daß 
sie weniger erhielten, als im Jahre 1791, trotzdem sich die 
Preise seit der Zeit verdoppelt hätten 5 . Die Korrespondenz 
der Direktion mit dem Ministerium aber hört in jener Epoche 
ebenfalls auf über die Lage der Arbeiter dieselben Nachrichten 
zu geben, wie sie es für die Jahre 1789—1799 getan hatte. 



1 O 8 907, 14 Messidor, 7 (= 2. Juli 1799). Au citoyen ministre de 
PInterieur. 

8 O 2 907, 8 frimaire 8 annee (= 24. November 1799), Au citoyen 
Ministre de PInterieur. 

8 O 2 907, 27 Nivöse 8 (= 19. Januar 1800), Brief Duvivier's an den 
Minister. 

4 Kapport demande par le ministre de PInterieur le 16 Floreal an 8. 
(= 6. Mai 1800.) 

5 Arch. Nat. O 2 907. 1 Thermidor an 8, Au citoyen ministre de 
PInterieur. 

6 Arch. Nat. O 2 908, 27 Thermidor an 10; au citoyen Chaptal, 
ministre de PInterieur. 
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wig XVI. einen Rapport vor, in welchem er sich direkt gegen 
die Entlassung von Arbeitern aussprach. Er findet, daß es- 
möglich wäre, einen Käufer zu finden, und sogar unter „augen- 
scheinlich" * vorteilhaften Bedingungen, aber er rät nicht zum 
Verkauf der Manufaktur. Er findet es notwendig, sie zu 
erhalten , um nicht einen Aufstand der Arbeiter so "ganz in 
der Nähe des königlichen Hofes und der Hauptstadt hervor- 
zurufen, und hält dafür, die Verzweiflung könnte diese Leute 
(„200 — 300 Arbeiter") bis zum Verbrechen treiben, wenn man 
ihnen ihr Stück Brot nehme. Der König beschloß, die Manu- 
faktur zu behalten, aber unter der Bedingung, daß die Aus- 
gaben für die Arbeiter in Zukunft 12000 Livres nicht über- 
stiegen, wenn es schon einmal nicht möglich sei, diese Summe 
noch mehr zu verringern 2 . Damit glaubte man, Unruhen auf 
der Manufaktur vorzubeugen, die damals in einem solchen 
Grade gefürchtet wurden, daß man sich beeilte, die Arbeiter 
in jeder Weise zu beruhigen, sobald irgendeine unvorsichtige 
Äußerung über Entlassung sie aufzuregen begann. Die Lage 
der Administration der Manufaktur war in diesen Jahren eine 
um so schwierigere, da ein gewisser Verdacht der Gegen- 
revolution über ihr schwebte, wie übrigens überhaupt über 
dem ganzen Personal des Ressorts der Maison du Roi, und 
im Falle von Arbeiterunruhen war auch die ganze Bevölkerung 
der Umgegend zu fürchten. In dieser Beziehung ist ein Brief 
charakteristisch, der am 3. März 1790 von dem Inspektor der 
Manufaktur Hettlinger an den Grafen d'Angiviller geschrieben 
ist und die Anfrage enthält, wie in dem folgenden Falle zu 
verfahren sei. Die Feier der Eidesleistung der Nationalgarde 
von Sfevres stehe bevor, und wenn die Manufaktur illuminiert 
werde, gehen 80 Pfund Lichte unproduktiv darauf; illuminiere 
man aber nicht , so können die Leute , „die uns nun einmal 
nicht lieben", zu Beleidigungen ihre Zuflucht nehmen und 
sogar die Scheiben einwerfen. 

Aber während die Administration alles fürchtete, während 
sie sich fürchtete, zu einer einmaligen Massenentlassung von 
Arbeitern ihre Zuflucht zu nehmen, bemühte sie sich, die 
durch den Tod eines Arbeiters oder die Notwendigkeit, die 
Manufaktur zu verlassen, erledigten Stellen nicht wieder zu 



1 . . . Sans doute, s'il s'agissait de vendre, on trouverait des acxjne- 
reurs peut-ßtre meme ä un pnx en apparence avantageux. . . . Archive* 
de la Manufacture N. de Sevres. Stoß „Copies des papiers, lettres et 
documents appartenant ä la bibliotheque de Zürich" (Korrespondenz, 
von J. J. Hettlinger). Copie du memoire pr6sent6 au Roi par Mr. 
d'Angiviller, Directeur General des bätiments sur la Manufacture Royale 
des porcelaines 

9 Arch. Nat. 0*2061, Stoß 7. 

8 Arch. Nat. CM2063 . . . mais d'un autre cöt6 la Manufacture a a 
craindre des brocards, des insultes de la part des Gens, qui dejä ne 
nous aiment pas, peut §tre m§me des coups de pierre dans les vitres. . . 
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besetzen. So erwiesen sich vom Juni 1789 bis zum 15. Mai 
1791 40 solcher Stellen als nicht wiederbesetzt, d. h. die Zahl 
der Arbeiter hatte sich um ungefähr ein Sechstel verringert. 
Die Aussichten inbezug auf den weiteren Verlauf der Handels- 
angelegenheiten im Jahre 1791 waren noch weniger tröstlich 
als früher. Die Käufer wurden immer seltener 1 , die Ver- 
waltung des Hofes, auf welcher die Kosten der Erhaltung 
der Manufaktur um so schwerer lasteten, war nicht im- 
stande, sie pünktlich und in vollem Maße zu unterstützen. 
In den Zeiten vor der Revolution veranstaltete man alljähr- 
lich in den Appartements von Versailles eine Ausstellung der 
Erzeugnisse der Manufaktur von Sövres, auf welcher die Hof- 
leute, Würdenträger und Gesandten, um dem Könige zu Ge- 
fallen zu sein , alles zu ungeheuren Preisen kauften 2 . Jetzt 
war auch das verschwunden. Trotzdem gelang es in diesen 
Jahren den Arbeitern von Sövres, die schwierige Lage des 
königlichen Hofes zu benützen und eine Erhöhung des 
Arbeitslohnes von ihm zu erzwingen — über den genauen 
Betrag dieser Lohnerhöhung haben wir nichts gefunden. Es 
muß bemerkt werden, daß die Politik des Hofes hinsichtlich 
der Manufaktur von Sfevres dieselbe war wie inbezug auf die 
anderen Manufakturen: nach Möglichkeit den Forderungen 
der Arbeiter nachzugeben, um Unruhen vorzubeugen. Schon 
im Frühjahr 1790 waren auf der Manufaktur Unruhen 8 wegen 
Verzögerung in der Auszahlung des Arbeitslohnes, und die 
oberste Behörde gab der Direktion den Rat, den „unbot- 
mäßigen Arbeitern" begreiflich zu machen, daß der König die 
Manufaktur, die ihm keine Einkünfte brächte, auch ganz 
schließen könne. Allein dazu hatte der Hof nicht Mut genug. 
Im Frühling desselben Jahres 1790 erreichten die Arbeiter 
eine Verlängerung der Mittagspause von IV2 auf 2 Stunden 
während der ganzen Saison (vom 15. April bis zum 1. Sep- 
tember), in der die Arbeit um 6 Uhr morgens begann, und 
der Graf d'Angiviller motiviert dieses Zugeständnis direkt 
durch den Wunsch, die Arbeiter davon zu tiberzeugen, daß 
er bestrebt ist, sie nach Möglichkeit zu befriedigen 4 . Aber 
wenn es gelang, zum Schaden der Arbeiter und zürn Nutzen 



1 Arch. Nat. O T 2061, Stoß 8: ... la baisse du commerce deja trop 
constante depuis deux ans laisse ä craindre un accroissement d'autant 
plus nuisible que les acheteurs en general bien plus rares que dans les 
autres commerces se porterent vers les petites manufactures usw. 

2 Arch Nat. O 1 206-1, Stoß 8. Memoire sur la manufacture des 
porcelaines de Sevres. 

8 Archives de la Manufacture N. de Sevres, Correspondance 1790, 
H. 5. Liasse 1 a Versailles, le 4 Avril 1790. Es handelt sich um 
„l'insurrection qu'il y a eu a la Manufacture. ä Poccasion d'un mois 
arrier6". 

4 Archives de la Manufacture de Sevres 1790, corresp. H. 5, Liasse 1. 
Brief d'Angivillers an die Direktion vom 14. April 1790. 
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der Sparsamkeit irgendeine Mafiregel durchzuführen und da- 
bei Unruhen zu vermeiden, freute sich Graf d'Angiviller 
natürlich nur darüber. Als die Arbeit der Frauen (der Weiber 
und Töchter der Arbeiter, welche zu Hause arbeiteten) ein- 
gestellt wurde, drückte der Graf sein Vergnügen über die 
glücklich von statten gegangene Verkündigung dieser Maß- 
regel aus 1 . Wie wir im nächsten Kapitel (ebenfalls aus An- 
laß der Frauenarbeit) sehen werden, verhielt sich der Minister 
während der Epoche der Herrschaft der Bergpartei den Ar- 
beitern gegenüber viel aufrichtiger und tatsächlich 
humaner. Wenn d'Angiviller also die Arbeiter fürchtete, so 
willigte sein Nachfolger, de la Porte (oder Laporte, wie er in 
den Urkunden manchmal genannt wird), der Intendant de la 
liste civile, um Unruhen vorzubeugen, in eine Erhöhung des 
Lohnes ein 2 . Dies geschah Ende 1791, als — dies muß hin- 
zugefügt werden — die finanzielle Lage der Manufaktur 
etwas günstiger war, als in dem vorangegangenen und in dem 
nachfolgenden Zeitabschnitt 8 . 

Nach den Urkunden zu urteilen, bezeugten die Arbeiter 
der Manufaktur von Sfevres noch vor dem definitiven Fall 
des Königtums ihre Sympathie für die Revolution viel deut- 
licher als die Arbeiter der anderen königlichen Manufakturen. 
In dieser Beziehung interessiert uns nicht so sehr die Tat- 
sache, daß z. B. gerade die Arbeiter von Sfevres im Mai 1792 
den Behörden eine irrtümliche Anzeige gemacht hatten, in- 
dem sie einen zum Verbrennen zugestellten Haufen von 
Exemplaren eines gegen Marie Antoinette gerichteten Pam- 
phlets für wichtige Dokumente gehalten hatten, die den Hof 
des Verrats überführten 4 , als andere, charakteristischere An- 
zeichen. 



1 Archives de la Manufacture N. de Sevres. H. 5, Liasse 1. 
A Versailles, le 21 May 170. Brief d'Angi villers an R6gnier : . . . «Pap- 
prends par M. Montucla que la Suspension des ouvrages des femmes a 
ete* annonc^e sans qu'il en soit resultä de la fermentation. J'avais 
quelque peu inqui^tude sur ce sujet. 

2 Archives de la Manufacture N. de Sevres. Correspondance 1791 
avec Laporte , intendant de la liste civile , H. 5 , Liasse 2. Paris le 
4 Decembre 1791 . . . ce n'est qu'avec peine que je me suis determine' 
a consentir ces augmentations la fermentation qui s'est £lev6e a la 
Manufacture, 6tant une suite des premieres auxquelles j'aurois du me 
refuser. 

8 ibid. : J'apprends au surplus avec plaisir que diverses commandes 
livr^es fönt rentrer dans la caisse de la Manufacture une somme de 
18 000 et quelques cents livres et möme qu'il doit y rentrer encore quel- 
ques sommes. 

4 M. Garnier „rechtfertigt" gewissermaßen in seiner schon er- 
wähnten Schrift die Arbeiter von Sevres von der von M — me Campan 
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Von den Arbeitern aller nationalen Manufakturen zeigten 
nur die von Sövres schon im Jahre 1790 den deutlich aus- 
gesprochenen Wunsch, dem politischen Leben nicht fern- 
zubleiben. Eine außerordentlich seltene Ausnahme von der 
ganzen Masse von Gesuchen, die von den Arbeitern der 
nationalen Manufakturen in dem von uns zu betrachtenden 
Jahrzehnt eingereicht worden waren, bildet das Gesuch, mit 
dem sich die Arbeiter von Sfcvres im Jahre 1790 an die kon- 
stituierende Versammlung wandten: sie bitten hier nicht um 
Verbesserung ihrer materiellen Lage, sondern um die Rechte 
aktiver Bürger^ das Stimmrecht bei den Wahlen. Sie weisen 
nach, daß sie ein Recht darauf hätten, da sie keinerlei 
Privilegien mehr inbezug auf Steuerumlagen genössen; sie 
weisen auf ihren Dienst in der örtlichen Nationalgarde hin, 
auf die patriotischen Gaben (dons patriotiques) , und meinen, 
daß diese Beweise des Patriotismus sie juristisch und tat- 
sächlich (et de droit et de fait) zu aktiven Bürgern machen. 
Darum bitten sie die Versammlung, den negativen Beschluß 
in ihrer Sache, der durch die örtliche Munzipalität gefaßt 
worden war 1 , aufzuheben. Überhaupt zeigten während der 
ganzen Revolution die Arbeiter von Sövres mehr politische 
Betätigung, als die Arbeiter der anderen nationalen Manu- 
fakturen. Aus den Urkunden von 1789 — 1792 geht klar her- 
vor, daß man viel eher Unruhen fürchtete unter den Arbeitern 
von Sövres, als unter denen der anderen königlichen Manu- 
fakturen. Nach dem Sturze der Monarchie gelang es den 
Arbeitern schon im Jahre 1792 und sogar ohne besonderen 
Kampf, die Manufaktur bis zu einem gewissen Grade von 
verdächtigen Elementen (im antirevolutionären Sinne) zu 
säubern. Ein unbekannter Verfasser eines Berichts klagt 
geradezu darüber, daß die revolutionäre Krisis eine starke 
Rückwirkung auf die Manufaktur geäußert habe a , daß einige 
Personen von ihren Stellen verjagt, daß sie durch Leute er- 
setzt worden seien, welche wohl Patriotismus, aber keine 



ausgesprochenen Beschuldigung des Jakobinertums. Der Fäll ist über- 
haupt zu geringfügig, um darauf diese oder jene Schlüsse aufzubauen. 

1 Arch. Nationales D. IV 1767—1815 cart. 60 (ComM de Consti- 
tution) Liasse 1785 (auf dem Umschlag der Liasse: E IV 1 Piece. 
Petition des ouvriers de la manufacture Nat. 1785). A Nosseigneurs 
de l'assemblee nationale. Am Rande: affaire de Sevres, comitä de Con- 
stitution. Munic. Sevres. Seine et Oise. Piece unique. Vgl. auch Jules 
Ouiffrey, „Documenta in6dits a usw., die in der Einleitung von uns er- 
wähnt worden sind. 

2 Arch. Nat. 0*2061 — 68. Memoire sur la manufacture de por- 
•celaines de Sevres : . . . ces motifs se trouvent dans les crises revolution- 
naires qui se sont succedes si rapidement et qui se sont fait sentir avec 
force sur ce süperbe etablissement . . . tout detruire sans rien creer, 
«nasser les hommes en place, s'en emparer tel a ete malheureusement 
xin moment Vordre du jour. 

4* 
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Talente und fachliche Qualitäten besäßen usw. Überhaupt 
hielten sich die Arbeiter von S6vres schon während des Mini- 
steriums der Girondisten, Ende 1792, so, wie die Arbeiter 
der meisten anderen Betriebe sich erst 1793 anfingen zu ver- 
halten. Sofort nach dem 10. August 1792 wurden die domaines 
et bätiments de la liste civile dem Minister des contributions 
publiqes 1 , Ciavifere tibertragen, und bald nachher dem Minister 
des Innern Roland. Die Ordnung der Angelegenheiten auf 
der Manufaktur von S&vres tibergab er Haudry, den auch 
Roland in diesem Amte bestätigte, da bald darauf die Manu- 
faktur unter die Verwaltung des Ministeriums des Innern 
kam 2 . Gerade auf Initiative der Arbeiter selbst trat eine 
entschiedene Änderung in der unmittelbaren Leitung der 
Fabrik ein. „Zu dieser Zeit", erzählt der Inspektor der 
Manufaktur Hettlinger 8 , „riefen einige Arbeiter der Manu- 
faktur, Leute unruhigen Geistes, welche sich gern in die 
Leitung eingemischt hätten, lärmend ihre Kameraden zu- 
sammen, schlugen Änderungen und Reformen vor, einige ver- 

anlaßten andere, sie zu Kommissären zu wählen" Da 

Hettlinger gerade abwesend war, beschuldigten sie ihn der 
Auswanderung und versiegelten alle Dokumente. Hettlinger 
kehrte sofort zurück, konnte aber natürlich der Bewegung 
nicht Herr werden: sowohl der ständige Direktor der Manu- 
faktur, Regnier, als auch der speziell zur Ordnung ihrer An- 
gelegenheiten berufene Haudry mußten sich den Arbeitern 
unterwerfen. Die Arbeiter verlangten Entlassung einiger 
Angestellten, Erhöhung des Lohnes, — und niemand ent- 
schloß sich, ihnen entgegenzutreten. Zwar fügt Hettlinger 
hinzu, daß die „achtbaren" (estimables) Arbeiter „durch 
Schweigen" die Handlungen ihrer Kameraden „nicht gut- 
hießen", aber das hatte natürlich kein praktisches Resultat. 
Haudry legalisierte die Anteilnahme der Arbeiter an der 
Leitung der Manufaktur: in jeder der sechs Werkstätten 
sollte ein gewählter Rat aus Arbeitern gebildet werden, der 
mit dem Werkführer an der Spitze der Direktion allwöchent- 
lich über die Lage der Dinge Bericht erstattete, die Klagen 
und Bitten der Arbeiter übermittelte und „zur Ordnung und 
zum Erfolge" der Manufaktur beitrüge. Haudry verlangte, 
daß man die Arbeiter als die Seele der Manufaktur ansehe, 



1 Vom 12. August 1792 an verwaltete Claviere, dem Beschluß der 

gesetzgebenden Versammlung zufolge, die Manufakturen bis Anfang 
eptember. Der erste Brief Rolands (in dessen Hände die Manufakturen 
dann übergingen), der an die Direktion der Manufaktur von Sevres ge- 
richtet ist, trägt das Datum des 11. September 1792. (S. Archives de 
la Manufacture ISfationale de Sevres, H. 5, Liasse 3.) 

2 Arch. Nat. F 12 1496, Rapport 7 Janvier 1793. 

8 Arch. Nat. F 12 1496, 13 Fevrier 1793: Au ministre de la justice 
en sa qualite* de ministre de l'Int^rieur par interim. 
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und daß die Administration sich mit ihnen berate 1 . Über- 
haupt näherten sich seine Anschauungen schon mehr den 
Zeiten der Herrschaft der Bergpartei als denen des Mini- 
steriums Roland, und sogar in den ersten Monaten des Jahres 
1793 noch hört man Klagen über den „Eigenwillen" der 
Arbeiter. Der Direktor, Regnier, konnte sich augenscheinlich 
mit dem neuen Geiste, der seit dem Sturze Rolands wehte, 
schlecht aussöhnen. Mitte 1793 hob er die Verabfolgung von 
Hausarbeit an einige Frauen und Töchter der Arbeiter auf. 
Wir haben gesehen, daß im Jahre 1790 der Graf d'Angiviller 
mit der Durchführung einer ähnlichen Maßregel sehr zufrieden 
war, besonders damit, daß sie keine Unruhen hervorgerufen 
hatte. Aber jetzt erteilte der Jakobinische" Minister Garat 
dem Direktor einen Verweis , erklärte , daß die Umstände 
»nicht so sehr eine Unterstützung der Arbeit als des 
Arbeiters tta gebieterisch verlangten, und befahl, zehn der 
entlassenen Frauen Arbeit zu geben, indem er für sieben je 
30 — 36 Livres wöchentlich bestimmte, und dreien je 18 bis 
30 Livres. Männer der früheren Administration, die sich auf 
der Fabrik noch hielten, schieben mehr als einmal alle Vor- 
kommnisse auf „übelwollende" 8 Führer usw. Das beweist, 
daß eine gewisse Organisation in dem Vorgehen der Arbeiter 
sich deutlich spüren ließ. „Eine kleine Anzahl von Arbeitern 
dieses Betriebes, die sich vereinigt haben (qui se sont coalis6s), 
herrscht über die andern und bietet sich als Leiter der 
Manufaktur an," klagt der Inspektor 4 . Es ist klar, daß 
Energie und Streben nach Organisation gerade bei den 
Arbeitern von revolutionärer Stimmung und Denkweise zu 
finden waren. Die Arbeiter der Manufaktur von Sfcvres 
spielten eine ernste Rolle in dem lokalen revolutionären 
Komitee von Sfcvres; einige Urkunden sagen sogar direkt aus, 
daß gerade die Arbeiter die Mehrheit bildeten 5 . Im Herbst 



1 ArcHives de la Manufacture Nationale de Sevres, H. 5, Liasse 3, 
Correspondance 1792, ein Brief Haudrvs an Regnier vom 6. Oktober 1792: 
. . . appelons donc ces bons citoyens a notre aide, consultons les, agis- 
«ons avec eux et par eux, regardons les comme l'äme de ce corps de 
Manufacture , dont nous ne sommes que les membres. . . (Vgl. auch 
Oarnier, La Manuf. de Sevres, pendant la Revolution.) 

2 Archives de la Manufacture de Sevres, 1793, H. 5, Liasse 4. . . 
Mais je dois dans tous les cas vous rappeller que dans les circonstan- 
ces du moment il s'agit moins de soutenir Touvrage que Touvrier. . . . 
{Paris, le 24 Juin 1793, Fan 2 de la Republique, unterschrieben Garat). 

3 So z. JB. die Klage des Kassiers Barreau bezüglich der von den 
Arbeitern wegen Verzögerung der Lohnauszahlung geäußerten Unzu- 
friedenheit : ..... ces ouvriers conduits sans doute par des malveillants 
savoient cependant qu'ils etoient sur le point. de l'etre. . . Arch. Nat. 

4 Aren. Nat. F la 1496, Rapport Hettlingers (au citoyen Coqueau) 
24 May 1793. Notes sur la Manufacture de Sevres. 

5 Arch. Nat. F 12 1495, Chulot peintre ä la Manufacture Nat. de 
porcelaines . . . en 1793 je fus poursuivi par des hommes de la meme 
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1793 wurde dem Inspektor der Manufaktur, Hettlinger, der 
auch schon früher Verdächtigungen ausgesetzt gewesen war, 
die Verabfolgung eines certificat de civisme verweigert, was 
seine Verhaftung nach sich zog. Er erklärte dies später selbst 
auf folgende Weise 1 : „Einige Arbeiter dieser nationalen 
Manufaktur haben geschworen, die früheren Leiter zu ver- 
treiben. . . . Drei Arbeiter sind Mitglieder der Munizipalität 
von Sfevres, acht andere bilden zwei Drittel des Aufsichts- 
komitees, so daß ich es gleichzeitig mit Richtern und der 
(interessierten) Partei zu tun hatte." 

Mit ihm zusammen wurden auch der Direktor Regnier 
und zwei andere Angestellte (Salmon und Caton) verhaftet. 
Im Grunde waren die gegen sie erhobenen Beschuldigungen 
ziemlich schwach begründet. Salmon wurde beschuldigt, daß 
er sich gegen die Verbrennung der Fahnen mit den ver- 
flossenen Lilien ausgesprochen habe 2 . Der Direktor wurde 
hauptsächlich dessen beschuldigt, daß er, erstens, am 5. Ok- 
tober 1789, als die Pariser nach Versailles zogen, gesagt 
habe: ah, la belle 6quip6e, fermez vos croisöes; zweitens, daß 
er in demselben Jahre 1789, als die königlichen Schweizer 
im Gebäude der Manufaktur waren, erklärt hätte, er werde 
jeden dem gerechten Gericht tibergeben, der 
einen königlichen Soldaten zuerst beleidigte 8 . 
Außerdem klagte man ihn an, daß er den Arbeitern der 
Manufaktur nicht erlaubt habe, die patriotischen Zeitungen 
„l'Orateur du peuple", Je pfere Duchfcne" u. a. zu lesen. 
Endlich wurde ihm auch die alte Geschichte mit den zwei 
Packen von Exemplaren des von Madame Lamotte gegen 
Marie Antoinette gerichteten Pamphlets, die auf Befehl des 
Intendanten de la liste civile de la Porte in der Manufaktur 
verbrannt worden waren, vorgeworfen. Obgleich schon da- 
mals, als diese Geschichte passierte, d. h. im Mai 1792 voll- 
ständig festgestellt worden war, was verbrannt wurde, ver- 
suchten die Ankläger aufs neue zu behaupten, daß es Do- 
kumente „des österreichischen Komitees** waren 4 . Überhaupt 



maison . . , ils composaient en grande partie le comitö revolutionnaire 
de Sevres. . . Es sind noch andere Hinweise dieser Art vorhanden. 

% * Arch. Nat F ,f 1496. Copie d'un memoire qni sera presente' an 
comitf de sürete" generale de la Convention Nationale. 

* Archives JJepartementales de Seine-et-Oise, LIV Comite de sur- 
veillance et revolutionnaire. Observations precises faites au sujet de 
Tassemblee generale de la commune de Sevres du 13 May 1793 vieux 
stile (sie) ist bemerkt: ce 17 Blumaire, l'an 2 de la Republique une et 
indivisible. 

s Archives D^partem. de Seine-et-Oise, Stoß Comite de surveillance 
et revolutionnaire, Rapport sur le citoven Regnier. 

4 Archives Departem. de Seine et Oise~ Comite revolutionnaire 
de la commune de Sevres« In der laste der Verhafteten vom 16. Sep- 
tember 1793 steht Regnier unter Nr. 2. Man wies darauf hin, daß er 
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wurde erklärt, Kegnier sei als verdächtiger Mensch, der kein 
„certificat de civisme" erhalten hätte und von Gnadenbeweisen 
des Hofes überschüttet war, verhaftet worden. Sogar der 
Umstand, daß er keine Arbeiter anstellte, die als Freiwillige 
in der Armee gedient hatten, deutete nach der Meinung der 
Ankläger auf das „Aristokratische" seiner Anschauungen 1 
hin, obgleich, wie wir gesehen haben, die oberste Admini- 
stration sich aus Sparsamkeitsrücksichten einer .Wieder- 
besetzung der erledigten Stellen entschieden widersetzt hatte. 
Endlich war der Inspektor Hettlinger, ein Schweizer von 
Geburt, hauptsächlich darum verdächtig, weil man ihm (ohne 
Angabe der Gründe) auch früher das „certificat du civisme" 
nicht gegeben habe, da er „la cröature d'Angiviller" sei, 
und am 29. März 1791 „die Arbeiter unter Androhung des 
Zornes des Tyrannen gezwungen hatte, eine Bescheinigung zu 
unterschreiben, daß Angiviller ein Ehrenmann sei" 2 . 

Die verhafteten Beamten der Administration der Manu- 
faktur wurden dem Komitee der öffentlichen Sicherheit des 
Nationalkonvents übergeben 8 . 

Nachdem der Nationalkonvent den Rapport des Komitees 
in dieser Angelegenheit entgegengenommen hatte, bestätigte 
er die Anordnung des Komitees der Kommune von Sfevres in- 
bezug auf die Verhaftung dieser Personen 4 , und ebenso hin- 
sichtlich des Vorstehers der Abteilung für Malerei, des Künst- 
lers der Manufaktur, Caton, den man royal istischer Gesin- 
nung und antirevolutionärer Handlungen 5 beschuldigte. Die 
Verhaftung kam so plötzlich, daß die Person, die unmittelbar 
nachher die laufenden Geschäfte der Manufaktur zeitweilig 
tibernehmen sollte, der Vertreter des Volkes, Yves Audrein. 
bat, die Verhafteten auf eine Zeitlang in Freiheit zu setzen, 



diese Dokumente in geheimnisvoller Weise verbrannt habe , „ä Tinsu 
des tous ies ouvriers n'ayant que trois ou qnatre affides ä lui devou^s. 

1 Son aristocratie etoit si prononcäe qu'il vexoit tous les volon- 
taires qui revenaient lui redemander leurs places refusant et les eloi- 
gnant de lui avec indignation. (ibid.) 

2 Archives Departementales de Seine - et - Oise. Comite de sur- 
veillance etc. 

8 Man erinnerte sich bei der Gelegenheit auch dessen, daß er 
schon im Jahre 1792 „unter dem Vorwande von Krankheit" seinen 
Posten verlassen und die Schweiz bereist hatte. Archives Departem. 
de Seine- et-Oise, Comitß Revol. de la Commune de Sevres. 

4 Archives departementales de Seine - et - Oise , LIV Decret de la 
Convention nationale du seize septembre 1793, Tan second de la Rep. 
une et indivisible, relatif aux citoyens employäs ä la manufacture Na- 
tionale de porcelaine de Sevres. (Vgl. Proces - verbal de la Convention 
Nat., 16 Septembre 1793.) 

5 Aren. Depart. de Seine-et-Oise, Comite revol. de la Commune de 
Sevres ... Nr. 4. Caton chef de l'atteiier de peinture, royaliste 
gangren£ ayant 6t6 desarm£ par le conseil general de la commune 
suspect. etc. 
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damit er von ihnen das Inventar übernehmen könne 1 , — 
worauf die Einwilligung der Machthaber erfolgte. Die Arre- 
tierten blieben mehrere Monate in Haft, ohne daß man ihnen 
die Anklage vorlegte. Erst nach dem Sturze Robespierres 
erreichte es Regnier, daß ihm mitgeteilt wurde, warum er ver- 
haftet sei 2 . Er schickte sowohl in das Hauptkomitee als 
auch in das Komitee der öffentlichen Sicherheit von S6vres, 
sobald er den Grund seiner Verhaftung erfahren hatte, zwei 
Rechtfertigungsschreiben 8 , in denen er die Lügenhaftigkeit 
der gegen ihn erhobenen Anklagen bewies. Bald nacher gab 
man allen verhafteten Angestellten der Manufaktur die Frei- 
heit wieder. Doch wurde Regnier nicht wieder angestellt, 
während es Hettlinger und Salmon gelang zurückzukehren. 
Aber das war erst im Herbst 1794. Tatsächlich nahmen 
schon vom Herbst 1793 an die Arbeiter der Manufaktur leb- 
haften Anteil an der Leitung der Anstalt. Der Minister des 
Innern Par6 hatte mit der Ernennung von Stellvertretern für 
die Verhafteten gezögert. Er hatte zwar das Komitee der 
öffentlichen Sicherheit von S&vres darüber beruhigt, daß die 
Verhafteten nicht wieder in ihre Ämter eingesetzt werden 
sollten, da sie das Vertrauen ihrer Mitbürger nicht be- 
säßen 4 , hatte aber auch erklärt, daß er mit der Ernennung 
neuer Beamten zögere unter anderem gerade wegen der 
Schwierigkeit, passende Leute zu finden, denn es würden nicht 
nur technische Kenntnisse verlangt, sondern auch Populari- 
tät, Aufgeklärtheit und Verstand, wodurch den 
Arbeitern eine wahrhaft republikanische Leitung 
verbürgt und alle Interessen der Republik gewahrt würden *. 



1 Arch. Depart. de Seine-et-Oise, Stoß 1793, Comitä de surv. et 
revol. de Sevres. Der Brief trägt die Unterschrift: Audrein, depute 
(datiert vom 16 Septembre 1793, 7- heures du matin). 

2 Archives Departem. de Seine - et - Oise. Tableau de la conduite 
du citoyen Antoine Regnier depuis 1789. Aux citoyens representants 
du peuple, composant le comite" de süretä generale. In diesem Brief 
schreibt Regnier von sich (in der 3. Person): il n'a pu pärvenir qu' 
aujourd'hui le 23 Thermidor, 2°»e annee de la Rep. franc. une et indi- 
visible ä avoir du comite* de Sevres les motifs de son arre Station. 

3 Beide in den Archives Departementales de Seine-et-Oise in den 
Urkunden des Comite de surveillance et reVolutionnaire de la commune 
de Sevres : a) der eben genannte Brief an das Comite de sürete" generale 
(Tableau de la conduite etc.) und b) aux citoyens präsident et membres 
composant le comite de surveillance de Sevres (datiert: Sevres, ce 
13 fructidor 2 annee de la Rep.). 

4 Archives D6partementales de Seine-et-Oise LIV. Paris le 29 Sep- 
tembre 1793, Tan 2 de la Rep. une et indivisible, Le ministre de Fin- 
terieur aux citoyens composants le comite de surveillance de la com- 
mune de Sevres (unterzeichnet: Par6) 

5 ibid.: un homme tout-ä-la fois bon citoyen, bon administrateur 
instruit des details de commerce et de la fabrication et qui porte dans 
ses fonctions toute la popularit£, les lumieres et Tintelligence qui peu- 
vent garantir aux ouvriers une direction vraiment republicaine usw. 
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III. 

Der Konvent beschloß noch Mitte 1793, die nationale 
Manufaktur zu erhalten, war aber geneigt 1 , ihr Schicksal da- 
von abhängig zu machen, ob die Einnahmen die Ausgaben 
decken würden: die Tendenzen Rolands waren noch eine, 
freilich kurze, Zeit lang nach seinem Sturze wirksam 2 . Die 
Leute, welche die Erhaltung der Manufaktur wünschten, 
wiesen hauptsächlich auf ihre Bedeutung als „Kunstschule" 
hin, auf Erwägungen humanen Charakters (die Unmöglich- 
keit, mehr als 200 Mann auf die Straße zu setzen), und 
endlich darauf, daß die entlassenen Arbeiter ins Ausland 
gehen und dort „au pröjudice de l'int6r§t national" die Ge- 
heimnisse desjenigen Zweiges des Kunstgewerbes, mit dem sie 
sich beschäftigt hatten, verraten könnten. Diese Anschau- 
ungen siegten auch bald. In dem ganzen Jahrzehnt, dessen 
Geschichte wir untersuchen, hat nicht eine einzige Regierung 
eine solche Weite des Blickes in der Beurteilung der Rolle 
der nationalen Manufakturen, eine solche Achtung vor der 
Kunst und eine solche Humanität den Arbeitern gegenüber 
bewiesen, wie gerade die Jakobiner in den Jahren 1793—94. 
Das Ministerium des Innern war sich darüber vollständig 
klar, daß die Hoffnung auf kommerzielle Vorteile von solchen 
Betrieben wie die Gobelinmanufaktur oder Sfevres für die 
nächste Zukunft schwach war, aber auch wenn sie dem 
Handel niemals von Nutzen würden, erklärte der Minister des 



1 Arch. Nat. F 12 1496: Bericht Hettlingers (au cit. Coqu6au): 
D'apres le decret par lequel le ministre est tenu de presenter ä la Con- 
vention Nationale un plan d' Organisation economique de cette manu- 
facture on doit presupposer qu'elle est dans Tintention de conserver cet 
Etablissement au compte de la Nation; mais les expressions employes 
dans ce Decret prouvent en meme temps que ce n'est qu' autant qu'il 
pourra devenir utile au fisc. Pour le dire rondement: on conservera la 
Manufacture si eile donne du benefice ou si du moins eile se soutient 
par elle-m§me; on la supprimera si eile doit coüter. 

2 Es muß bemerkt werden*, daß sogar auf dem Höhepunkt der 
Handelskrisis, im Sommer 1793, die Manuraktur von Sevres noch immer 
einige nicht unvorteilhafte Geschäfte machte: s. 2 913, 12 Juillet 179-*. . . 
Le ministre des contributions publiques au ministre de Tlnt. : „Je viens 
d'apprendre, mon eher collegue, que vous avez ordonnä la vente d'une 
partie des porcelaines de la Manufacture de Sevres et que cette vente 
se fait avec auelque avantage. . , a Aber im ganzen war die Lage der 
Dinge kritisen. Am 17. und 21. Dezember 1792, 19. Januar, 2. und 
8. Februar 1793 wurden dem Konvent bald Bittschriften der Arbeiter, 
bald Briefe des Ministers des Innern, bald eine Bitte der Unternehmer 
der Manufaktur (um Deckung der Verluste) vorgelegt, und sofort wurden 
diese Sachen dem Finanzkomitee zur Beschlußfassung überwiesen (s. 
Proces verbal de la Convention Nationale, 1792 17 Öecembre, p. 259 
bis 260; 21 Decembre, p. 304; 1793 19 Janvier, p. 301; 8 Fevrier, t. 52, 
p. 115). Am 27. Februar 1793 bat der Minister des Innern inständig, 
die Frage der nationalen Manufakturen zu entscheiden. (Proc. verb. 
27 Fe>r., p. 480.) 
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Innern Ende 1793, sei es trotzdem notwendig sie zu erhalten 
zum Rahme der Nation nnd zum Beweis der Überlegenheit 
Frankreichs in den Künsten im Vergleich mit anderen 
Kationen *. Man kann sagen , daß in diesen Jahren die Be- 

S'erungfgewalt sich nicht nur bemühte, die nationalen Mann- 
fcturen zu erhalten, sondern auch das Prinzip der Anteil- 
nahme der Arbeiter an der Verwaltung derselben festzulegen, 
wobei zu bemerken ist, daß offenbar auf die Arbeiter selbst 
dieses Prinzip schon aufgehört hatte, die frühere Anziehungs- 
kraft auszuüben, noch ehe die Regierung während der Reak- 
tion vom Thermidor und während des Direktoriums die Kot- 
wendigkeit empfunden hatte, den Kampf mit ihnen auf- 
zunehmen. So bittet am 10. Oktober 1794, d. h. also schon 
während der Reaktion des Thermidor, der administrative Rat 
die Kommission des Ackerbaus und der Künste um genauere 
Bestimmung seiner eigenen Funktionen, wobei bemerkt wird r 
daß die dazu gehörigen Arbeiter, die von ihren Kameraden 
„ad hoc gewählt worden seien % sämtlich ihre Inkompetenz 
fühlten. Diese Urkunde verrät eine gewisse Verlegenheit, 
das Unvermögen oder Kichtwollen der Arbeiter, nicht nur die 
schon eroberten Rechte, sondern gerade die Unbestimmtheit 
derselben zur Erweiterung ihres Machtbereichs auszunützen» 
Koch charakteristischer ist, daß wir seit Ende 1794 von einer 
Beteiligung der Arbeiter an der Verwaltung der Manufaktur 
nichts mehr hören, und noch mehr, diese Verdrängung der 
Arbeiter ging vollkommen schmerzlos und still vor sich — 
es ist uns nicht gelungen, in den Urkunden des Archivs die 
Spuren irgendwelches Kampfes aus diesem Anlaß zu finden. 

Aber im Jahre 1793 hielt sich die erhöhte Stimmung 
noch unter den Arbeitern, obgleich ihre materielle Lage in- 
folge, der Finanzkrisis, die unvermeidlich eine Verteuerung 
der unentbehrlichsten Dinge nach sich zog, sehr schwierig 
geworden war. Schon vor dem Juni 1793 hatte sich der 
Arbeiterlohn tatsächlich um die Hälfte verringert 2 , und dieser 
Prozeß machte rasche Fortschritte. 

Wie schon bemerkt, spielten sie eine ernstliche Rolle in 
dem örtlichen Komitee von Sfevres. Dieses Komitee (Comitä de 
süret6 g6n6rale de Sövres) verhaftete, wie schon gesagt, im 



1 Arch. Nat. F 19 1460. Paris le Nivose an 2 (Dezember 1798). Le 
ministre de l'Intärieur au citoyen Gillet repräsentant du peuple . . . 
Elles (manuf. nat.) n'enrichiront peut-etre jamais la Repubiique mais 
elles attesteront du moins sa superiorite' dans les arts sur toutes le» 
autres nations. . . . 

8 S. O s 913 Bittschrift der Arbeiter an den Minister (6. Juni 1793); 
ebenfalls dort Präsentation de la demande a titre de secours provisoire» 
pour les ouvriers de la Manufacture de Sevres le 7 Juin 1793, 2 me de 
la Repubiique fr. etc. — Dies eine Art Begleitschreiben zu der Bitt- 
schrift der Arbeiter. 
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Herbst des Jahres 1793 die Verwaltung der Manufaktur, und 
bald nachher ernannte das zur Ordnung der Angelegenheiten 
der Manufaktur hergesandte Konventsmitglied Battelier einen 
der dort Angestellten, den Chemiker Chanou, zum Inspektor. 
Dabei wurden die Arbeiter über die Fähigkeiten und den 
„Zivismus" Chanous befragt, dessen Eigenschaften sie auch 
vollkommen guthießen \ Chanou rechtfertigte die gute 
Meinung der Arbeiter nicht, denn durch seine nachlässige 
Führung der Geschäfte und seine konfusen Rechenschafts- 
berichte rief er in der Folge die Unzufriedenheit der Kom- 
mission des Ackerbaus und der Künste hervor. Dies konnte 
die finanzielle Lage der Manufaktur natürlich nur noch 
schwieriger machen. Noch 1793 fanden von Zeit zu Zeit 
große Verkäufe statt 2 , obgleich auch das natürlich nicht ge- 
ntigte, aber im Jahre 1794 verschärfte sich die Krisis noch 
mehr. Anfang November 1794 reichten die Arbeiter an die 
Kommission des Ackerbaus und der Künste eine Bittschrift 
ein, in der sie auf die furchtbare Teuerung der Lebensmittel 
und die Unmöglichkeit, bei dem bisherigen Lohn zu bleiben, 
hinwiesen 8 . Am 18. November beschloß das Komitee des 
Ackerbaus und der Künste nach einem Berichte der Kom- 
mission den Lohn der Arbeiter um ein Drittel zu erhöhen im 
Vergleich zu dem, den sie im Jahre 1790 erhalten hatten- 
Die Kommission, die die Bitte der Arbeiter unterstützt, weist 
in ihrem Bericht darauf hin, daß außer einigen chefs d'at- 
telier (es waren ihrer 6), welche 200 Livres monatlich er- 
hielten, der Lohn der Mehrzahl — ungefähr 200 Mann — 
nur 80 Livres monatlich betrüge, während einige auch noch 
weniger erhielten und der Minimallohn bis zu 9 Livres 
12 Sols herunterginge 4 . War es einerseits befohlen, einige 
Erzeugnisse eingehen zu lassen, die ihrem Sujet nach sich 
als unvereinbar mit den republikanischen Überzeugungen er- 
wiesen hatten, so machte man anderseits dafür schon damals 
wieder Versuche, im Namen der materiellen Interessen der 
Manufaktur und der Arbeiter von dieser strengen Ver- 
fügung diejenigen Erzeugnisse auszuschließen, die für den 



1 Das Urteil über Chanou war im höchsten Grade schmeichelhaft, 
sowohl von Seiten der Arbeiter als auch von „tous les bons citoyena 
de Sevres". S. Arch. Nat., 2 913, Stoß ans 2 et 3, die Urkunde datiert 
vom 12 Brumaire. Die dienstlichen Verlegenheiten Chanous und die 
sich auf diese Angelegenheit beziehenden Urkunden haben keinen 
direkten Zusammenhang mit unserem Thema. (Vgl. darüber Garnier r 
La Manufacture de Sevres, „La Nouv. Rev. a , t. 71, p. 783. 

2 S. die Rechnungen, „bordeaux de ventes au comptant et ä cre- 
dit etc." in dem Karton F 12 1495. 

8 Arch. Nat. F 12 1496. Aux membres composants la commission 
d'agriculture et des arts. Dort auch das „ArrSte" des Komitees. 

4 Arch. Nat. F 19 1509, Rapport de la commission d'agric. et 
des arts. 



60 132. 

Export ins Ausland bestimmt waren 1 . Aber gleichwohl — 
der erbitterte Krieg mit der Koalition versperrte dem fran- 
zösischen Export doch immer mehr und mehr den Weg, und 
die finanzielle Lage des Konvents in seinen letzten Monaten 
und des Direktoriums während seines ganzen Bestehens war 
derart, daß die Manufaktur von S6vres nicht weniger schwere 
Zeiten durchzumachen hatte als die anderen nationalen 
Manufakturen. 

IV. 

Anfang 1795 wurde Chanou aus seinem Amte entlassen, 
und sogleich erließ (am 1. Februar 1795) das Komitee des 
Ackerbaus und der Künste eine Verfügung, die die admini- 
strative Seite reorganisierte 2 . An die Spitze der Manufaktur 
wurde ein Kollegium aus drei Direktoren gestellt, wobei die 
Angelegenheiten nach Stimmenmehrheit entschieden werden 
sollten, zwei Unterschriften waren erforderlich. Zu einem 
der Direktoren wurde der frühere Inspektor Hettlinger er- 
nannt, der elf Monate im Gefängnisse gesessen hatte und 
nach dem Sturze Robespierres wieder frei gelassen worden 
war. Tatsächlich spielte er eine führende Rolle (schon vom 
August 1795 an waren nur zwei Direktoren da, denn der 
dritte war zurückgetreten und die Kommission des Acker- 
baus und der Künste begann aus Sparsamkeitsrücksichten die 
Ernennung eines Stellvertreters zu vermeiden). Von einer 
Beteiligung der Arbeiter an der Verwaltung in der oder jener 
Form verlautet kein Wort mehr; überhaupt wird die Reak- 
tion des Thermidor fühlbar, sei es auch nur darin, daß die 
oberste Behörde, die Kommission des Ackerbaus und der 
Künste und ihre Agenten keine anderen Termini finden als 
„Vandalismus" 4 , „Kannibalen" 6 , wenn sie von dem Verhalten 
und der Handlungsweise der Arbeiter und Leiter der Manu- 
faktur in der soeben verfjpssenen Epoche sprechen. 

Was die Arbeiter anbelangt, so sind alle ihre Gedanken 
jetzt ausschließlich auf den Kampf mit der Gefahr des Hunger- 



1 Arch. Nat. F 18 1495, Paris 4 jour sans-cullotide an 2. A la com- 
mission d'agriculture et des arts. 

8 Arch. Nat. F 12 1495, Extrait du Registre des arr^teVdu comitö 
d'agriculture et des arts, 13 Pluviose Tan 3. S. auch Arch. Nat. A. F. 
II — 12, vol. 75: Rapport au comite d'agriculture et des arts. Dort ist 
die Absicht dieser Reform ausgesprochen : . . subsistuer l'ordre au hazard, 
l'öconomie a Tinsouciance et les talens a Timperitie. 

8 Arch. Nat. O ! 2063, Sevres 6 Prairial an 4, La direction au 
citoyen Dubois (die Verabschiedung Meyer's, des dritten Direktors, 
17 Thermidor an 3 = 4 Aug. 1795). 

4 Arch. Nat. F 12 /495, (xerminal an 3, Rapport au Comite' d'agr. 
et des arts. 

5 Arch. Nat. F 19 /495, Rapport ä la commission (über den Künstler 
Chulot). 
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todes gerichtet, und ihre einzige Hoffnung ist das Mitleid 
der Regieruug. 

Im Januar 1795, fast gleichzeitig mit der Ernennung 
einer neuen Direktion, senden die Arbeiter eine Bittschrift 1 
und flehen in Anbetracht der furchtbaren Teurung der not- 
wendigsten Dinge um eine Lohnerhöhung. Während der 
Zeit, schreiben sie, die seit der letzten Lohnerhöhung ver- 
gangen ist, sind die notwendigsten Dinge um mehr als die 
Hälfte ihres Preises teurer geworden. Sie verkünden geradezu 
das Recht des Arbeiters auf das Leben: cependant il est 
de toute justice que celui qui travaille subsiste. 
Sie baten, daß man ihnen den Lohn um so viel erhöhen 
möge, daß sie den im Staatsdienst Stehenden (salariös par 
la R6publique) gleichgestellt wären, allein das wurde auf sie 
nicht ausgedehnt. — Die neue Direktion bemühte sich, den 
Verkauf der Waren zu beleben und zeitweilig schien ihr das 
auch zu gelingen 2 , aber das hatte natürlich einen merklichen 
Einfluß auf das Schicksal der Arbeiter nicht. Jedem derselben 
wurden 5 Livres täglich zugelegt 8 , aber die Lebensmittel 
stiegen unaufhaltsam im Preise, und die vollständig ent- 
werteten Assignaten verloren den Kredit in dem Maße, daß 
alle Zulagen in Assignaten die Arbeiter vor dem Hunger 
durchaus nicht schützten. Die Direktion mit Hettlinger an 
der Spitze befürwortete vor der Kommission aufs wärmste 
eine schnelle und wirksamere Hilfe. Man beschloß, den Ar- 
beitern von Sfevres ebenso wie denjenigen der anderen natio- 
nalen Manufakturen Brot und Fleisch in Naturalien zu ver- 
abreichen, wofür ein Viertel des Lohnes zurückbehalten 
werden sollte. Die furchtbare Armut der Arbeiter, die die 
äußerste Grenze erreicht hatte, wurde dadurch etwas ge- 
mildert. Sobald es die Austeilung von Lebensmitteln den 
Arbeitern wenigstens in etwas gestattete, sich von der 
Nahrungsfrage abzuwenden, trat die Frage der Sonntagsfeier 
in den Vordergrund. Die Sache war die, daß nach dem offi- 
ziellen republikanischen Kalender der zehnte Tag jeder De- 
kade (le decadi) ein Feiertag war. Die Arbeiter klagten, 
es gehe über ihre Kräfte, ohne Unterbrechung neun Tage 
nach der Reihe zu arbeiten, und baten um Wiedereinführung 



1 Arch. Nat. F 12 /495, 7 Pluviose, an 3. 

2 Arch Nat. F i2 /495, Sevres le 2 Prairial an 3. Die Direktion 
bittet die Kommission um Erlaubnis, alle Mittel zur Erhöhung der 
Fabrikation anwenden zu dürfen : ... la direetion assurant ä la com- 
mission que dans toutes les mesures qu'elle prendra eile sera en £tat 
d'obtenir un benäfice tres reel et d'en donner la demonstration ; ibid., 
T 12 /495, Sevres le 25 Floreal — es handelt sich um die Käufer: . . . 
chaque iour et ä chaque instant diffeVents acheteurs choisissent. . . . 

8 Arch. Nat., A. F. 11—13, vol. 84, 21 Prairial an 3 (= 9. Juni 
1795). 
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des Sonntagsfeiertages an Stelle des decadi. Durch ihre 
Delegierten („Kommissäre") richteten sie an die Direktoren 
€ine Eingabe, in der sie sich über die Länge der Dekade (im 
Vergleich mit der bisherigen Woche) beklagen und sich zu- 
gleich bemühen, darauf hinzuweisen, daß man auf Grund des 
durch die Verfassung anerkannten Prinzips der Glaubens- 
freiheit die Sonntagsruhe verlangen könne. Sie erklären zu- 
gleich, daß schlechterdings alle Arbeiter durch „freie 
Stimmenabgabe u beschlossen haben, um den Sonntag zu 
bitten 1 . Da sie bei ihrer Direktion keine Berücksichtigung 
ihres Gesuches fanden, beschlossen sie, einen Druck auszuüben : 
viele hörten auf, an den Sonntagen zur Arbeit zu kommen, 
erschienen dafür am decadi und erboten sich zur Arbeit. 
Auch hier trat ein Zug zutage, den wir schon bei den Ar- 
beitern der anderen Manufakturen gefunden haben : kaum be- 
traf etwas den Kampf um die gemeinsamen gewerblichen 
Interessen, kaum war es nötig, die Forderung durch die Tat 
zu unterstützen, als es sich sogleich erwies, daß, obgleich 
schlechterdings alle 2 die Direktoren um den Sonntag 
gebeten hatten, von 225 Arbeitern nur 107 am decadi nicht 
erschienen waren 8 , die übrigen entschlossen sich nicht dazu, 
ihre Forderung aufrecht zu erhalten. Die Direktion gestand 
ihre Inkompetenz ein und bat das Ministerium, die Frage zu 
entscheiden. Im Grunde begriff es sowohl die Direktion als 
auch das bureau des arts, das dem Minister den Bericht zu 
erstatten hatte, daß die Arbeiter es in der Tat sehr schwer 
hatten. D'ie Arbeit fand in ungesunder Umgebung und 
Atmosphäre statt und verlangte nicht nur Ausdauer und 
körperliche Anstrengung, sondern auch unermüdliche Auf- 
merksamkeit, und der Arbeitstag war für eine derartige Arbeit 
unverhältnismäßig lang: vom 1. April bis zum 1. Oktober 
dauerte er lO.Va Stunden (von 6V2 Uhr morgens bis 7 Uhr 
abends mit einer Pause von 12—2 Uhr), im März und Ok- 
tober 8V2 Stunden (von 7V2 morgens bis 6 Uhr abends mit 
derselben Unterbrechung), im Januar, Februar, November 
und Dezember 7 1 /« Stunden (von 8V2 Uhr morgens bis 6 mit 
derselben Pause) 4 . Es war natürlich ganz begreiflich, daß 



1 Arch. Nat. F"/495, Du 5 Nivose (d. h. 26. Dezember 1795). Aux 
citoyens directeurs de la manufacture Nationale etc.; ebenfalls dort 
Observations ... les ouvriers . . . vous previennent que beaucoup d'entre 
eux par conscience et tous par le besoin d'un repos necessaire ä leur 
sante et a leur travail reclament le repos du septieme jour. 

2 ... le voeu est absolument genäral . . . par les scrutins libres 
releväs dans chaque attelier et remis aux citoyens commissaires. . . 
(Arch. Nat. F 12 /495, 1. c.) 

8 Arch. Nat. F I2 /495 der Direktion 27 Nivöse an 4 (= 17. Januar 
1796). 

4 Arch. Nat. ? 914 Copie des renseignements ; s. auch F 12 /495, 
Sevres 13 Floreal, wo davon die Kede ist, daß es den Arbeitern schwer 
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€S unter solchen Verhältnissen zu wenig ist, in zehn Tagen 
einmal auszuruhen. Es ist verständlich, warum die Arbeiter 
den Hinweis auf die religiöse Begründung ebenfalls heran- 
ziehen : die Arbeit des einfachen Mannes befand sich im Zu- 
stande einer so großen Rechtlosigkeit, daß es den Arbeitern 
wesentlich erschien, sich auf das Gesetz der Glaubensfreiheit 
zu berufen, es war doch eine Berufung auf das positive Recht. 
Und das bureau des arts, das dem Minister über diese An- 
gelegenheit Bericht erstattet, begreift auch diese Psychologie 
der Arbeiter ausgezeichnet : „la libertö röligieuse n'est peut- 
£tre revendiqu6e que parcequ'elle est un droit positif d'oü le 
nouvel ordre qu'ils provoquent doit rtoulter comme d'une 
cons^quence incontestable," lesen wir in dem Bericht, der dem 
Minister des Innern vorgelegt worden war 1 . Der wahre 
Grund (le vöritable motif ) ist die Sorge der Arbeiter um ihre 
Gesundheit. Am charakteristischsten ist folgendes: indem 
die Arbeiter sich unter anderem auf die religiösen Bedürf- 
nisse einzelner unter ihnen beriefen, gerieten sie zugleich in 
einen gewissen Widerspruch mit diesem Punkte der Bittschrift, 
indem sie bemerkten, sie bitten nicht, man solle ihnen die 
Möglichkeit geben, noch irgendwelche kirchliche Feiertage zu 
feiern, sondern nur „den siebenten Tag in der Woche a . Dieser 
Vorbehalt sollte natürlich den Beamten des Ministeriums des 
Innern die vollständige Richtigkeit ihrer Voraussetzung be- 
stätigen, daß es sich hier eben um den Wunsch der Arbeiter 
handele, ihre Gesundheit zu schützen. Aber hier zeigt es 
sich, daß sie ganz zweckmäßig vorgegangen waren, indem sie 
ihre Forderung auf dem Boden der positiven Gesetzgebung 
zu begründen suchten, da diese sie als Arbeiter in keiner 
Weise schützte, aber als Bürgern ihnen Gewissensfreiheit 
gab: der berichterstattende Beamte, derselbe, der das „wahre 
Motiv" der Petition der Arbeiter ausgezeichnet verstanden 
hatte, spricht, um der Sache eine günstige Wendung zu geben, 
in der Resolution ausschließlich von der religiösen 
Seite der Frage und schlägt dem Minister vor, im Namen des 
konstitutionellen Prinzips der Glaubensfreiheit den Arbeitern 
von S&vres zu erlauben, statt der decadi die Sonntage zu 
feiern 2 . Der Minister ließ die Angelegenheit unberücksichtigt. 
Aber einige Monate später wurde sie von den Arbeitern 
wieder aufgenommen. Unter anderem gaben sie jetzt gewisser- 



werde, 9 Tage nach der Reihe von 67a Uhr morgens bis 7 Uhr abends 
zu arbeiten. 

1 Arch. Nat. F 12 /495, pluviose an 4, Rapport präsente" au Ministre 
de 1' Interieur. 

2 ibid. : Le chef de la 4 division pense que la Constitution auroit 
en vain assure ä toutes les classes de citoyens la libertä du culte qu'ils 
ont embrasse" si on n'adoptait des mesures propres a leur en faciliter 
Pexercice usw. 
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maßen eine Erläuterung, warum sie sich bis jetzt über einen 
so seltenen Ruhetag wie den decadi nicht beklagt hätten, 
und es jetzt tun: früher, d. h. in den ersten Jahren nach 
Einführung des republikanischen Kalenders, sei es öfter vor- 
gekommen, daß man die Arbeit aussetzen mußte : man maßte 
Lebensmittel einkaufen und vor den Buden auf die Lieferanten 
warten, es fanden verschiedene bürgerliche Feste statt usw.; 
nun hatte alles dieses aufgehört, die Lebensmittel wurden 
seit der zweiten Hälfte des Jahres 1795 vom Staat an sie 
verteilt. Alles dies hatte ihnen auch die Möglichkeit ge- 
nommen, sich von Zeit zu Zeit auf irgendeine Weise von der 
Arbeit loszumachen. Natürlich mußte ihre Lage im Frühling 
und Sommer bei der Verlängerung des Arbeitstages noch un- 
erträglicher werden. Am 30. April (1796) sandten die Arbeiter 
ihre Delegierten (Kommissäre) aller Werkstätten zu der 
Direktion mit der „gemeinsamen und einmütigen" Bitte, die 
Sonntagsfeier einzuführen, da es ihnen schwer sei, neun Tage 
von 6V2 Uhr morgens bis 7 Uhr abends zu arbeiten. Die 
Direktion wies sie ab. Da erschienen am nächsten Tag (der 
nach dem Gregorianischen Kalender ein Sonntag war) von 
220 zu dieser Zeit verzeichneten Arbeitern nur 20 Mann 1 . 
Die Direktion erstattete darüber Bericht und bat um Ent- 
scheidung der Sache, allein es erfolgte die lakonische Re- 
solution des Ministeriums: rien ä rSpondre. Die Sache wurde 
auf lange vertagt. Erst Ende 1797 gelang es den Arbeitern 
mit der Unterstützung der Direktion selbst, die Erlaubnis zu 
erwirken, daß sie außer der Feier des decadi jeden fünften 
Tag („quintidi") nach dem Mittagessen nicht zur Arbeit zu 
kommen brauchen 2 . 

Diese in der ganzen zweiten Hälfte der 90 er Jahre einzige 
Erscheinung eines gewissen Bestrebens seitens der Arbeiter, 
für ihre Berufsinteressen zu kämpfen, fällt mit der Epoche 
zusammen, in der die Manufaktur sich etwas zu erholen be- 
gann. Zwischen der Krisis, die sie in den Jahren 1794 — 1795 
durchgemacht hatte, und der, die ihr in den Jahren 1798 bis 
1799 bevorstand, war die Zeit von 1796 bis Anfang 1797 
verhältnismäßig eine weniger schwere Es ist später 
offiziell anerkannt worden, daß in dieser Epoche „trotz der 
ungünstigen Verhältnisse und der absoluten Stockung des 
Handels, besonders des Außenhandels, für den ein Teil der 
Erzeugnisse der Manufaktur von S&vres bestimmt war", die 
Reineinnahme die Ausgaben fast deckte, um von der Zu- 
nahme des Vorrats an zum Verkauf fertigen Sachen nicht zu 



1 Arch. Nat. F 12 /495. Rapport der Direktion an den Vorgesetzten 
der 4. Abteilung des Ministeriums des Innern. Sevres, 13 Florlal, an 4. 

8 Arch. Nat. 0*914, Stoß frimaire an 6. Rapport präsente au Mi- 
nistre de 1' Interieur 29 Brumaire an 6 (= 19 November 1797). 
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reden *. Sogar die Direktion und das Ministerium sprachen 
im Jahre 1796 von „den Zeiten der Not* wie von etwas nun 
Vergangenem und stellten Arbeiter, die in jenen verflossenen 
Zeiten die Manufaktur verlassen hatten, wieder an 2 . Außer 
von den Privatkäufen 8 hätte sich die Kasse der Manufaktur 
von dem Ertrage der Ankäufe der Regierung füllen können, 
wenn diese einigermaßen pünktlich gezahlt hätte. Eine Reihe 
von Urkunden überzeugt uns davon, daß das Direktorium 
und das Ministerium des Auswärtigen in diesen und den 
folgenden Jahren ausländischen Gesandten viele äußerst kost- 
bare Geschenke eben in Erzeugnissen der Manufaktur von 
S6vres machten; außerdem bezog das Direktorium, und manch- 
mal auch die Minister ebendaher sehr teuere Gegenstände zur 
Ausschmückung ihrer Paläste, aber obgleich festgesetzt worden 
war, daß die Regierung den nationalen Manufakturen für die 
Gegenstände, die sie von ihnen bezog, bezahlen sollte, zahlte 
sie in Wirklichkeit fast gar nichts. Der Minister des Innern 
bemühte sich, seine Kollegen zu den Zahlungen an die Manu- 
faktur zu überreden, aber er hatte keinen Erfolg. „Diese 
Fabrik", schreibt er z. B. an den Minister des Auswärtigen, 
„die in weniger schweren Jahren nicht nur ihren eigenen 
Bedarf deckt, sondern auch noch Gewinn bringt, befindet 
sich wegen nicht eingelaufener Zahlungen, die sie zu be- 
anspruchen hat, in der größten Not. Schon vier Monate un- 
gefähr haben die Arbeiter und Angestellten keinen Lohn er- 
balten" 4 usw. Deswegen bittet der Minister des Innern den 
des Auswärtigen, der Manufaktur seine Schuld zu bezahlen. 
Talleyrand antwortete, daß er kein Geld habe, und versprach, 
allmählich abzuzahlen 5 , aber es ist uns nicht gelungen, in 
den Urkunden eine Spur der Erfüllung dieses Versprechens 
zu finden. In den Jahren 1796, 1797 und den folgenden findet 
man in den Urkunden 6 beständig Vermerke über Geschenke 
an Vertreter der ausländischen Mächte und manchmal auch 



1 Arch. Nat. 2 914, Appercu des fonds necessaires au Bureau des 
arts et manufactures pour les depenses de Tan sept. In diesem Kosten- 
anschlag wird ein Rückblick auf die vergangenen Jahre geworfen. 

2 Arch. Nat. F 12 /495, Rapport pr6sent6 au Ministre de l'lnterieur 
(13 Fructidor an 4 = 30. August 1796). 

8 Vgl. A. F. II — 12 vol. 82 in dem Bericht an das Komitee de» 
Ackeibaues und der Künste vom 28. August 1795 (= 9 Floröal an 3): 
cette manufacture a versa hier encore 51 mille livres au tresor national 
et depuis quatre mois plus de 400 mille livres pour les ventes pro- 
venantes des ouvrages faits par ces malheureux artistes et ouvriers. . . . 

4 2 913 der Stoß: Messiäor-Thermidor an 5. Note que le ministre 
de l'Intärieur est pri6 de mettre sous les yeux du ministre des Relations 
exterieures. 

5 2 913, 27 Thermidor an 5, le ministre des Relations Exterieures 
au Ministre de l'lnterieur. 

6 Archives de la Manufacture N. de Sevres, H. 7, Liasse I u. fg. 
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an Barras \ der den Luxus liebte und das diskretioneile Kecht 
des Direktoriums ausnutzte, über die Erzeugnisse der nationalen 
Manufakturen zu verfügen. Es war offiziell festgesetzt worden, 
daß die Regierung der Manufaktur von Sövres sogar keine 
Subsidien zu gewähren brauchte, wenn nicht der Außenhandel 
stockte und wenn keine Verspätung der Regierung in 
der Bezahlung der von der Manufaktur verlang- 
ten Erzeugnisse wäre: sie würde sich während dieser Zeit 
aus eigenen Mitteln unterhalten 2 . Im Jahre 1796 assignierte 
das Direktorium für die Unterhaltung der drei nationalen 
Manufakturen (der Gobelins, der Savonnerie und Sfcvres) 
321300 Franken, wobei der Gobelinmanufaktur, die während 
dieser Zeit 105 Arbeiter hatte, 94Va Tausend zufielen, der 
Savonnerie mit 22 Arbeitern 19800 und Sövres mit 230 Ar- 
beitern 207 000 8 ; dem Minister des Innern standen im Jahre 
1797 noch 100 000 Franken für die Manufaktur von Sfcvres 
zur Verfügung, aber in diesem Jahre wurden davon nur 
34212 Fr. verausgabt, denn die Einnahme aus dem Verkauf 
reichte für die übrigen Kosten 4 . Aber trotz dieser verhältnis- 
mäßigen Abnahme der Krisis war die Lage der Arbeiter nicht 
verlockend. Am 23. Februar 1797 legten sie dem Direktorium 
ein Gesuch vor, in dem sie um Auszahlung des rückständigen 
Lohnes baten und ihrer Hoffnung auf die Gerechtigkeitsliebe 
der Mitglieder des Direktoriums Ausdruck gaben 5 . Einige 
Monate später bat ein Teil der Arbeiter um Zulage, aber 
das Ministerium schlug die Bitte ab, indem es in dem Briefe 
an die Administration der Manufaktur dieselbe zugleich be- 
auftragte, die Bittsteller des Wohlwollens der Regierung zu 
versichern und sie gleichzeitig. darauf hinzuweisen, daß „der 
Stand der Kasse der Manufaktur und die erschöpfte Staats- 
kasse" es nicht gestatteten, ihre Bitte zu erfüllen. Möglich, 
daß die von dem Direktorium noch im Jahre 1796 an- 
gewiesenen Gelder, von denen auf das Jahr 1797, wie schon 
gesagt, 100000 Franken gerechnet wurden, in Wirklichkeit 
gar nicht vorhanden waren, wovon eine direkte Berufung auf 
die „penurie du tr6sor u zeugt 6 ; vielleicht wurde die Sache 
auch durch ein negatives Gutachten der Administration der 



1 Archives de la Manufacture N. de Sevres, H. 7, Liasse III; s. 
auch Arch. Nationales, F 12 /495. 

2 Arch. Nat. 2 914, Appercu des fonds. 

8 Arch. Nat. 2 874. Extrait des Registres du Directoire executif. 
3 Thermidor Tan 4. 

4 Arch. Nat. 2 915, Rapport präsente au Ministre de rinterieur le 
24 Fructidor. 

5 Arch. Nat. F ,8 /496. Les artistes et ouvriers de la Manufacture 
Nationale des porcelaines de Sevres. Au Directoire etc. Vermerk: 
renvovä au ministre de l'Inter. 12 Ventose, an 5. 

• Arch. Nat. F ,2 /496, 9 Messidor an 5; Rapport präsente* au 
Ministre. 
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Manufaktur verhindert, das in dieser Angelegenheit eingeholt 
wurde. Einen gleichen Mißerfolg hatte das Gesuch der 
Arbeiter um halbstündige Verkürzung des Arbeitstages 1 . 



Wie war in diesen letzten Jahren der Revolutionsperiode 
die Stimmung unter den Arbeitern der Manufaktur von 
Sfevres? Vor allem ist zu bemerken, daß nach dem Zeitraum 
von 1792 — 1794 die Arbeiter von Sfcvres keinen einigermaßen 
merkbaren Anteil mehr an den örtlichen öffentlichen An- 
gelegenheiten nehmen : die unmittelbare, drückende Sorge um 
das tägliche Brot steht im Vordergrunde. Was die allgemein- 
politischen Interessen anbelangt, so belebten und äußerten 
sich diese augenscheinlich keineswegs mehr. Der Minister des 
Innern benachrichtigte die Direktion gelegentlich im Sep- 
tember 1797, es sei zur Kenntnis der Regierung gelangt, daß 
einige Individuen in der Manufaktur den Gebräuchen gegen- 
über, die an die Existenz der Republik erinnern, „eine ver- 
brecherische Indifferenz" an den Tag legen 2 . Die Direktion 
leugnete dies mit Wärme und versicherte das Ministerium in 
jeder Weise der Ergebenheit aller Angestellten der Manu- 
faktur gegen die bestehende Ordnung. Doch konnte die 
Direktion schwerlich zur Verteidigung ihrer Ansicht eine 
charakteristische Tatsache anführen, wenn man allerdings als 
solche nicht den staatlichen Eid „des Hasses der Königsgewalt 
und der Anarchie und der Treue und Anhänglichkeit an die 
Republik und die Verfassung des Jahres III a rechnet, einen 
Eid, den auf Grund des Gesetzes vom 24. Nivöse im Jahre V 
und eines Rundschreibens der Regierung die Arbeiter von 
Sövres ebenso leisten mußten wie die anderen Angestellten 
und die von der Staatskasse ein Gehalt Beziehenden im ganzen 
Umfang der Republik 8 . Es ist hier am Platze, daran zu er- 
innern, daß die Arbeiter an niemanden je solche ehrerbietige 
und schmeichlerische Gesuche gerichtet haben, wie gerade an 
Bonaparte gleich in den ersten Monaten, nachdem er diese 
Konstitution des Jahres III vernichtet hatte 4 . Die beruf- 



1 Arch. Nat. 2 914. Aux citoyens Directeurs. 

2 Arch. Nat. 0*914. La Direction au citoyen Dubois , chef de la 
4 Division du Ministere de 1' Interieur, 7 Vendemiaire an 5. 

3 Die Direktion weist in diesen Fällen auf den „zele" und das 
„empressement" der Arbeiter hin. S. Arch. Nat. 2 915, Sevres le 2 Plu- 
viöse an 7. 

4 ... D est reserve" au Consolateur des toutes les afflictions d'en 
tarir la source. . . L'illustre chef d'un empire qui s' honöre toujours de 
proteger les arts arrachera les artistes ä la mort ä la^uelle on parait 
les vouer depuis longtemps. . . Arch. Nat. 8 915, 30 Nivöse, an 8. Les 
artistes et ouvriers de la Manufacture etc. au citoyen Bonaparte, pre- 
mier consul. — 

5* 
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lieben Interessen konzentrierten sich natürlich infolge der 
durch die Assignaten hervorgerufenen Krisis mehr auf die 
Frage der Lohnerhöhung, auf die der Lebensmittelausteilung 
in natura, endlich, wie wir gesehen haben, auf das Bestreben, 
die Ruhezeit zu vergrößern. Unter allen diesen Verhältnissen 
war es im Interesse der Arbeiter, die guten Beziehungen zu 
der Administration der Manufaktur aufrechtzuerhalten, denn 
ohne das günstige Gutachten der Direktoren hätten ihre Ge- 
suche keinen Erfolg im Ministerium. Sogar wenn die Arbeiter 
ihre Zuflucht zu einer gewissen Demonstration nahmen, wie 
es bei der Frage der Sonntagsfeier der Fall war, geschah 
dies offenbar nicht so sehr, um einen Druck auf die Direk- 
toren auszuüben, als um das Ministerium an ihre Bitte zu 
erinnern; vergessen wir nicht, daß die Direktion der Manu- 
faktur von Anfang an für eine positive Lösung der Frage 
gewesen war und nur auf ihre Nichtkompetenz aufmerksam 
gemacht hatte. Einzelne Konflikte kamen, nach den Ur- 
kunden zu urteilen, äußerst selten vor. Für die letzten Jahre 
des Zeitraums, den wir betrachten, ist es uns nur gelungen, 
ein Schreiben 1 zu finden, in dem die Direktion das Mini- 
sterium bittet, einen Arbeiter seines frechen Betragens wegen 
zu entlassen. „Die Erfahrung hat genugsam gezeigt," schreibt 
die Direktion, „daß die Werkstatt ohne Subordination nicht 
bestehen kann, daß Straflosigkeit das Laster kühn macht und 
daß ein zu rechter Zeit gegebenes Beispiel sogar die bei der 
Pflichterfüllung erhält, die versucht hätten, sich ihr zu ent- 
ziehen." Da die Entlassung eines Arbeiters nur auf eine 
Verfügung des Ministeriums hin erfolgen konnte, so ist das 
Fehlen anderer analoger Dokumente in dem Schriftwechsel, 
der sowohl in den Nationalen Archiven als auch in dem Archiv 
der Manufaktur von Sfcvres aufbewahrt wird, schon an sich 
ein Beweis für die äußerste Seltenheit irgendwelcher ernster 
Konflikte (um nicht davon zu reden, daß das Ministerium im 
allgemeinen von den geringfügigsten Vorkommnissen im 
Leben der Manufaktur benachrichtigt wurde). Aber gewisse 
Reibungen kamen doch vor und müssen erwähnt werden ; die 
Lage war derart, daß sie die Geduld der Arbeiter wirklich 
auf eine harte Probe stellte. 

Noch im Jahre 1797, als Lebensmittel in Naturalien 
verabreicht wurden, war die Lage nicht so schrecklich, wie 
später, obwohl sich die Arbeiter auch dann über Verzögerung 
in der Auszahlung des Lohnes und dessen Unzulänglichkeit 
beklagten. Die Geschichte einer Bittschrift vom Jahre 1797 
ist wert, erwähnt zu werden. Im Sommer 1797 hatte ein 
Teil der Arbeiter an den Rat der Fünfhundert ein Gesuch 



1 Arch. Nat. 2 914, Stoß : Brumaire an 6, Bericht der Direktion an 
das Bureau des arts des Ministeriums des Innern. 
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mit der Bitte um Lohnerhöhung eingereicht. Aber die Direk- 
tion hatte sich beeilt, das Ministerium des Innern im voraus zu 
benachrichtigen, daß die Klagen der Arbeiter tibertrieben seien, 
da sie noch Brot, Fleisch und Geldunterstützung erhielten 
(außer dem Lohn, — wovon die Arbeiter aber nichts er- 
wähnen), und manchmal auch die Frauen einiger von ihnen 
Arbeit bekämen; wenn dies alles die Not auch nicht be- 
seitige, so werde sie doch gelindert 1 . Dieses Schreiben ent- 
schied schon im voraus das Schicksal der Bittschrift der Ar- 
beiter, denn ohne Gutheißung und Bestätigung der Tatsachen 
seitens der Direktion ließ das Ministerium während des 
Direktoriums die Gesuche der Arbeiter unberücksichtigt. 
Aber, damit noch nicht zufrieden, sandte die Direktion an 
das Ministerium noch ein anderes, überaus charakteristisches 
Schreiben, welches kritische Bemerkungen gegen die Bitt- 
schrift seitens der Arbeiter der Malereiabteilung enthielt, die 
sich geweigert hatten , sie zu unterschreiben. Wir lesen in 
diesen Bemerkungen 2 , daß die Verweigerer der Unterschrift 
die Einreichung dieser Bittschrift unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen für „unpolitisch" und gefährlich (impolitique et 
dangereuse) halten. Das Gesetz, schreiben sie, gestattet nur, 
sich an den Rat der Fünfhundert mit individuellen Gesuchen 
zu wenden, aber „die Bittschrift, die ihr einreicht, beginnt 
mit den Worten les artistes et ouvriers usw., worunter alle 
Künstler und Arbeiter zu verstehen sind, obgleich nicht alle 
sie unterschrieben haben." Weiter: in dem Gesuch wird 
unter anderem darum gebeten, die Auszahlung des Lohnes 
nicht zu verzögern ; es ist ungeschickt (maladroit), dabei auch 
um Lohnerhöhung zu bitten. Es ist auch mit der Wahrheit 
nicht im Einklang , daß das Gehalt jetzt nur noch auf drei- 
viertel von dem herabgesetzt ist, das die Arbeiter im Jahre 
1790 erhalten hatten, denn es wird ja dafür Brot und Fleisch 
verabreicht, und dieses ersetzt „beinahe" das zurückgehaltene 
Viertel des Arbeitslohns. Endlich machen die Kritiker den 
Kameraden noch einen charakteristischen Vorwurf: ihr Stil, 
sagen sie, erinnere zu sehr „an die stürmischsten Tage der 
Republik", denn in der Bittschrift kämen die Ausdrücke vor: 
„die große Nation", „die freie", „die wahren Republikaner" 8 . 
Dieser Vorwurf ist ungemein charakteristisch für das Be- 
streben der Arbeiter nicht nur von S&vres, sondern auch der 



1 Arch. Nat. 2 913, Sevres 30 Prairial an 5. La Direction au 
«itoyen Dubois („Messidor-Thermidor"). 

2 Arch. Nat. 2 913, an 5. Stoß: Messidor-Thermidor. 

8 . . . enfin , quoique le fond doive seul §tre considere dans quel- 
ques endroits le etile pourroit £tre plus clair, plus francais et ne pas 
präsenter ces expressions : . . . nation grande . . . libre . . . vrais republi- 
cains . . . etc. qm sentent l'adulation des jours les plus orageux de la 
Republique (ibid.). 
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anderen nationalen Manufakturen, sich sogar in der Ausdrucks- 
weise dem in dem gegebenen Augenblick bestehenden offiziellen 
Stil anzupassen: das Direktoriun liebte die Erinnerung an 
die Jakobiner nicht, und so geben denn die Arbeiter ihren 
Kameraden den entsprechenden Fingerzeig . . . Allein wenn 
die Direktion noch im Jahre 1797 die Lage der Dinge opti- 
mistisch ansehen und eine Spaltung unter den Arbeitern er- 
regen konnte (denn es ist klar, die kritischen Bemerkungen 
der Unterzeichner der Petition, die so zuvorkommend von der 
Direktion an das Ministerium gesandt wurden, sind so gut 
als auf ihre Initiative hin verfaßt worden), so brachten bald 
erneute Verzögerungen in der Lohnauszahlung die Arbeiter 
in die schwierigste Lage. Schon im August 1797 waren sie 
für vier Monate nicht bezahlt worden, so daß sie ihre Kleider 
verkauften und sagten, daß man sie aus ihren Wohnungen 
vertreibe 1 , im Jahre 1798 aber wurde ihre Situation noch 
schlechter und die Verzögerung noch fühlbarer. Man be- 
achte, daß auf der Manufaktur von S&vres die Verabfolgung 
von Lebensmitteln noch bis zum 11. August 1798 dauerte, 
während sie auf der Gobelinmanufaktur und in der Savön- 
nerie schon im Jahre 1797 aufgehört hatte 2 . Da das Gehalt 
jetzt, von 1797 an, in klingender Münze ausbezahlt wurde* 
und da in Anbetracht der Verabfolgung von Lebensmitteln 
in natura ein Viertel des Gehalts zurückbehalten wurde, so 
waren die Arbeiter selbst am Ende des Sommers nicht ab- 
geneigt, darum zu bitten, man möchte die Verabreichung von 
Naturalien einstellen und ihnen dafür das zurückbehaltene 
Viertel ihres Lohnes auszahlen. Sie ließen sich dabei von 
dem Umstand verleiten, daß das Jahr 1798 eine gute Ernte 
brachte und es Produkte in Hülle und Fülle gab 4 ; doch ist 
aber auch der Umstand zu berücksichtigen, daß das Brot, 
welches sie vom Staat erhielten, oft von sehr schlechter 
Qualität war: sogar die Tiere fraßen es ungern 6 . Jedenfalls 



1 Arch. Nat. 2 918. Les artistes et ouvriers de la Manuf. Nat. 
des porcelaines de Sevres (Gesuch an das Direktorium). Datiert am 
Rande: 19 Thermidor (=6. August! 

9 Arch. Nat. 0-914, 24 Fructidor an 6. 

8 In den Privatrechnungen des Direktors Hettlinger werden die 
Zahlen vom Mai 1796 an in Klingender Münze angegeben (s. Archive» 
de la Manufacture Nationale de Sevres, Liasse „Hettlinger u ). Aber 
noch Ende 1796 wurde den Arbeitern ein Teil des Gehalts in Mandats 
und ein Teil in klingender Münze ausbezahlt. 

4 Arch. Nat. 0*914. Aux citoyens directeurs, Stoß: Fructidor an 6 
(das Gesuch ist im Namen der „tres grande majorite des artistes et 
ouvriers" eingereicht). 

6 Arch. Nat. 2 914, Vendemiaire 6. Les ouvriers de la Manufacture 
Nat. des porcelaines de Sevres au ministre de lTnterieur : ... leur sa- 
laire deja modique ayant 6te diminue d'un quart qui depuis trois ans 
n'a £t£ remplace que par du pain souvent mauvais et dont les animaux 
voulaient ä peine. 
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zeigte die nächste Zukunft, daß die zeitweilige große Freude 
über die klingende Münze unvorsichtig war, und daß die 
Arbeiter umsichtiger waren, als sie noch im Frühjahr 1798 
diesen Tausch nicht wollten *. Die Arbeiter erreichten , was 
sie wollten, aber wenn während der Periode der Assignaten 
das Unglück darin bestand, daß die Kaufkraft des Papier- 
geldes vollkommen gleich Null war, so zahlte in der Periode 
der klingenden Münze die Regierung monatelang den Ange- 
stellten das Gehalt nicht aus, in erster Linie infolge der 
chronischen Erschöpfung der Staatskasse; doch muß dabei 
erwähnt werden, daß für die Regierung von allen „salari6s 
de l\ütat a , denen sie das Gehalt wenigstens allmählich auszu- 
zahlen für notwendig hielt, die Arbeiter der nationalen Manu- 
fakturen fast an allerletzter Stelle standen. Für diese kamen 
jetzt furchtbar schwere Zeiten. Im Herbst 1798 klagen sie, 
schon zwei Monate hätten sie keinen Lohn erhalten, und 
könnten trotz der guten Ernte sich die nötigen Lebensmittel 
doch nicht verschaffen, es sei schwer, Kredit zu bekommen, 
ihre Kleidung sei verkauft usw. Die Direktion ihrerseits be- 
stätigt es auch, daß die Arbeiter sich tatsächlich in äußerster 
Verlegenheit befinden, daß kein Geld da sei, ihnen den Lohn 
zu bezahlen, und daß es unmöglich sei, länger zu warten. 
Das Ministerium sandte trotzdem nichts, weder in der Form 
der gewöhnlichen Subsidie zur Deckung der Ausgaben, noch 
als Zahlung für die Ankäufe der Regierung. Die Arbeiter 
gerieten in Verzweiflung, und ein Teil von ihnen reichte eine 
in scharfem Tone gehaltene Bittschrift ein, zwar nicht an das 
Ministerium, sondern nur an ihre Direktion, obgleich diese 
hier gänzlich machtlos war. Dieses Schreiben wurde dem 
Ministerium übersandt a und der Minister des Innern (Frangöis 
de Neufchateau) erteilte als Antwort einen strengen Verweis 8 . 



1 Arch. Nat. O a 914. Kapport präsente au Ministre de l'Interieur 
29 Floreal an 6. 

3 Arch. Nat. 2 915. Les directeurs au chef de la 4® division des 
Bureaux du Ministre de l'Interieur (30 fructidor an 6). 

8 Archives de la Manufacture de Sevres, H-7, Hasse VII. 17Ven- 
demiaire an 7. Le ministre de l'Interieur ä la direction de la Manu- 
facture Nationale : . . „citoyens , je me suis fait rendre compte de la 
reclamation qui vous a 6te adresse'e . . . j'ai du etre surpris du ton d'ai- 
greur et de menace avec lequel cette reclamation est presentäe et aui 
semble annoncer dans les auteurs des projets contraires au bon ordre 
et ä l'harmonie que vous etes chargäs de maintenir dans la manufacture. 
Je ne sais par quelle fatalitä, citoyens, la manufacture de Seyres, la 
mieux traitee des manufactures nationales, est toujours la premiere ä se 
plaindre. Je suis bien eloigne" d'adresser ce reproche ä la totalis des 
artistes attach£s a cette manufacture, mais je n'ai pu voir sans un 
juste mäcontentement que la reclamation, dont il s'agit füt revStue des 
meines signatures que j'ai dejä remarques dans plusieurs pötitions 
tendantes a troubler l'ordre et ä contraner les travaux par des alarmes 
sans fondement" Der Minister erkennt jedem das Recht zu, die 
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Er schrieb, diese Bittschrift verrate „Pläne der Verfasser, die 
der guten Ordnung und Harmonie zuwiderliefen" , und wies 
darauf hin, daß gerade die Arbeiter von Sfevres immer die 
ersten seien, die sich beklagen, trotzdem die Regierung die 
Manufaktur von S6vres besser behandelte als die anderen. 
Nicht alle Arbeiter beschuldige er, sondern nur einige, deren 
Unterschriften auf Gesuchen er schon mehrmals begegnet sei. 
Wenn es Unzufriedene gebe, so mögen sie gehen, aber der, 
der seine Unzufriedenheit unter seinen Kameraden, „mit 
welchen Mitteln es auch sei", verbreiten und auch sie zum Fort- 
gehen veranlassen wolle, wird zur gesetzlichen Verantwortung ge- 
zogen werden. „Jedem steht es frei, über sein Talent und seine 
Person zu verfügen, aber jeder Anschlag gegen die öffentliche 
Ordnung muß streng unterdrückt werden." Dieser Ton gegen 
jedes Anzeichen einer Erbitterung der Arbeiter ist für die 
Regierung der Epoche des Direktoriums bezeichnend. 

Außer in der scharfen Bittschrift (deren Text unter den. 
Urkunden nicht erhalten ist) äußerte sich die Verzweiflung 
der Arbeiter in diesem an Elend so reichen Winter noch an 
einer anderen Stelle. Am 27. November 1798 wandten sich die 
Arbeiter aus einer der Werkstätten der Manufaktur von Sövres 
mit Schimpfworten, Geschrei und Vorwürfen an einen der 
beiden Direktoren (Salmon) und verlangten die Auszahlung 
des Lohnes. Der Direktor, welcher selbst an das Ministerium 
von der ganz verzweifelten Lage der Arbeiter geschrieben 
hatte, weinte vor ihnen, konnte aber natürlich nichts machen. 
Über diesen Vorfall berichtete an das Ministerium ein außer- 
halb der Manufaktur stehender Staatsbeamter, den hier vor 
allem die „Schwäche" des Direktors interessierte 1 . Es ge- 
lang, diesen Ausbruch zu unterdrücken und ohne Folgen zu 
lassen , und offenbar hatte die Direktion der Manufaktur 
selbst es so gewünscht. 

VI. 

Der Hunger wütete auf der Manufaktur immer mehr 
und mehr. Monat auf Monat verging, aber die Regierung 
schickte nichts. Die Direktion hatte Anfang 1799 die ge- 
ringe Summe von 1200 Franken in der Kasse, wobei dieses 



Manufaktur zu verlassen, aber mit einem Einwand : . . „mais vous vou- 
drez prevenir quiconque prendrait ce parti qu'il s'exposeroit ä l'anim- 
adversion de la loi, s'il cnerchoit par quelque moyen que ce füt a faire 
partager son m£contentement et sa desertion aux autres artistes. Cha- 
quun est libre de son talent et de sa personne, mais toute attente ä 
r ordre public doit §tre severement reprimäe. . . (Gezeichnet : Francois 
de Neufchäteau.) 

1 Arch. Nat. 2 915, Versailles, 28 Frimaire, 7 (Stoß : Frimaire an 7). 
Le commissaire du Directoire ex6cutif pres Padministration du departe- 
ment de Seine-et-Oise. Au Ministre de l'Int^rieur. 
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Geld für die dringendsten Ausgaben notwendig war (wie für 
Ankauf des zur Weiterführung der Arbeit unmittelbar nötigen 
Materials), und davon mußte man noch 600 Franken zur Unter- 
stützung der Arbeiter anweisen l , die schon fünf Monate keinen 
Lohn erhalten hatten. Natürlich war diese Summe nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein; ohne eine Geldsendung aus Paris 
war die Existenz doch unmöglich. Im März 1799 wandten sich die 
Arbeiter an das Direktorium der französischen Bepublik selbst 
mit der flehentlichen Bitte um Auszahlung des für fünf 
Monate fälligen Lohnes 2 . Sie schreiben, es sei unmöglich, ihr 
Elend zu schildern. Sie hätten keine Kleidung, der Kredit 
«ei erschöpft, helfe das Direktorium nicht sofort, so würden 
sie, die Arbeiter mit ihren Frauen und Kindern, umkommen. 
Gleichzeitig sandten sie eine Bittschrift desselben Inhalts 
auch an den Minister des Innern. Aber wenn man auch von 
Zeit zu Zeit etwas schickte, so wiederholten sich doch die 
Verzögerungen beständig. Einige Wochen später (am 20. April 
1799) bittet die Administration der Manufaktur den Minister 
in denselben Ausdrücken, den unglücklichen Arbeitern zu 
helfen : „Es fehlen uns Worte, um die Armut, die Verzweif- 
lung, die trostlose Lage aller Arbeiter zu schildern, von 
denen es einem großen Teil an Lebensmitteln, an Brot abso- 
lut fehlt . . . Erbarmt Euch, Bürger-Minister, unseres ganzen 
Elends und unserer Leiden, wir flehen Euch darum an." Nach 
den Worten der Direktion ist die ganze Anstalt dem gänz- 
lichen Untergange nah, „und natürlich hat die Manufaktur 
noch nie eine so schwere Krisis durchgemacht"^. Da auch 
diese Mahnung keinen Erfolg hatte, so wandten sich die Ar- 
beiter Anfang Juni (1799) wieder an den Minister des Innern 
mit der flehentlichen Bitte, ihnen zu helfen. Sie erinnern, 
daß man sie schon sechs Monate nicht bezahlt hätte, daß sie 
absolut nicht wüßten, wo das zum Leben Notwendige her- 
nehmen; die äußerste Not drücke sie, sie seien gezwungen, 
um Almosen zu bitten 4 ; sie sagen, es sei unmöglich, die Hilfe 



1 Archives de la Manufacture Nat. de Sevres, Y— 4, Räffisjtre des 
deliberations de la Direction de la Manufacture Nat. des porcelaines de 
Sevres. 15 Ventöse Tan 7 : ... les chefs des divers atteliers de la 
Manufacture se sont rendus pres de la direction pour lui repräsenter 
les pressants besoins des ouvriers et l'e*tat penible dans lequel ils se 
trouvent par le manque d'argent leur etant aus leurs salaires environ 
einq mois etc. 

2 Arch. Nat. 2 915. Les artistes et ouvriers etc. aux membres 
composant le Directoire Executif (Vermerk: amve" 19 Ventöse. Siegel 
des Direktoriums). 

8 Archives Nat. 2 915 (Stoß : Floreal). Les directeurs etc. au Ministre 
de rinterieur, 1 Flor6al an 7 (vgl. Havard et Vachon, op. cit., p. 447). 

4 Arch. Nat. 0-915, Stoß: Messidor an 7, Vermerk 14 frairial 
{= 2. Juni 1799) . . . Plusieurs d'entre nous presset par la necessite" et 
cedant aux larmes de leurs femmes et de leurs enfants n'ont deja plus 
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aufzuschieben, wenn man nicht wolle, daß sie zu Grunde 
gingen; auf den Minister (Frangois de Neufchateau) , „den 
Freund der Künste und der unglücklichen Künstler" setzen sie 
ihre ganze Hoffnung. Die in dieser Bittschrift angeführten 
Tatsachen werden offiziell durch das bureau des arts, das 
dem Minister den betreffenden Bericht erstattete, bestätigt 1 . 
Das Bureau gesteht die verzweifelte Lage der Arbeiter, von 
denen ein großer Teil Familienväter waren, zu, erinnert aber 
trotzdem daran, daß die Dürftigkeit der Geldmittel, die dem 
Minister zur Verfügung standen , es bis jetzt nicht gestattet 
hätte, die Armut der Arbeiter wesentlich zu lindern. Es 
schlägt zaghaft vor, ob es nicht möglich sei, für den Verkauf 
der Erzeugnisse von Sfevres ein besonderes Magazin zu 
gründen, obgleich es ein solches zu dieser Zeit schon gab, 
das aber nichts absetzte. Als ob das Bureau selbst die 
Aussichtslosigkeit seines Vorschlags fühlte, tröstet es sich da- 
mit, der Mangel an Absatz sei „allen Porzellanmanufakturen 
gemeinsam, und diese Lage der Dinge werde sich wahrschein- 
lich erst dann ändern, wenn der Friede die Handelsbeziehungen 
wiederherstelle und Geschäfte mit dem Ausland gestatte." 
Da die Arbeiter sahen, daß das Ministerium gar nichts für 
sie tat, wandten sie sich mit einer neuen Bittschrift 2 an den 
Rat der Fünfhundert, indem sie immer wieder und wieder 
auf ihre erschreckende Lage hinwiesen, darauf, daß sie mit 
ihren Familien vor Erschöpfung stürben, daß sie schon sieben 
Monate lang nicht bezahlt worden seien. Der Rat der Fünf- 
hundert forderte das Direktorium auf, die Arbeiter aus dem 
Rest der früher angewiesenen Summe von 100 000 Franken 
zu bezahlen. Nach einem Monat wandten sich die Arbeiter, 
die nach allen Seiten hin einen Ausweg suchten, an das 
Direktorium 8 der Republik ; sie sandten an dieses eine Depu- 
tation mit der Bitte um Rettung vor dem Hungertode. Man 
meldet dem Minister sogar, daß „in den Werkstätten eine 
dumpfe Gärung herrsche" 4 , aber auch dies vermochte das 
Ministerium nicht zu einem größeren Energieaufwande in der 
Auffindung von Geldmitteln und veranlaßte weder das Direk- 
torium, noch den Minister, den Vorschlag des Rats der Fünf- 



en qne le choix de la mendicite' ou de travaux penibles et an dessns de 
lenrs forces ponr prolonger nne existence pire qne la mort ... 

1 Arch. Nat. 0*915, Paris le 19 Prairial an 7. Rapport präsente 
au ministre de l'Interieur: ... leur expos£ n'est malheurensement qne 
trop vrai. 

* Arch. Nat. 0*915, 7 Messidor, an 7 (= 25. Jnni 1799). 

8 Arch. Nat. 0*915, Stoß : Thermidor an 7. Les soussignes artistes 
employta a la manufactnre Nationale des porcelaines de Sevres an 
Directoire Executif. 

4 . . . il regne m€me dans les atteliers une fermentation sonrde. . . 
Arch. Nat. 0*915, Rapport pres. an ministre* de ^Interieur (24 Messidor 
an 7). 
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hundert, der somit toter Buchstabe blieb, auszuführen. Zu- 
gleich wollte das Direktorium, das in den letzten Zügen lag, 
nicht nur den Arbeitern der nationalen Manufakturen, sondern 
auch denen der privaten Betriebe nach Möglichkeit helfen, 
besonders in Anbetracht der herannahenden kalten Jahres- 
zeit; die Erwägungen dabei waren, versteht sich, rein poli- 
zeilicher Art 1 , man war um die Wahrung der Ruhe besorgt. In 
der Tat war die Handels- und industrielle Krisis im Sommer 
und Herbst des Jahres 1799 allgemein. Der Polizeiminister 
war sogar geneigt, das Erscheinen einer Masse Arbeitsloser 
nicht nur wirtschaftlichen Ursachen, sondern auch den Um- 
trieben der Feinde der Republik zuzuschreiben, und indem 
er die erschreckende Lage der Arbeiterklasse anerkannte, 
suchte er das zweckmäßigste Mittel ausfindig zu machen, wie 
die kärglichen Mittel, die das Direktorium für die Unter- 
stützung der Industrie anwies, zu verteilen seien 2 . 

Der allgemeine Stillstand in den Geschäften, die Unter- 
brechung des Handels mit dem Ausland, der völlige Verfall 
desselben im Inlande, die Schwierigkeiten im Geldverkehr, 
dies waren die von den Zeitgenossen anerkannten charak- 
teristischen Erscheinungen für das Wirtschaftsleben des Landes 
im Herbst 1799 8 . Was die nationalen Manufakturen an- 
belangt, so war das Direktorium grundsätzlich für ihre mög- 
lichste Unterstützung unter anderem deswegen, weil sie in 
ihren Augen eine Zuflucht für die nationale Industrie „in 
diesen schweren Zeiten wären, die es dieser nicht erlaubten, 
sich erfolgreich iu Privatmänufakturen zu entwickeln"; sie 
sogar mit Opfern zu unterhalten stellte sich als notwendig 
dar, denn „sie geben der Arbeiterklasse die Mittel zur Arbeit 
und zum Leben" 4 . Aber während das Direktorium alles 



1 . . . c'est en activant ä Finterieur tous les bras qui ne defendent 
point notre independance au dehors que nous assurerons la tranquillitä. . . . 
Arch. Nat. 2 915. Ministre de message. Le Directoire executif invite 
le Corps 16gislatif ä s'occuper des moyens d'assurer les sommes neces- 
saires pour activer les travaux publics et les Manufactures ä l'entree de 
la saison rigoureuse. 

2 . . . «r apprends , citoyens administrateurs que presque tous les 
chefs d'ateliers renvoyent en ce moment leurs ouvriers, les uns le fönt 
dit-on par incivisme, et pour creer les mecontents, les autres par des 
raisons legitimes et malheureuses telles que les non - payements et la 
cessation du commerce. Si ces faits sont vrai il est certain que le 
peuple souffre en ce moment qu'il souffrira davantage chaque jour et 
que la progression rapide de la misere est ettrayante pour toutes les 
ämes justes et sensibles. Arch. Nat. 2 915, Paris le 25 Thermidor 
(= 12. August 1799), Le Ministre de la police generale de la Republi- 
que ä radmini stration Municipale du 11 arrondissement de Paris. 

3 Arch. Nat. 2 915, Rapport fait ä Tadministration municipale du 
onzieme arrondissement par un de ses membres dans sa se'ance du 
28 tructidor an 7 (== 14: September 1799). 

4 Arch. Nat. 2 915, Minutes de message. 
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dieses in der Theorie anerkannte, war es nicht imstande, die 
für die nationalen Manufakturen notwendigen Geldmittel auf- 
zutreiben, und die aussichtslose Lage der Dinge dauerte fort. 
Als der Minister des Innern die Manufaktur von Sfcvres be- 
suchte, übergaben ihm Arbeiterdelegierte von Vertretern aller 
Werkstätten eine neue Bittschrift, in der sie von der für sie 
trostreichen Bedeutung seines Besuches sprechen und im 
Namen der dem Minister eigenen Menschlichkeit und Ge- 
rechtigkeitsliebe um Abhilfe ihrer Not bitten 1 . Sie wiesen 
dabei auf die „besten Versprechungen hin", die man ihnen 
gemacht hätte, und trotz denen sie nicht einmal wüßten, 
wann man sie bezahlen würde und wieviel sie bekämen. Der 
Minister tat auch dieses Mal gar nichts für sie, drückte aber 
der Direktion seine ganze Unzufriedenheit aus, da er An- 
zeichen einer gewissen, auf der Manufaktur bestehenden 
Organisation der Arbeiter bemerkt habe, weil die Bittschrift 
ihm von einer speziell zu diesem Zwecke gewählten Dele- 
gation überreicht worden war. „Ich mußte verwundert sein," 
schrieb er der Direktion 2 , „als ich ihre Bittschrift von einer 
kleinen Anzahl von Leuten unterschrieben sah, die den Namen 
einer von der Manufaktur gewählten Kommis- 
sion angenommen hatten (im Original unterstrichen). In 
einer gut geleiteten Anstalt soll und darf keine andere Macht 
bestehen als die Administration, die sie regiert, und die In- 
dividuen, die darin arbeiten, dürfen keinerlei Korporation 
oder Kommission bilden." Der Minister verzeiht die Ver- 
letzung dieses Prinzips in Anbetracht der schwierigen Ver- 
hältnisse und drückt gleichzeitig seine Zuversicht aus, daß 
die Direktion in Zukunft Festigkeit in der Beobachtung der 
Bestimmungen zeigen werde; er hofft auch, daß die Arbeiter 
von Sfcvres nicht mehr rückfällig werden 8 , sich in Zukunft 
ausschließlich mit ihrer Arbeit beschäftigen und die Sorge 
für ihre Interessen der Gerechtigkeit der Regierung und dem 
Eifer der Direktion überlassen werden. Er verfügt, daß die 
Gesuche der Arbeiter durch die Chefs der Werkstätten an 
die Direktion und von dieser erst an ihn, den Minister, ge- 
langen sollten. Außer diesem Verweise erhielt die Manu- 
faktur aus dem Ministerium nichts 

Einige Tage nach diesem charakteristischen Schreiben 
des Ministers des Innern ging die stattliche Umwälzung des 
18 Brumaire vor sich und das Direktorium hörte auf zu be- 



1 Arch. Nat. 2 915, 3 Brumaire an 7. Gezeichnet: Les membres 
composant la commission nomm6e par la manufacture — es folgen die 
Unterschriften. 

2 Arch Nat. 2 915, Brief des Ministers an die Direktion vom 
14 Brumaire an 8 (= 5. November 1799). 

8 .... et Fempressement des ouvriers ä s*y conformer eioignerait 
toute recidive .... (ibid.). 
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stehen. Die Arbeiter sandten an Bonaparte eine rührende 
Bittschrift, in der sie ihn baten, die Auszahlung des rück- 
ständigen Lohnes zu verfügen ' ; sie sprachen die Hoffnung 
aus, er werde ihre Tränen trocknen und sie dem Leben zurück- 
geben. Die Bittschrift blieb unberücksichtigt, wie auch die, 
die sie dem neuen Minister des Innern, Luden Bonaparte, 
überreichten 2 . Sie erinnerten den Minister daran, daß man 
ihnen schon für elf Monate den Lohn nicht ausbezahlt habe, 
und daß sie in Verzweiflung seien. Sie nennen die neuen 
Regierenden „pfcres de la patrie, un gouvernement reg6nera- 
teur" usw. und sparen nicht die Ausdrücke der Ergebenheit 
dem neuen Beherrscher Frankreichs gegenüber, — aber ein 
neuer und sehr grausamer Schlag erwartete sie. Die neue 
Regierung entschloß sich zu dem, wozu sich weder die Re- 
gierung Ludwig XVI., noch das Direktorium entschlossen 
hatten, und was auch der Konvent nicht hatte tun wollen: 
sie erkannte vom Standpunkte der Sparsamkeit die Not- 
wendigkeit einer Massenentlassung von Arbeitern der Manu- 
faktur von Sfcvres. Am 29. April 1800 legte der Chef des 
Bureau des arts, Costaz, dem Minister einen Bericht vor, in 
dem er die beabsichtigten Reformen auseinandersetzt 8 . Er 
schlägt vor, 156 Arbeiter (von 216) zu entlassen und einen 
neuen Direktor einzusetzen: darauf liefen die Hauptpunkte 
der Reformen hinaus, welche die Arbeiter betrafen. Die- 
jenigen Entlassenen, die 20 Jahre in der Manufaktur gedient 
und ein Alter von 60 Jahren erreicht hatten, sollten eine 
Pension von 200 — 500 Livres jährlich und Wohnung in der 
Fabrik erhalten (wenn sie eine solche früher gehabt hatten). 
Der Minister des Innern gab seine Zustimmung zur Durch- 
führung der vorgeschlagenen Reform und tat dies „mit Be- 
dauern", gezwungen durch die Notwendigkeit, wie er der 
Direktion schrieb 4 . Die Pension genossen nur 27 Mann, — 
die übrigen blieben ohne ein Stück Brot. Die Vertriebenen 
wandten sich an den Minister des Innern mit einem Gesuch, 
in dem sie sagen, daß sie schon bis dahin mit Tränen be- 
gossenes Brot gegessen hätten, und jetzt nehme man es ihnen 
ganz. Sie betrachten sich wie zum Tode Verurteilte, bitten, 



1 2 915, 80 Nivöse an 8. Les artistes et ouvriers de la manu- 
facture de Sövres au citoyen Bonaparte, premier consul (vgl. Garnier, 
La manufacture de Sevres en Tan VIII in der Gazette des Beaux-Arts, 
t. 36, 1887). 

2 Arch. Nat. 2 915. Les artistes et ouvriers de la Manufacture 
Nationale des porcelaines diverses, Au Citoyen Lucien Bonaparte, 
ministre de Finterieur (Vermerk am Rande — 9 Pluviöse). 

8 2 915, Stoß: Brumaire an 8. Paris le 9 Floxal de l'an 8. Rapport 
presente" au ministre de Finterieur (vgl. Garnier, op. cit.). 

* Arch. Nat. 2 915, Paris le 25 Floreal an 8. Le ministre de Fin- 
terieur aux Directeurs de la Manufacture Nationale des porcelaines de 
Sevres. 
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man möge ihnen den nicht erhaltenen Lohn von 14 Monaten 
auszahlen * und sagen, daß im entgegengesetzten Falle ihnen 
nichts anderes übrig bliebe als den Tod zu erwarten. Der 
einzige Protest ihrerseits besteht in einer gewissen bitteren 
Ironie dem Minister gegenüber 8 . Der Minister antwortete 
anf diese Bitten nur, daß man Mittel ausfindig zu machen 
suche, nnd daß er in Zukunft „keine Petitionen, keinerlei 
Bitten oder Vorschläge" anders als unmittelbar durch die 
Direktion annehmen werde. 

Noch im Juni, als der neue Direktor (Brongniart) sein 
Amt antrat, waren die Arbeiter für die verflossenen Monate 
nicht bezahlt worden; es waren mehrere Jahre erforderlich, 
um die Finanzen der Manufaktur in eine mehr oder weniger 
feste Lage zu bringen und die Schulden zu bezahlen. 

Seit der von Luden Bonaparte durchgeführten Reform 
verschwinden unter den Urkunden, die sich auf die Manu- 
faktur von Sfevres beziehen, die Akten, die ein deutliches 
Licht auf den Zustand der Arbeiter werfen könnten. Während 
des Konsulats und des Kaiserreichs reichten die Arbeiter der 
nationalen Manufakturen überhaupt fast keine Gesuche an 
die Regierung mehr ein 8 , wie sie es in dem Zeitraum der 
Revolution getan hatten: der Forderung Luden Bonapartes 
gemäß sollte die örtliche Administration der Manufaktur das 
einzige Organ sein, durch welches die Arbeiter von Sövres 
mit der Regierung verhandeln konnten; bald erhielt sie zu- 
gleich so weitgehende Rechte, daß die Arbeiter es vielleicht 
auch nicht mehr nötig hatten, sich an den Minister zu wenden. 
Einige Monate nach seiner Einsetzung erhielt der Direktor 
Brongniart das Recht, aus eigener Machtvollkommenheit 
Arbeiter zu entlassen, den Betrag ihres Lohnes zu bestimmen 
und überhaupt die Arbeiten in den Werkstätten zu organi- 
sieren, wie er es für gut finde 4 . Alles dieses mußte natür- 
lich zu der Einschränkung und zuletzt zu dem völligen 
Aufhören jeglichen Schriftwechsels zwischen den Arbeitern 
und der Zentralgewalt beitragen. 

1 Arch. Nat. 2 915, Stoß Personnel, Appointements , Au citoyen 
ministre de l'Inteneur (s. d.). 

a ... et vous pour qui la justice est sans doute un besohl, illustre 
ministre d'un gou verneinen t, force de supprimer pour regenerer, serez 
vous sourd aux cris du malheur et du desespoir? Non, — le malheu- 
reux est une chose sacree. . . . 

8 Unter den Urkunden dos Jahres 1801 finden sich noch einige 
Bittschriften (die von dem Direktor durchgesehen worden waren), die 
sich auf die Wohnungsfrage beziehen und ohne Interesse sind 

4 Arch. Nat. 0*914, Paris le 21 Nivöse an 9. Rapport presente 
au ministre de l'Interieur par interim. 
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Die Arbeiter der Manufaktur Beauvais. 



i. 

Im August des Jahres 1664 erteilte Ludwig XIV. dem 
Unternehmer Hinard eine Reihe von Privilegien zur Eröffnung 
«iner „königlichen Manufaktur" für gewebte Tapeten in der 
Stadt Beauvais (in der Pikardie) 1 ; als ihr wahrer Gründer 
galt Colbert. Dem Unternehmer (Hinard) wurden dabei viele 
Vergünstigungen und Subsidien gewährt, die Arbeiter von 
den meisten Steuern und Verpflichtungen befreit a , zur Unter- 
bringung der Anstalt wurden staatliche Gebäude unentgeltlich 
zur Verfügung gestellt. Erteilt wurden den Unternehmern 
diese Privilegien (im Fall eines Mißerfolges aber auch wieder 
entzogen) durch königliche Lettres patentes. Der Unter- 
nehmer war verpflichtet, im ersten Jahr seines Privilegiums 
mindestens 100 Arbeiter zu halten und, diese Zahl allmählich 
steigernd, die Anzahl im Laufe von sechs Jahren bis auf 
600 zu bringen. Falls hierbei der Unternehmer die Arbeiter 
aus dem Auslande verschrieb, wurden ihm aus der königlichen 
Schatulle 20 Livres für jeden ausbezahlt. Außerdem mußte 
die Manufaktur mindestens 50 Gesellen besitzen, für deren 
Unterhalt und Ausbildung der König dem Unternehmer 
30 Livres im Jahr zahlte. Wer sechs Jahre als Geselle und 
.zwei Jahre als compagnon gearbeitet hatte , sollte ohne jede 
übliche Zahlung in die Zunft der matt res- tapissiers der Stadt 
Beauvais aufgenommen werden. Ausländer aber, welche acht 
Jahre lang in der Manufaktur gearbeitet hatten, wurden — 
ebenfalls ohne alle Ausgaben und Bemühungen von ihrer 



1 Die Dokumente über die ersten Zeiten der Manufaktur Beauvais 
finden sich im Arch. Nat. OmSl. 

2 Der Unternehmer und die Arbeiter, die im Gebäudekomplex der 
Manufaktur wohnten, wurden erklärt als „exempts de toutes tailles et 
autres impositions, emprunts, garde de la ville Beauvais. logements des 

fens de guerre, et autres contributions pendant tout le temps qu'ils 
uraient travaille usw. (Memoire, 28 Novembre 1790, O l 2038). 
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Seite — naturalisiert. Auch eine ganze Reihe anderer Vor- 
rechte sollte dem Unternehmer seine Aufgabe erleichtern. 
Ungeachtet dessen hatte die Manufaktur im 17. wie im 
18. Jahrhundert schwere Augenblicke zu durchleben, und die 
Forderung betreffs der Zahl der Arbeiter ist offenbar nie er- 
füllt worden. Seit dem Jahre 1780 stand der Manufaktur 
Menou als Unternehmer vor, und im Anfang ging seine Sache 
auch gut. Er genoß die Vorrechte, die der Manufaktur seit 
der Zeit ihrer Gründung verliehen waren, wie auch eine 
Unterstützung an Geld , die seit dem Jahre 1737 von der 
Krone in der Form gewährt wurde, daß sich der königliche 
Hof zum alljährlichen Ankauf von Erzeugnissen der Manu- 
faktur von Beauvais für mindestens 20 000 Livres verpflichtete. 
Überdies erhielt der Unternehmer 11 100 Livres als jährliche 
Subsidie. Ihm aber lagen nur die Ausgaben für den Ankauf 
von Rohmaterial und die Entlohnung der Arbeiter ob; die 
jährliche Lieferung an den Hof, die Subsidien und der Ver- 
kauf an Private deckten diese Ausgaben. Die Revolution 
ruinierte die Geschäfte des Unternehmers, so daß er den 
Lohn für die Arbeiten herabsetzte (in Beauvais wurde aufs 
Stück gearbeitet.) Sein Unternehmen geriet nicht nur des- 
halb ins Wanken, weil die Nachfrage nach Luxusartikeln 
zurückging, sondern auch, weil der Hof, der sich in schwierigen 
Verhältnissen befand, seit 1787 Jahre lang die jährlichen 
Unterstützungen einstellte. Die Arbeiter, über die Herab- 
setzung des Lohnes empört, schrieben diese einem die Arbeiten 
leitenden Meister zu, und „es entstand eine Art von Auf- 
stand" \ infolge dessen dieser Werkführer fliehen mußte; man 
fürchtete ihn wieder aufzunehmen, selbst als sich alles wieder 
beruhigt hatte. Die Arbeiter reichten an die Nationalversamm- 
lung eine Petition 2 ein, in welcher sie um eine Entscheidung 
dieser Frage baten. Bedenkt man aber, daß nur einige 
sie unterzeichnet hatten, so bestand also sogar in diesem 
Momente unter den Arbeitern nicht immer eine besonders 
feste Einheit des Handelns, obschon im allgemeinen bei 
diesem Zusammenstoße (im Herbst 1790) die Arbeiter von 
Beauvais unzweifelhaft Energie bewiesen hatten. Die Ar- 
beiter schrieben in diesem Gesuche, „nachdem sie alle Mittel zur 
Versöhnung erschöpft hätten" , nähmen sie jetzt zu der Ver- 
sammlung ihre Zuflucht in der Hoffnung, daß der „Direktor 
oder Unternehmer" (d. i. Menou) gezwungen würde, das „ge- 
fährliche System 44 zu verlassen, an das er sich jetzt halte. 

1 CP2038. Affaires de la manufacture des Tapisseriea de Beauvais, 
Bericht an den Minister Delessart, der Mitteilungen darüber eingefordert 
hatte. 

2 Archives Departementales de l'Oise. S6rie L — Im — 12. Industrie 
et commerce. Manufacture de Tapisserie de Beauvais. „A Nosseigneurs 
de l'Assembläe Nationale." 
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Das „gefährliche System" bestände darin, daß Menou seit 
1786 neue, fremde Arbeiter, die „peu de talens" besäßen, in 
die Manufaktur eingeführt hätte, infolge wovon nicht nur 
diese neuen, sondern auch die früheren Arbeiter einen ge- 
ringeren Stücklohn als früher erhielten. Nachher hätte Menou 
den Arbeitslohn noch mehr herabgesetzt. Darum bäten sie 
eben, Menou zu verpflichten, daß er ihnen denselben Arbeits- 
preis zahle, den er im Jahre 1780 bezahlt hätte; an einer 
Stelle der Petition wird der Gedanke ausgeführt, es sei not- 
wendig, noch weiter zu gehen und den Lohn entsprechend 
der Verteuerung der unentbehrlichsten Lebensmittel zu er- 
höhen. Nicht nur mit der Zahlung waren die Arbeiter un- 
zufrieden, sondern auch mit der für sie gänzlich unvorteil- 
haften Art, die geleistete Arbeit zu bewerten. Menou be- 
friedigte schließlich „einen Teil* 1 der Arbeiterforderungen 
— leider sprechen die Dokumente nicht bestimmter davon, 
worin eigentlich diese Befriedigung bestanden habe. Als 
Menou von der ihm mitgeteilten Petition der Arbeiter an die 
Nationalversammlung Einsicht genommen hatte, beschloß er, 
sich an denjenigen Arbeitern zu rächen, die sie unterschrieben 
hatten, und diese sollten es auch bald zu fühlen bekommen. 
Zuerst wurden drei der ältesten Arbeiter entlassen, sodann 
noch 12 Mann 2 , und neue Opfer waren an der Reihe. Die 
Arbeiter begannen die Überzeugung auszusprechen, Menou 
wolle es mit Bewußtsein zu einer Schließung der Manufaktur 
bringen, und ihrer „bemächtigte sich die Verzweiflung." Da 
Menou selbst nicht da war, entlud sich ihr Zorn auf einen 
der den Werkstätten vorstehenden „Inspektoren" oder Werk- 
führer 8 , sie zwangen ihn durch Drohungen und Beschimpfungen 
zur Flucht. Der oberste dieser Werkführer, Camousse, be- 
nachrichtigte sofort die Munizipalität der Stadt Beauvais von 
diesen Vorgängen. Sogleich trafen Kommissäre am Tatort 
ein, riefen die Arbeiter zur Ordnung und „machten ihnen 
lebhafte Vorwürfe wegen ihres unkorrekten Betragens" 4 , 



1 Archives Departementales de POise, Sene L Im 12, Industrie et 
commerce: Memoire de la Municipalite* de Beauvais au Directoire du 
district (Octobre 1900). . . . Les reclamations neglig^es pendant quelque 
temps furent portäes ä Tassembl^e nationale. M. Demenou en fin ac- 
corda a une partie des demandes de ses ouvriers. 

3 Archives Departementales de FOise, S6rie L 1 m 12, Industrie et 
commerce, ibid. : . . . eile (la petition) lui fut communiquäe et eile paroit 
excite* le plus vif ressentiment contre tout ceux qui y avoient participe\ 
II ne le cacha point et bientöt les effets s'en firent ressentir etc. 

8 ibid. : ... ils n'ont plus garde" de bornes et de malheureux ils 
sont devenus coupables. Ils se sont livr6s aux injures et aux menaces 
le plus violentes contre ce contre-maitre lesquelles quoiqu'elles n'ayent 
6te" accompagnees de voies de fait Tont oblige" de se retirer. 

4 ibid.: . . . leur ont reproche' vivement Pirregularitä de leur con- 
duite. 

Forschungen 132. — Tarle. 6 
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worauf die Arbeiter ihnen ihre Beschwerden mitteilten und 
versprachen, „zur Ordnung und zum Gehorsam zurückzukehren.* 
Die Munizipalität befahl sogleich Camousse, die Ausführung 
der strengen Befehle (die er von Menou erhalten hatte) ein- 
zustellen, und mischte sich überhaupt in die Angelegenheit, 
da sie meinte, die Aufsicht über die königlichen Manufakturen, 
die früher dem Intendanten gehört hatte, sei nun in die 
Kompetenz der „administrativen Versammlungen", im vor- 
liegenden Falle der „administrateurs du district de Beauvais" 
übergegangen. Aber Menou war nicht damit einverstanden, 
sich dieser lokalen Versammlung zu fügen, deren Einmischung 
auf den Vorteil der Arbeiter gerichtet war. Er schrieb ihnen 
einen Brief, in dem er erklärte, daß er das volle Recht habe, 
sich von denjenigen Arbeitern zu trennen, von denen er sich 
trennen wolle, wie auch der Arbeiter das Recht besitze zu 
gehen, sobald es ihm beliebe Zugleich bemerkt er, daß er 
sich über die „Straflosigkeit" der Arbeiter 1 wundere, die den 
„einzigen Inspektor, welcher die Interessen des Unternehmers 
wahrte", fortgejagt haben. Es befremdet ihn ebenfalls, daß 
dieser Inspektor noch immer nicht in die Stadt zurückkehren 
könne. Die Angelegenheit wurde noch Anfang Oktober dem 
Komitee für Ackerbau und Handel übergeben, das sich in 
dieser Streitsache nicht auf die Seite der Arbeiter, sondern 
auf die des Unternehmers stellte. Das Komitee antwortete 2 
nämlich der Munizipalität von Beauvais, daß die Frage des 
Arbeitslohnes nicht in ihrer Kompetenz liege, und daß die 
Höhe des Lohnes nur nach „natürlichen Gesetzen" geregelt 
werde ; der Unternehmer bedürfe der Arbeiter ebenso, wie die 
Arbeiter der Arbeit, und nur ihre gegenseitigen Interessen 
dürfen den Arbeitspreis bestimmen; wenn die Munizipalitäten 
anfingen, sich in diese „natürliche Ordnung" einzumischen, 
so würden alle Fabriken geschlossen werden ; die Einmischung 



1 Archives pejpartementales de POise, Serie Lim 12. Industrie 
et commerce. Brief Menou' s an die „administrateurs du district de Beau- 
vais" : . . . „permettez moi, Messieurs, de vous repräsenter combien est 
ätonnante rimpunitä dont jouissent des ouvriers qui ont renvoye" leur 
inspecteur le seul sans doute qui discutät mes inter^ts et combien plus 
est etonnante la duree de son exil qui donne a ces rebelies une appro- 
bation tacite et un encouragement dans leur revolte. . . m u 

2 Archives De* partemental es de POise. Serie L Im 12. Industrie 
et Commerce. Extrait du proces verbal du comite* d'agriculture et de 
commerce du quatre octobre mil sept cent quatre vingt dix: .... que le 
salaire des ouvriers ne pouvait etre de leur compätence, qu'il ne pouvait 
se fixer que par les loix naturelles que Pentrepreneur avoit autant be- 
soin d'ouvriers que les ouvriers d'ouvrages et que cet interet reciproque 
devait seul determiner le prix; qu'il serait dangereux d'outre - passer 
cette sage mesure et que bientöt Pintervention des municipalites inter- 
vertirait Pordre et la däpendance naturelle et feroit abanaonner toutes 
les fabriques etc. etc. (Berichterstatter war Lasnier de Vaussenay ; der 
Bericht wurde vom Komitee einstimmig angenommen.) 
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der Munizipalitätsbeamten von Beauvais sei eine Unvorsichtig- 
keit gewesen usw. 

Die Arbeiter waren den ganzen Rest des Jahres hindurch 
unruhig; offenbar erwies sich auch ein teilweises Zugeständ- 
nis, von dem unsere Dokumente unbestimmt reden, als lange 
nicht genügend, und besonders waren die Repressalien gegen 
einige Teilnehmer an der Petition einer Beruhigung hinder- 
lich. Die Klagen an die Munizipalität werden anscheinend 
fortgesetzt. Es ist bezeichnend, daß die Administration der 
Manufaktur nicht nur die Tatsache der Unruhen selbst ver- 
merkt, sondern daß sie es auch für nötig hält, sogar darauf 
aufmerksam zu machen, daß sich die Arbeiter gemeinsam 
beschweren 1 . Sie forderten nach wie vor außer einer Er- 
höhung des Arbeitslohnes noch die Wiederaufnahme einiger 
entlassener Kameraden, protestierten auch gegen die Ein- 
stellung ausländischer Arbeiter, sowie gegen die Anfertigung 
von Ware niederer Sorte. Menou zeigte sich nicht so nach- 
giebig wie die Regierung, welche, wie wir sahen, in dieser 
Epoche mit der Gärung auf den anderen königlichen Manu- 
fakturen zu rechnen hatte. Hier stellte er die Frage eines 
Verzichtes auf sein Privilegium — und es konnte natürlich 
nicht anders sein, als daß er damit die Arbeiter in Auf- 
regung versetzte, denn die Zeit war nicht darnach, daß es 
leicht gewesen wäre, einen Nachfolger zu finden: das Ge- 
spenst einer Einstellung der Arbeiten konnte wahrscheinlich 
die größte Wirkung auf die Arbeiter haben. So wurde denn 
die Frage einer Lohnerhöhung auch nicht in dem für die Ar- 
beiter erwünschten Sinne entschieden. Wie wir zum Teil 
schon sahen, regte Menou am meisten die Einmischung dritter 
Personen in Angelegenheiten, über die er mit den Arbeitern ver- 
handelte, auf, nämlich des Maires und der Munizipalitätsbeamten 
der Stadt Beauvais, die im Interesse baldigster Wiederher- 
stellung der Ordnung ihn zu Zugeständnissen bestimmen und 
überhaupt eine vermittelnde Rolle spielen wollten. Es ist 
von großem Interesse zu bemerken, daß im allgemeinen die 
Vertreter der lokalen Selbstverwaltung selbst nicht gerade 
besonders von ihrem Recht der Einmischung überzeugt waren 
und, im Prinzip, in dieser Hinsicht die Ansichten des Unter- 
nehmers teilten. In ihrem Eintreten für die Arbeiter fand 
die Munizipalität von Beauvais bei den anderen Organen der 
lokalen Selbstverwaltung keinerlei Unterstützung. So wurde 
vom Direktorium des Departements de TOiss ein interessantes 
Schriftstück angehört, gutgeheißen und in seinem Namen, 



1 Archives Nationales, O 1 2038. Brief Brisson's, des zeitweiligen 
Leiters der Manufactur (5 Decembre 1790) : ... il paroitqu'on a echauffß 
les ouvriers et ils se sont plaints ensemble (im Text des Briefes 
unterstrichen). 

6* 
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als Darlegung seiner Meinung dem Minister des Innern, 
Delessart, übersandt. Es zeigt uns, bis zu welchem Grade 
die Ansichten des Komitees für Ackerbau und Handel über 
das Verhältnis der Arbeiter zu dem Arbeitgeber damals als 
die herrschenden erschienen. Die Angelegenheit spielte schon 
im Juli 1791 \ als auf der Manufaktur bereits äußerliche 
Ordnung herrschte, die Arbeiter sich aber nicht zufrieden- 
gestellt fühlten und noch immer klagten. Das Direktorium 
findet, daß die Klage über allzuniedrige Einschätzung der 
Arbeit schlecht begründet sei („mal fondäe"). Bei diesem 
Anlaß stimmt das Direktorium mit der Meinung des Komitees 
für Ackerbau und Handel vollkommen überein (von der wir 
soeben geredet haben): ... „hinsichtlich dieses Punktes (der 
Höhe des Lohnes) darf man nicht irgendeinem Gesetze folgen, 
denn es muß bemerkt werden, daß H. Menou nicht der Direktor 
der Manufaktur ist, welche von der Krone unterstützt und 
erhalten wird; er erhält allerdings Unterstützungen von der 

Krone, ist aber nicht ihr Agent u „Die Notwendigkeit für 

den Unternehmer, Arbeiter zu besitzen, für die Arbeiter hin- 
gegen, Beschäftigung zu haben, macht hier das ganze Gesetz 
aus. 142 Dies ist der Grund, weshalb das Direktorium, dem 
Komitee, auf dessen Urteile es sich direkt beruft, sich an- 
schließend, die Versuche der Munizipalität der Stadt Beauvais 
nicht billigt. Diese Freiheit des Unternehmers ist ein Prin- 
zip, von welchem das Direktorium feierlich verspricht nicht 
abzuweichen. H. Menou muß in dieser Hinsicht dieselbe Frei- 
heit haben, welche jeder Fabrikant genießt; die Fabrikanten 
unserer Wollgewebe zahlen je nach Zeit und Umständen bald 
5, bald 10 Livres, und niemals hat der Weber das Recht ge- 
habt, beim Gericht oder bei der Administration wegen Herab- 
setzung des Lohnes für Weberei um ein oder einige Sols 
gegen ihn zu klagen. Alle Argumente, die die Arbeiter der 
Manufaktur hinsichtlich dessen anführen, daß sich die Preise 
der Lebensmittel verändert hätten und zwar bedeutend ge- 
stiegen wären gerade zu der Zeit, als Herr Menou den Lohn 
für die Arbeit herabsetzte, sie können weder die Wahrheit 
noch sogar die Notwendigkeit jenes Prinzips erschüttern, auf 
welches sich das Komitee beruft. Sogar der Arbeiter selbst 
hat das größte Interesse daran, dieses Prinzip aufrechtzu- 
erhalten; anderenfalls kann er zum Sklaven werden." Was 
mit den letzten Worten gemeint sein soll, bleibt gänzlich un- 



1 Arch. Nat. 0*2038. Affaires de la manufacture des Tapisseries 
de Beauvais. Unterzeichnet: ... Oui le rapport et les conclnsions de 
Mr. le procureur General Syndic. Le Directoire du Departement les 
adopte et a arretä (ju'elles seroient präsentees comme formont son avis. 

2 . . . la necessitä pour Fentrepreneur d'avoir des ouvriers et pour 
les ouvriers d'avoir de l'occupation fait ici toute la loi. 
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aufgeklärt. Unbegründet ist, nach der Ansicht des Direk- 
toriums des Departement Oise, auch das andere Ansinnen 
der Arbeiter, die Forderung der Wiederaufnahme ihrer ent- 
lassenen Kameraden. Die Entlassung von Arbeitern „kann 
nicht anders als in der freien Verfügung des Unternehmers 
stehen". Ohne dies „ist er nicht Herr in seinem Unternehmen, 
und die Arbeiter diktierten ihm dann das Gesetz. Sein Ruin 
würde sich dann schnell vollziehen. Wenn es dem Arbeiter 
freisteht, seinen Herrn zu verlassen, so darf auch der Herr 
ihm gegenüber nicht mehr gebunden sein." Genau so be- 
sitzen die Arbeiter nicht das geringste Recht, auf die Ent- 
fernung des einen oder anderen Meisters, der dem Unter- 
nehmer recht ist, zu dringen (dabei aber verhehlt das 
Direktorium, welches mit Menou wegen Verlustes des von 
den Arbeitern vertriebenen W T erkführers Langlois sympathi- 
siert, nicht, daß es gefährlich sei, ihn im vorliegenden Mo- 
ment zurückzuberufen). Die Klage der Arbeiter über die für 
sie unvorteilhafte Art der Vermessung der von ihnen her- 
gestellten Gewebe erkennt selbst das Direktorium als be- 
gründet an, lehnt aber, als den Verfügungen der Regierung 
widersprechend, die Klage der Arbeiter über die Aufnahme 
von Ausländern vollständig ab. Über diesen Punkt müssen 
wir einige Worte sagen. 

Nicht nur die Arbeiter der königlichen Manufaktur in 
Beauvais protestierten, und zwar eben im Jahre 1790 nicht 
zum erstenmal, gegen die Aufnahme der Ausländer. In den 
Zeiten der Blüte der Manufaktur waren an ihr bis 130 Arbeiter 
beschäftigt 1 , gegen Anfang des Jahres 1793 aber von ihnen 
nur noch 50 Mann verblieben, welche Zahl sich beständig 
verminderte. Zweifellos wurde es bereits im Jahre 1790 klar, 
daß viele Arbeiter sich von der Manufaktur würden trennen 
müssen, und die Ausländerfrage mußte gerade auf der Manu- 
faktur Beauvais einen besonders scharfen Charakter annehmen, 
da auf den anderen nationalen Manufakturen, wo die Ent- 
lassung von Arbeitern von der Regierung unmittelbarer ab- 
hing und diese sich vor Konflikten fürchtete, bis zum Sturze 
der Monarchie die Zahl der Arbeiter sich nicht irgendwie 
merklich vermindert hatte. Der Unternehmer Menou jedoch, 
der tatsächlich schon im Jahre 1787 der Unterstützungen der 
Krone verlustig gegangen war und der unter dem Einfluß 
eines starken Rückganges der Handelsoperationen Verluste 
erlitten hatte, hatte die Möglichkeit, Arbeiter zu entlassen, 
•da die Drohung, auf das Privilegium zu verzichten, eine 



1 Arch. Nat. O'2038. Le Ministre de l'Interieur par interim au 
President de la Convention Nationale. Paris le 13 Mars 1793. Eine 
Erwähnung des Berichtes dieses Schreibens an den Konvent siehe in 
Proces verbal de la Convention Nat., t. 53, p. 322. 
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mächtige Waffe in seiner Hand war: als er am 24. November 
1790, zur Zeit der Unruhen, sein Entlassnngsgesuch ein- 
reichte, übersandte es der Minister des Innern an das De- 
partement Oise, und als nicht ein einziger Bewerber auftrat, 
da baten die Munizipalität von Beauvais und die Vertreter 
der Departementsselbstverwaltung Menou zu bleiben, bis das 
Schicksal der Manufaktur entschieden sei, und versprachen 
sogar, ihm seine Verluste zu ersetzen. Allerdings waren 1790 
immer noch mehr als 100 Mann an der Manufaktur tätig, 
und erst seit 1791 verschärfte sich eigentlich die Krisis ernst- 
lich, doch ist es nicht zu verwundern, daß bereits 1790 die 
Arbeiter von Beauvais mit der Möglichkeit, wegen Ein- 
schränkung der Arbeit entlassen zu werden, rechnen mußten» 
Daher also konnte die Entfernung der Ausländer den Arbeitern 
beinahe als das hauptächlichste Mittel erscheinen, sich selbst 
vor der Entlassung zu retten. Es ist von Interesse, bei 
diesem Anlaß zu erwähnen, daß in demselben Jahre 1790 die 
Arbeiter der privaten Manufakturen für farbige Leinwand 
(toiles peintes) in Beauvais eine Bittschrift, die ebenfalls 
gegen die Ausländer gerichtet war, drucken ließen und der 
Nationalversammlung übersandten 1 . Sie klagen, daß die Aus- 
länder ihre Etablissements überflutet hätten und dadurch den 
französischen Arbeitern die Mittel zur Existenz verkürzten. 
Sie hätten den Arbeitslohn herabgedrückt und die französischen 
Arbeiter hätten sich dem fügen müssen. „Zweifellos, nos 
seigneurs, steht es jedem Unternehmer frei, sich für das Ge- 
deihen seines Unternehmens auszusuchen, wen er will. Aber 
liegt es denn nicht im Interesse des Unternehmers selbst, 
daß man erst lieber vaterländische Mitarbeiter anstelle statt 
sich im Auslande Leute zu suchen, welche nichts binden 
kann und welche eher den Hornissen (frelons) gleichen, die 
den Honig rauben, als den Bienen, die ihn bereiten?" Sie 
klagen, in England, Spanien, Deutschland und der Schweiz 
seien die Arbeiter vor der Konkurrenz der Ausländer viel 
besser geschützt als in Frankreich. Sie trösten sich damit, 
daß man die ausländischen Bettler aus Frankreich ausweise 
und hoffen, daß man mit den fremdländischen Arbeitern das- 
selbe machen werde. Mithin standen die Arbeiter der könig- 
lichen Manufaktur in Beauvais in ihrer „Xenophobie" durch- 
aus nicht allein da. Hinsichtlich dieses Punktes erreichten 
sie ebenfalls nichts, um so mehr, als seit der Gründung der 
Manufaktur unter Colbert die Aufnahme von Ausländern als 
eine der Traditionen dieser Anstalt erschien. Schließlich — 
um mit den während der Unruhen 1790 von den Arbeitern 
geltend gemachten Ansprüchen zu Ende zu kommen — pro- 



1 A nosseigneurs de F Assembler Nationale. A Beauvais, de Pim- 
primerie de la veuve Desjardins. 1790. 
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testierten sie, wie gesagt, dagegen, daß man an der Manu- 
faktur mit der Anfertigung einiger einfacherer und gröberer 
Tuchsorten begonnen hatte: sie wiesen darauf hin, dieser 
Umstand könnte die von ihnen erreichte lange Fertigkeit und 
Vervollkommnung in der Arbeit unnütz machen und natür- 
lich auch ihre Einnahme herabsetzen , da für eine feinere 
Arbeit auch mehr gezahlt würde. Hingegen lag es im Interesse 
des Unternehmers, auch einfachere und billigere Gewebe her- 
zustellen, welche leichter Absatz finden mochten als die 
feinen und teueren. Die alten Arbeiter, die die ersten Sorten 
arbeiteten, sagten unter anderem, die Manufaktur könne, wenn 
sie gleichzeitig einfachere Gewebe herstelle, ihr .früheres An- 
sehen verlieren. Doch wurde der Verdacht ausgesprochen \ 
daß es sich hierbei um „versteckten Neid" des einen Teiles 
der Arbeiter gegen den anderen handele. Ob es nun so ist 
oder nicht, jedenfalls zielt dieser Punkt der Forderungen 
darauf, einen Teil der Gefährten brotlos zu machen, woraus 
sich wiederum erkennen läßt, daß eine vollständige Einmütig- 
keit unter den Arbeitern von Beauvais während der Unruhen 
des Jahres 1790 nicht hat bestehen können. Auch hierin 
wurde ihr Verlangen nicht erfüllt. Im allgemeinen endete 
die Bewegung unter den Arbeitern von Beauvais im Jahre 
1790 und Anfang 1791 mit einem Mißerfolge, besonders wenn 
man sie mit den Bewegungen auf den anderen nationalen 
Manufakturen vergleicht. Gehen wir nun zu der Periode 
über , die für sämtliche nationalen Manufakturen äußerst 
schwer, zeitweise geradezu eine Misere war. 

II. 

Die Arbeiterunruhen gegen Ende 1790, die noch in den 
Akten vom Anfang des Jahres 1791 nachklingen, machen all- 
mählich einer anderen Erscheinung Platz, die nun bis zum 
Ende der 90er Jahre des 18. Jahrhunderts nicht mehr von 
der Tagesordnung verschwindet: die Manufaktur in Beauvais 
macht eine große und anhaltende wirtschaftliche Krisis durch ; 
es fehlt an Aufträgen, an Arbeit, und als einziger Rettungs- 
» anker erscheint die Hoffnung auf die Hilfe der Regierung, 
vor allem auf jene indirekte Unterstützung, die darin bestand, 
daß sich der königliche Hof zu Aufträgen in der Höhe von 
20 000 Livres jährlich verpflichtet hatte. Diese Hoffnung be- 
wegt in gleicher Weise sowohl den Direktor und Unternehmer 
Menou, wie auch die Arbeiter, und besonders seit dem Jahre 



1 . . . . on ne peut s'empecher de soup^onner que sous ce masque 
de crainte que les anciens ouvriers ont temoigne* pour Thonneur du 
l©r genre il n'y ait quelque Jalousie cachäe contre les ouvriers des 
genres införieurs. (0*2038, Affaires de la manufacture de Beauvais.) 
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1792 beobachten wir einen vollständigen Wandel in dem Ver- 
hältnis zwischen dem Herrn und den Arbeitern: in einer 
ganzen Reihe von Petitionen unterstützen die Arbeiter Menou 
in allem 1 . Im August 1792 wird von dem obersten Rat 
(conseil g6n6ral) der Stadt Beauvais eine Petition der Arbeiter 
angehört und gutgeheißen, in welcher sie um Unterstützung 
und Hilfe bitten 2 . „Les citoyens occup6s ä la fabrication 
des ouvrages de tapisseries" usw., deren Zahl bis auf 48 Mann 
zurückgegangen ist, machen Mitteilung von ihrer ärmlichen 
Lage : der Unternehmer Menou hatte ihnen nämlich angezeigt, 
daß er gar keine Antwort erhielte auf alle seine Anfragen 
betreffs des ihm (vom königlichen Hofe) zukommenden Geldes, 
und daß man ihm sogar erklärt hätte, man verzichte auf vier 
Lieferungen (für 1787, 1788, 1789 und 1790), „um die 
Zahlung für die genannten vier Lieferungen zu umgehen". 
Angesichts einer solchen Lage der Dinge sei Menou gezwungen, 
das Etablissement zu verlassen und die bereits begonnenen 
Arbeiten einzustellen, sie aber, die Arbeiter von Beauvais, 
hätten durch diesen seinen Entschluß ihre Beschäftigung ver- 
loren. Da nun aber die Arbeiter der Gobelinmanufaktur sich 
ebenfalls in solcher Lage befunden und dennoch durch Ver- 
mittelung der Pariser Kommune (die Arbeiter von Beauvais 
führen nicht die Tatsachen an, weshalb sie den Erfolg der 
Gobelinarbeiter gerade der Vermittelung der Kommune zu- 
schreiben) die Hilfe der Nationalversammlung erlangt hätten, 
so flehten auch die Arbeiter von Beauvais ihre Munizipalität 
darum an, ihnen zu helfen und vor der Versammlung für sie 
einzutreten, d. h. zu erreichen, daß der Staat Menou für die 
vier Lieferungen bezahle. Ungeachtet der vollkommenen 
Unterstützung, welche diese Petition beim conseil g6n6ral 
der Stadt Beauvais und beim conseil de l'administration du 
District de Beauvais 8 fand, verging noch nicht wenig Zeit 
ohne irgend ein Resultat, und erst am 8. Januar 1793 ordnete 



1 Das erste Dokument dieser Art (O'2038, N 706) nennt sich 
„Memoire" und ist an die Deputierten des Departements, die in der 
Nationalversammlung saßen, gerichtet; am Rande die Aufschrift: ren- 
voy6 au comite de commerce. Es ist die Rede davon, daß es nötig sei, 
die Bitte Menou's „um Unterstützung und Förderung der Arbeiter" in 
der Versammlung zu befürworten. 

2 Das Dokument mit sämtlichen Unterschriften der Arbeiter be- 
findet sich in den Archives Nation, im Karton 0^2088, oben ist es mit 
N 808 bezeichnet, am Rande steht Comite de commerce et agricujture 
und das Wort : ajourne\ Die Überschrift des Dokumentes : A messieurs 
les membres composant le conseil general de la commune de Beauvais. 
S. ebenso Archives Departementales de TOise, Serie L l m — 12. In- 
dustrie et commerce. S. ebenso : Havard et Vachon op. cit. S. 92. 

8 Arch. Nat. 0*2038, dasselbe Dokument: die Beschlüsse der beiden 
conseils mit den Unterschriften der Mitglieder sind auf der dritten und 
vierten Seite der Handschrift beigeschrieben. 
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der Konvent an, daß das Geld ausgezahlt würde (es wurden 
für die vier Jahre 80 352 Livres ausgezahlt). Nach dem 
10. August 1792 und der Aufhebung der liste civile gerieten 
die Arbeiter von Beauvais in eine sehr klägliche Lage und 
waren einen Monat lang ohne Beschäftigung und Verdienst. 
Indem sie sich aus diesem Anlaß mit einer Petition an die 
Administratoren des Distrikts Beauvais wenden, schreiben sie 
sehr diplomatisch, sie wüßten nicht, ob ihre schwierige Lage 
von der Aufhebung der liste civile herrühre, „das aber wissen 
sie sehr gut, daß sie mit bedeutend größerem Eifer für die 
Republik arbeiten werden, als um den Ehrgeiz der Despoten 
zu nähren" 1 ; des weiteren proklamieren sie direkt das Recht 
jedes arbeitenden Menschen, von der Gesellschaft Arbeit oder 
Mittel zur Existenz zu fordern, andernfalls, meinen sie, 
wäre die Gesellschaft vernichtet. 

Die Lage wurde immer schlimmer. Sowohl die Arbeiter, 
wie auch der Unternehmer hören nicht auf, an den beklagens- 
werten Zustand ihres Etablissements zu erinnern. Ein neuer 
Schrei um Hilfe, jetzt von Seiten Menous selbst, an den 
Nationalkonvent ist die Petition 2 , die vom 27. Januar 1793 
datiert ist. Der Unternehmer schreibt hier die Krisis dem 
Umstände zu, daß die Revolution dem Absatz von Luxus- 
artikeln zu sehr geschadet habe 8 , und erinnert daran, daß 
er schon im Herbst 1790 seine Entlassung hätte einreichen 
wollen, daß er aber auf die Bitten der Munizipalität und der 
Administration des Handels hin geblieben wäre. Hierbei 
rechnet er es sich als patriotisches Verdienst an, daß er ge- 
blieben sei, obschon, wie wir oben sahen, nicht alle seine 
Zeitgenossen im Jahre 1790 inbetrefF der Lage der Dinge eine 
so traurige Ansicht hatten, wie er. Er klagt über den 
Minister Roland, der fhm hartnäckig die Zahlung der ihm 
zukommenden Summen verweigert habe unter dem Vorwand, 
die Manufaktur hätte nicht die festgesetzte Anzahl von Ar- 
beitern. Menou bittet nicht nur um die Auszahlung der 
Gelder, sondern auch darum, daß er in Zukunft bei der Ein- 
stellung einer bestimmten Arbeiterzahl sich nur nach seinen 
Interessen und nicht nach dem Reglement solle richten dürfen. 
Der oberste Rat der Stadt empfiehlt dem Konvent in noch 



1 Archives Departementales de POise. Serie L l^ — 12. Industrie 
«t commerce (octobre 1792) : . . . nous savons sous un gouvernement fonde 
sur les bases de la justice tout membre de la sociätä doit avoir de 
Toccupation ou de secours. S'il etait possible que dans un 6tat un 
citoyen laborieux manquät de moyens de subsister, la sociäte" serait 

2 Arch. Nat. 0^038 (mit roter Tinte signiert mit Nr. 11 624) ; die 
Petition beginnt mit den Worten: citoyens legislateurs. 

8 ibid. : voyont que les causes et les effets de notre revo- 

lution nuisaient trop aux objets de grand luxe. . . 



90 132. 

pathetischeren Ausdrücken als Menou selbst, es sei „die 
drückendste Notwendigkeit, durch rasche Hilfe der traurigen 
Lage ein Ende zu machen, in welche, dank dem Mangel an 
Arbeit 1 , die Bürger-Arbeiter (citoyens ouvriers) gebracht 
seien. Er bittet den Konvent , die Manufaktur nicht unter- 
gehen zu lassen, welche „bei der Rückkehr friedlicher Zeit 
für die Republik ein neues Mittel sein wird, um ausländisches 
Gold ins Land zu bringen." Bevor die Petition Menous an 
den Konvent gelangte, wurde sie noch im Direktorium des 
Bezirkes Beauvais beurteilt, welches aber fand, daß Menou 
mehr für seine eigenen Interessen sorge als für die der Sache, 
und die Ansicht aussprach, daß die oberste Kategorie der 
Arbeiter („die Künstler") im ganzen nur aus so etwas wie 
30 Arbeitern bestehe, die man den Gobelins zuweisen könne, 
daß aber für die Republik in dieser ganzen Frage das einzig 
Wichtige sei, das Talent dieser Wenigen nicht nutzlos um- 
kommen zu lassen. Interessant ist noch ein Vorteil, den das 
Direktorium hervorhebt: diese „Künstler" von Beauvais 
würden, wenn sie an die Anstalt für Gobelins übergingen, 
bereit sein, um geringeren Lohn zu arbeiten. Dieselbe An- 
sicht spricht das Direktorium auch in einer Resolution aus 
Anlaß eines anderen Dokumentes aus, welches fast zur selben 
Zeit nach Paris gesandt wurde: aus Anlaß einer neuen 
Petition der Arbeiter 2 . Dieses Dokument ist in der Form wie 
im Ausdruck sehr charakteristisch: „Bürger!" — so rufen 
die Petenten aus — „Ihr habt soeben den Vorurteilen einen 
großen Schlag versetzt, indem ihr den Götzen zerschlugt, der 
sich vom Volksblute gemästet und bisher für heilig gegolten 
hatte 8 . Die gerechte Strafe des Königs, dieses Verschwörers, 
wird den untergeordneten Tyrannen Entsetzen einjagen. Aber 
nachdem ihr den größten Heuchler unter den Tyrannen ver- 
nichtet habt, bleibt euch noch die Aufgabe, die Franzosen die 
Vorteile einer republikanischen Regierung erfahren zu lassen, 
indem ihr den Bürgerindustrien die Mittel zur Existenz 
sichert." Sie malen ihre verzweifelte Lage aus, in welche 
sie durch Menous Entlassung geraten würden (die unver- 
meidlich sei, wenn seine Gesuche nicht befriedigt werden). 
Sie bitten den Konvent flehentlich, ihnen eine Geldunterstützung 
zukommen zu lassen und erinnern daran, daß das fort- 



1 ibid. Die dritte und vierte Seite enthalten die Resolutionen: 
-Conseil general de Beauvais" und „Directoire du District de Beauvais". 
Beide mit Unterschriften versehen. 

2 Arch. Nat. 0*2038 (N 1197) 29. Janvier 1793. Aux citoyens com- 
posants la Convention Nationale. 

8 Eine Woche vor dieser Petition (am 21. Januar 1793) hatte die 
Hinrichtung des Königs stattgefunden. Dieses Dokument ist gram- 
matikalisch bedeutend richtiger und in schönerer Schrift geschrieben 
als die übrigen Petitionen; die Sprache ist auch viel blumenreicher. 



132. 91 

währende Hinausschieben der Hilfe sie in vollständigste Ar- 
mut gebracht hätte. „Wir bitten euch, rasch zu Hilfe zu 
kommen den 50 guten Bürgern, den arbeitsliebenden Re- 
publikanern, die den glühenden Wunsch hegen, in ihrer Kunst 
die wichtigsten Epochen unserer Revolution zu verherrlichen, 
sie zu verherrlichen mit den Händen, die bisher nur dem 
Stolz der Despoten, der Ausschmückung ihrer Paläste gedient 
haben." 

Endlich kam die Angelegenheit in Fluß. Am 13. März 
1793 berichtete der Minister des Innern an den Konvent, daß 
der Manufaktur in Beauvais der nahe und vollständige Unter- 
gang drohe" \ Er macht sowohl auf die Vollkommenheit der 
Erzeugnisse von Beauvais aufmerksam, als auch auf ihre 
Billigkeit und auf den Nutzen dieser Manufaktur für die 
Entwicklung dieses Handelszweiges Frankreichs mit Europa. 
Die Arbeiter haben sich in ihrem Fach spezialisiert, seien zu 
nichts anderem geeignet und es seien ihrer ohnedies nur 
50 Mann verblieben von jenen 130, „welche in den Zeiten 
der Blüte" der Manufaktur da waren -, dies sei die Folge der 
Stockung im Absatz. „Das Interesse der Republik und die 
Motive der Humanität" verlangten es in gleicher Weise, daß 
man die sinkende Manufaktur stütze „in einem Moment, wo 
so viele Umstände dem Gedeihen der nationalen Industrie 
hinderlich seien." Welches sind nun diese Umstände? Der 
Minister nennt sie: die Verteuerung des Rohmaterials, die 
Verteuerung der Arbeitskräfte, der Verfall dieser 
Art von Luxus und der zufällige Ausfall der Absatz- 
märkte für diese Produkte in Europa (infolge des Krieges 
Frankreichs mit der Koalition). Leider sagt Garat nicht, 
woraus er den Schluß zieht, daß die Arbeitskräfte teurer ge- 
worden seien. Weder läßt* sich dies logisch mit der An- 
erkennung einer akuten wirtschaftlichen Krisis vereinigen, 
noch kann es tatsächlich mit jenem wiederholten Aufschrei 
von vor Hunger Sterbenden, wie es uns aus den Arbeiter- 
petitionen bekannt ist, in Einklang gebracht werden. Aus 
einem neuen Schreiben desselben Ministers an den National- 
konvent ersehen wir 9 , daß sogar Ende Juli 1793 Menou noch 
nicht das Geld für die Jahre 1791 — 92 erhalten hatte, ob- 
gleich der Minister selbst aufs neue bezeugt, daß die Zahlung 
für diese beiden Jahre — im ganzen 44037 Livres — nötig 
sei ; übrigens war in diesem Falle die Sache schon von vorne- 
herein zu Menou's Gunsten entschieden worden, und die 
Unterlassung lag diesmal an der Nichterfüllung einer Forma- 



1 Le ministre de FInteneur par interim au President de la Con- 
vention Nat., Arch. Nat. 2038 1 , N 1197. Der Brief trägt die Unterschrift 

a'Arch. Nat. 1347— O'2038. Brief vom 30. Juli 1793. 



92 132. 

lität. Jedenfalls war dies die letzte Auszahlung dieser Art. 
Im allgemeinen waren die Gedanken der Regierung in dieser 
kritischen Zeit äußeren und inneren Krieges natürlich auf 
Sparsamkeit gerichtet. Doch glichen die Politiker dieser 
Periode nicht Roland, bei dem die Rücksichten der Sparsam- 
keit alle anderen Erwägungen verdrängten. Von der von 
Roland in den letzten Tagen seines Ministeriums (Januar 1793) 
projektierten Vereinigung mit den Gobelins gelang es doch 
noch die Manufaktur Beauvais zu retten. Als das Komitee 
des Nationalkonventes, welches die Angelegenheiten des Acker- 
baues und des Handels verwaltete, bei den Vertretern der 
lokalen Selbstverwaltung über die Lage anfragte, wurde ihm 
geantwortet, diese Vereinigung würde sowohl für Beauvais 
als auch für die „sechzig Arbeiter", die durch viele Bande 
mit der Stadt Beauvais verknüpft seien, verderblich sein 1 . 
Im November 1793 wurde die Frage entschieden. Das Kon- 
ventmitglied Blutel legte dem Konvent einen Bericht über 
die Manufaktur in Beauvais vor 2 . Er meinte, daß es not- 
wendig sei diese Manufaktur zu erhalten, sie von der drohen- 
den Schließung zu erretten, aus mehreren Gründen. In 
Friedenszeiten setze sie ihre Waren erfolgreich ab und könne 
dem französischen Handel von Nutzen sein; aber auch wenn 
dies nicht der Fall sei, müßte die Manufaktur unbedingt er- 
halten bleiben im Interesse der Kunst und des Fortschrittes 
der Industrie, aber auch im Namen der Humanität, um den 
Arbeitern die Mittel zur Existenz nicht zu entziehen. Roland 
habe aus Sparsamkeitsrücksichten die Manufaktur von Beau- 
vais mit den Gobelins vereinigen wollen, der Referent tritt 
aber in entschiedener Weise dagegen auf, indem er unter 
anderem auch darauf hinweist, daß in Beauvais die Arbeits- 
kräfte viel billiger seien als in Paris, und daß man den 
Arbeitern von Beauvais, falls man sie in die Gobelins über- 
führe, auch mehr würde zahlen müssen. Er weiß, daß die 
Erhaltung der Manufaktur gewisse Opfer kosten werde, 
spricht aber im Namen der Komitees den Gedanken aus, der 
in seinem stolzen Glauben an die eigenen Kräfte und an die 
Zukunft für jene Epoche typisch ist: „vos comitös ne se sont 
pas dissimuläs que dans circonstances oü se trouve la France 
le moment des sacrifices est peu favorable ; mais ils ont pens6 
en möme temps qu' encourager l'industrie est une dette de 

1 Archives Departementales de POise. L — I. Proces verbal du 
departement depuis Decembre 1792 et compris Aoüt 1793. S6ance pu- 
blique en permanence 18 Aoüt 1793 : ce projet avait &t& percute" 

d'une inariiere specieuse par Texministre Roland. . . 

2 Arch. Nat. A. D. XI — 73. Rapport et projet de decret präsentes 
& la Convention Nationale au nom des comitäs de commerce et d'aliä- 
nation sur la manufacture de tapisseries ätablie a Beauvais, par le 
citoyen Blutel. 
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tous les temps et que c'est au sein m§me des maux que nous 
souffrons pour la libertö qu'il faut poser les bases inöbran- 
lables sur lesquelles reposeront les biens qu'elle nous promet." 
Er machte daher den Vorschlag, dem Unternehmer die Nutz- 
nießung des Eigentums der Mauufaktur freizustellen und aus 
der Staatskasse dem Künstler zu zahlen; aber an weitere 
Subsidien war natürlich nicht mehr zu denken. Durch ein 
Dekret des Nationalkonvents vom 17. Brumaire des Jahres II 
(d. i. also den 7. November 1793) wurde bestimmt 1 , der 
Entrepreneur der Manufaktur habe auch in Zukunft als Auf- 
munterung (ä titre d'encouragement) die Nutznießung von 
allen Grundstücken, Gebäuden, Häusern und überhaupt von 
allem Eigentum, das zu dieser Manufaktur gehöre, alle 
sonstigen Privilegien und Subventionen aber würden von jetzt 
an aufgehoben (Art. 1); nur der Künstler, welcher der An- 
stalt beigegeben ist, werde von der Nation ein Gehalt von 
1200 Livres beziehen (Art. 2); die Manufaktur selbst solle 
sich von nun an unter der unmittelbaren Inspektion 
und Aufsicht der Administration des Bezirkes Beauvais 
befinden (Art. 6). Bald darauf ging Menou endgültig ab und 
die zeitweilige Leitung der Manufaktur übernahm Camousse, 
der lange Zeit als Regisseur und Künstler an ihr angestellt 
gewesen war. Man muß sagen, der Artikel 6 des Dekretes 
vom 17. Brumaire ist fast die direkte Antwort auf die Petition 
der Bürger Beauvais', die noch im März 1793 dem Konvent 
eingereicht worden war und die direkte Bitte enthielt, die 
Aufsicht über die Anstalt und die endgültige Schlichtung 
aller Streitigkeiten zwischen dem Unternehmer und den 
Arbeitern den lokalen administrativen Organen zu übertragen 2 . 
Auf der Tagesordnung stand aber überhaupt nicht die 
Frage von den Konflikten zwischen dem Herrn und den 
Arbeitern, sondern die, wie man die schwere Zeit des Still- 
standes in den Geschäften durchmachen könne, ohne die 
Manufaktur zu schließen. 

, III. 

Die Krisis dauerte an. Dabei stand der Arbeitslohn in 
keinerlei Verhältnis zu den Preisen der notwendigsten Lebens- 



1 Decret de la Convention Nationale du dix sept Brumaire Tan 2 
de la Republique etc. Arch. Nat. 0*2038 5 , N 2002 (der Stoß ist be- 
zeichnet: ans 2—3). Siehe ebenso Proces- verbal de la Convention Nat. 
17 Brumaire an IL p. 44—45. 

8 Arch. Nat. 664— BfO^OSS*), der Stoß: Ans II— III. A la Con- 
vention Nationale, gezeichnet: d. 25. März 1793: ... 2) „qu'elle est sou- 
mise a Tinspection des corps administratifs • .... 4). Que toutes con- 
testations qui sont survenues ou qui surviendront entre les directeurs 
et les ouvriers soient jug6s däfinitivement par les corps administratifs." 
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mittel. Vor uns liegt ein wertvolles Dokument, welches uns 
eine Liste der Arbeiter und Angaben über die von ihnen be- 
zogenen Summen gibt. Dieses Dokument 1 stammt aus dem 
Anfang des Jahres 1794, d. h. aus den ersten Monaten 
der Existenz der Manufaktur nach dem Dekret vom 17. Bru- 
maire. Von Arbeitern sind 91 Mann vorhanden, abgerechnet 
5, im Alter von 70 — 84 Jahren stehende, welche zu leichteren 
Arbeiten verwendet werden : sie sind gewissermaßen die Pen- 
sionäre der Manufaktur, die ihr ganzes Leben hindurch in 
ihr gearbeitet haben. Von allen diesen erhalten nur 3 Arbeiter 
je 3 Livres 10 Sols täglich, 4 Mann erhalten je 3 Livres, 

9 je 2 Livres 15 Sols, 4 2 Livres 10 Sols, 5 2 Livres 5 Sols, 
alle übrigen aber erhalten weniger als 2 Livres täglich und 
zwar : 6 je 1 Livre 18 Sols, 4 je 1 Livre 15 Sols, 25 1 Livre 

10 Sols, 17 1 Livre 5 Sols, 8 1 Livre und 6 15 Sols. In 
einer besonderen Rubrik ist die Zahl der Familienglieder an- 
gegeben, die der betreifende Arbeiter zu erhalten hat. Wir 
haben im ganzen 17 Ledige gezählt, die übrigen haben 
Familien von 1 — 6 Kindern (einer besitzt 8 Kinder, doch ist 
vermerkt, daß 5 von ihnen nicht vom Vater erhalten werden). 
Die Rubrik, in welcher die Zahl der Dienstjahre an der 
Manufaktur vermerkt ist, zeigt uns, daß die ungeheure Mehr- 
zahl tatsächlich recht hat, wenn sie in ihren Petitionen er- 
klärt, daß die Arbeiter nach lebenslänglichem Arbeiten in 
einer und derselben Spezialität nicht mehr ein neues Hand- 
werk erlernen könnten: nur zwei (Knaben im Alter von 
13 Jahren, die 15 Sols den Tag erhielten) haben 4 Jahre ge- 
arbeitet, einer 5 Jahre, die übrigen bedeutend mehr: 6 Mann 
je 7 Jahre, andere 8, 9, 12 Jahre, im allgemeinen aber haben 
über 60 Mann (von 91) 20 — 73 Jahre gearbeitet. Der Lohn, 
den sie erhielten, ist tatsächlich so gering, daß auch vor dem 
Beginn der Revolution nur wenige der Arbeiter von Beauvais 
mit ihrer Familie für das erhaltene Geld einigermaßen er- 
träglich hätten existieren können; und doch stand noch im 
Jahre 1789 ein Livre bedeutend höher im Werte als 1794, da 
sich die Krisis der Assignaten schon ernstlich fühlbar machte 
(besonders gegen Ende des Jahres 1794). Im Mai 1794 unter- 
stützten die Deputierten des Departements Oise im National- 
konvent durch ihre Unterschriften eine Petition an den Kon- 
vent mit der Bitte, den Arbeitern zu helfen 2 . Hierin ist die 
Rede davon, daß die Arbeiter von entsetzlichster Not ge- 



1 Ätat du nombre d'ouvriers, compagnons et apprentis de la Manu- 
facture Nationale de Beauvais (der Stoß vom IL und III. Jahre, O'2088 B ). 
Zehn geschriebene Seiten. Gezeichnet: den 28. Februar 1794. (9 Ven- 
töse an II.) 

2 A la Convention Nationale (der Stoß: IL und III. Jahr, Arch. 
Nat. 0*2038 5 trägt den Stempeldruck „commission des depgches": 
fl approuv6 a . 
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peinigt würden, daß sie mehr als zwei Monate ohne Arbeit, 
ohne Hilfe, ohne Existenzmittel dasäßen 1 , daß sie am Rande 
des Hungertodes wären, und daß bei der geringsten Ver- 
zögerung selbst die Hilfe des Konvents zu spät kommen 
könne. In der Petition findet sich ein direkter Hinweis 
darauf, daß die Komitees für Ackerbau und Handel die Frage 
einer Hilfsleistung an die Manufaktur von Beauvais bereits 
geprüft haben, und man beruft sich auf die Ansichten der 
administrativen Institutionen von Beauvais, die bereits von 
den Komitees in Beratung genommen seien. Wirklich hatte 
das Direktorium des Departements Oise schon am 3. Februar 
1794, d. i. gleich nach der eingetretenen Stockung in den 
Arbeiten, den Beschluß gefaßt, beim Konvent um die Aus- 
zahlung einer Unterstützung an die Arbeiter nachzusuchen 2 . 
(Eigentlich war die Liste der Arbeitergehälter, die wir soeben 
betrachtet haben, eben für diesen Zweck zusammengestellt 
worden.) Sodann war am 10. Februar desselben Jahres 1794 
ein Beschluß des Rates des Distrikts Beauvais zustande ge- 
kommen, den Minister des Innern zu bitten, er möge beim 
Konvent um -Hilfe für die Manufaktur nachsuchen, bis an 
Stelle des abgegangenen Menou ein neuer Unternehmer ge- 
treten sei 8 . Nun hatten diese von den Deputierten von Oise 
unterstützten Petitionen den Gang der Sache beschleunigen 
lassen. Die Kommission für Ackerbau und Künste (la com- 
mission d'agriculture et des arts) reichte an den Wohlfahrts- 
ausschuß einen Bericht ein, wobei sie den Ausschuß zu be- 
wegen suchte, „den Künstlern, die unendlich interessant seien 
durch ihr Talent und infolge ihrer Not" 4 , durch Auszahlung 
eines Vorschusses zu helfen, den sie in der Folge allmählich 
von ihrem Gehalt zurückzahlen würden. Am 18. Prairial des 
Jahres II (d. i. den 6. Juni 1794) bestimmte der Wohlfahrts- 
ausschuß nach Anhörung dieses Berichtes, daß den Arbeitern 
ein Vorschuß gewährt werde, den sie nachher tilgen sollten; 
kein Arbeiter durfte als Zuschuß mehr als 2 Livres täglich 



1 . . . Sous les poids de la plus grande misere, sans ouvrages, sans 
ressources, sans secours, depuis plus de deux mois, ayant dejä vendu la 
plus grande partie de leurs vötements, ils n'auraient plus *eux, leurs 
enfants cpie le plus legitime d^sespoir, si la justice et rhumanite de la 
Convention Nationale ne leur etait connue. 

2 Die Handschrift heißt: Extrait du Rögistre des deliberations du 
directoire du departement de l'Oise ^— und ist gezeichnet: 15 Pluviöse 
<d. i. also d. 3. Februar). Nr. 44, 0*2038 5 - Arch. Nat. 

8 Archlves Departementales de TOise. Deliberations du district 
de Beauvais du 13 Pluviöse an 29 id., an 2. Die Sitzung „du 22 Plu- 
viöse, avant midy". 

4 ... La commission pense que le Gouvernement doit venir aux 
secours de ces artistes qui sont infiniment interessants par leur talent 
et leur misere. Rapport au comite de Salut public (Arts et Manu- 
factures, 383), O^S 5 , der Stoß vom II. und III. Jahre. 



96 132. 

erhalten (unter der Bedingung, daß er zur gewöhnlichen Zeit 
nicht weniger als 2 Livres erhielt); wer weniger als 2 Livres 
erhielt, sollte nun als Vorschuß eine Summe erhalten, die 
sein gewöhnliches Gehalt in keiner Weise tibersteigen durfte. 
Die gesamte Vorschußsumme sollte dem Leiter der Manu- 
faktur, Camousse, zur Verteilung übergeben werden x . Allein 
aus den Dokumenten, die sich auf die Verteilung des vom 
Wohlfahrtsausschuß gewährten Vorschusses beziehen, geht 
hervor, daß insgesamt nur 26 Arbeiter diese Unterstützung 
erhielten. Offenbar hatte der Umstand, daß der Fiskus nun 
doch gezwungen war, entgegen dem Sinne des Dekrets vom 
17. Brumaire, der Manufaktur eine verkappte Subsidie zu 
gewähren, veranlaßt über dieses Dekret und über die allzu 
knauserige Behandlung der Manufaktur von Seiten des Fiskus 
nachzudenken. Dazu trug auch Menou bei, der einstige 
Unternehmer, der von neuem den Wunsch äußerte, die Leitung 
der Manufaktur zu übernehmen, jedoch annähernd unter den 
früheren Bedingungen 2 . Doch war bei der schwierigen finan- 
ziellen Lage der Regierung an eine Aufhebung des Dekretes 
vom 17. Brumaire gar nicht zu denken 8 , und die elende 
Existenz der Manufaktur dauerte fort. Die Arbeiter, die sich 
ein wenig von der Arbeitslosigkeit erholt hatten, klagten 
bitter darüber, daß ihr Arbeitslohn durchaus nicht mit der 
Kaufkraft des Geldes in Einklang stände: „... wir können 
uns eines bitteren Gefühles nicht erwehren, wenn wir be- 
denken , daß unser Gehalt selbst bei fleißigster Arbeit nicht 
höher sein kann als 40 — 60 Livres in der Dekade (d. i. 4 bis 
6 Livres den Tag)." Vergleichen wir diese Ziffer mit der 
Höhe des Gehaltes, wie sie in der oben von uns betrachteten 
Liste angegeben ist, so sehen wir, daß noch zu Anfang des 
Jahres 1794 keiner der Arbeiter 4 Livres (geschweige denn 
eine größere Summe) erhielt. Weiterhin wird der Sinn dieser 
Petition vollständig offenbart: „In glücklicheren Tagen hätte 
dies für unsere Bedürfnisse genügt. Bei der gegenwärtigen 
Lage der Dinge aber kann dieser Verdienst uns nicht einmal 



1 Diese Bestimmung ist unterzeichnet von Robespierre, Saint Juste, 
Collot d'flerbois und anderen Gliedern des Komitees. Extrait du R6- 
gistre des arre*t£s du Gönnte" de Salut public de la Conv. Nat., du 
18 Prairial Tan II, Nr. 44, 0*2038 6 . 

2 cf. Rapport de TAgence des arts et manufactures a la commission 
d'agriculture et d'arts. Stoß vom II. und III. Jahre. Archives Nat. 
0*2038 5 („Division des arts et manufactures"; — am Rande der Hand- 
schrift: adopte 5 Messidor an II). Siehe auch den von Menou ein- 
gereichten Bericht: „Soumission du citoyen Menou, auparavant entre- 
preneur etc. N 385 (daneben einen anderen Nr. 2002). Oezeichnet den 
4 Prairial Tan second. Arch. Nat. Die Akten vom IL und III. Jahre. 
O'2038 5 . 

8 Dies begriff auch die Agence des arts, die das von Chauvin ver- 
faßte Projekt einer Wiedereinführung der Subsidien nicht annahm. 
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zum Brot reichen, da ein Pfund Roggenbrot 5 Sols kostet, 
ganz zu schweigen von den übrigen unentbehrlichsten Lebens- 
mitteln, die in erschreckender Progression im Preise steigen." 
Sie weisen auch darauf hin, daß sie durch die zwei Jahre 
lang währende Arbeitslosigkeit erschöpft seien 1 . Dieser Hin- 
weis spricht ebenfalls dafür, daß die Krisis nicht vor 1792 
begonnen hat, denn die Petition stammt aus dem Sommer 
oder Anfang des Herbstes 1794, die Arbeiter aber sind aus- 
nahmslos, wie aus alleu von ihnen an den Konvent gerichteten 
Dokumenten hervorgeht, geneigt, die Dauer ihrer Entbehrungen 
eher zu übertreiben, keinesfalls aber zu gering anzusetzen. 
Das Grundübel liegt nach der Meinung der Arbeiter in dem 
Fehlen einer ständigen Subsidie von Staats wegen in Form 
eines alljährlichen obligatorischen Auftrages; in dieser Be- 
ziehung stimmen sie vollkommen mit dem gewesenen Direktor 
Menou überein, dem nach dem Dekret vom 17. Brumaire die 
Leitung der Manufaktur unmöglich erschien. Und die 
Arbeiter erinnern aufs neue daran, daß jene Subsidie, die 
durch das Dekret vom 17. Brumaire aufgehoben worden war, 
durch keine zeitweilige Hilfe von der Art des vom Wohl- 
fahrtsausschuß gewährten Vorschusses ersetzt werden könne. 
Sie fertigen eine Deputation nach Paris ab, und diese De- 
putation überreicht dem Konvent eine neue Petition mit dem 
Datum „le 3 e jour complömentaire de la 2 e annöe räpubli- 
caine", d. i. also — nach dem Gregorianischen Kalender — 
der 19. September 1794 2 . Nach der üblichen Einleitung mit 
dem Ausdruck ihrer Hoffnung auf die Gesetzgeber und mit 
Klagen über ihr Unglück sagen die Arbeiter: „Die Anstalt, 
mit der sie (die Arbeiter) verbunden sind, war während der 
Despotie bis auf einen hohen Grad der Vollkommenheit gebracht 
worden," und machen auf eines ihrer liebsten Argumente 
aufmerksam: „Schon hat der neidische Ausländer gesehen, 
daß alle seine Manufakturen dieser Art von den zwei unseren 
in den Schatten gestellt werden 8 ; was wird sein, wenn es 
erst dazu kommt, der Nachkommenschaft von seinen Nieder- 
lagen und unseren Triumphen zu erzählen?" Im wesentlichen 
bitten hier die Arbeiter immer wieder um dasselbe: die Re- 
gierung möge ihnen Aufträge geben, und indem sie für diese 
Aufträge patriotische Sujets in Vorschlag bringen, hoffen sie 
schneller zu ihrem Ziel zu kommen. Wie wir sahen, reden 



1 . . . Epuisäs tous par une inaction de deux annees entieres. . . 
Arch. Nat. Der Stoß vom II. und III. Jahre, O^OSS 5 , Nr. 23993. Die 
Handschrift ist mit 24 Namen unterzeichnet. 

2 Arch. Nat. O 1 2038 5 (der Stoß der Jahre II und III), Nr. 2331, — 
am Rande : Manufacture des Tapisseries de Beauvais. Die Handschrift 
ist unterschrieben: Louis Pisier, Riqueur — ouvriers de la Dt. Manu- 
facture en däputation a Paris. 

8 D. h. von Beauvais und den Gobelins. 
Forschungen 132. — Tarle. 7 
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sie auch in anderen Petitionen von ihrem Bestreben, die 
französischen Siege über den Feind durch ihre Kunst zu ver- 
ewigen. Was das Dekret vom 17. Brumaire betrifft, so war 
es nur eine wesenlose Wohltat: „die Aufmunterungen, die 
seit der Gründung der Anstalt bestanden haben, halfen dem 
Unternehmer in diesen Zeiten fehlender Bestellungen, seine 
Last zu tragen; die Gesetzgeber aber, geizig auf Kosten des 
Schweißes der Nation, hielten es für recht, diese Aufmunte- 
rungen abzuschaffen. Einiges Nachdenken hätte ihnen ge- 
zeigt, daß Augenblickserwägungen im gegebenen Falle unzu- 
lässig seien; daß das Geld, welches diese Manufaktur belebt 
hatte, vervierfacht nach Frankreich zurückkehre durch die 
tributpflichtig gewordenen Ausländer 1 . Der Wohlfahrtsaus- 
schuß bestimmte im Prairial, daß jeder Arbeiter als zeitweilige 
Hilfe 40 Sols den Tag erhalten solle : diese Hilfe, die in jener 
Zeit den Arbeitern von großem Nutzen war, wurde, wie zu 
fühlen ist, in der Folge sehr unzureichend; die Söhne und 
Verwandten vieler befinden sich an den Grenzen ; andere sind 
genötigt, das Wenige an beweglichem Eigentum, das sie hatten, 
zu verkaufen, um jene 40 Sols zu ergänzen, die nicht aus- 
reichen, um eine vielköpfige Familie zu ernähren." 

Diese Petition verfehlte ihre Wirkung nicht. Am 
15. November 1794 faßte das Comite de Commerce et des 
Approvisionnements, nach Anhörung des Berichtes eines ihrer 
Mitglieder über die Lage in Beauvais auf Grund der Arbeiter- 
petitionen, das Projekt eines Dekretes ab, welches man be- 
schloß bis zur weiteren gesetzgeberischen Behandlung einem 
anderen Komitee mitzuteilen, das zu dieser Frage Be- 
ziehungen hatte, dem „Comit6 d'agriculture et des arts" 2 . 
Im Projekt ist gesagt, wolle man diese Art der Industrie 
nicht dem Untergang preisgeben, so seien folgende Maßnahmen 
zu ergreifen: die zeitweilige Leitung der Manufaktur über- 
nimmt Camousse unter der Aufsicht des Direktors der 
Gobelinmanufaktur, welcher im Einvernehmen mit den An- 
sichten der Kommission für Handel die Bestellungen machen 
und die Sujets der Arbeiten angeben wird (Art. I u. 2); 
die angefertigten Gegenstände werden nach Maßgabe ihrer 
Herstellung dieser Kommission zur Verfügung gestellt (Art. 3) ; 
die Art der Entlohnung der Arbeiter wird dieselbe sein, wie 
in der Gobelinmanufaktur; die Kommission für Handel gibt 
die hierzu erforderlichen Mittel (Art. 4). Was die Zukunft 



1 que Pargent qui vivifiait cette manufacture rentrait en 

France quadruple au moyen de l'Etranger, rendu tributaire. 

2 Arch. Nat O 1 2038 B . Extrait du Kegistre des deliberations du 
Comit6 de commerce et des Approvisionnements de la Convention Na- 
tionale du 25 Brumaire Fan 3 e de la Republique francaise une et in- 
divisible. 
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betrifft, so hat diese Kommission die Vollmacht, mit einem 
passenden Unternehmer in Unterhandlung zu treten, der da- 
mit einverstanden wäre, die Manufaktur auf der Grundlage 
des Dekretes vom 17. Brumaire zu übernehmen, und im Ein- 
vernehmen mit der Kommission für Ackerbau und Künste 
ist die Kommission für Handel ermächtigt, solche Mittel der 
Aufmunterung (encouragements) vorzuschlagen, die sie für 
notwendig erachtet (Art. 5). Dies sind die wichtigsten Be- 
stimmungen dieses Gesetzprojektes. Die Arbeiter wußten eine 
Zeit lang nichts von ihm und erinnerten aufs neue an ihre 
verzweifelte Lage. Gegen Ende des Jahres hören wir aber- 
mals von der Unzulänglichkeit des vom Wohlfahrtsausschuß 
gewährten Vorschusses. Am 7. Dezember schreiben sie an 
das Komitee für Ackerbau und Künste 1 : „Es ist wahr, daß 
wir gemäß dem Beschluß des Wohlfahrtsausschusses eine täg- 
liche Unterstützung von 40 Sols (d. i. 2 Livres) erhalten" . . . 
„In dem Moment, da uns diese Wohltat erwiesen wurde, 
konnte ein Familienvater kaum existieren ; seit der Zeit aber 
sind die Lebensmittel bedeutend teurer geworden, während 
uns noch immer die gleiche Unterstützung zukommt. Urteilt 
über unsere Lage!" Sie geben noch zu, daß die „klagende 
Stimme des Künstlers" ungehört verhallen konnte, „als die 
Tyrannei mit der Freiheit kämpfte" , jetzt aber, „da Tugend 
und Gerechtigkeit an der Tagesordnung sind", hoffen sie auf 
Hilfe und — wieder dasselbe Motiv! — möchten die hervor- 
ragendsten Momente der Revolution „in ihrer Kunst verherr- 
lichen" (c616brer ensemble dans notre art). Erst nach der 
Abfertigung dieser Petition erfuhren die Arbeiter von dem 
Projekt des Dekretes, welches in einer Sitzung des Komitees 
de Commerce et des Approvisionnements ausgearbeitet und 
an das Komitee für Ackerbau und Künste mitgeteilt worden 
war. Und nun eilen sie, auf die Mitglieder des letzteren 
einzuwirken, und schreiben „an die Bürger, welche die exe- 
kutive Kommission für Ackerbau und Künste bilden" , eine 
besondere Petition 2 , die am Rande des Manuskriptes den 
Vermerk trägt: „Beauvais, le 5. Nivöse Tan 3 e " (d. i. also 
d. 25. Dezember 1794). Sie geben ihrer lebhaften Befrie- 
digung wegen des genannten Projektes und ihrer Hoffnung 
auf die Beihilfe des Komitees für Ackerbau und Künste Aus- 
druck; von neuem wird wiederholt (stellenweise sogar mit 
buchstäblicher Genauigkeit), was auch in den vorher ab- 



1 Gezeichnet: Beauvais le 17 Frimaire, 3 e annee. Arch. Nat. 
O J 2038 6 . Oben der Vermerk: 660-167 a. 

2 Arch. Nat. 0*2038 6 (Orthographie des Originals). Les ouvriers 
de Manufactures national de Tapisserie de Beauvais au citoyens com- 

Sosant la Commissions exäcutif d'agricultures et des arts. Unter der 
[andschrift stehen 26 Unterschriften; für einen Analphabeten ist ein 
Kreuz mit entsprechender Erklärung hingesetzt. 

7* 
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gesandten Petitionen über die jammervolle Lage der Arbeiter 
gesagt war. (Denselben stereotypen Charakter trägt auch die 
nächste Petition, die schon zu Anfang 1795 an das Komitee 
de Commerce et des approvisionements abgesandt wurde 1 . 

Am 13. Prairial (1. Juni 1795) wurde die Manufaktur 
von Beauvais vollkommen zu einem staatlichen Industrie- 
unternehmen gemacht, wobei sowohl der Direktor als auch 
die Arbeiter und übrigen Angestellten als im Dienste des 
Staates stehend betrachtet wurden, welcher in vollem Um- 
fange die Sorge für die oberste Leitung der Manufaktur und 
für ihre Erhaltung auf sich nahm. Auf diese Weise mußte 
die Regierung den Gedanken aufgeben, jegliche Ausgaben für 
die Manufaktur auf das Mindestmaß herabzusetzen; diese 
ging unter dem durch die ökonomischen Vorschriften des 
Konventes festgesetzten Regime rasch ihrem Untergang ent- 
gegen. 

IV. 

Die Krisis spitzte sich so zu, daß in der Manufaktur die 
Arbeiten auf einige Zeit ganz eingestellt wurden, und die 
Arbeiter bis auf 23 — 20 Mann die Anstalt verließen (die Da- 
gebliebenen erhielten nichts). Vor dem endgültigen Unter- 
gang rettete die Manufaktur die Verfügung des Komitees für 
Ackerbau und Künste vom 13. Prairial des Jahres III (d. i. 
1. Juni 1795), laut welcher die Anstalt „fut mise en r6gie\ 
und die Regierung, indem sie zum erstenmal die Manufaktur 
in Beauvais den übrigen nationalen Manufakturen gleich- 
stellte, durch einen ernannten Direktor die Leitung der Ge- 
schäfte auf sich nahm 2 . Seit der Zeit wurde die Regierung 
zur alleinigen Herrin und Leiterin der Geschäfte, die Manu- 
faktur durfte sich keinem Unternehmer mehr unterwerfen. 
Für den Direktor war eine Art Instruktion ausgearbeitet 
worden; dieses Dokument 8 ist interessant durch einen 
neuen Zug, der in den in der vorhergehenden Periode der 
Revolution von der Regierungsgewalt ausgegangenen Doku- 
menten vollkommen fehlt. Das Jahr 1795 war eine Zeit an- 
gestrengten Strebens nach Aufrechterhaltung „der Ordnung 
und Ruhe", „der Autorität der Gewalt" u. dgl., und die all- 
gemeinen Tendenzen der Epoche spiegeln sich auch in dem 
vorliegenden Dokumente wieder. „Dem Direktor muß die 



1 O 1 2038 5 . Gezeichnet: Beauvais 21 Pluviose, 3® annee (d. i. 
9. Februar 1795). 

2 Arch. Nat. A. F. II — 85, liasse 13: arret6 sur le rapport de la 
commission cTagriculture et des arts, 13 Prairial an 3. 

8 Arch. Nat. 2 858, Liasse „Prairial et Floxal": „Appercu«. (cf. ibid. 
Liasse: „trois pieces n. d. et une piece du 4 e complementaire de Fan 3 ft .) 
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Aufsicht über die Ausführung der Arbeiten, über die straffe 
Erhaltung der Ordnung und Subordination unter den Ar- 
beitern auferlegt werden. Er hat sie mit Gerechtigkeit, aber 
mit Strenge in Klassen 1 einzuteilen, entsprechend ihren 
Talenten" ... In demselben Dokumente finden wir noch 
einen interessanten Hinweis inbezug auf die Lebensmittel- 
teuerung zu jener Zeit (d. h. Mitte 1795): der Arbeitslohn 
„soll mit dem äußerst hohen Preise der unentbehrlichsten 
Lebensmittel in Einklang stehen" . . . .; um für die gegen- 
wärtige Zeit eine bestimmte Basis zu schaffen, hält man es 
für angemessen, für die Arbeit das Dreifache des Preises zu 
zahlen, der im Jahre 1789 festgesetzt worden ist. 

Eigentlich reichte aber im Jahre 1795 die Arbeit nicht 
immer für jene 23—24 — 26 Mann, die damals in der Anstalt 
verblieben waren. Aus einigen (manchmal recht verwickelten) 
Kechnungen, die vom Jahre 1795 erhalten sind, läßt sich 
schließen, daß, wenn Arbeit vorhanden war, die Arbeiter täg- 
lich 3 — 4—5 Livres verdienten 2 ; der Lohn wurde nach wie 
vor aufs Stück berechnet und nicht nach Tagen, wie in den 
übrigen Manufakturen. In Wirklichkeit aber gab es nicht 
immer und nicht für Alle Arbeit, und die Unterstützung von 
2 Livres seitens der Regierung blieb auch im Jahre 1795 die 
Hauptstütze für die Arbeiter, aber natürlich eine zu schwache 
Stütze. „Unglück und die Verhältnisse haben die Manufaktur 
Beauvais in den Zustand des vollkommensten Stillstandes 
versetzt", lesen wir im Bericht, der von der Kommission für 
Ackerbau und Künste an das gleichnamige Komitee ein- 
gereicht worden war 8 ; eine Reihe von Dokumenten 4 über- 
zeugt uns davon, daß die rasch fortschreitende Entwertung 
der Assignaten die von der Regierung gewährte Unterstützung 
von 2 Livres vollständig auf Null zu reduzieren drohte; die 
Möglichkeit aber, etwas in der Manufaktur zu verdienen, 
blieb auch nach der Verfügung vom 13 Prairial. vollständig 
problematisch, wie bis zu diesem Akt. Und nun begann auch 
für die Arbeiter von Beauvais eine stufenweise Erhöhung der 
Zulage seitens des Staates, die aber angesichts des raschen 
Fallens der Assignaten im Kurse immer zu spät kam. Der 
Unterschied zwischen Beauvais und den übrigen nationalen 



1 D. h. in Kategorien, die mehr oder weniger Lohn erhielten ent- 
sprechend der Kompliziertheit der Arbeit und der Kunstfertigkeit. 

2 cf. z. B. Arch. Nat. O^S 5 . Etat des payements faits ä cha- 
quun des citovens ouvriers de la Manufacture Nat. de tapisseries et 
tapis de pied de Beauvais a compte de Touvrage fait depuis le 20 Ther- 
midor jusqu'ä 30 Fructidor. 

3 Arch. Nat. 2 858, Liasse „Floreal et Prairial an 3", Rapport au 
Comit£ d'agriculture et des arts. 

* Besonders im Stoß: „Prairial" (0 2 858); cf. z. B. den Bericht 
Camousse's an den Minister des Innern. 
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Manufakturen bestand nur darin, daß für die Arbeiter von 
Sfevres, den Gobelins und der Savonnerie der Lohn für die 
Tagesarbeit anstieg, während für die Arbeiter von Beauvais« 
wie gerechnet wurde, die von der Regierung ihnen aus- 
gezahlte zeitweilige Unterstützung erhöht wurde (denn, wir 
wiederholen es, in Beauvais bestand noch der Stücklohn). 
Allerdings erschien für den gegebenen Moment dieser Unter- 
schied nur als ein formaler. Nach dem Berichte der Kom- 
mission für Ackerbau und Künste 1 hatte das Komite für 
Ackerbau und Künste infolge der Klagen der Arbeiter über 
die Unzulänglichkeit der Unterstützung beschlossen, „zeit- 
weilig und angesichts der Teurung der nötigsten Lebens- 
mittel" 6 Livres für den Tag und Kopf zu assignieren. Aber 
auch dies erweist sich als zu wenig angesichts des Fallens 
der Assignaten im Kurse und des hieraus entspringenden 
furchtbaren Mißverhältnisses zwischen den Preisen der Lebens- 
mittel und dem Gehalte, das die Arbeiter erhielten. Eine 
neue Petition wird nach Paris abgesandt. In dem Berichte, 
der von dem Minister des Innern 2 eingereicht wurde, macht 
das „Bureau der Künste" dem Minister den Vorschlag, die 
Unterstützungssumme für die Arbeiter noch zu erhöhen; da- 
bei führt es folgende Berechnung an: es war beschlossen, 
den Lohn, der 1789 gezahlt wurde, zu verdreifachen; damals 
aber erhielt der fleißigste Arbeiter für die beste Arbeit selten 
mehr als 5 Livres den Tag. Verdreifacht man diese Summe 
und fügt noch die bereits assignierte Unterstützung von 
6 Livres hinzu, erhält man 21 Livres für den Tag. „Da diese 
Summe sehr bescheiden ist infolge der Preise der zum Leben 
unentbehrlichsten Gegenstände" , so macht man dem Minister 
den Vorschlag, zu genehmigen, daß man den Arbeitern von 
Beauvais noch 6 Livres für den Tag und Kopf auszahle. 
Am 5. Frimaire (d. i. den 26. November 1795) assignierte der 
Minister den Arbeitern diese neue Summe. Aber auch das 
erwies sich als zu wenig, da die Assignaten nicht aufhörten, 
im Werte zu sinken, und es wurde nach einem neuen Berichte 
des Bureau des arts in Aussicht genommen, unter Aufhebung 
der früheren Verfügungen bezüglich der Unterstützungen an 
die Arbeiter, festzusetzen, daß der Arbeiter das Fünfzehnfache 
dessen erhalten solle, was er im Jahre 1789 erhalten hatte 8 . 
Das Bureau rechnete heraus, daß der durchschnittliche Ver- 



1 Arch. Nat. 2 858. Der Stoß: Fructidor, an 3*. Rapport au Co- 
mit6 d'Ag. et des arts. Die Entscheidung des Komitees — am 11. Fruc- 
tidor « 3. Sept. 1755. 

2 Arch. Nat. ? 858. Der Stoß: Frimaire an 4*. 

8 Arch. Nat. 2 858. Der Stoß: Frimaire. Rapport präsent^ au 
Ministre de rinterieur. Gezeichnet: 23 Nivöse Tan 4 (d. h. 13. Januar 
1796). . . Le taux moyen des Salaires seroit entre quaranta et cinquante 
livres. . . 
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dienst eines Arbeiters in solchem Fall gleich 40—50 Livres 
täglich sein würde. Man hoffte, daß dies genügen würde, da 
noch im Brumaire das Brot in Beauvais 9 Livres 10 Sols das 
Pfund kostete 1 . In solcher Form wurde das Projekt vom 
Minister des Innern bestätigt. Aber alles das war immer 
noch nicht genügend, da die Regierung noch immer geneigt 
war, sich allzu optimistisch dem wahren Werte der Assig- 
naten gegenüber zu verhalten, deren Kurs beständig sank. 
• Noch vor . dem Beschluß , den Lohn gegenüber dem , den sie 

1789 erhalten hatten, um das Fünfzehnfache zu erhöhen, 
wiesen die Arbeiter in einer ihrer Petitionen darauf hin, daß 
alle Lebensmittel (im Jahre 1795) mehr als das Zwanzigfache 
von dem kosten, was sie 1789 gekostet hätten 9 . Es ist be- 
merkenswert, daß auch die einzige irgendwie bemerkbare 
Äußerung einer Unzufriedenheit der Arbeiter gegen ihren 
Direktor — zum ersten Male nach den Unruhen des Jahres 

1790 — hervorgerufen wurde durch einen Streit wegen eines 
zum Gemüsebau geeigneten Landstückes, das der Manufaktur 
gehörte: sowohl der Direktor, als auch die Arbeiter legen 
mehr Gewicht auf die Möglichkeit , ihre eigenen Kartoffeln 
zu haben, als auf den Betrag ihres Gehaltes, den sie von der 
Regierung in Assignaten erhielten. In einem Briefe an seine 
unmittelbaren Vorgesetzten, der aus dieser Zeit (d. h. An- 
fang 179(5) datiert, sagt der Direktor Camousse selbst, daß 
er die gereizte Stimmung der Arbeiter vollkommen begreife, 
und erklärt sie damit, daß sie, die „artistes" , ungeachtet 
fleißigster Arbeit, dasselbe erhielten, wie gewöhnliche Tage- 
löhner 8 . Die Arbeiter richten (im Februar 179(5) an den 
Minister des Innern eine Klage 4 , in welcher sie angeben, ihr 
Direktor habe von einem großen Garten, welcher der Manu- 
faktur gehöre, Besitz ergriffen und „wende seine ganze Sorge 
der Bearbeitung dieses Landes zu und vernachlässige die 
Interessen der Manufaktur, die ihm wie entfremdet sei." 



1 Arch. Nat. 0*858. Das Manuskript ist oben gezeichnet „Conseil 
des Arts et Manufactures". 

8 Arch. Nat, Aktenstoß: Brumaire an 4e (O a 852). Die Petition 
trägt die Aufschrift „Aux citoyens membres composant la Commission 

d'agriculture et des arts " et tous les d'enrees engenerales sur- 

pasent plus de vingt fois les prix de cette Epoque .... (d. h. des Jahres 
1789. Orthographie des Originals). 

8 Arch. Nat. 2 858. Der Aktenstoß „Ventöse". Brief Camousse's 
au citoyen chef de la 4« Division des Bureaux du Ministre de Plntä- 
rieur. Beauvais 4. Ventöse Tan 4 e : .... „je vois egalement avec Deine, 
Citoyen, les citoyens ouvriers travaillants avec assiduit6 du matm au 
soir ne pas gagner autant que les Manouvriers ce qui les met de mau- 
vaise humeur, leur donne occasion de se tourmenter et de tourmenter 
aussi ceux qui les commandent et dirigent 

4 Arch. Nat. 2 858. Au citoyen Ministre de l'Interieur. Am 
Kande der Vermerk: 4« Division 5e Ventöse N 57, Stoß „Ventöse". 
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Aber auch die Arbeiter betrachten diese „terrains" als eine 
sehr wesentliche Stütze: „Wir, die die furchtbare Teurung 
der Lebensmittel niederdrückt und zur Verzweiflung bringt, 
flehen Sie im Namen der Menschlichkeit an, unsere Bitte in 
ernste Erwägung zu ziehen und so gütig zu sein, anzu- 
ordnen, daß besagter Garten und die Grundstücke unter uns 
in gleichen Parzellen verteilt, werden." Ferner sagen sie, 
ihre bejammernswerte Lage mache es dem Minister zur 
Pflicht, ihren Bitten Gehör zu schenken. „Die Jahreszeit 
lockt uns zu säen und Gemüse zu pflanzen , besonders- Kar- 
toffeln, um uns selbst zu h -lfen, unsere unglücklichen Frauen 
und Kinder zu ernähren ; und die Gleichheit wird nicht mehr 
durch den Stolz und den Egoismus des Direktors beleidigt 
werden, eines habgierigen Menschen ohne Genie und Talente, 
der Künstlern vorsteht und von dem Boden erntet , welcher, 
sollte man meinen, seit der Zeit der Herrschaft der Freiheit 
nur dem gemeinsamen Glück aller dieser Künstler geweiht 
ist" usw. An die Petition ist ein kleiner Zettel angeheftet, 
der eine kurze Darstellung ihres Inhaltes enthält, am Rande 
aber die Resolution trägt: „Dieses Gesuch gehört zu denen, 
auf die man nichts antworten muß" l . Camousse selbst er- 
fuhr dennoch von dieser Beschwerde 2 und schrieb an das 
Ministerium, wobei er diese Handlung der Arbeiter damit er- 
klärte, daß sie nicht wüßten, auf wen sie die Schuld an ihrer 
unglücklichen Lage wälzen sollten. Er sagt dabei, daß es 
den Arbeitern, selbst bei einem Verlust von 99 %> des Wertes, 
nicht gelänge, die Assignaten, „die sie nicht entgegennehmen 
wollen", auszunutzen. Aus den Dokumenten des Jahres 1796 
geht hervor, daß die Arbeitslosigkeit nicht mehr so schlimm 
war, wie in früherer Zeit; in den Briefen des Direktors an 
die Mitglieder des Ministeriums des Innern und umgekehrt 
tauchen beständige Hinweise auf, daß die Arbeiten im Gange 
seien; die finanzielle Krisis hingegen bleibt an der Tages- 
ordnung, und die Frage nach den Assignaten, mit denen die 
Regierung zahlt, und die „man nicht nehmen will", bleibt die 
Hauptfrage der Epoche. Man kann es von Monat zu Monat 



1 Arch. Nat. 2 858, L cit. Cette demande est du nombre de celles 
auxquelles on ne doit point repondre. Ebenso hart äußerte sich über 
diese Bitte der Arbeiter noch vor der Entscheidung des Ministers die 
munizipale Administration Beauvais. (Siehe Archives Departementales 
de l'Oise L I — M 12. Extrait du Registre des d&iberations de l'admini- 
stration municipale du canton de Beauvais. S6ance du prämier Ger- 
minal an 4 de la Republique franc. : .... qu'il n'y a Heu ä deliberer 
sur la petition des ouvriers de la Manufacture des tapisseries. . .) 

2 Noch bevor sie abgesandt war. Arch. Nat. Der Brief ist ge- 
zeichnet 29 Pluviöse (Stoß „Ventöse"), 2 858. In diesem Briefe erklärt 
er schon im voraus, daß er in diesem Garten viele Meliorationen ein- 
geführt habe und ihn selbst zu benutzen wünsche. Das Gesuch der 
Arbeiter blieb ohne Folge. 
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verfolgen, wie sich die Lage der Arbeiter verschlechterte. 
Anfang März 1796 senden sie an den Minister des Innern 
eine neue verzweifelte Petition 1 : „Wir verdienen", schreiben 
sie, „annähernd 200 Livres die Woche, wir brauchen aber 
für jede Woche regelmäßig Brot für 500 bis 600 Livres und 
andere Lebensmittel, die wir nach dem Kurse des Geldes zu 
kaufen gezwungen sind, gemäß dem eine Assignate von 
100 Livres in Beauvais nur den Wert von annähernd 10 Sols 
besitzt. Auf Grund dieser Darlegung überlassen wir es Ihnen, 
zu beurteilen, wie unsere Lage ist." Die Administration des 
Departements bestätigte in einem offiziellen Schriftstück, das 
die Petition begleitete, die Notwendigkeit einer Erhöhung des 
Arbeitslohnes. Nach dieser Petition beschloß das Bureau des 
arts endlich, am 9. März 1796 dem Minister des Innern einen 
Bericht * vorzulegen, in welchem es, die bereits stattgefundene 
Erhöhung des Lohnes um das löfache gegen 1789 erwähnend, 
sagt: „Die Arbeiter bezogen sie (diese Zulage) während der 
Monate Nivöse und Pluviöse" (d. i., auf den Gregorianischen 
Kalender tibertragen, vom 22. Dezember 1795 bis zum 
19. Februar 1796); „damals konnte diese Bezahlung noch auf 
dem Niveau der täglichen Bedürfnisse jedes Arbeiters stehen, 
mit den Preisen der Lebensmittel in Beauvais verglichen" 8 ; 
allein die rasche Verteurung der Lebensmittel macht sich, 
wie überall, so auch in dieser Kommune geltend und schwächt 
die Wirkung des Ministerialbeschlusses. Das Bureau erinnert 
aufs neue an die Notwendigkeit, die Manufaktur zu unter- 
stützen, auf welcher „man bis zur Revolution an hundert 
Arbeiter hatte zählen können", während jetzt „im ganzen 27 
verblieben seien" 4 ; dem Minister wird vorgeschlagen, eine 
Erhöhung des Arbeitslohnes anzuordnen und zu bestimmen, 
daß er von jetzt an nicht mehr 15 mal, sondern 25 mal so hoch 
sein solle wie im Jahre 1789. Der Minister genehmigte diesen 
Vorschlag. Allein die Assignatenkrisis wütete mehr und 
mehr, und alle Erhöhungen des Arbeitslohnes erwiesen sich 
als unzureichend. Die Arbeiter sind im Sommer 1796 wiederum 



1 Arch. Nat. 0*858. Der Aktenstoß „Ventöse". Beauvais ce 14 Ven- 
töse 4 e annf'e reüublicaine. Les ouvriers de la Manufacture National 
(sie) des Tapisseries Etablie a Beauvais. An die Petition ist angeheftet 
ein Begleitzettel : Commissaire du pouvoir exäcutif pres P Administration 
centrale du Departement de FOise. 

2 Arch. Nat. 858. Aktenstoß „Ventöse": 4 e Division, Bureau des 
arts. Paris le 19 Ventöse Tan 4 e etc. Rapport präsente* au Ministre 
de l'InteYieur. .. 

8 Dies ist eine der Äußerungen des offiziellen Optimismus in be- 
zug auf die Assignaten, von dem wir schon oben sprachen. 

4 Eigentlich ist diese Zahl nicht konstant. In einem Dokument 
z. B. (0*858, Aktenstoß „Germinal"), das von Camousse unterzeichnet 
ist und eine Liste der Arbeiter enthält, werden 31 Mann gezählt. Das 
datiert vom 18 Pluviöse (d. i. 7. Febr. 1796). 
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in der gleichen schwierigen Lage wie einige Monate zuvor. 
„Haben Sie die Güte, Bürger Minister," schreiben sie in einer 
neuen Petition, „in Erwägung zu ziehen, daß eine Assignate 
von 100 Livres nicht einmal den Wert von 5 Sous besitzt" \ 
und daß daher selbst der aufs 25 fache (gegen 1789) erhöhte 
Lohn den Arbeitern nicht zum Leben ausreichen kann. „Das 
Brot wird zu 24 Livres das Pfund verkauft und alle übrigen 
Lebensmittel stehen im selben Verhältnis," schreiben sie 
weiter; „indem die Arbeiter 300 — 400 Livres die Woche ver- 
dienen, verdienen sie damit alles in allem 15 — 20 Sous in 
Silber." 



Gleichzeitig dauert unter den Arbeitern der Manufaktur 
die Feindschaft gegen ihren Direktor fort, die sich in der 
Beschwerde über die Aneignung des Gartens, der zur Manu- 
faktur gehörte, zum erstenmal klar geäußert hatte. Bald 
reichen die Arbeiter eine neue Beschwerde ein, dahin lautend, 
daß der Direktor die angefertigten Sachen ungerecht bewerte, 
und daß er selbst nicht fähig sei, ein solches Unternehmen 
zu leiten; bald empfehlen Camousse seine Vorgesetzten, 
geringfügige Unannehmlichkeiten nicht zu beachten, wenn sie 
nicht einen Skandal herbeiführen 2 u. dgl. Aber dies alles 
tritt nur in wenig bemerkbarem Maße zutage. Wohl war 
die Arbeit bereits wieder im Gange, doch standen natürlich 
nicht diese oder jene Vorkommnisse, die mit der Arbeit zu- 
sammenhingen, im Vordergrunde, sondern die geringe Kauf- 
kraft der Assignaten, mit denen die Arbeiter für ihre Arbeit 
bezahlt wurden. Auf die Bitte, wenigstens ein wenig klingende 
Münze zu senden, erfolgte eine abschlägige Antwort, „da die 
Bedürfnisse der Republik dies nicht gestatteten" 8 : was aber 
die von ihnen eingereichte Beschwerde über den Direktor 
betraf, so führte die Administration des Departements im 
Auftrage des Ministers eine ganze Untersuchung, die Camousse 
in den .Augen seiner Vorgesetzten vollständig rechtfertigte: 
wenigstens lautet eine Bemerkung (offenbar vom Bureau des 
arts) aus diesem Anlaß : „es sind an dieser Manufaktur einige 
Hitzköpfe (quelques brouillons); um Ruhe und Subordination 
wiederherzustellen, ist es nötig den Bürger Camousse zu er- 
mächtigen, die Arbeiter zu entlassen, die nicht ihre Schuldig- 



1 Arch. Nat. O a 858. Stoß: „Floxal". Die Petition ist gezeichnet : 
Beauvais Ce 29 Floxal an 4 (d. i. also der 18. Mai 1796). 

a Arch. Nat. Der Stoß: „Floxal« 8 858 „N 1097 et 1139", Le 
7 Flor6al an 4. Le chef au c. Camousse etc. 

8 Arch. Nat. Der Stoß : n Prairial 2 858 a , am Rande der kurzen Dar- 
legung der Arbeiterpetition die Worte : „Repondu que les besoins de la 
Republique ne permettent point d'accoräer du Numeraire." 
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keit tun" \ Überhaupt ist in dieser Angelegenheit gerade 
die Stellung der Obrigkeiten zu den Arbeitern sehr charak- 
teristisch. Die Arbeiter beklagen sich über die Unfähigkeit 
ihres Direktors und über ungerechtes Verfahren bei der Be- 
wertung ihrer Arbeit 2 . Die Administration des Departements 
findet aber, „der einzige Vorwurf, den man dem Direktor 
machen kann, ist seine allzugroße Milde gegenüber den 
Arbeitern, von denen ein Teil ihn jetzt vielleicht nur des- 
halb angreift, weil er sie nicht gehörig zwingt, ihn zu 
fürchten." Als die Administratoren die Untersuchung führten, 
riefen sie die Arbeiter zusammen, und „ 2 /ö der Arbeiter" 
äußerten sich lobend über ihren Direktor , zwei von denen 
aber, die unterschrieben hatten, erklärten, sie hätten das nur 
auf die Bitte der übrigen hin getan. In Wirklichkeit wurden 
die Klagen der Arbeiter, selbst bei der offenbar feindlichen 
Haltung der Obrigkeiten ihnen gegenüber, durch eben die- 
selben Obrigkeiten indirekt bestätigt. So klagen 8 z. B. die 
Arbeiter über die Unkenntnis und die Talentlosigkeit Ca- 
mousse's in seinem Amte als Künstler und Meister in der 
Herstellung der tapisseries; die Administratoren bemerkten 
in ihrem Berichte an den Minister: — „wir glauben über- 
dies, daß man den Bürger Camousse nicht in erster Linie als 
großen Künstler oder vollkommenen tapissier anzusehen hat", 
doch leistet er, nach ihrer Meinung, in seinem Fach Be- 
friedigendes. Ferner: die Arbeiter beklagen sich über einen 
Magazinverwalter (garde-magasin), und nach der Meinung der 
Administratoren ist es wirklich nötig, ihn des Amtes zu ent- 
heben usw. Auf den Hauptpunkt der Klage (die ungerechte 
Bewertung der Arbeit, was besonders wichtig war, da der 
Lohn nicht auf Zeit, sondern aufs Stück berechnet wurde) 
gab Camousse nur eine rundweg verneinende Antwort. Der 
Minister des Innern schrieb, nachdem er von dem Berichte 
Kenntnis genommen hatte, an Camousse einen Brief 5 , in dem 
wir lesen : „Gewiß sind unter den Arbeitern einige Individuen, 
die den Zweck verfolgen, die gute Ordnung zu stören, die 
die Grundlage des Gedeihens sämtlicher Institutionen bildet." 



1 Arch. Nat. Stoß: „Messidor" (0 2 858). Les administrateurs du De- 
partement de l'Oise, Beauvais, le 28 Prairial an 4e. 

8 Arch. Nat. Stoß: „Messidor" (0 8 858). Die Beschwerde tragt den 
Vermerk : Beauvais , 27 Germinal an 4. Au Ministre de Tlnteneur — 
mit den Unterschriften der Arbeiter. 

8 Siehe Anmerkung 2 . 

* Arch. Nat. 0*858. Tableau du Resultat de l'audition faite par 
le Departement de l'Oise, des Ouvriers et du Directeur de la Manu- 
facture de Beauvais (der Stoß: „Messidor"). 

5 Arch. Nat. 2 858. Der Brief ist gezeichnet: Paris 9 Messidor 
an 4«. 
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Wie soll man sich aber zu ihnen stellen, wenn man in Be- 
tracht zieht, daß doch überhaupt nur noch die „Künstler", 
die besten Arbeiter, auf der Manufaktur zurückgeblieben 
sind, nachdem sie die wirtschaftliche Krisis durchgemacht 
hatten? Der Minister des Direktoriums ist in dieser Be- 
ziehung durchaus nicht schwankend: „Welcher Art übrigens 
auch die Talente dieser Individuen sein mögen, ihre Anwesenheit 
auf einer nationalen Fabrik kann nicht anders als unendlich 
schädlich sein, und ich beauftrage Sie mit Entschiedenheit, 
aus den Werkstätten der Republik alle diejenigen zu ent- 
fernen, deren Betragen oder Worte nicht direkt dazu an- 
getan sind , die Harmonie aufrechtzuerhalten (. . . tous ceux 
dont la conduite ou les propos ne tendroient pas directement 
au maintien de l'harmonie)." Der Minister hält es für un- 
erläßlich, mit aller Energie diesem Vorfall ein Ende zu 
machen: „Belieben Sie tt , so schreibt er am Schlüsse, seines 
Briefes an Camousse , „meinen Brief den versammelten 
Arbeitern aus allen Werkstätten der Manufaktur vorzulesen, 
und erinnern Sie sie daran, daß nur diejenigen wahre Freunde 
der Republik sind, welche Ordnung und Ruhe hoch halten." 
Aus dieser ganzen Angelegenheit bezüglich der Unzu- 
friedenheit der Arbeiter — zumal wenn man sie mit dem 
Streite um das Land, das der Direktor, nach Ansicht der 
Arbeiter, unrechtmäßigerweise in persönliche Benutzung ge- 
nommen hatte, zusammenstellt — wird es dem aufmerksamen 
und unvoreingenommenen Erforscher dieser Dokumente ziem- 
lich klar, daß die Administration, vom Departement an bis 
zur Zentralgewalt, den Versuchen der Arbeiter, einen Kampf 
gegen ihren Direktor zu unternehmen, im höchsten Grade 
unfreundlich gegen übertrat; nicht genug: diese Stellung ist 
nicht nur unfreundlich, sondern auch vorgefaßt feindlich : die 
Klage der Arbeiter wird entweder überhaupt ohne Unter- 
suchung und ohne Antwort gelassen, wobei der Direktor nicht 
einmal über die darin auseinandergesetzten Tatsachen befragt 
wird (wie das geschah in der Streitsache wegen Besitz- 
ergreifung des Landes), oder sie wird nur einseitig betrachtet, 
indem man sich mit der bloßen Verneinung des Direktors zu- 
frieden gibt, und schließlich wenn man dem Direktor etwas 
vorwirft, so ist es ausschließlich seine Milde („douceur") den 
Arbeitern gegenüber. Diese Haltung ist um so charakteri- 
stischer, als sie scharf entgegengesetzt ist der Stellung der- 
selben Administration zu den Klagen der Arbeiter, soweit sie 
den ungenügenden Arbeitslohn und überhaupt ihre bedürftige 
Lage betreffen: hier zieht fast eine jede Petition die eine 
oder andere Maßnahme zugunsten der Arbeiter nach sich, 
wobei sich gewöhnlich durchaus das Bestreben offenbart, die 
Bedürfnisse der Arbeiter in möglichst weitem Umfang zu be- 
friedigen. Abschlägige Antworten auf ähnliche Petitionen 
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sind selten und werden immer durch ernste Gründe motiviert : 
so wird z. B. der Historiker, der sich die finanzielle Lage 
Frankreichs im Frühling 1796 vergegenwärtigt, leicht die 
vollständige Schwierigkeit für die Regierung begreifen, die 
Bitte der Arbeiter um Übersendung von klingender Münze 
nach Beauvais sofort zu gewähren. 

So diktierte also der eifersüchtige Wunsch, die Autorität 
der Obrigkeit zu wahren und „Ordnung und Ruhe" — „l'ordre 
et tranquillit£ u — zu schützen, augenscheinlich der Regierung 
ihre Politik den Arbeitern gegenüber. Finden sich aber in 
den Dokumenten irgendwelche Hinweise darauf, inwieweit in 
dieser Epoche die Arbeiter im Falle eines Konfliktes mit der 
Obrigkeit geschlossen gehandelt haben? 

Vor uns liegt ein Schriftstück mit dem Vermerk : 24 Prai- 
rial, d. i. d. 12. Juni 1796 \ Es ist dies eine Art Wider- 
legung, die in der Zeit der Untersuchung wegen der oben 
verzeichneten Kollektivklage gegen Camousse an den Minister 
des Innern von. einigen Arbeitern übersandt worden ist: die 
in diesem Dokument Unterzeichneten widerlegen gerade die 
Klage ihrer Kameraden. Unter der Klage zählten wir 
18 Unterschriften, unter ihrer Widerlegung 13, wobei einige 
Namen in gleicher Weise sowohl unter der Klage als auch 
unter der Widerlegung der Klage auftreten: diese Tatsache 
findet ihre Erklärung im Dokument selbst, wo dies durch das 
„Bedauern" derjenigen, die die Klage unterschrieben hatten, 
erklärt wird, und durch ihren Wunsch, ihre Handlungsweise 
durch einen Widerruf wieder gut zu machen. „Unsere Pflicht 
ist es," lesen wir in dieser Widerlegung, „Ihnen jetzt feier- 
lich zu erklären, daß diese Denunziation eine dunkle Sache 
von fünf oder sechs aufgeregten Köpfen ist, welche, im Be- 
sitz anderer Mittel zur Existenz und in dem Wunsch, um 
jeden Preis ihren ehrgeizigen Absichten zu folgen, es sich, 
wie es scheint, zu ihrer täglichen Sorge machen, die Ordnung 
zu stören, keine Subordination anzuerkennen, den Glauben an 
die Wahrhaftigkeit ihrer Verleumdungen zu verbreiten, auf 
die besten Absichten den Schatten des Zweifels zu werfen, 
mit einem Wort, auf alle Weise einer Wiederaufrichtung der 
Manufaktur entgegenzuarbeiten, die sie entweder leiten oder 
vernichten möchten, und deren Vernichtung sie bereits für 
unvermeidlich halten würden, wenn es ihnen nur gelungen 
wäre, Ihre Gewissenhaftigkeit zu täuschen." So äußern sich 



1 Arch. Nat. 0*858, Aktenstoß: „Messidor". Du 24 Prairial an 4e. 
Les ouvriers de la Manufacture Nationale de Beauvais au citoyen Mi- 
nistre de l'Interieur. Am Rande die Notiz: 4 e T> on (d. h. 4«> Division), 
27. Prair. 12°461. An das Manuskript ist ein Zettel mit einer kurzen 
Wiedergabe des Inhaltes angeheftet. Die Zahl der Arbeiter ist auf 
diesem Zettel sonderbarerweise mit 15 angegeben ; in Wirklichkeit waren 
es nur 13 Unterschriften. 
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die Verfasser der Widerlegung über ihre Kameraden 1 . Zu- 
gleich sind sie schon im voraus tiberzeugt davon, daß der 
„von dem großen Prinzip der Gerechtigkeit" erfüllte und mit 
„Daten, die vom Departement zu erhalten sein werden" (d. h. 
von der Administration, der die Durchführung der Unter- 
suchung übertragen war) versehene Minister „den Verdiensten 
und dem Talente des Direktors Gerechtigkeit werde wider- 
fahren lassen." Ungeachtet der Bekräftigung in einer neuen 
Erklärung an den Minister 2 , daß alles in der ersten Klage 
Dargelegte wahr sei, daß sich der Minister leicht von der 
Unfähigkeit Camousse's überzeugen könne, indem er ihm nur 
das Handwerkszeug in die Hand zu geben brauche, daß sie 
für sich persönlich keine Stellung zu erlangen trachten, daß 
„gar keine kleinliche Leidenschaft" (petite passion), kein 
Neid oder Mißgunst sie leite; ungeachtet alles dieses fanden 
die Kläger, wie wir schon sahen, bei der Administration voll- 
ständige Verurteilung, und die Verfasser der Widerlegung 
konnten sich für vollkommen befriedigt halten, da auch der 
Minister die ganze Sache einigen zu Unordnungen geneigten 
Personen zuschrieb. 

Soweit auf Grund der Dokumente, die nur auf einen 
einzigen Konflikt sich beziehen, ein Schluß möglich ist, ge- 
langen wir zu der Ansicht, daß die Arbeiter von Beauvais, 
obgleich sie lange Jahre in der einen Anstalt gearbeitet 
hatten, sich bei weitem nicht durch Geschlossenheit im Han- 
deln auszeichneten; einige Ausdrücke im Texte der Wider- 
legung zeigen auch, daß nur etwas weniger als die Hälfte 
der Arbeiterzahl es zulässig fand, vor der Regierung ihre 
Kameraden direkt der absichtlichen Herbeiführung von Un- 
ordnungen zu beschuldigen. Wir haben oben gesehen, daß 
selbst der Direktor geneigt war, in diesem unglücklichen 
Jahre 1796 die Unruhe der Arbeiter ihrer chronisch arm- 
seligen Lage und dem beständigen Hungern zuzuschreiben. 

VI. 

Diese Lage wurde infolge der anhaltenden Assignaten- 
krisis immer schlechter. „Wir sind verloren!" so beginnt 

1 Siehe das zitierte Manuskript : C'est pour nous un devoir de vous 
declarer solennellement aujourd'hui que cette denonciation n'est que 
l'oeuvre de cinq ou six totes exaltees qui, ayant d'autres moyens 
d'exister et voulant ä tout prix suivre leur ambition, semblent se donner 
pour tache journaliere de troubler F ordre, de mäconnoitre toute Sub- 
ordination, d'accrediter leurs calomnies, de jetter des douttes sur les 
meilleurs intentions, en un mot de s'opposer en tout sens au rätablisse- 
ment d'une manufacture qu'ils veufent ou conduire, ou de'truire 
usw., usw. 

2 Arch. Nat. Messidor 2 858: Au citoven Ministre de FInteneur. 
Oezeichnet am Schluß — Beauvais, 26 Prairial, an 4*. 
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eine Petition 1 der Arbeiter an den Minister des Innern vom 
2. Juli 1796. Sie haben alles, was sie konnten, verkauft, 
und bald wird die Verzweiflung ihr Los sein; ihre Familien 
gehen zugrunde, ihre Kinder bitten um Essen, bitten um 
Brot, sie aber können als Antwort nur weinen. Sie flehen 
darum, daß man ihnen eine Unterstützung im Betrag eines 
dreimonatlichen Verdienstes gewähre, damit sie ihre Schulden 
bezahlen könnten. Sie klagen im allgemeinen eben über das 
Fallen der Assignaten und nicht über die Arbeitslosigkeit: 
das wird durch jene Worte in der Petition bezeichnet, wo 
gesagt ist, daß einige von ihnen sogar ohne Arbeit da- 
säßen, da es an Rohmaterial mangele 2 (man vergesse nicht, 
daß, im Gegensatz z. B. zu der Manufaktur der Gobelins, in 
Beauvais im Jahre 1796 ebenso wie ehedem Stücklohn und 
nicht Tagelohn gezahlt wurde). Der Direktor und die Ad- 
ministration des Kantons Beauvais bekräftigen durch ihre 
Unterschriften in besonderen Erklärungen die Petition der 
Arbeiter und bitten, ihnen einen Teil des Arbeitslohnes in 
Naturalien auszuhändigen, „in Brot, das sie selbst sich nicht 
beschaffen können." Die Manufaktur zählte zu jener Zeit 
32 Arbeiter, welche insgesamt 98 „Esser" (bouches) 8 zu er- 
nähren hatten. Im ganzen waren von ihnen 8 Mann ledig, 
7 hatten je 2 „Esser" zu ernähren, 2 je 3, 9 je 4, 3 je 5, die 
übrigen mehr als 5. Die Arbeiter suchen darum nach, daß 
in bezug auf sie ebenso verfahren werde, wie es schon in 
bezug auf die Arbeiter der Gobelinmanufaktur geschehen sei. 
Die Regierung solle dem Direktor 100 Quintalen (Zentner) 
Brot zur Verfügung stellen, und dieses Brot solle in be- 
stimmten Rationen an die Arbeiter verteilt werden, von deren 
Gehalte dann entsprechende Mengen dem Fiskus verblieben. 
Eine Zeitlang beschloß die Regierung wirklich, jedem Arbeiter 
täglich ein bestimmtes Quantum Brot zu verabfolgen, je 
1 Pfund für jedes Familienglied, dann kam aber eine Ver- 
fügung 4 des Ministers des Innern zustande, wonach den 
Arbeitern der Lohn in klingender Münze oder dementsprechen- 



1 Arch.Nat.,Stoß: „Thermidor an 4 U (0 2 858). Copie de la Petition 
adresse'e au Ministre de PInterieur par les artistes ouvriers etc. Am 
Rande: Commune de Beauvais, Departement de POise, le 14 Messidor 
an 4*. 

2 ibid. . . . plusiers meme dentre nous se trouvant sans ouvrages 
au defaut de matieres premieres. (Orthographie des Originals.) 

8 Arch.Nat.,Stoß: „Thermidor an 4 U (0 2 858). Etat et denombrement 
des citoyens ouvriers artistes de la manufacture de Tapisseries etc. 
Zusammengestellt von Camousse, gezeichnet le 14 Messidor Tan 4 e de 
la Rej>. franc. (Besondere Rubrik: Bouche. Nombre). 

* 5 Thermidor an 4 (d. i. 23. Juli 1796) kam diese Verfügung des 
Ministers des Innern zustande. Arch. Nat. 0*858 „Thermidor". Le chef 
de la 4 e Division au Citoyen Camousse, directeur de la Manuf. de 
Beauvais. 
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dem Werte im Betrage von drei Vierteln des Lohnes von 1790 
ausgezahlt werden, und außerdem zur Tilgung der Schulden,, 
„die von den Arbeitern angesichts ihres früheren, bescheidenen 
Gehaltes gemacht waren 41 , jedem Arbeiter eine einmalige 
Unterstützung in der Höhe des zweimonatlichen Gehaltes ge- 
geben werden sollte. Da klingende Münze zur Entlohnung 
der Arbeiter doch nicht geschickt worden war, so wurden von 
nun an (seit Anfang des Thermidors) die Löhne in einer ent- 
sprechenden Anzahl von mandats ausgezahlt, indem so ge- 
rechnet wurde, daß jeder Arbeiter für seine Arbeit drei Viertel 
des Lohnes erhielt, den er im Jahre 1790 für dieselbe Arbeit 
erhalten hatte, wobei diese Summe in Franks in Metall um- 
gerechnet wurde. In dem Kassenbericht Camousse's für den 
Thermidor sehen wir z. B. zwei gesonderte Rubriken : in der 
einen ist angeschrieben, wieviel jedem Arbeiter in Mandaten 
ausgezahlt wurde, in der anderen, wievielen Franks in 
Metall Währung die ausgezahlte Summe entspricht. 

Die erhaltenen Summen verblüffen durch ihre Gering- 
fügigkeit, wenn man in Betracht zieht, daß seit 1790 die Kauf- 
kraft selbst des metallischen Franks gesunken war, und dabei 
wurden jetzt nur drei Viertel des früheren Lohnes gezahlt. Im 
ganzen sind 26 Arbeiter vorhanden; von ihnen ist die Summe 
für 11 Mann nicht angegeben, und es existieren von ihnen 
natürlich auch keine Quittungen (offenbar waren sie dank 
dem Fehlen von Rohmaterial in dieser Woche ohne Arbeit); 
die übrigen aber erhielten (Franks in Metall Währung): 7,56, 
7,56, 9,46, 14,18, 14,66, 15,13, 17,45, 18,92, 18,92, 19,38, 
26,48, 26,48, 31,13, 35,37, 36,85. Immerhin war dies besser 
als die Lage der Dinge kurz vorher, und die Klagen der 
Arbeiter verstummen. 

Das Ende des Jahres 1796 und das Jahr 1797 sind eine 
Zeit einer gewissen Belebung der Arbeiten auf der Manu- 
faktur: in dem Schriftwechsel mit dem Ministerium ist be- 
ständig die Rede vom Ankauf von Rohmaterialien, von 
fertiggestellten Arbeiten, von der Notwendigkeit, für die in 
Beauvais verfertigten Waren einen regelmäßigen Absatz zu 
schaffen durch Vermittlung der bekannteren und von Liebhabern 
mehr besuchten Gobelinmanufaktur * usw. Nach einer offiziellen 
Berechnung, die schon in der zweiten Hälfte des Jahres 1797 ge- 
macht wurde, kostet die Manufaktur Beauvais der Regierung 
21850 Franks im Jahr, und die Arbeiten in ihr gehen so 
erfolgreich vor sich, daß „zu gewöhnlicher Zeit, d. h. zur 
Zeit des Friedens , eine Wiederherstellung der Handels- 



1 S. z. B. Rapport, präsente au Ministre de l'Intärieur (Paris le 
19 Thermidor Tan 5). Arch. Nat. 0*858, der Stoß: Les divers mois de 
Tan V. Rapports au Ministre de Plnterieur, sur une foule de sujets 
divers. 
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beziehungen vorausgesetzt", die Manufaktur nicht nur die 
Ausgaben wieder einbringen, sondern auch „einen mehr oder 
weniger bedeutenden Überschuß" 1 ergeben wird. Die Spe- 
zialität der Manufaktur Beauvais wird von den Dokumenten, 
die von der Administration der Fabrik, wie auch von den 
offiziellen Behörden des Ministeriums des Innern ausgehen, 
folgendermaßen gekennzeichnet: Beauvais konkurriert nicht 
mit den Gobelins in der Schönheit und Feinheit der Arbeiten, 
doch haben die Erzeugnisse von Beauvais dafür „ihren Vor- 
zug darin, daß sie sich für eine größere Zahl von Käufern 
eignen" 2 vermöge ihrer verhältnismäßigen Billigkeit. Aus 
den Berichten des Direktors läßt sich ersehen, daß auch der 
Lohn, den die Arbeiter am Ende des Jahres 1796 erhielten, 
schon bedeutend höher war als z. B. im Sommer: so er- 
hielten die Arbeiter im Brumaire (d. i. vom 22. Oktober bis 
zum 20. November 1796) in Metallfranks folgende Summen: 
5 Mann je 24 Franken, 1 Mann 27 Fr., 2 30 Fi ; ., 1 38 Fr., 
1 42 Fr., 1 45 Fr., 1 48 Fr., 1 53 Fr., 1 55 Fr., 1 51 Fr., 
1 58 Fr., 1 56 Fr., die übrigen 65 Fr. und darüber (2 Mann 
je 65, 2 je 66, 1 70, 1 76, 1 80, 1 88 und 1 103 Fr.) Im 
ganzen sind 30 Arbeiter verzeichnet (doch hatten 4 für diesen 
Monat nichts erhalten). Natürlich genügt auch das noch 
lange nicht, und die Arbeiter klagen z. B. noch im Winter 
1796 — 97 über die hohen Preise der Lebensmittel und er- 
bitten vom Minister eine Unterstützung in der Form, daß 
Holz und Lichte an sie verteilt und der Lohn erhöht werde ; 
immerhin aber ist ihre Lage nicht mehr so verzweifelt, wie 
sie dank der Assignatenkrisis im Jahre 1795 und besonders 
in den ersten Monaten des Jahres 1796 war. Die Preise, die 
für den Brumaire angegeben sind, wiederholen sich mit ge- 
ringen Abweichungen auch in den Berichten, die uns über 
die folgenden Monate erhalten sind. Ja auch in den Peti- 
tionen, die noch hier und da unter den Dokumenten vom 
Jahre 1797 vorkommen, wird mehr darum nachgesucht, die 
Übersendung der bereits assignierten Summen zu beschleu- 
nigen 8 , und diese Bitten sind nur eine Bekräftigung analoger 



1 Arch. Nat. O a 858, der Stoß: les divers mois de Tan V (0 2 858). 
Rapport au Ministre de PInt£rieur, N 1865 (4 e Division, Arts et Manu- 
factures). 

9 ibid. : ... ils ont en revanche l'avantage de convenir a un plus 
grand nombre de consommateurs. 

a Z. ß. die Bitte der Arbeiter an den Vertreter des Departements 
Oise im Rate der Fünfhundert, er möchte doch um schleunigste Über- 
sendung der vom Minister assignierten Summe bitten. Arch. Nat. 2 858, 
der Aktenstoß: Fructidor an 5. Die Handschrift ist gezeichnet: De 
Beauvais le 18 Thermidor an 5 de la Rep. franc. , les citoyens ar- 
tistes etc. de Beauvais au citoyen Portier etc. Oder eine andere, analoge 
Bitte der Arbeiter: 2 859, Aktenstoß: Brumaire an 6. 

Forschungen 132. — Tarle. 8 
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Gesuche des Direktors selbst. Überhaupt aber geht aus allen 
Schriftstücken, die sich auf das Jahr 1797 beziehen, klar 
hervor, daß die staatliche Manufaktur eine verhältnismäßig 
ruhige Existenz führte, sichergestellt durch die vom Staate 
verabfolgten Summen und nur bewegt durch die manchmal 
eintretenden Stockungen in der Auszahlung dieser und Doch 
durch einige, für ein industrielles Unternehmen unbequeme 
Eigenschaften der französischen bureaukratischen Zentrali- 
sation (in diesem Sinne ist interessant ein recht langer 
Schriftwechsel 1 zwischen dem Minister des Innern und der 
Manufaktur über die Frage, ob man einem Angestellten ge- 
statten dürfe, zur Gobelinmanufaktur zu reisen, d. h. eine 
Reise von der Dauer einiger Stunden zu unternehmen, und 
ob es nicht besser sei, einen Brief zu schreiben usw.). Diese 
verhältnismäßige Ruhe ändert sich scheinbar schon gegen 
Ende 1797, am Anfang des Jahres 1798 aber hören wir 
wiederum das Flehen der Arbeitslosen um Hilfe. Am 
13. Januar 1798 schreiben die Arbeitslosen dem Minister des 
Innern über ihre hilflose Lage und bitten um Unterstützung a . 
Während der Direktor Camousse diese Petition an das Mini- 
sterium übermittelt, erklärt er in seinem Schreiben auch die 
Ursache dieser Arbeitslosigkeit: es war nicht für alle Arbeit 
vorhanden wegen eingetretener Stockung in den Lieferungen 
von Material, was wiederum eine Folge bureaukratischer Ver- 
schleppungen und Schwierigkeiten war, die es verhindert 
hatten, daß zur rechten Zeit der nötige Bote nach Paris ab- 
geschickt werden konnte. Zugleich fügt er eine Liste der 
Arbeitslosen bei, denen man nach seiner Meinung eine Unter- 
stützung gewähren müsse. Es wurde beschlossen, eine Sub- 
vention von nicht mehr als 30 Sous für den Tag und Kopf 
für alle arbeitslosen Tage auszugeben. Doch war die Lage 
selbst derjenigen, die Arbeit hatten, Anfang 1798 keine 
leichte, infolge einer Stockung in der Übersendung der er- 
forderlichen Summen; davon legt eine Petition, die (mit den 
Unterschriften sämtlicher 36 Arbeiter versehen) am 17. Fe- 
bruar 1798 dem Direktorium überreicht wurde 8 , beredtes 
Zeugnis ab. Sie bitten um Verabfolgung des Lohnes, den 
ihnen die Regierung schon seit einigen Monaten schuldig sei. 
Interessant ist es, daß die Arbeiter, da sie sich an das 
Direktorium wenden, es für ihre Pflicht halten, den Aus- 

1 Diesen ganzen Schriftwechsel mit Gesuchen, abschlägigen Ant- 
worten, Rapports usw. siehe im Aktenstoß: Florßal, an 5. Arch. Nat. 
2 858, wie auch Vendßmiaire an 6. 0-859. 

2 Arch. Nat. 2 859. Der Aktenstoß: Pluviose, an 6. Die Petition 
ist gezeichnet: De Beauyais ce 23 Nivöse an 6 de la R6p. francaise. 
Unterschrieben : Les ouvriers sans oecupation. Folgen die Unterschriften. 

8 29 Pluviose de l'an 6 (Arch. Nat. 0-859). Der Stoß: Germinal, 
an 6. Au Directoire. Am Rande: 4© Division. 17 Ventöse, 277. 
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druck ihrer bürgerlichen Gefühle in entsprechender Weise ab- 
zuändern; in den Jahren 1790—91 sprachen sie am Schlüsse 
ihrer Petitionen von ihren Gefühlen „für die Nation, das Ge- 
setz und den König" — in Übereinstimmung mit der damals 
gangbaren politischen Phraseologie (ä la Nation, ä la Loi et 
au Roi); im Jahre 1793 beglückwünschten sie den Konvent 
zur Hinrichtung Ludwigs XVI. ; jetzt verleihen sie ihren Ge- 
fühlen für die neue Verfassung, die das Direktorium ein- 
gesetzthat, Ausdruck. „Sechsunddreißig ehrliche, arbeitsame 
Familien, die der Konstitution des dritten Jahres und der 
Regierung aufrichtig ergeben sind , werden ihrer väterlichen 
Sorge" neues Leben, „Glück und Wohlstand verdanken"; „sie 
werden euch mit Segenswünschen der Dankbarkeit über- 
schütten" usw. usw. In demselben Tone ist auch eine andere 
Petition gehalten, die kurze Zeit darauf (am 2. März 1798) 
überreicht wurde und beinahe eine Kopie der ersten dar- 
stellt. Am Schlüsse dieser zweiten Petition findet sich noch 
eine Phrase, die so lautet: „Ihre (der Arbeiter) Tränen des 
Kummers werden weichen den Tränen der Erkenntlichkeit, 
und sie werden ihre Wohltäter, die Direktoren (d. h. die 
Glieder des Direktoriums) segnen, bei denen jeder Augenblick 
damit beschäftigt ist, die Nation nach außen geachtet, im 
Innern aber alle guten Bürger glücklich und zufrieden zu 
machen". 

Derartige Stockungen waren nicht selten ; sie finden ihre 
natürliche Erklärung vor allem in der schwierigen finanziellen 
Lage, in der sich das Direktorium zu jener Zeit befand; 
manchmal aber ist doch auch eine unbestrittene Vergeßlich- 
keit und Nachlässigkeit des Ministeriums inbezug auf die 
Arbeiter nicht zu leugnen. Was nun den Absatzmarkt be- 
trifft, so blieb das Ausland wegen des andauernden Krieges 
den französischen Luxusartikeln nach wie vor fast verschlossen, 
und der innere war ebenfalls vollständig unbedeutend. Indem 
der Minister des Innern einem Arbeiter, der aus dem Kriegs- 
dienste zurückkehrte, die Wiederaufnahme unter die Arbeiter 
an der Manufaktur Beauvais verweigert, sagt er, „er könne 
die Zahl der Arbeiter an der Manufaktur Beauvais nicht ver- 
größern, so lange der Handel dieser Anstalt nicht neue 
Märkte für den Verkauf ihrer Erzeugnisse schaffe 1 ." Diese 
Worte datieren vom Anfang des Dezember 1798. Fast zur 
selben Zeit war Camousse das Geld zur Wiedereinrich- 
tung der Teppichweberei (tapis de pied) an der Manufaktur 
verweigert worden, obgleich nach seiner Meinung die Teppiche 



1 Arch. Nat. 2 859, Stoß: Frimaire an 7. Rapport präsente au 
Ministre de Tlnterieur. 4 Division, Bureau des Arts. Gezeichnet: 
Paris le 19 Frimaire an 7®. Der Bittsteller wurde schließlich doch 
wieder aufgenommen. 

8* 
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Absatz finden und die Kosten der Herstellung wieder ein- 
bringen würden. Das Ministerium, das diese Bitte abschlägt, 
macht Camousse auf den Untergang der früher in Aubusson 
bestandenen Manufaktur aufmerksam, wie auch darauf, daß 
man es „privaten Personen tiberlassen solle, neue Versuche 
in dieser Richtung zu unternehmen" 1 und gegen die „Ver- 
hältnisse", die die Manufaktur in Aubusson zugrunde ge- 
richtet, anzukämpfen. Nichtsdestoweniger wurde die Existenz 
der Manufaktur in Beauvais wenigstens immer fester. Aus 
dem Verzeichnis vom Vendemiaire (d. h. also für den Monat 
vom 22. September bis zum 21. Oktober 1798), das in den 
Dokumenten erhalten ist, sehen wir 2 , daß an der Manufaktur 
27 Mann arbeiten, d. h. annähernd ebensoviel, wie in den 
vorhergehenden Jahren, daß aber diese Leute bedeutend mehr 
verdienen, als noch einige Monate zuvor; nur 2 Mann ver- 
dienten in diesem Monat 20 und 24 Franken, alle übrigen 
mehr : 2 Mann verdienten je 30 Franken , 1 Mann 3(5 , 7 je 
40, 1 45, 2 je 50, 3 je 60, 3 je 70, 1 72, 3 je 80, 2 je 
100 Franken. Es ist klar, daß die Arbeit gewachsen war, 
und dieser Schluß wird auch bestätigt durch den ganzen 
übrigen Schriftwechsel des Direktors mit dem Ministerium, 
in dem durchweg die Rede ist vom Ankauf neuen Materials, 
von der Abfertigung der fertigen Arbeiten nach Paris usw. 
Das Verzeichnis für den Nivöse des Jahres VII (d. i. vom 
21. Dezember 1798 bis 19. Januar 1799) zeigt eine weitere 
Zunahme der von den Arbeitern verdienten Summen; nur 
4 Mann verdienten 30 — 36 Franken, die übrigen mehr, und 
im allgemeinen bedeutend mehr: 4 Mann verdienten je 
40—47 Franken, 3 je 50 Fr., 7 je 60 Fr., 1 64 Fr., 4 70—72 Fr., 
1 92, und 4 100—114 Fr. jeder 8 . Ein ähnliches Dokument 
für den Prairial, das sich ebenfalls unter den Akten vom 
Jahre 1799 erhalten hat, zeigt, daß die Manufaktur sich auf 
derselben Höhe hielt, und daß die Arbeiter auch im Sommer 
1799 keine geringeren Summen verdienten als im Winter; 
im Monat Prairial (d. h. vom 20. Mai bis zum 18. Juni 1799) 
hatte nur ein Arbeiter 25 Franken verdient, 4 Mann je 
40—45 Fr., 4 je 50, 7 je 60, 1 64, 3 je 70—72, 4 je 80—88, 
und 3 je 100 Fr. 4 . — Wenn aber die Arbeiter Summen ver- 



1 Arch. Nat., Stoß: Brumaire (0 9 859), Paris le 19 Brumaire an 7. 
Le Ministre au Direct. de la Manuiacture des Tapisseries de Beauvais. 
N 329. 

2# Arch. Nat., Stoß: Vendemiaire 7« an (0 2 859). liltat general des 
recettes et depenses pour le mois de Vendemiaire, an 7 ; dritte Seite der 
Handschrift (Etat des frais etc.). 

8 Arch. Nat, Stoß : Pluviöse, an 7 (0 2 859). Comptabilit6 du citoyen 
Camousse, Mois de Nivöse an 7 e de la ß. Fr. 

4 Arch. Nat. 0*859. Depenses diverses pour le Moi de Prairial 
an 7 de la Rep. Fr. (Stoß: Messidor an 7). Die Dokumente für den 
Pluviöse, Grerminal und Messidor geben fast dieselben Daten (s. O 2 860). 
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dienten, die größer waren als die früheren, wenn auch die 
Manufaktur nicht ohne Arbeit blieb, so folgt daraus noch 
nicht, daß sie die verdienten Summen einigermaßen pünkt- 
lich erhielten: im September 1799 senden die Arbeiter 
eine kummervolle Petition x (nach sehr langer Pause die erste), 
in welcher sie erklären, daß man sie für 7 Monate noch nicht 
bezahlt habe, und daß sie und alle ihre Familien sich in 
einer äußerst schwierigen Lage befänden; darum bäten sie, 
die Auszahlung des verdienten Geldes zu beschleunigen. An 
die Petition ist ein Zettel angeheftet, der in einigen Worten 
den Inhalt des Arbeitergesuches wiedergibt, am Rande des 
Zettels aber findet sich die bezeichnende Resolution: „rien 
ä faire". Selbstverständlich erhielten die Arbeiter schließlich 
ihr Geld, doch machte die Unordnung in den Finanzen, in 
welcher das Direktorium seine Tage zubrachte, derartige 
Verzögerungen und Stockungen unvermeidlich. 

Das Konsulat, welches allmählich eine Reihe von Ver- 
besserungen in die finanzielle Lage des Staates brachte, stellte 
auch die nationalen Manufakturen in eine festere und ruhigere 
Lage. Die Dokumente, die sich auf die Zeit des Konsulates 
und des Kaisertums beziehen, zeigen auch tatsächlich sowohl, 
daß die Manufaktur nicht ohne Arbeit war, als auch, daß die 
für sie assignierten Summen zur rechten Zeit an sie gelangten. 
Charakteristisch ist ebenso die unvergleichlich pünktlichere 
und eingehendere Berichterstattung als in früheren Jahren. 
Zugleich hören aller Art von den Arbeitern ausgehende 
Nachrichten auf, die auf ihr Leben zur Zeit des Konsulates 
und des Kaisertums ein Licht werfen und uns eine genauere 
Vorstellung davon geben könnten, welche Rückwirkung diese 
sichtliche Veränderung in der finanziellen Lage der Manu- 
faktur auf die Arbeiter gehabt hat. 

Diese Epoche tritt aber schon aus dem Rahmen unserer 
Arbeit heraus. 



1 Arch. Nat. 2 859. Au citoyen Ministre de l'Interieur. Ge- 
zeichnet: Beauvais, Ce troisieme jour complementaire , 7 ann6e de la 
Republique (d. i. also d. 19. September 1799). 



Schlußwort 



i. 

Nun wir uns mit dem, was das Arbeiterpersonal der 
nationalen Manufakturen während der Zeit der Revolution 
durchgemacht hat, bekannt gemacht haben, wollen wir ver- 
suchen, in einigen Worten festzustellen, zu welchen haupt- 
sächlichen Schlüssen die urkundlichen Daten führen, die dieser 
Arbeit zugrunde liegen. 

Vor allem müssen wir bemerken, daß sogar die Ge- 
schichte der Produktion solcher objets de luxe, wie die Er- 
zeugnisse der nationalen Manufakturen, uns zeigt, daß Forscher 
wie Jaurfcs, die nicht geneigt sind, das Bestehen einer gleich 
akuten Krisis in Handel und Gewerbe für die ersten Jahre 
der Revolution anzuerkennen, eher im Recht sind als die- 
jenigen, welche die ganze Periode der Revolution vom ersten 
bis zum letzten Moment als einen ununterbrochenen kommer- 
ziellen und industriellen Krach darstellen. Es erweist 
sich, daß sogar die Industriezweige, mit denen sich die 
nationalen Manufakturen beschäftigten, und welche gemäß 
allen Urteilen a priori in der ganzen Periode der Revolution 
nichts anderes kennen konnten als völligen Ruin, daß sogar 
sie nach einem tatsächlich jähen Niedergange des Absatzes 
im Jahre 1789, im allgemeinen in den Jahren 1790—91 sich 
nicht in einer so verzweifelten Lage befanden wie später, 
und hernach dieser Jahre, 1790 — 1791, als relativ zu- 
friedenstellend gedachten. In den Jahren 1792 — 93 spitzt sich 
die Krisis scharf zu und seitdem kommen die Manufakturen 
nicht mehr aus dem schwierigen, zeitweise vollkommen 
hoffnungslosen Zustande heraus. Dabei muß nur als Aus- 
nahme bemerkt werden, daß die Manufaktur von Sfevres im 
Jahre 1796 und im Anfang des Jahres 1797 ihre Situation 
auf kurze Zeit etwas verbessert hatte. Es ist evident: wenn 
der revolutionäre Sturm von 1789 dem Absatz von Luxus- 
artikeln einen äußerst schweren Schlag versetzt hatte, so 
brachte doch erst der 1792 begonnene Krieg mit der Koalition, 
zugleich mit der Sperrung der ausländischen Märkte, wenn 
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auch nicht gerade ein völliges Aufhören des Absatzes mit 
sich, so doch die bedrohlichste Zuspitzung jener Krisis, welche 
1789 begonnen und in den Jahren 1790—91 ein wenig nach- 
gelassen hatte. Dies ist der allgemeine Hintergrund, auf 
welchem sich das durch unsere Dokumente gezeichnete Bild 
der Lage der Arbeiter in diesem Dezennium entrollt. Wir 
bemerken ferner, daß das erste Revolutionsjahr von keinem 
irgendwie deutlichen Einfluß auf die Lage und Stimmung der 
Arbeiter ist; im Jahre 1792 beginnt jedoch allerorten der 
Kampf um ihre beruflichen Interessen. Dieser Kampf, den 
uns unsere Quellen ziemlich unbestimmt zeichnen, wird (wenn 
man von einigen Ausschreitungen in Beauvais absieht), im 
allgemeinen in friedlichen Formen, aber hartnäckig geführt. 
Die Arbeiter wählen besondere Bevollmächtigte, geben ihnen 
das volle Recht, im Namen aller Kameraden mit der Ad- 
ministration zu verhandeln und dort, wo die Entscheidung 
der Angelegenheiten unmittelbar von der höheren Obrig- 
keit abhängt (d. h. überall, außer in Beauvais), enden diese 
Unterhandlungen — bis Anfang 1791 — mit dem vollen Siege 
der Arbeiter. Das Jahr 1791 und die ersten Monate des 
Jahres 1792 vergehen sodann mehr oder weniger ruhig. Nach 
dem 10. August 1792 beginnt die Lage, infolge finanzieller 
Schwierigkeiten der Staatskasse, eine sehr schwere zu werden. 
Roland bemüht sich aus Sparsamkeitsrücksichten, den Arbeitern 
das wieder zu nehmen, was sie Ende 1790 und Anfang 1791 
erhalten hatten, und die Arbeiter verzichten nicht nur auf 
jeden Kampf, sondern es findet sich auch unter ihnen nicht 
immer die nötige Einmütigkeit, um sich der Versicherungen 
ihrer Unterwürfigkeit zu enthalten, die jeglichen Versuch 
ihrer Kameraden, die gemeinsame Sache zu behaupten, direkt 
schädigen. Die Arbeiter unterwerfen sich aus Furcht ent- 
lassen zu werden, wie etliche unter ihnen einige Monate später 
erklären. Solche Beispiele einer nicht sonderlichen Festig- 
keit der kameradschaftlichen Bande findet der Leser unserer 
Arbeit überhaupt nicht nur in einer der nationalen Manu- 
fakturen, gleichviel welcher, und nicht nur im Jahre 1792. 
Wir wiederholen, was wir schon weiter oben ausgesprochen 
haben , daß es nämlich beinahe überall , wo gemeinsame 
Schritte der Arbeiter aus dem oder jenem Anlaß mit einem 
gewissen Risiko verbunden waren, nicht ohne Meinungsver- 
schiedenheiten abging, die sich mehr oder weniger deutlich 
in den Dokumenten abspiegeln. Nun aber beginnt das Jahr 
1793, und bald ist die Herrschaft der Montagnards an der 
Tagesordnung. Die Arbeiter wahren sich das, was Roland 
ihnen nehmen wollte ; die Revolution, die ihre demokratischste 
Periode durchlebt, tut für sie das, wozu sie selbst nicht im- 
stande waren. Die Arbeiter erscheinen für einige Zeit als 
die Herren der Situation, da und dort entfernen sie die frühere 
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Administration, stellenweise treten sie durch eigene Wähler ■ 

selbst in den Bestand der neuen Administration ein. An die < 

Spitze treten die am revolutionärsten gesinnten und tat- 
kräftigsten Leute, denen sich die übrigen unterordnen. Allein . 
es beginnt die Thermidorreaktion, und die Teilnahme der ! 
Arbeiter an der Verwaltung der Manufakturen hört von selbst 
auf, ohne die geringsten Spuren eines Kampfes oder auch , 
irgendwelcher sich klar äußernden Unzufriedenheit von Seiten ^ 
der Arbeiter. Vom Jahre 1793 an, besonders aber seit den ! 
Jahren 1794 — 95, wird alles Denken der Arbeiter ungeteilt 
von ihrer verzweifelten materiellen Lage verschlungen. Der i 
Absatz fehlt, die staatliche Hilfe aber ist infolge der Ent- 
wertung der Assignaten äußerst unzureichend, und keine Zu- 
lage kanti helfen, da diese Entwertung reißend fortschreitet. 
Im Jahre 1795 beginnt die Verabfolgung von Lebensmitteln 
in Naturalien, doch kann dadurch die Not der Arbeiter nur 
gelindert, nicht aber beseitigt werden; denn erstens sind die 
Produkte oft von sehr schlechter Qualität, zweitens aber 
bleibt noch die Frage nach der Kleidung und einer ganzen 
Menge anderer, durchaus unentbehrlicher Gegenstände, die ^ 
für Assignaten zu kaufen jede Möglichkeit fehlt. Nichts- 
destoweniger erblickt sowohl die Administration der Manu- 
fakturen als auch ihre Arbeiter in dieser Ausgabe von Lebens- \ 
mittein den Rettungsanker, und als im Jahre 1796 die 
Regierung diese Ausgabe abschafft, da versuchen die Direk- 
toren auf jede Art und mit allen Künsten, sie noch einige 1 
Monate lang fortzusetzen. Seit der zweiten Hälfte des Jahres 
1796 wird ein Teil des Gehaltes bereits in klingender Münze 
ausgezahlt, und im Frühling 1797 kommt die klingende Münze 
endgültig in Gebrauch. Es beginnt für die Arbeiter eine 
neue Reihe von Nöten, denn jetzt bleibt die Regierung auf 
Monate hinaus mit den Zahlungen im Rückstand und bringt 
die Arbeiter in eine wahrhaft verzweifelte Lage. Ohne Brot, 
ohne Kleidung, ohne Kredit sind sie in vollständige Armut j 
und Erschöpfung versetzt. Erst nach dem Sturze des Direk- 
toriums hat die allmähliche Besserung der Staatsfinanzen die 
nationalen Manufakturen aus dieser Lage befreit. • 

ii. i 

So war im allgemeinen die materielle Lage dieser paar 
Hunderte von Menschen, deren Geschichte während der Epoche ♦ 

der Revolution uns von den Dokumenten der Archive aus- 
führlicher erzählt wird als die der gesamten übrigen Arbeiter- 
klasse. Welches war nun ihre politische Stimmung in jenen 
kritischen Jahren? Bis zum Sturze der Monarchie finden 
wir unter den Arbeitern der nationalen Werkstätten fast gar 
keine Spur eines irgendwie lebhaften aktiven Interesses an 
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den politischen Ereignissen und Ideen des Tages (wenn wir 
zwei, drei Tatsachen nicht rechnen). Erst seit dem Herbst 
1792 und besonders im Jahre 1793 zeigen sie, und auch jetzt 
meist nur die Arbeiter von S&vres, ein Interesse für die 
öffentlichen Angelegenheiten, nehmen Anteil an dem lokalen 
revolutionären Komitee usw. Mit Beginn der Thermidor- 
reaktion verschwinden die letzten Spuren eines aktiven Inter- 
esses für die Politik wieder, und zwar endgültig. Für die 
Arbeiter ist die Regierungsgewalt in erster Linie ein Arbeit- 
geber, ein allmächtiger Hausherr, ein Brotherr, von dem sie 
ganz und gar abhängen. Mit der größten Hochachtung, in 
gleichmäßig glühenden Ausdrücken wenden sie sich gewöhn- 
lich wie an d'Angiviller, so auch an die Nationalversamm- 
lung, an Roland, an den Konvent, an die Kommission für 
Ackerbau und Künste, an das Direktorium, an Lucien Bona- 
parte und an Napoleon Bonaparte. Alle diese Obrigkeiten 
heißen sie Väter und Wohltäter und versichern gleicherweise 
ihre Ergebenheit demjenigen Regime, als dessen Vertreter ihr 
Adressat erscheint. Doch muß hervorgehoben werden, daß 
die alte, vorrevolutionäre Ordnung immer und unabänderlich 
die entschiedenste Verurteilung ihrerseits hervorruft, und daß 
sie offenbar nicht ein revolutionäres Regime dem anderen gegen- 
überstellen, sondern jedes revolutionäre Regime oder alle Ord- 
nungen der Revolution (von 1789 — 1799) stellen sie dieser einen 
verhaßten, alten Ordnung, der „Zeit der Despotie* 4 , gegenüber. 
Wir möchten sagen, wenn überhaupt die Arbeiter der natio- 
nalen Manufakturen auch nur eine feste politische Überzeugung 
hatten, so war es dieses negative Verhältnis zu der vor- 
revolutionären Ordnung der Dinge. Im allgemeinen aber 
kann die volle, widerspruchslose Unterwerfung unter die zur- 
zeit bestehenden Gewalten als typisch für alle Arbeiter der 
nationalen Manufakturen betrachtet werden. Während des 
ganzen, uns interessierenden Dezenniums haben die Arbeiter 
auf den nationalen Manufakturen eigentlich nur einmal, im 
Jahre 1790, um Zugeständnisse nicht so sehr gebeten, als 
vielmehr solche gefordert (o bschon sie sich bemühten, nach 
Möglichkeit einen respektvollen Ton zu bewahren) und haben 
an einigen Orten sogar zu einer gewalttätigen Handlungs- 
weise ihre Zuflucht genommen. Nach dieser Zeit verschwinden 
jegliche Äußerungen eines Wunsches, nicht nur zu bitten, 
sondern auch um die Gewährung ihrer Bitten zu kämpfen, 
fast ganz: Das Bestehen auf der Sonntagsruhe (anstatt des 
decadi) auf der Manufaktur von S&vres erscheint als voll- 
ständige Ausnahme. Es muß wiederholt werden, was wir 
schon in der vorhergehenden Darlegung gesagt haben: bei- 
nahe stets, wenn es sich in irgendeiner Sache um ein gewisses 
Risiko handelte, wenn ein festes Vorgehen erforderlich und 
besonders notwendig war, zeigten bei weitem nicht alle 
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Arbeiter kameradschaftliche Gefühle. Versuche, sich zu 
organisieren, können für das Jahr 1790 vermerkt werden, als 
die Arbeiter stellenweise ihre „Kommissäre" zur Unterhand- 
lung mit der Obrigkeit wählten. Im Jahre 1793 machten 
die Vertreter der zentralen Gewalt unzweifelhafte Versuche, 
die Arbeiter zu organisieren und die von ihnen gewählten 
Männer in die Administrationskonseils aufzunehmen, wo sie 
Hand in Hand mit der Direktion die Angelegenheiten, die 
für die Arbeiter von Interesse waren, entscheiden sollten. 
Allein es bedurfte nur der Thermidorreaktion, .und bald blieb 
nichts mehr von diesen Versuchen übrig. Überhaupt kann 
man sagen, wenn die Arbeiter der nationalen Manufakturen 
nicht politische, sondern nur rein berufliche Bestrebungen 
zeigten, liefen auch diese beruflichen Interessen ihrerseits bei 
ihnen fast ausschließlich auf die Lohnfrage hinaus. Sogar 
die Frage einer Vergrößerung der Ruhezeit wurde nach dem 
Jahre 1790 nur noch ein einziges Mal und nur auf einer 
Manufaktur aufgeworfen (in S&vres, wegen der Sonntags- 
feier). Es ist nicht daran zu denken , daß die Frage einer 
Organisation unter diesen beruflichen Bestrebungen über- 
haupt noch eine Rolle spielte. 

Von ihrer sozialen Stellung hatten die Arbeiter der natio- 
nalen Manufakturen eine hohe Meinung. Als „Künstler" 
glaubten sie sich im höchsten Grade nützlich für die Nation, 
für den Ruhm des Reiches. Sie stellten sich den Beamten 
im Staatsdienste gleich (worin das Ministerium des Innern 
mit ihnen aber nicht einverstanden war). Stolz wiesen sie 
darauf hin, daß ganze Generationen derselben Familien in 
den Manufakturen arbeiteten ; manchmal machten sie geradezu 
Rechte auf die Benutzung der Grundstücke geltend, die der 
Manufaktur zugeschrieben waren, da sie in dieser Beziehung 
keinen Vorzug der Rechte der Direktion vor den ihrigen an- 
erkannten. Hier kann beiläufig bemerkt werden, daß diese 
Ansicht von ihrer eigenen Bedeutung im allgemeinen — 
d. h. abgesehen von einigen seltenen Ausnahmen — die Arbeiter 
zu keinerlei Kollisionen mit der Direktion dieser Anstalten 
geführt hat. Mit ihren Direktoren lebten sie gewöhnlich in 
Frieden, möglicherweise hauptsächlich gerade infolge der Er- 
kenntnis, daß von diesen Direktoren sehr wenig abhänge, 
und das Schicksal der Anstalten und ihres Personals in den 
Händen des Ministeriums des Innern liege, welches Arbeiter 
annimmt und entläßt, die Jury zur Taxation der Arbeit 
ernennt, den Lohn festsetzt, Zulagen auszahlt und sie wieder 
einstellt usw. Nur in Beauvais hingen die Angelegenheiten 



1 Die Frage über die Benutzung des Gemüsegartens in Beauvais; 
die Verzögerung in der Lohnauszahlung in Sevres. 
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der Manufaktur unmittelbar von Menou ab (bis zu seiner 
Entlassung), und verzichtete die Zentralgewalt auf eine Ent- 
scheidung in dem Streit zwischen dem Unternehmer und den 
Arbeitern. 

III. 

Können wir wohl auf Grund der Dokumente, die sich 
auf die Arbeiter der nationalen Manufakturen beziehen, uns 
klar machen, welches während der in Betracht kommenden 
Periode die charakteristischsten Züge in den Beziehungen 
der Regierung zu dieser direkt von ihr abhängigen Kategorie 
der Arbeiterklasse waren? In den ersten Jahren der Revo- 
lution, als die Manufakturen unter der Oberverwaltung des 
Grafen d'Angiviller standen, mußte die Regierung mit der 
Gärung unter den Arbeitern rechnen und machte überall dort 
Zugeständnisse, wo nur die Erfüllung der gestellten Forderungen 
unmittelbar von ihr abhing ; nur in Beauvais, wo — wie oben 
bemerkt — die Arbeiter während dieser Periode noch un- 
mittelbar mit dem Unternehmer zu rechnen hatten, endigte 
die Sache nicht mit ihrem Siege. Wir haben durchaus nicht 
nötig, aprioristische Vermutungen darüber zu konstruieren, 
wodurch eine solche Nachgiebigkeit zu erklären sei: die 
Dokumente geben es deutlich zu verstehen, daß der Hof sich 
fürchtete, in dieser kritischen Epoche die Arbeiter gegen sich 
aufzureizen und schließlich einige hundert Menschen vor die 
Tür zu setzen, welche dann schon direkt und unmittelbar die 
Schuld für ihr unglückliches Schicksal dem Könige zuschieben 
könnten. Die allgemeine Lage der Dinge, der Triumph der 
Revolution, alles dies hat im Jahre 1790 den Arbeitern viel 
geholfen, als sie mit der Obrigkeit unterhandelten. Der 
königliche Hof ließ sich zu Zugeständnissen herbei, die für 
ihn sehr unvorteilhaft waren, und nur heimlich, verstohlener- 
weise versuchte die Hauptadministration diese neuen und ihr 
sehr unangenehmen Ausgaben zu verkürzen (durch die Ver- 
ordnungen, keine neuen Arbeiter aufzunehmen, die Zahl 
der bereits vorhandenen auf jede mögliche Weise ein- 
zuschränken usw.). Solcher Art war im allgemeinen die 
Politik des Grafen d'Angiviller und des Mitte 1791 in der 
Hauptverwaltung der Manufakturen an seine Stelle getretenen 
Intendanten der Zivilliste de la Porte. Zur Zeit des Letzteren 
war, wie gesagt werden muß, auf den Manufakturen alles voll- 
kommen ruhig, denn einerseits waren die Arbeiter durch ihre 
jüngsten Eroberungen zufriedengestellt, anderseits aber hatte 
sich die Finanzkrisis noch nicht so schrecklich zugespitzt wie 
in der Folge, die Assignaten waren noch nieht so entwertet; 
der königliehe Hof aber durfte es natürlich nieht wagen, den 
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Lohn in der Weise zurückzuhalten, wie es z. B. das Direk- 
torium hernach tat, und fürchtete, den Dokumenten nach zu 
urteilen, bereits Aufregungen, wenn, was selten war, Ver- 
zögerungen auch nur von einem Monat eintraten. Es folgt 
der 10. August und der Sturz der Monarchie. Die Arbeiter 
der nationalen Manufakturen gerieten bald in die Hände des 
Ministers des Innern Roland. Während der kurzen Zeit 
seines zweiten Ministeriums erscheint der girondistische 
Minister in unseren Dokumenten als ein Mann, der vor allem 
die strengste Ökonomie in der Verausgabung von Staats- 
geldern für die nationalen Manufakturen anstrebt und dabei 
die Möglichkeit einer Gärung unter den Arbeitern durchaus 
nicht fürchtet. Er führt direkt eine Attake gegen die schon 
vor IV2 Jahren gemachten Zugeständnisse, verlangt von den 
Arbeitern widerspruchslose Unterwerfung unter seinen Willen, 
droht den Unzufriedenen mit Entlassung, betont den Ge- 
danken von der Notwendigkeit der Subordination usw. Im 
Ton seines Verkehrs mit den Arbeitern ist dies ein direkter 
Vorgänger Lucien Bonapartes oder, um eine von ihm noch 
entferntere Epoche zu nehmen, der Minister Louis Philipps. 
Eine solche Maßregel, wie z. B. die Forderung an die Ar- 
beiter, durch ihre Unterschrift zu bezeugen, daß sie damit 
einverstanden seien, sich der Wiedereinführung des ihnen so 
verhaßten Stücklohnes zu fügen, mit der Drohung, die nicht 
Unterschreibenden zu entlassen, verrät nicht nur das vollste 
Vertrauen in seine Macht und in die Schwachheit der Ar- 
beiter, sondern auch den Wunsch, ihnen diese seine Macht 
mit aller Deutlichkeit vorzudemonstrieren. Er macht denen 
bittere Vorwürfe, die nach seiner Kenntnis die (seiner Meinung 
nach) überflüssige Nachgiebigkeit des früheren Chefs, des 
Grafen d'Angiviller, begünstigt hatten; und er, der republi- 
kanische Minister, muß von den Arbeitern den schüchternen^ 
leisen Tadel hören, unter der Monarchie habe d'Angiviller 
Wert darauf gelegt, erst ihre Meinung zu erfahren, bevor er 
ihr Schicksal entschied , während er , Roland , der republi- 
kanische Minister, dies nicht tun wolle. Natürlich bestand 
hier der Unterschied nur darin, daß d'Angiviller die Arbeiter 
fürchtete, Roland hingegen nicht, denn die Monarchie der 
Jahre 1790—91 war schwach, die Republik des Jahres 1792 
aber stark; und die Aufregung einiger hundert Arbeiter von 
Paris und S6vres , die in den Augen des untergegangenen 
Hofes als ein Ingrediens der allgemeinen Wirren erschien, 
das gefährlich werden könnte, hatte in den Augen Rolands 
nichts zu bedeuten. 

Die Arbeiter waren bereit, vor Roland zu Kreuz zu 
kriechen, der sie, wie einige von ihnen später erklärten, durch 
die Drohung mit der Entlassung terrorisierte, doch rettete 
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sie wiederum davor der weitere siegreiche Gang der Revo- 
lution. 

Die Girondisten wurden von den Montagnards abgelöst; 
Weder vorher noch nachher hat sich während der ganzen 
Epoche der Revolution die Staatsgewalt so human den Ar- 
beitern gegenüber verhalten, hat sie ein solches Bestreben, 
ihre selbständige Tätigkeit zu heben, an den Tag gelegt, wie 
in den Jahren 1793—94. Man jammert wohl oft über den 
„Vandalismus der Jakobiner" , die gewisse Erzeugnisse der 
Gobelins verbrannten, gewisse S&vresstatuen und -vasen zer- 
schlugen nur aus dem Grunde, weil diese Kunstwerke mon- 
archistische oder feudalistische Sujets darstellten, Der 
Historiker der Arbeiterklasse wird jedenfalls sagen, daß den 
Arbeitern gegenüber die Jakobiner im allgemeinen keineswegs 
„Vandalen" gewesen sind, speziell gegenüber denen der natio- 
nalen Manufakturen. Noch mehr: sie bewiesen einen sehr 
weiten Blick für die allgemeinstaatliche Bedeutung dieser 
Anstalten, einen Blick, zu dem Roland sich nie hatte auf- 
schwingen können. Zu ihrer Zeit wurde die Republik von 
den gleichen und noch schlimmeren Unwettern durchtobt wie 
unter Roland, und dennoch hatten sie in der Person ihrer 
Minister des Innern (besonders Par6s), in der Person des 
Komitees und der Kommission für Ackerbau und Künste, im 
Wohlfahrtsausschuß und sogar im Konvent, den hartnäckigen 
Wunsch , selbst auf dem Wege von Opfern , die bei dem da- 
maligen Stande der Finanzen so schwer waren, dem Staate 
diese „Schulen der Künste" zu erhalten. Der stolze Glaube 
an die Zukunft, der für die Männer des Konvents in seinen 
ersten Jahren so charakteristisch ist, spricht sich auch in dem 
Verfahren der Staatsgewalt dieser Epoche den nationalen 
Manufakturen gegenüber aus. Hier haben wir es mit einer 
Erscheinung jener Stimmung dieser Männer zu tun, die L6on 
Cahen so gut charakterisiert hat: ils ne craignaient pas la 
ruine parceque la nation devenue libre disposait selon eux de 
richesses immenses qu'il 6Jait impossible d'ävaluer exactement. 
II y a eu lä comme un phönom&ne de röligiositä, un mouve- 
ment de foi dans la vertu de la France et de libertä" \ 

Hinsichtlich der Versuche, den Arbeitern eine gewisse 
Organisation zu geben, ihre Vertreter in die Administration 
hereinzunehmen, die Ansicht von den Arbeitern als Menschen, 
mit denen die Direktion ihre Verwaltungssorgen brüderlich 
teilen sollte, zu festigen usw., erwiesen sich die Arbeiter selbst 
als nicht energisch und vorbereitet genug, um sich diese Ge- 
schenke des Schicksals zu sichern, — denn hierin ließen sie 



1 Eevne d'hist. moderne et contemporaine, t. IV, p. 353. 



126 132, 

sich von der Revolution treiben, — und nach dem Beginn der 
Thermidorreaktion kehrten sie, wie wir bereits bemerkten, 
ohne die geringsten Spuren eines Kampfes wieder in ihre 
vollständig untergeordnete Lage zurück. Überhaupt dachten, 
auch indem sie materielle Opfer zur Erhaltung der Manu- 
fakturen brachten, die Politiker der Jahre 1793 — 94 an die 
Zukunft; und indem sie den Versuch machten die Stellung 
des Arbeiterpersonals zu heben, gingen sie voran, nicht nur 
weit voran vor ihren zeitgenössischen privaten Unternehmern, 
sondern man kann auch sagen, vor den Arbeitern selbst, für 
deren Vorteil sie sorgten. 

Die Thermidorreaktion und besonders die Epoche des 
Direktoriums sind, auf dem hier uns interessierenden Ge- 
biete, durch das Bestreben gekennzeichnet, die Autorität der 
Administration und die Disziplin unter den Arbeitern aufrecht 
zu erhalten, und dieses Bestreben ist um so bemerkbarer, je 
weniger in Wirklichkeit von Seiten der Arbeiter ein Anlaß 
dazu vorlag, daß eine derartige Tendenz zu Tage trat. Der 
bureaukratische Formalismus wird ebenfalls bemerkbarer, als 
er in den vorhergehenden Jahren war; das polizeiliche Ver- 
dachtssystem, das während des Direktoriums an der Tages- 
ordnung war, wird — in den Städten — ganz besonders auf 
die Arbeiterklasse ausgedehnt, und die Arbeiter der natio- 
nalen Manufakturen bildeten in dieser Beziehung keine Aus- 
nahme 1 . Allein die Regierung der Zeit des Direktoriums 



1 Interessant ist z. B. folgende Geschichte, die sich im Januar 
1798 zugetragen hatte. Der Direktor der Savonnerie hatte den Arbeitern 
gestattet, einen leerstehenden Saal der Anstalt zu ihrer Zerstreuung 
während der freien Zeit zu benutzen. Am 2. Pluviöse (21. Januar), dem 
Tage der Leistung des Schwures, den das Direktorium forderte (aus 
„Haß gegen die königliche Gewalt und gegen die Anarchie"), versammelten 
sich öüe Arbeiter in diesem Saal, um sich etwas die Zeit zu vertreiben. 
Um 7 Uhr aber erschien der Polizeikommissar und forderte die Direk- 
tion auf, der Polizeiverwaltung (bureau central) zu erklären, worin „le 
genre d'amusement qu'elle avait autorise*" bestehe. Der Direktor gab 
eine schriftliche Erklärung, warum den Arbeitern diese harmlosen Zer- 
streuungen gestattet wären (um „entretenir parmi eux l'union et Tin- 
telligence"), und versicherte, daß nur die Verwandten der Arbeiter 
hierzu zugelassen würden und alles unter seiner Aufsicht vor sich gehe 
(le directeur a Toeil ouvert sur la conduite de tous). Es entspann sich 
ein ziemlich lebhafter Schriftwechsel, und aus dem Ministerium (diesmal 
schon aus dem bureau des arts, welches zur Zeit des Direktoriums die 
unmittelbare Verwaltung der Manufakturen innehatte) wurde ein Schrift- 
stück übersandt, in welchem die Direktion darauf hingewiesen wurde, 
es wäre doch besser gewesen, wenn sie, noch bevor sie diese Versamm- 
lungen gestattete der Polizei mitgeteilt hätte, mit welchen Maßnahmen 
der Direktor die Euhe zu sichern gedenke. Der Direktor wird streng 
darauf aufmerksam gemacht, daß „cette r6union ne peut avoir Heu que 
sous sa responsabilite* particuliere et qu'il demeure garant des eVene- 
ments qui pourraient troubler le bon ordre et la tranquillite' publique", 
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fürchtete die Arbeiter eigentlich gar nicht, wie sie z. B. der 
königliche Hof in den ersten Jahren der Revolution gefürchtet 
hatte und bekundete ihnen gegenüber manchmal eine gewisse 
Lässigkeit. Das Personal der nationalen Manufakturen stand 
gerade in jenen Jahren die bittersten Leiden aus und die 
finanzielle Krisis war natürlich ihre hauptsächlichste, aber wohl 
kaum immer die einzige Ursache. Das Ministerium des 
Innern gab in der Periode der vollständigen Entwertung der 
Assignaten und später der Mandate den Arbeitern eine Zu- 
lage nach der anderen, doch blieb diese Hilfe, wie schon ge- 
sagt, in hohem Grade illusorisch und als im Frühling 
(März— April) 1797 die Mandate durch klingende Münze er- 
setzt wurden (die nun seit der Mitte des Jahres 1797 all- 
mählich in Umlauf kam), begann die Regierung systematisch 
die Lohnauszahlung auf Monate hinaus zu verzögern und be- 
zahlte nicht einmal für die Erzeugnisse, die sie gerade in dem 
Jahre in reichlicher Menge für ihre eigenen Bedürfnisse (Ge- 
schenke für die Vertreter fremder Staaten, zur Ausschmückung 
des Palais usw.) den nationalen Manufakturen entnahm. Bei 
allem Mangel an Geldmitteln fanden sich in jenen Jahren bei 
dem Direktorium für vieles, was eher Aufschub gelitten hätte, 
Summen, welche die Ausgaben für die Manufakturen um ein 
Mehrfaches tiberstiegen. 

Natürlich besserte sich die Lage der Arbeiter in den ersten 
Monaten des Konsulates nicht mit einem Male. Für die 
Arbeiter von S&vres kennzeichnete sich die Zeit des Konsulates 
durch eine Katastrophe, die massenweise Entlassung von 
Arbeitern aus Rücksichten der Ökonomie. Im allgemeinen 
aber mußte für die Arbeiter der übrigen nationalen Manu- 
fakturen sowie für die in Sövres verbliebenen eine Epoche, 
die mit der Ordnung der Finanzen begann, eo ipso auch eine 
Zeit der Verbesserung ihrer materiellen Lage sein. Was aber 
die Tendenzen betrifft, mit allen Mitteln die „Disziplin", die 
„Subordination", „die gute Ordnung und Ruhe" usw. aufrecht- 
zuerhalten, so setzte hierin das Konsulat natürlich das Werk 
des Direktoriums fort. 

Die Zeit der Herrschaft der Montagnards erschien dem- 
nach als der einzige Moment in dem ganzen Dezennium, da 
die regierende Gewalt, ohne irgendwie die Arbeiter zu fürchten, 
sich gleichzeitig durchaus aufrichtig wohlwollend, am kon- 
sequentesten demokratisch gegen sie stellt. Sowohl die diesem 
kurzen Momente vorangehende Epoche wie auch die nach- 
folgende verlassen diesen Standpunkt, beide in gleich deut- 
licher Weise. 



und es wird ihm die sorgfältigste Beaufsichtigung empfohlen. (Arch. 
Nat. O 9 907, objets relatifs au directeur personnellement. Rapport prä- 
sente* au Ministre de l'Intärieur, Paris le 9 Pluviöse Tan 6). 
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Dies ist eins von den Ergebnissen, welche auch durch 
die Daten, die sich auf die privaten industriellen Unter- 
nehmungen beziehen, bestätigt werden. In unseren folgenden 
Studien werden wir sehen, daß dies nicht der einzige Schluß 
ist, den wir aus den Dokumenten der nationalen Manufakturen 
gezogen haben, daß er aber zugleich auch einer Bedeutung 
selbst für die Geschichte zahlreicherer Kategorien der 
Arbeiterklasse nicht ermangelt. 
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